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Vorrede. 



In der finanzwissenschaftlichen Litteratur fehlt es bis jetzt noch 
an einer zusammenfassenden Darstellung der finanziellen Entwicklung 
des Reiches. Die bisherigen Schriften über die Reichsfinanzen, 
die grosse Anzahl von Broschüren, die gelegentlich neuer Steuer- 
vorlagen erschienen sind, haben mehr einen praktisch agitatorischen 
Zweck, als die Absicht, an der Hand der in den amtlichen Mate- 
rialien veröffentlichten Zahlen ein Bild der Finanzen zu geben, oder 
sie befassen sich mehr mit der staatsrechthchen als der finanz- 
wirthschaffclichen Seite. So weit mir bekannt, ist nach dieser Richtung 
ausser dem Aufsatze von Adolf Wagner über „Das Reichsfinanz- 
wesen" in Holtzendorff's Jahrbuch des Deutschen Reiches 1871 
Seite 581—645 und desselben Jahrbuch 1874 Seite 61—252 und dem 
Aufsatze von Georg von Mayr, Handwörterbuch der Staatsw. 
Band 5 Seite 384—402, nichts erschienen. 

Die vorliegende Arbeit will nun kurz, im wesentlichen nur unter 
Benutzung der amtlichen Materialien, hauptsächlich der stenogra- 
phischen Berichte und Drucksachen des Reichstages, versuchen, zu 
zeigen, wie sich Ausgaben und Einnahmen des Deutschen Reiches von 
1872 bis 1899 gestaltet haben. Es ist nicht beabsichtigt, eine voll- 
ständige und ausführliche Darstellung des Etats in allen seinen 
Theilen bis ins Einzelne zu geben, auch nicht, die Kämpfe zu 
schildern, die sich an die Bewilligung einer grossen Anzahl von Aus- 
gaben und Einnahmen in den verschiedenen Jahren geknüpft haben. 
Wohl hätte es seinen grossen Reiz gehabt, diesen Kämpfen nach- 
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zugehen, die Stellung der Parteien zu den einzelnen Massnahmen 
der Regierungen zu beleuchten, auch den Einfluss der Einzelstaaten 
auf das Reich, sowie des Reichs auf die Einzelstaaten klar zu legen. 
Allein dazu hätte der enge Rahmen nicht gereicht. Eine solche 
wirkliche Geschichte auch der Finanzpolitik zu geben, dazu bedürfte 
es auch der Unterstützung aller derer, die während des abgelaufenen 
Menschenalters auf die Gestaltung der Reichsfinanzen einen Einfluss 
gehabt. Ebensowenig kann hier eine umfassende Darlegung der 
Verwaltungsgrundsätze erfolgen, wie sie in den Verhandlungen der 
Budget- und Rechnungskommission und dem Plenum des Reichs- 
tages von den verbündeten Regierungen zum Ausdrucke gekommen 
sind. Das Ziel, das ich mir gesteckt habe, war, innerhalb des kleinen 
Rahmens ein Bild davon zu geben, welche Aufgaben sich das Reich 
seit seiner Wiederaufrichtung gestellt, welche Mittel es zur Befriedigung 
der Zwecke, die es sich gesetzt, aufgewendet, und wie es sich die 
Mittel hierfür beschafft hat. Ich würde das Ziel für erreicht halten, 
wenn die nachfolgende Darstellung in das Verständniss des Reichs- 
haushalts einzuführen vermöchte. 

Berlin im Oktober 1899. 

Der Verfasser. 
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Einleitimg. 



Beinahe ein Menschenalter ist verflossen, seit das Deutsche 
Reich im nationalen Kampfe gegen den Feind auf den Schlacht- 
feldern Frankreichs seine Einheit errungen und die im blutigen 
Ringen gewonnene Einheit mit Werken des Friedens ausgebaut hat. 
In Versailles freilich fand nur seinen Abschluss, was vier Jahre 
vorher mit der Begründung des Norddeutschen Bundes begonnen. 
In der EröflEnungsrede zum konstituirenden Reichstage hiess es, 
„der vorzulegende Verfassungsentwurf muthet der Selbständigkeit 
der Einzelstaaten zu Gunsten der Gesammtheit nur diejenigen Opfer 
zu, welche unentbehrlich sind, um den Frieden zu schützen, die 
Sicherheit des Bundesgebietes und die Entwickelung der Wohlfahrt 
seiner Bewohner zu gewährleisten." Zu diesem Zwecke hatten sich 
die Regierungen über eine Anzahl bestimmter und begrenzter, aber 
praktisch bedeutsamer Einrichtungen verständigt, „welche ebenso 
im Bereich der unmittelbaren Möglichkeit, wie des zweifellosen 
Bedürfuisses liegen." 

Schon damals war die Aufnahme der süddeutschen Staaten 
in den Norddeutschen Bund vorgesehen, und zwar dem freien 
Uebereinkommen beider Theile vorbehalten. Als gemeinsames Ziel 
wurde hingestellt „die Erhaltung des Zollvereins, die gemeinsame 
Pflege der Volkswirthschaft, die gemeinsame Verbürgung für die 
Sicherheit des deutschen Gebietes". Es galt damals, den günstigen 
Moment zur Errichtung des Gebäudes nicht zu versäumen. Der 
vollendetere Ausbau sollte dann getrost dem ferneren vereinten 
Wirken der deutschen Fürsten und Volksstämme überlassen bleiben. 
Jetzt, nach mehr als einem Vierteljahrhundert, ist es wohl an der 
Zeit, zu prüfen, was von den Aufgaben erfüllt, welche Ausgaben das 
Deutsche Reich für die Erfüllung seiner Zwecke gemacht, und auf 
welche Weise es sich die Mittel hierfür beschafft hat. 
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Staatsrechtliche Grundlagen der 
Finanzwirthschaft. 

Die Grundlage für die ganze Finanzwirthschaft des Reiches 
bilden Art. 4, 35, 70—73 der Verfassung des Deutschen Reiches. 
Die Zwecke, welche das Reich zu verwirklichen und für welche es 
die Mittel aufzuwenden hat^ bestimmt Art. 4: 

Der Beaufsichtigung Seitens des Reichs und der Gesetz- 
gebung desselben unterliegen die nachstehenden Angelegen- 
heiten : 

1. Die Bestimmungen über die Freizügigkeit, Heimaths- und 
Niederlassungs -Verhältnisse , Staatsbürgerrecht , Passwesen 
und Fremdenpolizei und über den Gewerbebetrieb, ein- 
schliesslich des Versicherungswesens, soweit diese Gegen- 
stände nicht schon durch den Artikel 3' dieser Verfassung 
erledigt sind, in Bayern jedoch mit Ausschluss der Heimaths- 
und Niederlassungsverhältnisse, desgleichen über die Koloni- 
sation und die Auswanderung nach ausserdeutschen Ländern; 

2. die Zoll- und Handelsgesetzgebung und die für die Zwecke 
des Reichs zu verwendenden Steuern; 

3. die Ordnung des Maass-, Münz- und Gewichtssystems, nebst 
Feststellung der Grundsätze über die Emission von fundirtem 
und unfundü'tem Papiergelde; 

4. die aUgemeinen Bestimmungen über das Bankwesen; 

5. die Erfindungspatente; 

6. der Schutz des geistigen Eigenthums; 

7. Organisation eines gemeinsamen Schutzes des Deutschen 
Handels im Auslande, der Deutschen Schifffahrt und ihrer 
Flagge zur See und Anordnung gemeinsamer konsularischer 
Vertretung, welche vom Reiche ausgestattet wird; 

8. das Eisenbahnwesen, in Bayern vorbehaltlich der Bestim- 
mung im Art. 46, und die Herstellung von Land- und Wasser- 
strassen im Interesse der Landesvertheidigung und des all- 
gemeinen Verkehrs; 

9. der Flösserei- und Schifffahrtsbetrieb auf den mehreren 
Staaten gemeinsamen Wasserstrassen und der Zustand der 
letzteren, sowie die Fluss- und sonstigen Wasserzölle; des- 
gleichen die Seeschifffahrtszeichen (Leuchtfeuer, Tonnen, 
Baken und sonstige Tagesmarken); 

10. das Post- und Telegraphenwesen, jedoch in Bayern und 
Württemberg nur nach Massgabe der Bestimmung im 
Art. 52; 
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11. Bestimmungen über die wechselseitige Vollstreckung von 
Erkenntnissen in Civilsachen und Erledigung von Requi- 
sitionen überhaupt; 

12. sowie über die Beglaubigung von öflfentlichen Urkunden; 

13. die gemeinsame Gesetzgebung über das gesammte bürger- 
liche Recht, das Strafirecht und das gerichtliche Verfahren; 

14. das Militärwesen des Reichs und die Kriegsmarine; 

15. Massregeln der Medizinal- und Veterinärpolizei; 

16. die Bestimmungen über die Presse und das Vereinswesen. 

Die Deckung für die Ausgaben, welche zur Ausführung dieser 
im Artikel 4 bezeichneten Aufgaben erforderlich sind, findet das 
Reich auf den durch Art. 35 vorgeschriebenen Wegen : 

„Das Reich ausschliesslich hat die Gesetzgebung über das 
gesammte Zollwesen, über die Besteuerung des im Bundes- 
gebiete gewonnenen Salzes und Tabacks, bereiteten Brannt- 
weins und Bieres und aus Rüben oder anderen inländischen 
Erzeugnissen dargesteUten Zuckers und Syrups, über den gegen- 
seitigen Schutz der in den einzelnen Bundesstaaten erhobenen 
Verbrauchsabgaben gegen Hinterziehungen, sowie über die 
Massregeln, welche in den Zollausschlüssen zur Sicherung der 
gemeinsamen Zollgrenze erforderlich sind. In Bayern, Württem- 
berg und Baden bleibt die Besteuerung des inländischen Brannt- 
weins und Bieres der Landesgesetzgebung vorbehalten. Die 
Bundesstaaten werden jedoch ihr Bestreben darauf richten, eine 
Uebereinstimmung der Gesetzgebung über die Besteuerung auch 
dieser Gegenstände herbeizuführen." 

Für die Ordnung des Reichsfinanzwesens geben die Artikel 69 
bis 73 die nöthigen Vorschriften: 

Art. 69. „Alle Einnahmen und Ausgaben des Reiches 
müssen für jedes Jahr veranschlagt und auf den Reichshaus- 
halts -Etat gebracht werden. Letzterer wird vor Beginn des 
Etatsjahres nach folgenden Grundsätzen durch ein Gesetz fest- 
gestellt. 

Art. 70. Zur Bestreitung aller gemeinschaftlichen Ausgaben 
dienen zunächst die etwaigen Ueberschüsse der Vorjahre, so- 
wie die aus den Zöllen, den gemeinschaftlichen Verbrauchs- 
steuern und aus dem Post- und Telegraphenwesen fliessenden 
gemeinschaftlichen Einnahmen. Insoweit dieselben durch diese 
Einnahmen nicht gedeckt werden, sind sie, so lange Reichs- 
steuern nicht eingeführt sind, durch Beiträge der einzelnen 
Bundesstaaten nach Massgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, 
welche bis zur Höhe des budgetmässigen Betrages durch den 
Reichskanzler ausgeschrieben werden. 



— 4 - 

Art. 71. Die gemeinschaftlichen Ausgaben werden in der 
Regel für ein Jahr bewilligt, können jedoch in besonderen 
Fällen auch fiir eine längere Dauer bewilligt werden. 

Während der im Artikel 60 normirten Uebergangszeit ist 
der nach Titeln geordnete Etat über die Ausgaben für das 
Heer dem Bimdesrathe und dem Reichstage nur zur Kenntniss- 
nahme imd zur Erinnerung vorzulegen. 

Art 72. Ueber die Verwendung aller Einnahmen des Reichs 
ist durch den Reichskanzler dem Bundesrathe imd dem Reichs- 
tage zur Entlastung jährlich Rechnung zu legen. 

Art. 73. In FällöQ eines ausserordentlichen Bedür&dsses 
kann im Wege der Reichsgesetzgebung die Aufnahme einer 
Anleihe, sowie die Uebemahme einer Garantie zu Lasten des 
Reichs erfolgen." 

„Auf die Ausgaben für das Bayerische Heer finden die Artikel 
69 und 71 nach Massgabe der in der Schlussbestinmiung zum 
XL Abschnitt erwähnten Bestinunungen des Vertrages vom 
23. November 1870 und des Art. 72 nur insoweit Anwendung, als 
dem Bundesrathe und dem Reichstage die Ueberweisung der für 
das Bayerische Heer erforderlichen Summe an Bayern nach- 
zuweisen ist." 

Hervorgegangen sind diese Bestimmungen aus der Vorlage, die 
das Präsidium des Norddeutschen Bundes dem konstituirenden 
Reichstage des Norddeutschen Bundes machte. Der Aufwand für 
das Militärwesen wurde damals in dem Art. 58 des Entwurfs auf 
225 Thaler pro Kopf der Friedensstärke des Heeres festgesetzt Zur 
Bestreitung dieser und aller anderen gemeinschaftlichen Ausgaben 
sollten zunächst die aus den Zöllen, den gemeinschaftlichen Steuern 
und dem Post- und Telegraphenwesen fliessenden gemeinschaftlichen 
Einnahmen nach Art. 66 des Entwurfs dienen. Soweit die Ausgaben 
nicht durch diese Einnahmen gedeckt würden, sollten sie durch 
Beiträge der einzelnen Bundesstaaten nach Massgabe ihrer Bevölke- 
rung aufgebracht werden, und dem Präsidium die Befugniss zu- 
stehen, diese Beiträge nach dem Bedarfe auszuschreiben.') 

Diese Bestimmungen der Vorlage erfuhren die herbste Kritik 
des damaligen Abgeordneten Miquel. Er bezeichnete diese Art der 
Lastenvertheilung, wie sie der Entwurf vorgeschlagen hatte, als eine 
solche, die allen Grundsätzen der Volkswirthschaft geradezu ins 
Gesicht schlage.^) Der Bund verweise im wesentlichen zurück ins 



^) Drucks. No. 10 des konst. Eeichst. des Nordd. Bandes 1867. 
2) Stenogr. Ber. des konst. Reichst S. 114. 
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Mittelalter zu den ersten Anfängen der Steuergesetzgebung, er führfe 
die Kopfsteuer ein, und damit sei das Steuersystem des Bundes 
eigentlich verworfen. „Eine Umlage, welche 100000 Bremer gleich- 
massig trifft wie 100000 Bewohner des Thüringer Waldes kann 
unmöglich die dauernde Basis des Steuersystems des Bundes sein." 

Der Bund bedürfe einer Reichssteuer, die allein die Lasten 
gleiohmässig vertheilen könne, sie erst begründe eine volle wirth- 
schafthche Einheit der Nation. Weiterhin wandte er sich gegen die 
Ausschliessung des Parlamentes von der Mitbestimmung der Aus- 
gaben und brachte seine Abänderungsanträge ein, die, vom Reichs- 
tage angenommen, im wesentlichen als die vorhin angeführten 
Art. 69 — 73 in der Verfassung stehen. Dem Reichstage wurde auf 
diese Weise das Budgetrecht, die Mitwirkung an der jährlichen 
Feststellung der Matrikularbeiträge zugestanden, und die ganze 
Finanzgebahrung des Bundes und des Reiches hat damit den 
Charakter erhalten, der ihr trotz der Franckensteinschen Klausel bis 
heute geblieben ist. 

Die eigentliche Entwickelung des Finanzwesens wird am besten 
veranschaulicht, indem zunächst rein statistisch von Jahr zu Jahr 
die Ausgaben und Einnahmen des Reichs aufgeführt werden. Aus 
der vollständigen Uebersicht ist am bequemsten das Wachsen der 
Aufgaben und damit auch der Ausgaben des Reiches zu ersehen, 
und ebenso erhellt am leichtesten die Art und Weise, wie diese 
Ausgaben von Jahr zu Jahr ihre Deckung gefunden haben. Einzelne 
Ausgabe- und Einnahmeposten, die von einem Jahr zum andern 
sich sehr stark verändern, sei es nach oben oder unten hin, werden 
aus den Gesammtzahlen herauszugreifen und des Näheren zu er- 
läutern sein. 

Die als Anlage folgenden Tabellen geben eine vollständige 
Uebersicht der fortdauernden Ausgaben und Einnahmen nach den 
einzelnen Kapiteln des Etats, wie er sich nach Angaben der all- 
gemeinen Rechnung über den Reichshaushalt in den einzelnen 
Jahren gestellt hat. Es ist zu bemerken, dass die Ausgaben und 
Einnahmen bei den Kapiteln in Ansatz gebracht sind, bei denen sie 
der Etat von 1899/19000 aufführt, gleichviel, ob sie in den* einzelnen 
Etatsperioden an anderer Stelle aufgeführt sind oder nicht. 



1) Nach der jetzigen BeneDnung „Bechnongsjahr 1899''. 
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A. Der Finanzbedarf des Reiches. 

I. Aufwand für den Personalbedarf des Reiches. 

Der Etat konnte nicht von vornherein dieselbe Anzahl von 
Kapiteln und Titeln haben, die er jetzt gewonnen hat, da ihre Zahl 
sich im Laufe der Jahre mit den Zwecken und Leistungen des 
Reiches vermehrt hat, und auch gemäss der Erweiterung der Reichs- 
aufgaben die Zahl der Reichsbehörden und der Reichsbeamten eine 
grössere geworden ist. 

Die erste Behörde des Deutschen Reiches war das Reichs- 
kanzleramtj das aus dem Bundeskanzleramt des Norddeutschen 
Bundes in das neue Reich übergegangen war. Diese Bezeichnung 
als Reichskanzleramt erhielt es durch Erlass des Kaisers vom 
12. Mai 1871 (Reichsgesetzbl. S. 102). Der Geschäftsumfang des Reichs- 
kanzleramtes erstreckte sich auf drei Kategorien von Aufgaben:*) 

a) Die Verwaltung der Angelegenheiten, welche zu Gegen- 
ständen der Bundesverwaltung geworden waren (un- 
mittelbare Bundesverwaltung) ; 

b) die Beaufsichtigung der Selbstverwaltung der Einzelstaaten; 

c) die Bearbeitung der übrigen Regierungsgeschäfte , ins- 
besondere die Vorbereitung von Gesetzentwürfen, der geschäft- 
liche Verkehr mit dem Bundesrath und Reichstag, die Wahr- 
nehmung der handelspolitischen Interessen bei Verhandlungen 
mit auswärtigen Staaten über Handels-, Zoll-, Schiffahrts- 
verträge, Aufstellung des Reichshaushaltsetats und Führung 
der Finanzwirthschaft des Reiches. 

Neben der Zentralabtheilung gab es für die eigene Verwaltung 
des Reiches nur zwei Ressorts: Post und Telegraphie, die zwei 
besondere Abtheilungen (I u. 11) neben den übrigen Geschäften, 
welche unter dem Namen Zentralabtheilung zusammengefasst waren, 
unter der Bezeichnung „Generalpostamt" und „General -Direktion 
der Telegraphen" bildeten. 

Infolge der Erwerbung des Reichslandes und der dem Reichs- 
kanzler zugewiesenen Leitung der Landesverwaltung wurde eine 
neue Abtheilung (III) für Elsass - Lothringen gebildet und endlich 
seit dem 1. Januar 1875 nach vorheriger Genehmigung im Reichs- 
haushaltsetat eine vierte Abtheilung unter der Bezeichnung „Reichs- 
justizamt" errichtet. 

An der Spitze des Reichskanzleramtes stand ein Präsident, 
gewissermassen als ständiger Vertreter des Reichskanzlers; an der 
Spitze jeder Abtheilung ein Direktor. Die Geschäftsvertheilung 

1) s. Lab and, Staatsrecht des Deutschen Reiches. 1895 Bd. I, S. 343 ff. 
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hatte mehr einen technischen Charakter, als einen staatsrecht- 
lichen^ Die in diesen Abtheilungen thätigen Beamten waren 
gewissermassen die technischen Gehilfen des Reichskanzlers. 

Geändert wurde dieses System dadurch, dass das durch Gesetz 
vom 27. Juni 1873 errichtete „Reichseisenbahnamt" nicht dem Reichs- 
kanzleramt eingeghedert, sondern als eine besondere oberste Reichs- 
behörde neben dasselbe gestellt wurde, wie von Anfang an das aus- 
wärtige Amt und die Admiralität dem Reichskanzleramte neben- 
geordnet waren. Sodann wurde durch die Verordnung vom 
'22. Dez. 1875 (Reichsgesetzbl. S. 379) vom I.Jan. 1876 die Post- 
und Telegraphenverwaltung aus dem Ressort des Reichskanzler- 
amtes ausgeschieden, dessen erste und zweite Abtheilung mithin 
fortfielen, und eine selbständige oberste Reichsbehörde gebildet. 
Dasselbe geschah vom 1. Jan. 1877 an mit der Abtheilung für 
Elsass-Lothringen und mit dem „Reichsjustizamt"; femer im Jahre 
1879 mit der Verwaltung der Reichseisenbahnen und mit der Reichs- 
finanzverwaltung, für welche besondere oberste Behörden unter dem 
Titel „Reichsamt für die Verwaltung der Reichseisenbahnen" und 
„Reichsschatzamt" gebildet worden sind. Der dem Reichskanzler- 
amte noch übrig gebliebene Theil der Verwaltung, der sich dann 
infolge der Gewerbe- und Wirthschaftsgesetzgebung im Einzelnen 
weiter entwickelt hatte, umfasste nur noch solche Angelegenheiten, 
die sonst dem Ministerium des Innern zufallen, und erhielt durch 
Erlass vom 24. Dez. 1879 den Namen „Reichsamt des Innern". Die 
Chefs dieser zu selbständigen Aemtern gewordenen Abtheilungen 
führen überwiegend den Amtstitel „Staatssekretär" und üben im 
wesentlichen die Befugnisse aus, die entsprechend den Ministern in 
andern Staaten zustehen. Allerdings haben sie .keine selbständige 
politische Verantwortlichkeit gegenüber dem Parlamente, dem Reichs- 
tage. Diese hat vielmehr allein der Reichskanzler, der nach dem 
Ausdrucke Labands über ihnen als Oberminister gebietet. 

Im Jahre 1888 fand auch eine Neuorganisation der obersten 
Marinebehörden statt. Es wurden die Funktionen des Oberbefehls- 
habers und des obersten Verwaltungschefs der Marine getrennt, weil 
nach der in einer Denkschrift ^ gegebenen Begründung der Umfang 
der Geschäfte für einen Mann zu gross werden würde, und weil bei 
einer etwaigen Mobilmachung die militärischen Aufgaben der Marine 
bei gleichzeitiger Vermehrung des Personals und der in Dienst be- 
findUchen Schiffe die Trennung des Oberbefehls von der Verwaltung 
zu einem unabweisbaren Bedürfniss werde. Es sollte also dem Ober- 
kommando die Sicherstellung der militärischen Leistungen der Marine 
zufallen, während der Marinesekretär die, Mittel bereitzustellen habe. 



1) Drucks, des Keichst 1888/89 Nr. 116 Anlage lY. 
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Durch Allerhöchste Verordnung vom 17. März 1899 ist jetzt die 
Organisation des Marineamts geändert, indem das Marineober- 
kommando in Fortfall kommt und die Admiralsstabsabtheilung 
dieser Behörde selbständig wird. Als Motiv zu dieser Aenderung 
gab der Staatssekretär v. Tirpitz an, dass die Befehlsverhältnisse im 
Kriege die Selbständigkeit vor dem Feinde forderten. Eine Zwischen- 
instanz zwischen der zentralen Kriegsleitung und diesen vor dem 
Feinde stehenden Befehlshabern würde nur schädlich wirken. Sollten 
besondere Befehle gegeben werden, so gingen diese am besten vom 
Kaiser aus.O 

Die Entwicklung dieser Aemter spiegelt sich am besten wieder 
in dem Besoldungsaufwand, der von 1871 bis zum Abschluss der 
Entwicklun'g nothwendig wurde. Es seien darum hier die Zahlen 
für den im Reiche erforderlichen Personalaufwand von 1871, von 
1879/80 gegeben und zum Vergleiche auch die Summen mit auf- 
geführt, die die Besoldungen für das Jahr 1897/98 erforderlich 
machten.^) 

1871. 

Reichskanzleramt 

Besoldungen . 212 086 Mk. 

Andere persönliche Ausgaben 22 563 „ 

Normalaichungskommission : 

Besoldungen der pensionsberechtigten Beamten 8 400 „ 

Remuneration für das HiKspersonal 7 532 „ 

Verwaltung der Bundesschuld 4650 „ 

Pensionen für die Angehörigen der vorm. schleswig- 
holsteinischen Armee 757 077 „ 

Bundesamt für das Heimathwesen 5 875 „ 

Reichstag. 

Bureau 32887 

Stenographie 25 647 






Auswärtiges Amt. 

Besoldungen 293 907 „ 

Andere persönliche Ausgaben 54 849 „ 

Kurier- und Reisekosten 207315 „ 

Vermischte Ausgaben (Unterstützungen für hilfsbe- 
dürftige Reichsangehörige, Remunerationen für 
Unterbeamte und extraordinäre Hilfsarbeiter . 183 747 „ 
Zur einmaligen Unterstützung pensionirter Beamter 2844 „ 

») Marineverordnungsblatt 1899 No. 6. Stenogr. Ber. des Reichst. 1898—99. 
Sitzung vom 21. März 1899, S. 1665 C. 

2) Nach der allgemeinen Eechnung für den Eeichshaashalt der betreffenden Jahre. 
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Zu ausserordentlichen Remunerationen und Unter- 
stützungen an Beamte des auswärtigen Amts 

und der Gesandtschaften 9 000 Mk. 

Besoldungen der Gesandten 1560118 

Reisekosten und Diäten der gesandtschaftl. Beamten 60943 
Konsulate (Generalkonsuln, Konsuln, Vizekonsuln) 854843 
Zu ausserordentlichen Unterstützungen für die Kon- 
sulatsbeamten 3000 

Zu Unterstützungen für hilfsbedürftige Reichsange- 
hörige im Auslande 31561 

Rechnungshof. 

Besoldungen 169500 

Andere persönliche Ausgaben 6 900 

Reichsoberhandelsgericht. 

Besoldungen 170405 

Andere persönliche Ausgaben 3 648 

Reise- und Umzugskosten (einmalig) 17 886 

Betriebsverwaltungen. 

Generalpostamt: Besoldungsfonds 359886 

Dispositionsfonds 63891 

Oberpostdirektionen: Besoldungsfonds 1608474 

Dispositionsfonds zur Remuneration von Hilfs- 
arbeitern, Diätar-, Bureau- und Rechnungs- 
beamten u. s. w 231 963 

Andere persönliche Verwaltungsausgaben ... 2 104 575 

Betriebsausgaben: 

Besoldungen und Remunerationen 22348724 

Besoldungen für Landbriefträger 4250424 

Andere persönliche Ausgaben 3664938 

Bundesgesetzblatt und Zeitungsdebit: 

Besoldungsfonds 166735 

Andere persönliche Ausgaben 11 710 

Telegraphen Verwaltung (des Norddeutschen 
Bundes) : 

Betriebsausgaben 4113710 

Verwaltungsausgaben 642815 

Pensionen. 
Für die Zivilverwaltung 27224 „ 

runde Summe 44 300 000 Mk. 
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1879—80. 

Reichskanzler und Reichskanzlei. 

Besoldungen 74051 Mk. 

Wohnungsgelder 16^ „ 

Andere persönliche Ausgaben 1 600 „ 

Reichskanzleramt (Reichsamt des Innern). 

Besoldungen 310251 „ 

Wohnungsgelder 44191 „ 

Andere persönliche Ausgaben 28704 „ 

Reichskommissariate : 

Für Ueberwachung des Auswandererwesens . . 16489 „ 

Reichsschulkommission 2701 „ 

Technische Kommission für Seeschiffahrt ... 3 611 „ 
Steuermanns-, Schifferprüfungswesen u. Schiffs- 
vermessungswesen 16 264 „ 

Bundesamt für das Heimathwesen: 

Besoldungen 27 000 „ 

Wohnungsgelder 2700 „ 

Entscheidende Disziplinarbehörden, Remunerationen . 5 964 „ 
Behörden für die Untersuchung von Seeunfallen 

(inkl. sächlicher Ausgaben) 29714 „ 

Statistisches Amt. 

Besoldungen 98190 „ 

Wohnungsgelder 14610 „ 

Andere persönliche Ausgaben 51 101 „ 

Normalaichungskommission. 

Besoldungen 34860 „ 

Wohnungsgelder 4942 „ 

Andere persönliche Ausgaben 19250 „ 

Gesundheitsamt. 

Besoldungen 60000 „ 

Wohnungsgelder 8372 „ 

Andere persönliche Ausgaben 17818 „ 

Patentamt. 

Besoldungen 205920 „ 

Wohnungsgelder 24270 „ 

Andere persönliche Ausgaben 60308 „ 

Reichstag. 

Bureau: Besoldungen 44360 „ 

Wohnungsgelder 6340 „ 

Andere persönliche Ausgaben 70473 „ 

Bibliothek: Bibliothekargehalt 5000 „ 

Wohnungsgeld 900 » 
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Auswärtiges Amt. 

Besoldungen 550790 Mk. 

Wohnungsgelder 84276 „ 

Andere persönliche Ausgaben 124555 „ 

Gesandtschaften 2 156 495 „ 

Remunerationen und Diäten 119551 „ 

Konsulate (Generalkonsulate, Konsulate, Vizekons.) . 1360964 „ 

Remunerationen und Diäten 271 831 „ 

Dispositionsfonds 47 077 „ 

Zu ausserordentlichen Remunerationen und Unter- 
stützungen 21000 „ 

Reichsjustizverwaltung. 

Reichsjustizamt : 

Besoldungen 149 416 „ 

Wohnungsgelder 18520 „ 

Andere persönliche Ausgaben ....... 24935 „ 

Reichsoberhandelsgericht (1. April— 1. Okt. 1879): 

Besoldungen 167 325 „ 

Wohnungsgelder 15381 „ 

Andere persönliche Ausgaben 4329 „ 

Reichsgericht (1. Oktober 1879—31. März 1880): 

Besoldungen 503 025 „ 

Wohnungsgelder 40050 „ 

Andere persönliche Ausgaben : 8459 „ 

Reichs Schatzamt. 

Besoldungen 227545 „ 

Wohnungsgelder 37024 „ 

Andere persönliche Ausgaben 14338 „ 

Reichskommissariate : 

Kontrolle der Zölle und Verbrauchssteuern, Zoll-, 
Steuerrechnungsbureau des Reichsschatzamts, 

Besoldungen etc 399038 „ 

Reichseisenbahnamt. 

Besoldungen 146650 

Wohnungsgelder 23100 

Andere persönliche Ausgaben 9646 „ 

Reichskanzleramt für Elsass-Lothringen 

bezw. Reichsamt für die Verwaltung der Reichseisenbahnen. 

Besoldungen 96174 „ 

Wohnungsgelder 14 600 „ 

Andere persönliche Ausgaben 6000 ^^ 



11 
11 
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Reichsschuld. 
Verwaltung 12500 Mk. 

Rechnungshof des Deutschen Reiches. 

Besoldungen 375749 „ 

Wohnungsgelder 52551 „ 

Andere persönliche Ausgaben 12000 „ 

Reichsinvalidenfonds. 

Besoldungen 47200 „ 

Wohnungsgelder 6200 „ 

Andere persönliche Ausgaben 780 „ 

Für die Verwaltung der Invalidensachen infolge des 

Krieges 1870/71 54862 „ 

Betriebsverwaltungen. 

Post und Telegraphier 

Besoldungen (Zentralbehörde, Oberpostdirektio- 
nen, Post- und Telegraphenämter) .... 47798726 „ 

Wohnungsgelder 7241700 „ 

Andere persönliche Ausgaben 15507 633 „ 

Verwaltung der Eisenbahnen: 

Besoldungen 6726000 „ 

Andere persönliche Ausgaben 2806000 „ 

Reichsdruckerei : 

Besoldungen 48700 „ 

Wohnungsgelder 6600 „ 

Andere persönliche Ausgaben 804200 „ 

Pensionen der Zivilverwaltung. 
Pensionen, Unterstützungen, Wartegelde r 251 133 „ 

runde Summe 89700000 Mk. 

1897— 9a 

Reichstag. 
Bureau: 

Besoldungen 71 280 Mk. 

Wohnungsgelder 11640 

Andere persönliche Ausgaben 130319 

Bibliothek : 

Besoldungen 17700 „ 

Wohnungsgeld 3600 „ 

Reichskanzler und Reichskanzlei. 

Besoldungen 106340 „ 

Wohnungsgelder 6600 „ 

Andere persönliche Ausgaben 2550 „ 



11 
11 
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Auswärtiges Amt. 

Besoldungen 1066647 Mk. 

Wohnungsgeld 166 270 „ 

Andere persönliche Ausgaben 329871 „ 

Gesandtschaften : 

Besoldungen ; 2764859 „ 

Remunerationen und Diäten 173449 „ 

Für land- und forstwirthschafü. Sachverständige 93 945 „ 

Konsulate : 

Besoldungen 2 671778 „ 

Zu Remunerationen und Diäten an nicht fest 
angestellte Beamte und Unterbediente, sowie 

zu Stellvertretungskosten 569720 „ 

Tagegelder und Fuhrkosten 141 278 „ 

Ausserordentliche Remunerationen 38000 „ 

Kolonialverwaltung: Besoldungen u. Wohnungsgeld 162803 „ 

Schutzgebiete: Persönliche Ausgaben 34500 „ 

Reichsamt des Innern. 

Besoldungen 559 970 „ 

Wohnungsgeld 78060 „ 

Andere persönliche Ausgaben 92408 „ 

Reichskommissariate : 

Zur üeberwachung des Auswandererwesens . . 17082 „ 

Reichsschulkommission 4370 „ 

Technische Kommission für Seeschiffahrt ... 5 653 „ 
Maschinisten-, Steuermanns- und Schiffei'prü- 

fungswesen 17817 

Kommission für Arbeiterstatistik 1735 

Kosten aus Anlass der Einberufung des Börsen- 
ausschusses 12456 „ 

Bundesamt für das Heimathwesen: 

Besoldungen 28000 „ 

Wohnungsgeld 2700 „ 

Schiffsvermessungsamt : 

Besoldungen 20600 „ 

Wohnungsgeld 3 240 „ 

Entscheidende Disziplinarbehörden: Besoldungen . . 5 219 „ 
Behörden zur Untersuchung von Seeunfallen inkl. 

sächlicher Ausgaben 31 378 „ 

Statistisches Amt: 

Besoldungen 536292 „ 

Wohnungsgeld 105 532 „ 

Andere persönliche Ausgaben 194729 „ 



15 
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Normalaichungstommission : 

Besoldungen 76650 Mfc. 

Wohnungsgeld 15060 „ 

Andere persönliche Ausgaben 25 722 „ 

Gesundheitsamt 

Besoldungen. 164120 „ 

Wohnungsgeld 28687 „ 

Andere persönliche Ausgaben 38530 „ 

Patentamt: 

Besoldungen 944994 „ 

Wohnungsgeld 162310 „ 

Andere persönliche Ausgaben 252 932 „ 

Reichs versieh oruDgsamt : 

Besoldungen 824298 „ 

Wohnungsgold 155853 „ 

Andere persönliche Ausgaben , 263485 „ 

Physikalisch-technische Reichsanstalt : 

Besoldungen 125 991 „ 

Wohnungsgold 15 304 „ 

Andere persönliche Ausgaben 46654 „ 

Kanalamt: 



Hauptverwaltung 75237 

Bauverwaltung . 86038 

Betriebsverwaltung 291 593 

Wohnungsgelder 32407 

Andere persönliche Ausgaben 442491 

Reichsjustizamt. 

Besoldungen 201075 

Wohnungsgeld 25380 

Andere persönliche Ausgaben 33 944 

Reichsgericht. 

Besoldungen 1339301 

Wohnungsgeld 112 185 

Andere persönliche Ausgaben 51 051 

Reichs Schatzamt 

Besoldungen 358 515 

Wohnungsgeld '. . . . 48915 

Andere persönliche Ausgaben 21 593 

Kontrolle der Zölle und Verbrauchssteuern .... 439867 

Zoll- und Steuerrechnungsbureau 25 614 



1J 



1» 



11 
11 
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Reichs eis enb ahn amt. 
Besoldungen 230556 Mk. 

Wohnungsgeld 35 640 „ 

Andere persönliche Ausgaben 13 133 „ 

Reichsschuld. 
Vergütung an Preussen für die Verwaltung der Reichs- 
schulden 126800 

Rechnungshof. 

Besoldungen 657070 

Wohnungsgeld 80008 „ 

Andere persönliche Ausgaben 30251 „ 

Pensionen. 
Für die Zivilverwaltung 1423 748 „ 

Verwaltung des Reichsinvalidenfonds. 

Besoldungen. 66100 

Wohnungsgeldzuschüsse 7560 

Andere persönliche Ausgaben . . ' . . . . . . . 400 „ 

Für die Bearbeitung der Invalidensachen in Folge des 

Krieges von 1870/71 65752 „ 

Reichspost- und Telegraphenverwaltung. 

Zentralverwaltung : 

Besoldungen 1523 021 „ 

Wohnungsgeld 269 134 „ 

Andere persönliche Ausgaben 229643 „ 

Betriebsverwaltung : 

Besoldungen 110463 924 „ 

Wohnungsgeld 16 291 705 „ 

Andere persönliche Ausgaben 65 436 849 „ 

Reichsdruckerei. 
Besoldungen 206 600 „ 

Wohnungsgeld 37 320 „ 

Andere persönliche Ausgaben 1902291 „ 

Eisenbahn Verwaltung. 
Zentralverwaltung : 

Besoldungen 63 150 „ 

Wohnungsgeld 9660 „ 

Andere persönliche Ausgaben 14037 „ 

Betriebsverwaltung : 

Besoldungen 11564 056 „ 

Wittwen- und Waisengelder 246 870 „ 

Andere persönliche Ausgaben . . . . . . 8 803 896 „ 

runde Summe 236 705 OÜO Mk. 
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Die aus vorstehender Uebersicht erkennbare Ausgabesteigerung 
ist naturgemäss veranlasst durch die mit dem wachsenden Umfang 
der einzelnen Verwaltungszweige sich nothwendig steigernde Zahl 
der Beamten. 

Ihre genaue Zahl ist nur selten festgestellt. Solche Feststellungen 
finden sich später nur bei Gelegenheit der Vorlagen über die Besol- 
dungsaufbesserungen, um den Umfang der erforderlichen Mehr- 
besoldungen festzustellen. 

1873 gab es im Reichsdienste nachstehende etatsmässige Be- 
amte: 



A im Reichskanzleramte . . 

B im Reichstage 

C im Auswärtigen Amte . . 
D in der Verwaltung des 
Reichsheeres 

a) Servisberechtigt . . . 

b) nicht servisberechtigt . 



101 Beamte aller Tarifklassen. 
10 „ der in./V. 
91 . 



n 



2 988 

3 296 



der I./V. 



6386 

E in der Marineverwaltung . 683 
F im Rechnungshofe, ... 62 
G im Reichsoberhandelsge- 
richt 30 

H in der Postverwaltung . . 18 602 

in der Telegraphenverwalt. 3 585 



der I./V. „ 



n 



n 



n 



91 



n 



n 



?i 



» 



51 

51 






im Ganzen 29 34S Beamte. 



Im Frieden und Beurlaubtenstande des deutschen Heeres gab es in 

Preussen Sachsen Württemberg 



Offiziere . . . , 




, 15008 


1159 


905 






. 1321 
130 
222 

.31] 


100 
11 
11 


77 


Auditeure . . . « 




10 


Geistliche .... 






Räthe I. m. Kl. . 






IV -V 




104 






Subalterne I. Kl. , 




1392 


[ 239 


184 


n •'-•'-• « • 




856 






Unterbeamte . . . 




1 019 






Rossärzte .... 




525 
73 


38 
6 


26 


Sattler 




4 


Büchsenmacher . 




522 


42 


32 


Zivillehrer (wissen- 








schaftl. Fecht-, Tur 


nl. 


) 106 


20 


3 
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Die Zahl der gleichzeitig beschäftigten Hilfsarbeiter ist nicht 
angegeben. 

Von dieser Zeit ab bis zu der ersten Regelung des Pensions- 
wesens ist die Zahl der Stellen im Zivildienste nicht bekannt. 
1881 wurde dem Reichstage ein Gesetzentwurf über die Fürsorge 
für dieWittwen und Waisen der Reichszivilbeamten vorgelegt*) und 
dabei auch wieder mitgetheilt, wie viel Beamte einen Anspruch auf 
Besoldung hätten. 

Nach den dem Gesetzentwurfe beigegebenen Motiven hatte die 
Zivilverwaltung des Reichs im Jahre 1880/81 

a) 43 742 Beamte mit einem pensionsfähigen 

Diensteinkommen von 66 308 000 Mk. 

b) 196 Wartegeldempfanger mit .... 253574 „ 

c) 7 816 Pensionäre mit 6 494 887 „ 

in Sa. 51 754 Personen mit jährlich 73 056 461 Mk. 

wobei allerdings die diätarisch oder gegen Tagegelder beschäftigten 
Personen nicht mitgerechnet sind. 

Der damalige Aufwand des Reiches für die Hinterbliebenen 
wurde auf etwa 972 Prozent des anrechnungsfähigen Gehaltes ge- 
schätzt, also auf etwa 6 126 215 Mk., von denen das Reich zwei 
Drittel, die Beamten selbst etwa ein Drittel mit 2 300 000 Mk. über- 
nehmen sollten. Daher wurde dann im Gesetz der Abzug vom 
Gehalt auf 3 Prozent bemessen. 

Zum Vergleich sei hier wieder der persönliche Aufwand für das 
Heer und die Marine im Reichshaushalt 1880/81 angegeben, der 
nach den an gleicher Stelle gegebenen Zahlen 97 636 000 Mk. betrug. 

Der Gesammtaufwand des Reichs an pensionsfähigem Ein- 
kommen war 1880/81 demnach auf 170692000 Mk. zu veranschlagen. 

Im Jahre 1887/88 sind die Aufwendungen für die Besoldung 
der Offiziere und Beamten im Reichsheere und der Marine auf 
104440348 Mk. gestiegen und zwar erhielten 



1. 25915 Angehörige 


des Reichsheeres . 


73 198 606 Mk. 


2. 2240 


der Marine . , . . 


6192992 „ 


3. 9607 Pensionäre 


des Reichsheeres 


23 056 754 „ 


4. 830 


der Marine. . . . 


1 991 996 „ 


Sa. 38 592 Personen 


. 104440347 Mk. 



Von dieser Summe sollten etwa 11,9 Prozent alsWittwengelder beschafft 
werden, also etwa 9 526 266 Mk., von denen die Betheiligten durch Ab- 
zug von 3 Prozent ihres Gehalts 3133200 Mk. selbst aufbringen sollten. 



1) Dracks. des Beichst. 1881 Nr. 28 

Cohn, Finanzen des Deutschen Reiche. 
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Eine erneute Uebersicht über die Zahl der Reichsbeamten ist 
dann erst wieder gegeben worden, als von neuem Gehaltserhöhungen 
erfolgten. Am 7. Jan. 1890 wurde dem Reichstage ein Gesetzentwurf ^ 
vorgelegt, nach dem zum Zwecke der dauernden Erhöhung der Ge- 
hälter einer Anzahl von Beamtenkategorien 19924082 Mk. gefordert 
wurden. Es sollten für die Beamten der Tarif klasse III 928 054 Mk., 
ungefähr 10,4 Prozent der bisherigen Sätze, bei den Beamten der 
Tarif klasse V 5 889 650 Mk., etwa 12,6 Prozent der bisherigen 
Sätze, und bei den Unterbeamten der Tarif klasse VI 5 190 338 Mk., 
etwa 15,7 Prozent der früheren Sätze, mehr bewilligt werden. Dazu 
kam noch der Mehrbedarf für Offiziere und Aerzte mit 4 175 480 Mk. 
d. h. 17,7 Prozent der bisherigen Sätze. Da aber die Regierung er- 
klärte, auf die Dauer diese Gehaltserhöhung nicht ohne neue Steuern 
gewähren zu können, lehnte der Reichstag die Gehaltsverbesserungen 
für alle höheren Beamten, für die Offiziere und für die obersten 
12 Gehaltsklassen der Beamten ab und bewilligte demgemäss statt 
der obigen Summe nur 12 688065 Mk. 

Nach der Vorlage^) betrug die Zahl der Beamten im Etats- 
jahre 1890/91: 

L Offiziere und Beamte des Reichsheeres und der Marine. 



A. ausser 


Stellen 


Gehalt 
Mk. 


Zulage 
Mk 


Servisznschass 


d. Tarif 


130 


853 512 


515100 


57 114 Mk. 


Tarif- 








Wohnungsgeld 


Servis 


klasse 








Mk. 


Mk. 


B. I> 


254 


2485 500 


402900 


319440 


343800 


C. TT' 


424 


3 310 200 


33480 


385380 


399 996 


D. Tu« 


6109 


21 885 510 


126200 


3 939 130 


4 049 436 


E.a IV 


12593 


13 132 302 


8047 


3 504 557 


5042 502 


Sa. I 


19 510 


41 667 024 


1085 727 


8 148 517 


9892848 



n. Servisberechtigte Beamte des Reiches. 



Tarif- 
klasse 

C. TT^ 

D. III'' 
E.b V 
F. VI 


Stellen 
31 

472 
1661 
1010 


Gehalt 
Mk. 

238550 
1765100 
3 461 025 

790 747 


Wohnungsgeld 
Mk. 

33 300 

331560 
708440 
167004 


Servis 
Mk. 

36006 

321 336 
690290 
108 378 


Zulage 
Mk. 

1200 
117180 


Sa. n 


3 714 


6 255 422 


1240304 


1 156 010 


118380 



M Stenogr. Ber. 1890/92, 1. Anlagebd. S. 249, Drucks. 49. 
«) ibid. S 347. 
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m. Reichszivilbeamte ausschliesslich der Beamten 
der Betriebsverwaltungen der Reichseisenbahnen. 



A. 



B. 
C. 
D. 
E. 
F. 



Ohne WohnanngeldzaschasB 
(Beichskansler, Stastssekret&re, 
Präsidenten des Rechnnogshofes 
und des Beichsgeiichts) . . . 

Tarifklasse 

P 

n» 

EP 

V 

VI 



stellen 

8'/a 

15 

258 

1 979 Va 

19235 

33 331 



Gehalt 
Mk. 
282000 

247000 

2527550 

8089950 

39 462 098 

28503 633 



Wohnnngs- 

trelder 

Mk, 



22500 

267480 

1401520 

7 038 156 

4160268 



Zulage 
Mk. 



15600 

73500 

335425 

53300 



Sa. m 



79 112 231 



12889924 



477 825 



54 826«/3 

rV. Beamte der Betriebsverwaltungen der Reichs- 
eisenbahnen ohne Wohnungsgeld. 







Gehalt 


Zulagen 


Znschflsse 






ML 


Mk. 


Mk. 


C. Präsident der Generaldirektion 


13500 








Stellen 








D. Tarif klasse IE 


56 


279500 


5200 


26920 


E. ^ „ V 


1542 


3 333 300 


5400 


315 875 


F. . „ VI 


3 278 


3386890 


300 


393765 


Summa 


4877 


7 013 190 


10900 


736 560 



A. höhere Beamte 

B. Bureaubeamte 

C. Kanzleibeamte 

D. Unterbeamte 



V. Diätare. 

70 SteUen 231 190 Mk. Gehalt 

10037 „ 5 654672 
142 „ 231 330 

10 443 „ 5 799 700 






}} 



V 



?? 



j? 



Summa 20 692 SteUen 11 916 892 Mk. Gehalt. 

Gegen Tagegelder 

A. höhere Beamte 1 Stelle 3 285 — Mk. Gehalt 

B. Bureaubeamte 6797 Stellen 6643091,25 

C. Kanzleibeamte 886 „ 854921,25 

D. Unterbeamte 19102 „ 10 959 594,18 






?j 



j? 



)} 






Summa 26786 SteUen 18460891,68 Mk. Gehalt. 

Aus diesen TabeUen ergiebt sich, dass für etatsmässige Beamte 

vorhanden waren: 

82 387V3 SteUen mit . . . 134 047 864 Mk. Gehalt 

1 692 832 „ Zulagen 
23 015 305 „ Wohnungs- 

§eldzuschuss 
ervis 



?J 



insges. 82 387% Stellen mit . . 
dazu 47 478 diätar. beschäft. mit 



169 804 859 Mk. Besoldungen 
30377783 „ 



insges. 129 865 im Reichsd. besch. mit 200 182 642 Mk. Besoldungen. 
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I. Ein dem Reichstag 1897 ohne Nummer übergebenes Ver- 
zeiehniss zählt unter den Reichsbeamten 93 Gehaltsklassen auf, 
welche nach Dienstaltersstufen aufsteigen. Die erste Stufe beginnt 
mit 7 500 — 9 900 Mk., während die 93. Klasse mit einem Gehalt 
von 400—900 Mk. abschliesst. 

n. Die Gehaltsklassen der Betriebsbeamten der Reichseisen- 
bahnen bewegen sich zwischen Klasse A von 4 700 — 6 500 Mark bis 
Klasse W mit einem Gehalt von 820—1 020 Mk. 

Die Zahl dieser Beamten, welche nach Dienstaltersstufen im 
Gehalt aufsteigen, betrug 1897 ad. I 81 84773 ('/a ist das Gehalt, das 
vom Reich für den Präsidenten des Rechnungshofes gezahlt wird) 
und 6 204 Beamte ad. 11. Ausserdem giebt es noch 512 V3 Beamte, 
deren Gehalt ein fixes ist. 

Nachdem so die Steigerung des Besoldungsaufwandes für die 
Zivilverwaltungen und das Anwachsen des Beamtenthums in den 
Hauptpunkten dargelegt ist, bedarf die Besoldungspolitik des 
Reiches noch einer eingehenderen Besprechung. 

Für den Beamten ist wesentlich, dass er in einem öffentlich 
rechtUchen Dienstverhältniss zum Staate oder zum Reiche steht.*) 
Sein Dienstverhältniss beruht auf einem Vertrage, durch welchen 
er sich dem Staate „hingiebt", eine besondere Dienstpflicht und 
Treue übernimmt, eine besondere Ergebenheit und einen be- 
sonderen Gehorsam angelobt, und durch welchen der Staat dieses 
Versprechen, sowie das ihm angebotene Gewaltsverhältniss annimmt 
und dem Beamten dafür Schutz und gewöhnlich auch Lebensunter- 
halt zusichert. Von anderen Diensten unterscheiden sich die Dienste 
des Staatsbeamten dadurch, dass er seine Dienste nicht im Privat- 
interesse irgend eines Herrn und zm* Förderung der individuellen 
Vortheile desselben verspricht, sondern dass er seine Dienste zur 
Förderung und Durchführung staatlicher Aufgaben, zum Wohle 
des allgemeinen Besten übernimmt. Diese Dienste empfangen nach 
Inhalt und Umfang ihre Regelung durch das Interesse und durch 
die Rechtsordnung des Staats, nicht durch kontraktmäsöige Fixirung 
und andererseits nicht durch individuelles Belieben und persönliche 
WiUkür. 

Die Dienstverhältnisse der Reichsbeamten finden danach ihre 
Regelung durch die Vorschriften des Reichsgesetzes über die Rechts- 
verhältnisse der Reichsbeamten vom 31. März 1873^) nach ihrer 
rechtlichen Seite hin und nach der finanziellen Seite hin durch die 
alljährlich festzustellenden Etats. 



1) 8. Laban d, Staatsrecht des Deutschen Keiches, I, S. 391, 394, 395. 
2j 8. Reichsgesetzbl. 1873 S. 61—90. 
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Im Sinne dieses Gesetzes giebt es zwei Klassen von Reichs- 
beamten : 

1. Die vom Kaiser oder in seinem Auftrage kraft Delegation 
angestellten Beamten des Reichs. 

2. Solche Personen, welche nicht Reichsbeamte, sondern Be- 
amte der Einzelstaaten sind, trotzdem aber nach Vorschrift 
der Reichsverfassmig den Anordnungen des Kaisers Folge 
zu leisten verpflichtet sind. 

Zu dieser zweiten Klasse von Beamten gehören besonders die 
in Artikel 50, Abs. 5 der Reichsverfassung aufgeführten Post- und 
Telegraphenbeamten, namentlich alle für den lokalen und technischen 
Beti'ieb. bestimmten, mithin bei den eigentlichen Betriebsstellen 
fiingirenden Beamten, die von den betreffenden Landesregierungen 
angestellt werden. 

Für uns kommen nur diejenigen Beamten in Betracht, die ihre 
Besoldung nach Massgabe des Etats aus Reichsmitteln erhalten, 
also von den Beamten der zweiten Klasse auch diejenigen, die von 
den Landesverwaltungen angestellt sind. 

Den Reichsbeamten gleichgestellt sind durch besondere Gesetze 
die Reichstagsbeamten ^) und die Beamten der Reichsbank ^) obwohl 
diese letzteren ihre Gehälter aus den Mitteln der Reichsbank beziehen. 

Die Beamten des Reiches zerfallen in fünf Kategorien, die in 
dem Verzeichniss der Reichsbeamten (Reichsgesetzbl. 1873 S. 170) 
aufgeführt sind: 

I. Direktoren der obersten Reichsbehörden. 
II. Vortragende Räthe der obersten Reichsbehörden. 

JII. Mitglieder der übrigen Reichsbehörden. 
IV. Subalterne. 
V. Unterbeamte. 

Die Regelung der Beamtenverhältnisse durch das Reich musste 
ganz naturgemäss erfolgen, sobald nur erst die Aufgaben des Reiches 
und der Umfang der für die Durchführung der Aufgaben noth- 
wendigen Kräfte ungefähr feststand. Die Besoldungspolitik blieb 
dabei den Traditionen des früheren einzelstaatlichen Beamtenthums, 
namentlich Preussens, möglichst treu *) und brachte wohl auch 
gegen das bisherige preussische Recht einzelne Verbesserungen. 

Von den beiden Arten der Beamten, die es im Reichsdienste 
giebt, den besoldeten und unbesoldeten (namentlich Wahlkonsuln), 
kommen hier nur^ die ersteren in Betracht. Die Aufgaben des 



M 8. § 1 des Ges. yom 31. März 1873. 

>) Beichsges. yom 31. März* 1873, § 156. Beichsgesetzbl. 1873 S. 90. 
3) Ges. Yom 14. März 1875, § 28. 

*) 8. A. Wagner, Das Eeichsfinanzwesen in Holtzendorffs Jahrbuch III (1874). 
8. 176. 
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Staates werden immer komplizirter, immer umfangreicher, und es 
erfordert deren Durchführung ein eigens durchgebildetes, nach dem 
Prinzip der Arbeitstheilung für die einzelnen Aemter vorbereitetes 
Personal^) Da diesem ein Uebergang zu einer privaten Beschäftigung 
meist unmöglich sein wird, so hat der Staat oder das Reich au(5h 
die vollen Kosten des Lebensunterhaltes für seine Angestellten, so- 
wohl für die zu höheren, als die zu niederen Diensten beruf enfen 
zu tragen. 

Dieser Lebensunterhalt setzt sich aus zwei Arten von Bezügdn, 
dem festen Gehalt und dem wechselnden Theil desselben, dem 
Wohnungsgeldzuschusse zusammen. Ersterer besteht: 

1. Aus dem eigentlichen oder Aktivitätsgehalt, dfen 
der Beamte während seiner Dienstzeit für die Dienstleistung 
selbst bezieht. Charakteristisch für die Besoldung ist, dass 
sie keine eigentliche Lohnzahlung, sondern eine standös- 
gemässe Alimentirung der Beamten ist^) 

Hieraus ergiebt sich auch, dass die Besoldung auch zu 
zahlen ist, wenn der Beamte durch Krankheit oder Beur- 
laubung oder durch Ausübung eines Reichstagsmandats an 
der Wahrnehmung seiner Dienstpflicht verhindert ist. Das 
Recht auf den Bezug der Besoldung beginnt mit dem im 
Anstellungsvertrag vereinbarten Tage, oder, wenn ein solcher 
nicht festgesetzt ist, mit dem Tage des Dienstantritts. Siüd 
in dem Reichshaushalte Gehaltserhöhungen vorgesehen, so 
haben die betreffenden Beamten keinen Anspruch auf die 
Erhöhung, sondern das begründet für die Regierung nur die 
Ermächtigung, den Beamten höhere Bezüge zu gewähren. 
Der Beamte erlangt seinen Rechtsanspruch auf diese Gehalts- 
erhöhung erst mit dem Tage der Bewilligung. Nach Laband®) 
gilt dasselbe auch, wenn die Regierung die Gehaltserhöhung 
bewilligt hat, ohne dazu ermächtigt zu sein. Doch möchte 
dies zu bezweifeln sein. Wenn auch die Regierung dann dem 
Bundesrathe und dem Reichstage gegenüber sich rechtfertigen 
muss, so wird doch der Beamte nicht wohl einen Anspruch 
darauf begründen können, da er sehr wohl wissen muss, 
dass in solchem Falle ihm die Erhöhung ohne die gesetz- 
lichen Grundlagen zugestanden ist. 

2. Ist aus irgend einem Grunde, der nicht in der Person des 
Beamten liegt, ein zeitweiliges Unterbrechen des aktiven 
Dienstes nothwendig, so hat der in den Ruhestand Versetzte 
einen Anspruch auf Wartegeld, da§ drei Viertel seines Ge- 

1) Wagner, Finanz Wissenschaft I. S. 350. 
>) Lab and, 1. c. I, S. 455. 
») ibid. I S. 458. 
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haltes beträgt, jedoch nicht mehr als 9000 Mk. und nicht 
weniger als 450 Mk. 
3. Der Beamte muss in die Lage versetzt sein, auch wenn er 
nicht mehr arbeitsfähig ist, sei es durch Alter oder durch 
Krankheit oder sonst einen Zufall, noch einen angemessenen 
Betrag für seinen Lebensunterhalt zu empfangen. Die Ge- 
hälter sind in der überaus grossen Mehrzahl der Fälle nicht 
so reichlich bemessen, dass sich davon ein Vermögen er- 
sparen liesse, das gross genug wäre, um ihn mit seinem 
Ertrage vor Noth zu schützen. Der Betrag ist aber gegen 
das volle Diensteinkommen vermindert und besteht nur in 
einer mehr oder minder grossen Pension, deren Höhe sich 
nach der zurückgelegten Dienstzeit richtet. Bedingung dafür 
ist, das der Beamte wenigstens eine zehnjährige Dienstzeit 
hinter sich hat,^) oder dass er bei Ausübung des Dienstes 
oder aus Veranlassung desselben ohne eigenes Verschulden 
dienstunfähig geworden ist. Beamte, welche keine in den 
Besoldungsetats aufgeführte Stelle bekleiden, oder welche 
nur ein Nebenamt bekleiden, falls dieses nicht als etats- 
mässige Stelle bleibend verliehen ist, oder die für ein seiner 
Natur nach vorübergehendes Geschäft angenommen werden, 
haben keinen gesetzlichen Anspruch auf Pension.^) Aber 
auch wenn die Bedingungen für eine Pensionirung nicht 
vorhanden sind, kann dem Beamten bei vorhandener Be- 
dürftigkeit, durch Beschluss des Bundesraths, eine Pension 
entweder auf bestimmte Zeit oder lebenslänglich gewährt 
werden. Die Pension beträgt nach dem jetzt geltenden 
Gesetz vom 2L April 1886 (Reichsgesetzbl. S. 80) nach 
vollendetem zehnten Dienstjahre ^Veo des Gehalts und steigt 
mit jedem weiteren zurückgelegten Dienstjahre um Veo des 
Gehalts bis ^u drei Viertheilen des letzten Diensteinkommens. 
Für Mitglieder des Reichsgerichts beträgt das jährliche Ruhe- 
gehalt bis zum vollendeten zehnten Dienstjahre ^Veo des 
Gehalts und steigt mit jedem weiteren Dienstjahre um Veo 
bis zur Vollendung des fünfzigsten Dienstjahres. Eine Be- 
schränkung auf drei Viertheile findet also nicht statt. ^) 
Den Beamten, welche im Kolonialdienste thätig waren, und 
in diesem Dienste gänzlich dienstunfähig werden, sollen Pensions- 
erhöhungen zu Theil werden, ohne dass jedoch ein Rechts- 
anspruch darauf eingeräumt würde.*) 

1) Beichsbeamtenges. § 34. 

2) Laband, 1. c. I 461. 

3) Gerichtsverfassnngsges. § 130. 

«) Etat f&r die Schntzgebiete 1899 S. 63. 
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Besondere Vorschriften über das Recht der Pension, wenn der 
Pensionär wieder in den Reichsdienst oder Staatsdienst eingetreten ist, 
werden später bei Besprechung der Militärpensionen zu erörtern sein. 

Endlich erstreckt sich die Pflicht des Reiches zum Unterhalten 
seiner Beamten theilweise auch auf die Hinterbliebenen, die 
nicht durch den Tod des Beamten in eine hilflose Lage versetzt 
werden sollen. Unter den Hinterbliebenen sind die Verwandten zu 
verstehen, für welche der Verstorbene der muthmassliche Ernährer 
war. Ein gesetzliches Recht haben vor allem nur die Wittwe und 
die ehelichen Nachkommen. Es kann jedoch mit Genehmigung 
der obersten Reichsbehörden in Ermangelung dieser Angehörigen 
die Leistung auch dann gewährt werden, wenn der Verstorbene 
Eltern, Geschwister, Geschwisterkinder oder Pflegekinder, deren Er- 
nährer er war, in Dürftigkeit hinterlässt, oder wenn der Nachlass 
nicht ausreicht, um die Kosten der Beerdigung zu decken. Auch 
diese Leistungen haben den Charakter von Alimentationen, und sind 
der Beschlagnahme nicht unterworfen. 

War der Beamte zur Zeit seines Todes im Dienste, d. h. mit 
Wahrnehmung einer etatsmässigen Stellung betraut, so erhalten die 
Hinterbliebenen für das auf den Sterbemonat folgende Vierteljahr 
noch die volle Besoldung des Verstorbenen, das sogenannte Gnaden- 
quartal, wobei als Besoldung nur das wirkliche Diensteinkommen, 
nicht die haaren Auslagen gelten.^) War der Beamte im einstweiligen 
Ruhestande, so erhalten die Hinterbliebenen das Gnadenquartal 
von dem Wartegelde. War der Beamte pensionirt, so erhalten die 
Hinterbliebenen noch die Pension für den auf den Sterbemonat fol- 
genden Monat gezahlt. 

Für die Wittwen und Waisen der iReichsbeamten der Zivilver- 
waltung ist noch eine weitergehende Fürsorge getroffen. Ursprüng- 
lich wurden nach dem sogenannten Reliktengesetze vom 20. April 
1881 dafür Gehaltsabzüge gemacht, die seit dem Reichsgesetze vom 
5. März 1888 (Reichsgesetzbl. S. 65) weggefallen sind. Das Wittw en- 
ge Id bestand danach in dem dritten Theile derjenigen Pension, zu 
welcher der Verstorbene berechtigt gewesen ist oder berechtigt gewesen 
sein würde, wenn er am Todestage in den Ruhestand getreten wäre; 
jedoch mindestens 160 Mk. und höchstens 1600 Mk. jährlich. Das 
Waisengeld beträgt für Halbwaisen ein Fünftel, für Doppelwaisen 
ein Drittel des Wittwengeldes für jedes Kind mit der Massgabe, 
dass Wittwen- und Waisengelder zusammen den Betrag der Pension 
nicht übersteigen dürfen.^) Ist die Wittwe mehr als 15 Jahre jünger 
als der verstorbene Ehemann, so tritt eine Kürzung des Wittwengeldes 



1) Laband I, S. 463 ff. 

>) Eeliktenges. Yom 20. April 1881 § 8—11. Beichsgesetzbl. 1881 S. 85. 
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ein. Die Zahlung beginnt mit dem Ablauf des Gnadenquartals oder 
Monats und wird monatlich im voraus geleistet. Das Recht erlischt, 
wenn die Berechtigte sich nieder verheirathet, für Waisen mit dem 
Ablauf des Monats, in dem sie das 18. Lebensjahr vollenden; es 
ruht für die Zeit, in welcher der Berechtigte nicht reichsangehörig 
ist Durch Reichsgesetz vom 17. Mai 1897 ist dieses Gesetz abge- 
ändert. Danach beträgt das Wittwengeld für Wittwen der Zivil- 
beamten vierzig vom Hundert derjenigen Pension, zu welcher der 
Verstorbene berechtigt gewösen ist oder berechtigt gewesen sein 
würde, wenn er am Todestage in den Ruhestand getreten wäre. Das 
Wittwengeld beträgt vorbehaltlich der im § 10 des Gesetzes vom 
20. April 1881 vorgesehenen Beschränkung, nach der das Wittwen- 
geld die Pension nicht übersteigen darf, mindestens zweihundert- 
sechszehn Mark und soll 

für Wittwen der obersten Reichsbeamten einschliesslich die 
unter I des Tarifs zum Gesetze vom 30. Juni 1873 (Reichsgesetzbl. 
1873 S. 166) bezeichnetfen den Betrag von dreitausend Mark, 

für Wittwen der unter II des Tarifs bezeichneten Reichs- 
beamten den Betrag von zweitausendfünfhundert Mark, 
im übrigen 

den Betrag von zweitausend Mark nicht überschreiten. 

Das Gleiche gilt von den Wittwen der Offziere der entsprechen- 
den Tarifklasse. Für WittWen und Waisen der Personen des Sol- 
datenstandes gelten folgende Vorschriften: 

Das Wittwengeld beträgt 216 Mk.*) jährlich, gleichviel welcher 
Charge der Ehemann zur Zeit seines Todes angehört hat, beziehungs- 
weise, ob und welche Pension er bezogen hat. 

Das Waisengeld für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des 
Todes des Ehemanns zum Bezug von Wittwengeld berechtigt war, 
beträgt vierundvierzig Mark jährlich für jedes Kind; für Kinder, 
deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des Ehemanns 
zum Bezüge von Wittwengeld nicht berechtigt war, zweiundsiebzig 
Mark für jedes Kind. 

Waisengeld wird für Kinder, welche in Militärerziehungsanstalten 
aufgenommen worden sind, nur zu demjenigen Betrage gezahlt, bis 
zu welchem für das betreffende Kind Pensionsgeld oder Erziehungs- 
beitrag an die Anstalt zu entrichten ist. 

Das Wittwen- und Waisengeld erhöht sich für die Hinter- 
bliebenen derjenigen Mannschaften vom Feldwebel abwärts, welchen 
eine mehr als fünfzehnjährige Dienstzeit zur Seite steht, für jedes Jahr 



1) BeichsgesetzbL 1897 S. 455. 

») ibid. S. 456; von 1895—1897 nur 160 Mk. jährlich (Keichsgesetzbl. 1895 S. 261). 
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dieser weiteren Dienstzeit bis zum vollendeten vierzigsten Dienstjahr 
um sechs vom Hundert der im vorstehenden angegebenen Sätze. 

Der veränderliche Bestandtheil des Beamtengehaltes besteht in 
dem Wohnungsgeldzuschuss, der nach dem Gesetz vom 30. Juni 
1873^) den einzelnen Beamten bewilligt wird. Die Bedingungen für den 
Anspruch auf den Zuschuss bestehen darin ^), dass die Beamten ihren 
dienstlichen Wohnsitz in Deutschland haben, dass sie eine etatsmässige 
Stelle bekleiden und dass sie eine Besoldung aus der Reichskasse 
beziehen. Ausgeschlossen sind davon die Beamten des diplomatischen 
Dienstes, die ihren Wohnsitz im Auslande haben, weil die ihnen zuge- 
billigten Bezüge alle Ausgaben für den nothwendigen Aufwand an 
Wohnung und Repräsentation bereits enthalten. Ferner erhalten einen 
Wohnungsgeldzuschuss nicht diejenigen Beamten, die unbesoldet sind 
oder als kommissarische Hilfsarbeiter ohne etatsmässige Stelle nur 
gegen Remuneration beschäftigt sind. Ausdrücklich sind von dem 
Wohnungsgelde ausgenommen die Beamten der Reichseisenbahnver- 
waltung, die nach den dem Gesetz beigegebenen Motiven deswegen 
keinen Wohnungsgeldzuschuss erhalten, weil schon früher ihre Bezüge 
entsprechend den Grundsätzen für die Gewährung des Zuschusses be- 
messen worden seien. Die Höhe des Wohnungsgeldzuschusses be- 
stimmt sich theils nach dem mit einem Amte verbundenen Range, 
theils nach den Wohnungspreisen der Orte, in welchen die Behörden 
ihren Sitz haben. Der Wohnungsgeldzuschuss fällt natürlich fort 
für den Inhaber einer Dienstwohnung. 

Rechtlich gilt der Wohnungsgeldzuschuss als ein Bestandtheil 
der Besoldung. Doch ist er nicht fest, sondern der Beamte muss 
sich bei seiner Versetzung in einen Ort niedrigerer Servisklasse das 
niedrigere Wohnungsgeld gefallen lassen, ohne dass ihm ein Ent- 
schädigungsanspruch zusteht. Bei der Pensionirung wird auch nicht 
der zuletzt etwa bezogene höchste Satz berücksichtigt, sondern 
massgebend bleiben für die Pensionirung die Durchschnittssätze der 
einzelnen Servisklassen. 

Ein weiterer Anspruch steht den Beamten noch zu, wenn das 
dienstliche Interesse dieselben zu einem zeitweiligen Verlassen oder 
zum dauernden Wechsel ihres dienstlichen Wohnsitzes zwingt. Im 
ersteren Falle erhält der Beamte Tagegelder und Fuhrkosten, 
im zweiten Falle Umzugskosten. 

Die Sätze gliedern sich nach dem Range der Beamten in sieben 
Stufen. Es erhalten die 

I. Die Chefs der obersten Reichsbehörden . . 30 Mk. 
n. Die Direktoren der obersten Reichsbehörden 24 „ 



Eeichsgesetzbl. 1873 S. 166 f. 
3) Laband 1. c. I, 458. 
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in. Die vorträgenden Räthe derselben .... 18 Mk. 

IV. Die Mitglieder der übrigen Reichsbehörden . 12 „ 

V. Die Sekretäre der höheren Reichsbehörden . 9 „ 

VI. Die Subalternen der übrigen Reichsbehörden 6 „ 

VII. Die Unterbeamten 3 „ 

Erfordert eine Dienstreise einen aussergewöhnliehen Dienstauf- 
wand, so kann der Tagegeldersatz von der obersten Reiehsbehörde 
angemessen erhöht werden. Etatsmässig angestellte Reichsbeamte, 
die ausserhalb ihres Wohnortes an einem und demselben Orte länger 
als einen Monat beschäftigt Verden, erhalten neben ihrer Besoldimg 
die obigen Tagegelder für den ersten Monat, für die folgende Zeit, 
sowie für nicht etatsmässig angestellte Beamte überhaupt bestimmt 
die vorgesetzte Behörde die äu gewährenden Tagegelder. 

An Fuhrkosten einschliesslich der Gepäckbeförderung erhalten 
bei Dienstreisen die unter I — V bezeichneten oder ihnen gleich- 
gestellten Beamten für die auf Eisenbahnen oder Dampfschiffen 
zurückzulegenden Strecken 13 Pfennig für das Kilometer und für 
jeden Zu- und Abgang 3 Mark, die unter VI bezeichneten und ihnen 
gleichgestellten Beamten für das Kilometer 10 Pfennig und für jeden 
Zu- und Abgang 2 Mark, die Unterbeamten für das Kilometer 
7 Pfennige und 1 Mark. 

Die Umzugskosten betragen in der Reihenfolge der oben auf- 
gezählten Beamtenkategorien 



f&r allgemeine Eosteti 


fftr Transportkosten für je 10 km 


I. 1 800 Mk. 


24 Mk. 


TL 1000 „ 


20 „ 


TTT. 500 „ 


10 „ 


IV. 300 „ 


8 „ 


V. 240 „ 


• 7 „ 


VI. 180 „ 


6 „ 


vn. 100 , 


4 „ 



ausserdem ist der Miethspreis zu vergüten, den der versetzte Beamte 
für die Wohnung an seinem bisherigen Aufenthaltsorte auf die Zeit 
von dem Verlassen des letzteren bis zu dem Zeitpunkte hat auf- 
wenden müssen, mit welchem die Auflösung des Miethsverhältnisses 
möglich wurde. Diese Vergütung darf jedoch nur für einen Zeit- 
raum von höchstens neun Monaten gewährt werden, und beträgt, 
wenn der Beamte im eigenen Hause gewohnt hat, höchstens den 
ortsüblichen Miethswerth der Wohnung für ein halbes Jahr. 

Die wirthschaftlichen Grundzüge, die für die Beamten hier dar- 
gelegt sind, gelten auch für die Offiziere des Reichsheeres und der 
Marine, wenn auch die Rechtsverhältnisse im einzelnen bedeutend 
abweichen. Hervorzuheben ist noch, dass die Offiziere und Militär- 
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beamten ausser dem tarifmässigen Wohnungsgeld ein Servis erhalten, 
das ursprünglich eigentlich das Wohnungsgeld bilden sollte. 

Nachdem so die Qrundzüge der Rechtsordnung der Reichs- 
beamten hier skizzirt, ist es von Wichtigkeit, die finanziellen Mass- 
nahmen kennen zu lernen, die im Interesse der Beamten des Reichs 
seit dessen Begründung getroffen sind. 

Die erste grosse Massnahme von Bedeutung war die einer Be- 
soldungsverbesserung von 1 291 02U Thalern an die Reichsbeamten 
aller Kategorien.^) Aber die gerade damals in der Gründerzeit stark 
steigenden Preise haben den Zweck der Besoldungserhöhung nur 
sehr unvollkommen erfüllen können. Wie die Vorlage sagte, war 
die Besoldungsaufbesserung nothwendig, wenn nicht die Leistungs- 
fähigkeit der Beamten dauernd leiden sollte.^) Die Preissteigerung 
war besonders bei den Wohnungen in empfindlicher Weise hervor- 
getreten, und demzufolge sollte nicht eine für alle Orte gleich- 
massige Aufbesserung erfolgen, sondern diese sich nach dem Orte, 
an dem der Beamte resp. Offizier seinen dienstlichen Wohnsitz hatte, 
abstufen. Die Regierung berechnete die zur Durchführung des Ge- 
setzes nothwendigen Summen 

für Offiziere und Aerzte auf . 2 976605 Thaler 
für die Reichsbeamten . . . 2 711 943 „ 

im ganzen auf 5 711754 Thaler. 
Die Summe für die Offiziere und Aerzte sollte nicht in das bis 
1874 noch laufende Pauschquantum einbezogen werden. 

Die Bemessung der Gehälter erfolgte im Reiche ebenso wie in 
Preussen zunächst derartig, dass für die etatsmässig bewilligten 
Stellen jedesmal das Minimum und das Maximum festgestellt wurde. 
Der Durchschnitt dieser • beiden Summen multiplizirt mit der An- 
zahl der Stellen ergab die ganze für die Gehälter zur Verfügung 
stehende Summe. Jeder neu eintretende Beamte erhielt zunächst 
das Minimalgehalt seiner Stelle und konnte erst aufsteigen, nach- 
dem seine Vordermänner durch Tod oder Pensionirung oder auf 
sonstigem Wege aus seiner Gehaltsklasse ausgeschieden waren. 
Diese Gewährung von Stellenzulagen, die immer mehr vom Zufall 
abhing, wurde nach dem Vorgange der Preussischen Staatseisen- 
bahnverwaltung so geändert, dass schon vom 1. April 1889 ab zu- 
nächst sämmtliche Unterbeamtenklassen der Reichseisenbahnen ^) 
nach Dienstaltersstufen aufstiegen und zwar in fünf Altersstufen, 
in deren jeder die einzelnen Kategorien 2 — 7 Jahre zu bleiben 



1) 8. Anlage XIV zum Etat für 1872. 

>) Drucksachen des Beichstages Nr. 125 S. 572. 

s) Etat 1889/90 Anlage XYIU S. 23. 
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hatten. Im nächstfolgenden Jahre wurden auch die mittleren Be- 
amten des äusseren Betriebsdienstes nach dem System der Dienst- 
altersstufen besoldet und findet ihr Aufsteigen in neun Altersstufen 
statt, in denen sie je 2 — 5 Jahre verweilen mussten. 

Eine Aenderung des Besoldungssystems war in der ganzen Zeit 
von 1873—1890 nicht eingetreten. Erst in diesem Jahre machte die 
allgemeine Steigerung der Lebensmittelpreise die gesetzgebenden 
Körperschaften geneigt, auf die schon seit langem andauernden 
Klagen der mittleren und unteren Beamten einzugehen und die 
Verbesserung ihrer Besoldungen ins Auge zu fassen. Schon seit 
Jahren hatte sich die Petitionskommission mit Gesuchen einzelner 
Beamtenkategorien zu befassen, die für sich eine Verbesserung ihrer 
Lage anstrebten. Nunmehr gab der Reichstag und Bundesrath 
diesen Wünschen Gehör und deren Ergebniss war die oben erwähnte 
Vorlage an den Reichstag. Gleichzeitig gab aber auch der Reichs- 
tag durch seinen Beschluss vom 30. Juni 1890^) „die Verbündeten 
Regierungen sollten Erwägung eintreten lassen, ob nicht eine all- 
gemeine Einführung der Dienstaltersstufen für die Besoldungen der 
etatsmässigen Beamten sich empfehle", den Anstoss zu einer Aende- 
rung des bisherigen Besoldungssystems. 

Zuerst wurde diese Art der Beamtenbesoldung für die unteren 
und mittleren Beamten der Reichseisenbahnen eingeführt.^) In dem 
Etat für 1893/94^) wurde dann die Durchführung des Dienstalters- 
stufensystems auch für die Unterbeamten des Reichs in Angrijff 
genommen. 

Es sollte nach der Denkschrift ein Abwägen der Vortheile und 
Nachtheile dieses Systems gegen das frühere nicht stattfinden. Die 
Regierung wollte fernerhin den Beamten nicht mehi* nach Massgabe 
der Stellenvakanzen, sondern in bestimmten Zeiträumen nach einer 
feststehenden Gehaltsstufentafel die Besoldungszulagen gewähren, in 
die sie bei befriedigender Leistung und ordentlicher Führung jedes- 
mal aufzurücken hätten. Im Reiche wurde vorläufig noch für den 
Verwaltungszweig der Post- und Telegraphenverwaltung die Ein- 
führung der Dienstaltersstufen ausgesetzt. Nach den Berechnungen 
sollten bei dem bis dahin geltenden Systeme günstigere Auf- 
rückungsaussichten deswegen bestehen, weil fortwährend neue etats- 
mässige Stellen gegründet würden, welche es ermöglichten, jedesmal 
den Unterschied des im Etat hinzukommenden Durchschnittsgehalts 
und des thatsächhch für die neuen Stellen gezahlten niedrigeren 
Gehalts für Zulagebewilligungen nutzbar zu machen und den Durch- 
gang durch die geringer besoldeten Kategorien zu beschleunigen. 

*) Stenogr. Ber. 1890—92 S. 707. 

>) £tat 1889/90 S. 23. 1890/91 S. 20 und Nachtrag daza; 1891/92 S. 20/21. 

a) 8. 55. 



- 30 - 

Die Einführung des Dienstaltersstufensystems würde diese Beamten- 
kategorie wesentlich schlechter stellen. 

Eine wesentliche Aenderung in dem Gesammtaufwande für die 
Gehälter war damit nicht beabsichtigt. Zum Ausgange für die Be- 
messung der Zahl der Dienststufen und der Dienstjahre bis zur 
Erreichung des Höchstgehaltes dienten im wesentlichen die in 
Preussen gemachten Erfahrungen. Danach ist im Reiche für die 
meisten Kategorien der Zeitraum, in dem das Höchstgehalt erreicht 
werden soll, auf 21 Jahre festgesetzt, so dass die Unterbeamten, da 
sie der Regel nach in der ersten Hälfte der dreissiger Jahre etats- 
mässig angestellt werden, etwa in der Mitte der fünfziger das Höchst- 
gehalt erreichen. Einzelne Ausnahmen wurden davon gemacht so- 
wohl zu Gunsten solcher, die einen besonders aufreibenden Dienst 
haben, als solcher, die schon längere Zeit in anderen Dienststellungen 
gewesen sein müssen, und schliesslich auch für solche, deren An- 
fangs- und Höchstgehalt einen zu geringen Unterschied zeigt. 
Ferner wurde darauf Bedacht genommen, die Beamten thunlichst 
oft, wenn auch mit geringeren Beträgen aufsteigen zu lassen, und 
zwar wurde für das Verbleiben in den einzelnen Stufen ein drei- 
jähriger Zeitraum festgehalten. Das Vorrücken ist über den ganzen 
Zeitraum gleichmässig oder das stärkere Aufrücken in die stärkeren 
Stufen verlegt. 

Durchgeführt sollte dieses System in folgender Weise werden: 
Die Gehaltserhöhungen werden künftig immer am ersten Tage 
der Kalendervierteljahre zahlbar gemacht dergestalt, dass, wer 
im Laufe eines Kalendervierteljahres eine höhere Dienstaltersstufe 
erreicht, die entsprechende Gehaltszulage vom ersten Tage des folgen- 
den Vierteljahres ab, derjenige, der am ersten Tage eines Kalender- 
vierteljahres in eine höhere Dienstaltersstufe vorrückt, die Zulage 
bereits von diesem Tage ab erhält, und dass die in der neuen Stufe 
zurückzulegende Dienstzeit von dem bezeichneten Tage ab berechnet 
wird. 

Von dem als Regel geltenden Grundsatze, dass die Dienstzeit 
in jeder Beamtenkategorie vom Zeitpunkte der etatsmässigen An- 
stellung der Beamten in der betreffenden Kategorie zu berechnen 
ist, sollten gewisse Ausnahmen für den Fall eintreten, dass ein Be- 
amter in eine höhere Beamtenklasse befördert, oder infolge Organi- 
sationsänderungen in eine andere Klasse versetzt wird. Dabei sollte 
eine Anrechnung der früheren Dienstzeit insoweit stattfinden, dass 
der Beamte keine Einbusse in seinem Gehalte erleidet. Sofern er 
ein das Mindestgehalt der neuen Klasse übersteigendes Gehalt 
bezog, sollte die Anrechnung in der Weise erfolgen, dass zu seinen 
Gunsten diejenige Dienstzeit mit berücksichtigt wird, welche zur 
Zeit der Beförderung oder Versetzung der diesei* Klasse angehörige 
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jüngste Beamte mit gleichen Gehaltssätze^, oder falls ein solcher 
Satz nicht existirte, der jüngste Beamte in dem nächst höheren 
Gehaltssatze bei seiner etatsmässigen Anstellung in der betrejffenden 
Klasse zm'ückgelegt hatte. Wenn dagegen der Beamte nm* das 
Mindestgehalt der neuen Kategorie oder einen minderen Satz bisher 
bezog, so würde er in die unterste Stufe der neuen Kategorie ein- 
treten und in dieser die volle dreijährige Zeit zubringen müssen. 

Diese Regelung fand allgemeine Zustimmung, nur wurde der 
Ausschluss der Postbeamten von dem System der Dienstaltersstufen 
bekämpft. Der Reichstag nahm denn auch eine Resolution an, ') 
nach der der Reichskanzler ersucht wurde, die Ausdehnung des 
Dienstaltersstufensystems ohne Schädigung der Beamten in Erwägung 
zu ziehen. 

Für das folgende Etatsjahr blieben noch weiter die Postbeamten, 
und zwar sowohl die Postunterbeamten, als die mittleren Beamten 
der Post und Telegraphie von dem System der Dienstalterszu- 
lagen ausgeschlossen,^) weil die Postverwaltung erneut erklärte, 
ohne Schädigung der ihr unterstellten Beamten das neue System 
nicht durchführen zu können. Ausgeschlossen blieben die Beamten, 
die mit Einzelgehalt ausgestattet sind, ausgenommen wurden die 
Beamten der Reichskanzlei, weil in besonderen Einzelstellungen 
befindlich, und schliesslich auch diejenigen, deren Stellen nach dem 
Ausscheiden ihrer zeitigen Inhaber eingehen sollten. 

Die Gesichtspunkte, nach denen das Aufrücken erfolgen sollte, 
blieben im wesentlichen dieselben. Neu wurde ausgesprochen, dass 
denjenigen Beamten, deren Besoldungen nach dem neuen System ge- 
regelt worden sei, und welche ihrem Dienstalter nach vor ihrem Tode 
oder vor ihrem Uebertritt in den Ruhestand zu dem massgeben- 
den Zeitpunkte (dem betreffenden Vierteljahresanfang) hätten auf- 
steigen können, die Zulage auch dann zu gewähren sei, wenn die 
Bewilligung vor ihrem Tode oder vor ihrer Pensionirung nicht mehr 
erfolgt war. In diesem ;Falle sollte der auf die betreffende Zeit fal- 
lende Gehaltsunterschied nachgezahlt und der erhöhte Gehaltssatz 
bei nachträglicher Feststellung oder Erhöhung der Pension, des 
Wittwen- und Waisengeldes und der Gnadenkompetenzen zu Grunde 
gelegt werden. Bei Beförderungen und Versetzungen, die nicht zur 
Strafe erfolgen, sollte dem Beamten soviel anzurechnen sein, dass 
er sogleich in die seinem bisherigen Gehalte entsprechende Stufe 
der neuen Klasse eintritt und in dieser Stufe nun so lange^ bleibt, 
dass unter Hinzurechnung der in derselben Stufe der früheren Klasse 
zugebrachten Zeit die vorgesehene Dauer erfüllt würde. Dem ent- 



') Stenogr. Ber. des Keichst. 1892/93, 59. Sitzung, S. 1457 C. 
»; 8. Etat 1894/95 S. 55 u. 56. 
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sprechend brauchte er jetzt nicht mehr volle drei Jahre auf der 
untersten Stufe der neuen Kategorie zu verweilen. Besteht ein Ge- 
haltssatz, wie ihn der Beamte in der früheren Klasse zuletzt bezogen 
hat, in der neuen Klasse überhaupt nicht, so würde der Beamte so- 
gleich in die nächst höhere Gehaltsstufe einzutreten haben. Wenn 
aber die damit verbundene Gehaltsaufbesserung weniger beträgt, 
als sie dem Beamten in der früheren Klasse beim Aufsteigen in die 
nächst höhere Gehaltsstufe der letzteren zu Theil geworden wäre, 
so muss er nur noch eben so lange warten, als er auf der zuletzt 
inne gehabten Stufe der früheren Klasse hätte zubringen müssen. 
Sonst hat er die für das Aufrücken in die nächst höhere Stufe der 
neuen Klasse vorgeschriebene volle Zeit auszuharren. 

Bei Berechnung des für die Gehaltsbemessung massgebenden 
Dienstalters wird die Dienstzeit angerechnet, wenn und soweit die- 
selbe mehr als 5 Jahre beträgt. Die letztere Bestimmung wurde für 
die Unterbeamten erst vom 1. April 1894 ab durchgeführt, für die 
anderen schon im Laufe des Etatsjahres 1893. Besondere Härten 
sollten von der Zentralinstanz ausgeglichen werden. 

Der Reichstag drängte von neuem auf vollständige Durch- 
führung des Dienstaltersstufensystems und in dem darauf folgenden 
Jahre bei der Berathung des Etats pro 1895/96 gab die Regierung 
nach.^) 

Es wurden besonders höhere Beamte und der ganze Be- 
amtenkörper der Post- und Telegraphenverwaltung in das neue 
System mit einbezogen, da nunmehr eine Verständigung über die 
früheren Schwierigkeiten erfolgt war. Eine Reihe Verbesserungen 
der verschiedenen Beamtenkategorien erfolgte im einzelnen, die alle 
aufzuzählen hier zu weit führen würde. 

Die finanzielle Durchführung des Dienstaltersstufensystems be- 
anspruchte für 1894/952) 321765 Mk. Die Durchführung für das 
Jahr 1895/96 für die bis dahin nicht einbezogenen Beamten erforderte 
49950 Mk., bei der Post- und Telegraphenverwaltung 1390000 Mk. 
Die letztere gab im Reichstage zu sehr lebhaften Debatten Anlass, 
weil eine ganze Reihe der Postbeamten thatsächlich durch das neue 
Dienstaltersstufensystem geschädigt wurde. Auch diese Schädi- 
gungen wurden im neuen Etat für 1896/97 beseitigt und etwa 
600000 Mk. für die Schadloshaltung aufgewendet,^) indem für ein- 
zelne Kategorien die Aufrückungszeit in die höheren Stufen verkürzt, 
für andere auch ein Theil der diätarischen Dienstzeit mit in Betracht 
gezogen wurde. 



1) Etat für 1895/96 S. 51. 
») ibid. S. 17 (Kap. 85). 
3) Etat 1896/97 S. 50. 
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Mit dieser Aenderung des Besoldungswesens hatte indessen die 
ganze Frage der Beamtenbesoldung keineswegs bereits ihren Ab- 
schluss erreicht. Es durfte nicht verkannt werden, dass für die bei 
weitem grösste Zahl der Beamten die Höhe der Besoldungen nicht 
mehr ausreichend war, um den allgemein gestiegenen Anforderungen 
an die Lebenshaltung zu genügen. Vielfach war die geringe Be- 
soldung ein Hinderniss für die Beamten, eine Ehe einzugehen, da 
der Beamte, der als Junggeselle bequem leben konnte, fürchten 
musste, wenn er nicht gerade eine vermögende Frau heimführte, 
eine zahlreiche Familie nicht ernähren zu können, und in Schulden 
zu gerathen. Die Regierung konnte sich dem Drängen nach eine;* 
Verbesserung und der Nothwendigkeit einer allgemeinen Besoldungs- 
auf besserung auch für die mittleren und höheren Beamten nicht ver- 
schliessen, zumal der Reichstag dem nicht abgeneigt war. Er nahm 
bei der Etatsberathung für 1896/97 eine Resolution an, „den Herrn 
Reichskanzler zu ersuchen, in Anbetracht der auf Einführung des 
Dienstaltersstufensystems bei einzelnen Beamtenklassen einge- 
tretenen Ungleichheiten mit Gehaltserhöhungen für diese Beamten- 
klassen vorzugehen, insoweit sie von den allgemeinen Gehalts- 
erhöhungen des Jahres 1890 ausgeschlossen waren". Die Regierungen 
entschlossen sieh aber doch nur langsam dazu. Noch der ganze 
Sommer 1896 war mit Erörterungen ausgefüllt, ob die Gehalts- 
erhöhungen nicht erst für den Etat 1898/99 erfolgen sollten. Das 
Vorgehen der Preussischen Regierung indessen, welche im Winter 
1896/97 dem Preussischen Abgeordnetenhause eine Vorlage wegen 
Erhöhung der Beamtenbesoldungen machte, zwang auch den Bundes- 
rath zm* Nachfolge. 

Unter dem 20. Nov. 1896 legten die Verbündeten Regierungen 
dem Reichstage einen Gesetzentwurf vor, nach welchem zu Besol- 
dungsverbesserungen der im Reichsdienste Angestellten 10150000 Mk. 
verlangt wurden.') Sie begründeten die Vorlage damit, dass die 
Besserung der Einnahmen des Reiches und Preussens eine Besol- 
dungsverbesserung auch für die mittleren und höheren Beamten an- 
gezeigt erscheinen lasse, während die schon früher aufgebesserten 
Beamten, die Unterbeamten, die Kanzleibeamtcn und die niedriger 
besoldeten Klassen des mittleren Dienstes jetzt im allgemeinen nicht 
noch einmal berücksichtigt werden sollten. Die Gehaltsaufbesserungen 
sollten nicht mit der Tarifklasse HI des Wohnungsgeldzuschusses 
abschliessen, sondern auch noch auf die Regimentskommandeure 
und die Räthe H. und HI. Klasse ausgedehnt werden. Weiter 
hinauf sollte nur mit zwei Ausnahmen gegangen werden, indem ein- 
mal das Gehalt des Präsidenten des Reichseisenbahnamts und der 



') Drucks, des Reichst. 1895/97 Nr. 576. 
Cobn, Finanzen des Deutschen Reichs. 
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pensionsfällige Theil des Einkommens der Botschafter erhöht werden 
sollte. 

Eine gleichmässige prozentuale Aufbesserung sollte aber nicht 
vorgenommen werden, weil die bei emem verwickelten Besoldungs- 
system sich bildenden unberechtigten Besonderheiten in der Be- 
messung der Gehälter der einzelnen Kategorien nur noch weiter 
aufrecht erhalten würden. Das konkrete Bedürfiiiss bei jeder Dienst- 
stellung, das Bestreben, auf abgerundete Sätze zu gelangen und diö 
vielen noch bestehenden Besoldungsklassen möglichst zusammenzu- 
ziehen, haben dazu geführt, dass der Prozentsatz der Aufbesserung 
ein verschiedener ^geworden ist. Bestehende Zulagen sollten über- 
wiegend in Geltung bleiben. Die Kommission des Reichstages hat 
in einer langen Reihe von Sitzungen darüber berathen, leider aber 
keinen schriftlichen Bericht verfasst, sondern nur ihre Anträge an 
den Reichstag formulirt.') In dem Bericht wird der Aufwand für 
die Besoldungserhöhung berechnet auf 9228658 Mk. und 

für Servis auf 455175 „ 
an Pensionen 621796 „ 
für das Jahr 1897/98. 

Der Gesamiiat - Mehraufwand für Pensionen wurde von dem 
Reichsschatzamte in der Budgetkommission auf etwa 1 100000 Mk. 
geschätzt,^) während eine Bewilligung der Besoldungsverbesserungen 
in dem Umfange der Regierungsforderung etwa 1700000 Mk. an 
Pensionen mehr erforderlich gemacht hätte. 

Von den Mehrforderungen für die Besoldungsverbesserungen 
der Offiziere der Tarifklasse II — IV hat der Reichstag statt der ver- 
langten 6027128 nur 4609545 Mk. bewilligt. 

Nach dem Gesetz vom 30. Juni 1897^) wurde der Mehrbedarf an 
Besoldungen berechnet 
für Offiziere und Militärbeamte der Tarifklasse IV auf 1 743 225 Mk. 

„ „ „ „ r> rt III „ 2860170 „ 

n n n n rt n ^^ n O IDU y^ 

4609545 Mk. 

für Beamte der Tarifklasse V auf 2240733 „ 

für Beamte der Betriebsverw d. Reichseisenbahnen „ 605 515 „ 

2 846 248 Mk. 

für Beamte der Tarifklasse III auf 1042782 „ 

für Beamte der Tarifklasse I und II „ 113400 „ 

4002430 Mk. 
dazu für Offiziere a uf 4609545 „ 

insgesammt 8611 975 Mk. 

») 8. Drucks, des Reichst 1895/97 Nr. 822. 

3) Nach einer gütigen Mittheilung des Herrn Abg. MüUer-Fulda. 

3) Reichsgesetzbl. 1897 S. 488 ff. 



— 35 — 

Von diesem Betrage gehen ab Zuschüsse des Inva- 
lidenfonds 17180Mk. 

so dass bleibt ein Mehrbedarf von 8594795 „ 

Dazu kommt Militärverwaltung von Bayern . 655 233 „ 

so dass der Gesammt-Mehraufwand sich berechnet auf 9250028 Mk. 

Eine weitere Erhöhung des persönlichen Aufwandes ergab sich 
aus der oben (S. 25) aufgeführten Aenderung der Beiträge an die 
Hinterbliebenen und deren Steigerung in dem dort angegebenen 
Masse. Nach der Berechnung der Reichsregierung sollte der Mehr- 
bedarf für diesen Zweck im Jahre 1897/98 zunächst 200000 Mk. 
betragen, während der Mehraufwanfl im Beharrungszustande auf 
ungeföhr 6. Millionen veranschlagt wurde, zu denen auf Grund der 
Besoldungserhöhungen noch weiter eine Viertel Million hinzukäme.*) 
Der ganze Aufwand für die Hinterbliebenen nach den bis 1897 gel- 
tenden Gesetzen wird im Beharrungszustande etwa 17 Millionen Mark 
betragen, von denen für das Etatjahr 1897/98 etwa 8V4 Millionen er- 
forderlich waren, so dass der Gesammtbedarf des Reichs für die 
Hinterbliebenen im Beharrungszustande auf 23—24 Millionen zu 
schätzen ist. Durch Gesetz vom 13. Juni 1895 war auch für die 
Hinterbliebenen der Personen des Soldatenstandes gesorgt worden, 
und zwar war der Betrag der für das erste Jahr erforderlichen 
Mittel auf ungefähr 12300 Mk. festgestellt, während im Beharrungs- 
zustande voraussichtlich 360448 Mk. für Durchführung des Gesetzes 
als erforderlich betrachtet werden. 

Einer besonderen Betrachtung bedarf noch das Pensionswesen 
der Militärpersonen. Der Pensionsetat steigt unaufhörlich (s. Anhang) 
darunter auch ein Unterstützungsfonds von 1895 für hilfsbedürftige 
Kriegstheilnehmer, der für das Jahr 1895 2500000 Mk. betrug. Der 
Pensionsetat der Offiziere ist bei weitem stärker gestiegen, als der 
der Zivilbeamten. Die Gründe dafür sind nach Angaben der Re- 
gierung in der Budgetkommission 1897, die fortgesetzten Verstär- 
kungen des Heerwesens, die wir später darzustellen haben werden, 
welche um so grössere Zugänge bedinge, als ein verhältnissmässig 
geringer Abgang der Pensionäre durch Tod stattfindet. Ferner seien 
die Grenzen für den Bezug der Pensionen weiter gesteckt, da der 
im sonstigen Reichs- oder im Staatsdienst verwendete Pensionär 
ein höheres Gehalt als früher beziehen darf, ehe ihm Pensionsabzüge 
gemacht werden oder er die Pensionszahlung ganz verliert, während 
eine Anstellung im Kommunaldienste überhaupt einen 
Abzug nicht mehr erforderlich mache.^) 

') Drucks, des Beichst. 1895/97 Nr. 747, Stenogr. Ber. des Reichst. 1895/97, 
209. SitEung Yom 29. April 1897, S. 5620D. 
*) Beichsgesetzbl. 1893 S. 173. 
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Heeresverstärkung' 

iim9250fflz.,74MiL- 

Aerzte, 90 Beamte, 

81 856 Mannsoh. 



Ges. V. 17. 6. 1887 
betr. die Hinterblie- 
benen - Versorgung' 
(Offiz. u. Beamte). 



Heeresverstärkung 

um8960ffiz.^Mil.- 

Aerzte, 56 Beamte, 

14890 Mannsch. 



10,30/0 

+ 32 200 



Heeresverstärkung 
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MU.-Aerzte, 82» Be- 
amte, 54818 Mann- 
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Pens. -Ges. -Nov. v. 
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0,30/0 
— 1200 



8,70/0 

+ 29 900 



- 38 - 



Bemerlcungen. 



1. Die gewöhnliche Steigerung der Pensionen für Offiziere, Aerzte, Beamte und 
Mannschaften sowie des Wittwen- und Waisengeldes erfolgt, bis der Beharrungs- 
zustand, d. h. derjenige Zeitpunkt erreicht ist, wo der Zugang durch Neu- 
bewilligung sich annähernd deckt mit dem Abgange durch Tod u. s. w. 

2. Die beim Titel 4 unter b angegebenen Summen sind Bewilligungen auf Grund 
des Staatsdienergesetzes des ehemaligen Kurfürsten tbu ms Hessen vom 8. März 
1831 sowie der auf GiTind der beim Eintritt der einzelnen Kontingente in die 
preussische Militärverwaltung in Geltung gewesenen Landesvorschriften. 

3. Die Etatsabsetzungen beim Titel 5 (Allerhöchster Dispositionsfonds) und zwar 
1889/90 = 7 900 Mk., 1890/91 = 10 000 Mk. und 1892/93 = 10 000 Mk. 
betreffen lediglich die Mittel zu Unterstützungen für Offiziere ausser Dienst 
(Altpensionäre) mit Bücksicht auf geleistete Kriegsdienste. Die Absetzung ist 
erfolgt wegen Ablebens aller Empfangsberechtigten. 

4. Der Fonds beim Titel 5a zu Allerhöchsten Bewilligungen behufs Verbesse- 
ruug der Lage derjenigen bereits ausgeschiedenen Offiziere und Aerzte, welche 
nicht unter den Artikel III des Gesetzes vom 21. April 1886 fallen, sowie zu 
Bewilligungen an Beamte, die vor dem 1. April 1882 in den Ruhestand eingetreten 
sind, verringert sich fortgesetzt in Folge des Ablebens Bezugsberechtigter, 
während Zugänge nur noch in geringerem Masse eintreten. 

5. Beim Titel 6 (Unterstützungen u. s. w. der Unterklassen) hat eine Erhöhung 
in Folge der Heeresverstärkungen nur im Etat 1892/93 und zwar um 
30 000 Mk. stattgefunden. Die übrigen wesentlichen Etatserhöhungen bei 
diesem Titel sind eingetreten durch Uebemahme der Ausgaben für Lazaret- 
behandlung, Kosten für Badekuren inaktiver Mannschaften (früher Betablissements- 
kostenfonds sowie Medizinalfonds), für Bruchbänder (früher Medizinalfonds) und 
durch Ansetzung der Mittel zu Unterstützungen für Invaliden in Folge Auf- 
lösung der Invaliden -Kompagnien und Aufgabe der Befugniss, die Invaliden 
unter dauernder Beurlaubung mit vollen Gebührnissen in die Invaliden-Institute 
einzustellen, ferner zu Unterstützungen für Kriegsthoilnehmer, die nicht unter 
das Beichsgesetz vom 22. Mai 1895 fallen. 
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Die Regierung gab in der Budgetkommission femer als Gründe 
für die Steigerung der Pensionen an, dass die fortschreitende Er- 
kenntniss der Medizin den Begriff der Dienstbeschädigung erweitert 
habe, und dass chronische Krankheiten grössere Organe, insbesondere 
der Gelenke, des Herzens, wie der Limgen imd des Brustfells zum 
Ausscheiden fuhren, und dass jetzt auch Unterleibsbrüche zu den 
Invaliditätsleiden gerechnet werden. Femer leben beim Ausscheiden 
eines Militärpensionsberechtigten der Oberklassen die Militär- 
pensionen wieder auf, auch wenn der Militärpensionär ausserdem 
noch Anspruch auf eine Zivilpension vom Reiche oder von einem 
Einzelstaate hat, während die Zivilpensionsfonds nur den Mehr- 
betrag bis zm* Höhe der verdienten Zivilpension zu tragen haben. 

Von besonderem Interesse dürfte die Tabelle sein, welche die 
Uebersicht über das Lebensalter der Pensionirten enthält (S. 41). 
Danach hat also in den fünf Jahren von 1890/91 bis 1894/95 
eine Verjüngung stattgefunden bei den konmiandir enden Generalen 
vom 63. bis zum 60. Jahre. Bei den Divisionskommandeuren er- 
mässigte sich das Alter um 2 Jahre, bei den Brigadekonmiandeuren 
um 1 Jahr.') 

Alle diese Tabellen können jedoch die allgemein bekannte That- 
sache nicht beseitigen, dass Pensionirungen von Offizieren darum er- 
folgen, weil ein Offizier abgehen muss, wenn er für die nächst 
höhere Dienststellung nicht geeignet erscheint. Ohne eine Aende- 
rung dieses Prinzips werden die Lasten nur immer weiter steigen 
und die Unzufriedenheit der von der Pensionirung Betroffenen nur 
immer sich vergrössem. 

Mit diesen Besoldungserhöhungen ist die Frage der Besol- 
dungen vorläufig zum Abschluss gebracht, und es ist wohl anzu- 
nehmen, dass für ein Menschenalter eine weitere Aenderung nicht 
zu erwarten ist. Wenigstens darf man dies aus einer Aeusserung 
des Finanzministers Miquel schliessen, die er im Herrenhause ge- 
than, dass er weder als Finanznunister, noch als Mensch eine neue 
Besoldimgsvorlage zu erleben hoffe. 

Ob nun die jetzt festgesetzten Sätze thatsächlich ausreichen, 
lässt sich erst feststellen, wenn eine Reihe von Haushaltungsbudgets 
der höheren sowie mittleren und Unterbeamten vorliegen. Jeden- 
falls entspricht die Art des Pensionirungswesens nicht den von 
Wagner am schärfsten formulirten Forderungen.^) Nach ihm soll 
der Beginn des Pensionsanspruchs nicht zu spät eintreten, imd vor 
allen Dingen soll er nur bis zu einem nicht zu hoch gegriffenen 

>) Eine entsprechende Uebersicht ist anch far Württemberg nnd Sachsen gegeben 
worden, dieselbe war aber dem Yer&sser nicht ingänglich; ebensowenig wnrden die 
Zahlen för das Dienst- nnd Lebensalter seit 1894/95 Verabschiedeter mitgetheilt 

') Wagner^ Finanzwissenschaft I, S. ^9. 
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Dienst- oder Lebensalter, etwa bis zum 25. oder 30. Jahre des 
Dienstes oder 50. und 55. Lebensjahr noch an besonderen Nachweis 
unverschuldeter Dienstunfähigkeit geknüpft sein. Ferner soll 
die Höhe der Pension allmählich, und zwar in einem 
nicht zu späten Lebensjahr, den vollen Betrag der Be- 
soldung erreichen. 

Die Erfüllung dieser Forderung ist bisher wede^ im Deutschen 
Reich noch in Preussen sehr aussichtsvoll. Die von Wagner daran 
geknüpfte Befürchtung, dass sehr leicht eine Ueberfüllung des aktiven 
Staatsdienstes mit Greisen und decrepiden Personen eintreten könnte, 
hat sich vielfach als berechtigt erwiesen. Es sind überall, im Reichs- 
wie im Staatsdienste, eine Menge älterer Beamten zu beobachten, 
die eigentlich nur noch formell Geschäfte erledigen und für die 
andere Kräfte eintreten müssen. Das Resultat ist dann eine 
Assessorenwirthschaft, wie sie namentlich in Preussen blüht und 
ihre Rückwirkungen auf das Reich ausübt. Ueberall begegnet man 
den unbesoldeten Assessoren, die in der Blüthe der Jahre nur kom- 
missarisch beschäftigt, nicht gehörig bezahlt werden und erst in 
einem Alter zur Anstellung gelangen, in dem sich schon die Folgen 
unregelmässigen geistigen Arbeitens sehr fühlbar machen. Für 
einen nicht geringen Theil dieser jüngeren Kräfte ergiebt sich daraus 
der Anlass, in Privatdienste überzugehen, es sind das namentlich 
diejenigen besseren Kräfte, die ihrer eigenen Fälligkeit vertrauen, 
im Konkurrenzkampfe vorwärts kommen zu können, auch ohne dass 
sie durch eine Anstellung auf Lebenszeit geschützt sind. 

Ursache davon ist, dass die Beamten, weil sie erst spät die 
Maximalpension erreichen, nur ungern ihre Pensionirung beantragen, 
worunter dann die jüngeren Beamten zu leiden haben. Würde der 
Vorschlag A. Wagners realisirt, so würde Niemand, der sich leidend 
fühlt, Ursache haben, sich noch länger im Staatsdienste hinzu- 
schleppen und rüstigeren Kräften im Wege zu stehen, und damit würde 
eine allgemeine Verjüngung der Staatsverwaltung durchführbar sein, 
die sich der bürgerlichen Verwaltung ebenso nützlich erweisen würde, 
als die im Offizierkorps durchgeführte Verjüngung. 

Für die Reichsbeamten bestand in Folge Bundesgesetzes vom 
2. Juni 1869') eine Verpflichtung, vor Antritt ihres Amtes eine Sicher- 
heit zu hinterlegen, wenn ihnen eine Verwaltung von Reichsver- 
mögen anvertraut war. Es sollten „Beamte, welchen die Verwaltung 
einer dem Reiche gehörigen Kasse oder eines dem Reiche gehörigen 
Magazins, oder die Annahme, die Aufbewahrung oder den Transport 
von dem Reiche gehörigen oder ihm anvertrauten Geldern oder 



>) Laband a. a. 0. I, S. 407. 
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« 

geldwerthen Gegenständen, obliegt", eine Kaution stellen. Uetier die 
Gattung der Beamten im einzelnen, über die Höhe der Kaution, über 
die Art der Aufbringung sind zahlreiche Verordnungen ergangen, 
die einzeln hier aufzuzählen zu weit führen würde.') 

. Im Laufe der Zeit hatten sich erhebliche Missstände heraus- 
gebildet. In der Begründung zum Entwürfe über die Aufhebung 
wurde anerkannt, dass den Beamten, die zur Stellung von Kautionen 
verpflichtet seien, schwere wirthschaftliche Nachtheile daraus er- 
wachsen. Der Aufwand für Darlehen, welche Beamte zur Be- 
schaffung der Kautionen bei Lebensversicherungs-Gesellschaften oder 
anderen Gesellschaften aufzunehmen hätten, wäre sehr drückend, 
ebenso würden die zur Ansammlung einer Kaution stattfindenden 
Gehaltsabzüge von den Beamten sehr schwer empfunden. Ins- 
gesammt hätte bei der Postverwaltung am 1. Juli 1897 die Zahl der 
Kautionspflichtigen 120171 betragen,*) welche zusammen 47851044 
Millionen Mark Kaution gestellt hätten. Im Durchschnitt der letzten 
zehn Jahre seien nur 166008 Mk. zu decken gewesen, die meist aus 
dem Vermögen der Beamten ersetzt worden seien, während die 
Kautionen insgesammt nur mit 18626 Mk. durchschnittlich in An- 
spruch genommen worden seien. Demgegenüber wären aber dem 
Reiche für die Verwaltung 154623 Mk. Kosten erwachsen. Sehr 
geringfügig seien die Defekte bei allen anderen Verwaltungen, so 
dass durch Wegfall der Kautionsverwaltung sich fiir das Reich noch 
ein Gewinn ergeben würde. 

Der Reichstag stimmte diesen Anschauungen vollständig bei, 
und durch Reichsgesetz vom 25. Febr. 1898^) wurde die Kautions- 
pflicht der Beamten mit der Massgabe aufgehoben, dass die Rück- 
zahlung der Kautionen innerhalb zwei Jahren erfolgen sollte. Nur die 
Reichsbankbeamten bleiben noch weiterhin zur Kautionsstellung ver- 
pflichtet. 



II. Der Finanzbedarf für die einzelnen Verwaltungszwecke. 

Die Ausgaben des Deutschen Reiches sind in den Etats, wie 
die Anlage zeigt, in der Weise aufgeführt, wie sich die einzelnen 
Ressorts gegenwärtig gestaltet haben. Sie geben auch in der dort 
aufgestellten Weise ein allgemeines Bild von dem Wachsen der 
Reichsausgaben und der Erweiterung der Ziele, die das Deutsche 
Reich sich gesetzt hat. Es ist aber doch wichtig, dass einzelne 



1) 8. darüber Laband a. a. 0. I, S. 408 £ 

2) Dmcks. des Beicbst. 1897/98 Nr. 99. 

3) Beichsgesetzbl. 1898 S. 29. 
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Ausgaben, die nur summarisch in den Kapiteln mit aufgeführt sind, 
hier erwähnt werden. In Nachstehendem sollen dafür nur der Etat 
für das Jahr 1899/1900 (des Rechnungsjahres 1899), der Etat für 
das Jahr 1897/98, der letzte, der bisher abgeschlossen vorliegt und 
über den bereits vollständig Rechnung gelegt ist, und der Etat des 
Jahres 1872 herangezogen werden. 

Nach der in der Finanzwissenschaft jetzt üblichen Eintheilung 
der Ausgaben: 1. Ausgaben aus der Verfassung; 2. Ausgaben für 
die Landesvertheidigung ; 3. Ausgaben für die Verwaltung der aus- 
wärtigen Angelegenheiten; 4. Ausgaben für Rechtspflege; 5. Aus- 
gaben für den öffentlichen Unterricht und für kirchliche Zwecke; 
6. Ausgaben für Volkswirthschaftspflege ; 7. Ausgaben für die öffent- 
liche Schuld, sollen die Ausgaben auch hier ihre Darstellung finden. 

1. Ausgaben aus der Terfassung. 

Im Deutschen Reiche bezieht das Reichsoberhaupt, der deutsche 
Kaiser, eine Zivilliste als solcher nicht, vielmehr wird ihm dieselbe 
nur von Preussen bezahlt, wie denn sein ganzes Einkommen in 
seiner Stellung als König von Preussen begründet ist. Indessen 
sind dem Kaiser immerhin Dispositionsfonds zur Verfügung gestellt. 

Nach Kap. 68 Tit. 1 der Ausgaben beträgt die Summe, über 
welche er zu Gnadenbewilligungen aller Art verfügen darf, 3 Millionen 
Mark. Dazu kommt noch ein Betrag von 2 950 000 Mk., seit dem 
Etatsjahr 1897/98 von 3 550000 Mk., die dem Kaiser aus den 
Mitteln des Reichsinvalidenfonds überwiesen sind und für welche 
ihm der Verwendungszweck vorgeschiieben ist. 

Danach^) sind bestimmt: 

1. Erziehungsbeihilfen und Unterstützungen an Kinder 
und Wittwen der in Folge des Krieges 1870/71 für 
invalide erklärten und demnächst verstorbenen 
Militärpersonen der Ober- und Unterklassen zu 

gewähren • • • • 350000 Mk. 

2. zur theilweisen Uebernahme der aus dem Dispo- 
sitionsfonds des Kaisers für Invaliden des Krieges 

von 1870/71, die nicht anerkannt sind 700000 „ 

3. zu gnadenweiser Bewilligung von Pensionszuschüssen 100 000 „ 

4. an die Büiidesstaaten und an Elsass- Lothringen 
zur Gewährung von Beihilfen an hilfsbedürftige 
Kjiegstheilnehmer aus dem Feldzuge von 1870/71 
und aus dem von deutschen Staaten vor 1870 ge- 
geführten Kriegen 1800000 „ 



<) Beichsges. vom 22. Mai 1895 (Beichsgesetzbl. 1895 S. 238) und Beichshauslialts- 
Etat 1897/98 Kap. 83 Tit. 4 (Eeichsgesetzbl. 1897 S. 483). 
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In Folge der vom Reichstage angenommenen Resolution, die 
Reichsregierung möge den hilfsbedürftigen Kriegstheilnehmern die 
Unterstützung von 120 Mk. im Sinne des Reichsgesetzes vom 
22. Mai 1895 aus den ersparten und verfügbaren Zinsen des Aktiv- 
bestandes des Reichsinvalidenfonds so weit als möglich gewähren, 
wurde der Betrag von 1 800 000 Mk. um weitere 600 000 Mk. ver- 
grössert, so dass dieser Fonds jetzt 2 400000 Mk beträgt.') 

.Als weiterer Aufwand für den Kaiser darf noch hinzugerechnet 
werden der Betrag, welcher erforderlich ist für das dem Kaiser zur 
persönlichen Benutzung überwiesene Kriegsschiff.^) Dieser war für 
das Jahr 1897/98 auf 412 528 Mk. veranschlagt, ist dagegen für das 
Rechnungsjahr 1899 nur auf 270 012 Mk. geschätzt. 

Sieht man von den für Invalidenbeihilfen bestimmten Summen 
ab, so betrug also der Aufwand des Reiches 1897/98 für den Kaiser 
3 412 528 Mk., für das Rechnungsjahr 1899 3 820 012 Mk., während 
der Dispositionsfonds im Jahre 1873 nur 901) 000 Mk. betragen hatte. 

Die Ausgaben für den Reichstag sind aus dem Anhang er- 
sichtlich und haben sich in den letzten Jahren erheblich vermehrt, 
weil das neue Reichstagsgebäude bedeutend grössere Aufwendungen 
als bisher erforderlich machte. 

Für das Reichstagsgebäude sind bis 1. April 1898 im Ganzen 
30393 953 Mk.^) ausgegeben, während im Bestände des Reichstags- 
gebäudefonds am gleichen Tage noch 679410 Mk. geblieben waren. 

Die laufenden, dauernden Ausgaben für den Reichstag halten 
sich deswegen so niedrig, weil eine Diätenzahlung an die Mitglieder 
des Reichstages noch immer nicht stattfindet, und auch die freie 
Fahrt der Abgeordneten auf den deutschen Eisenbahnen nur 4000 Mk. 
erfordert, da den Abgeordneten diese Vergünstigung nur zwischen 
ihrem Wohnsitz und Berlin zusteht. 

Mit dem Rechnungsjahr 1898 ist auch der Bau eines Reichs^ 
tagspräsidialgebäudes in Angriff genommen worden, für welches der 
Grunderwerb bereits 1897/98 erfolgt ist. Die Gesammtkosten lassen 
sich noch nicht übersehen. 

Für den Bundesrath sind besondere Fonds nicht eingerichtet. 
Soweit seine Thätigkeit Ausgaben veranlasst, werden sie aus den 
Fonds des Reichskanzlers mitbestritten. 

2. Ausgaben far die LandesTertheidigung. 

Den bei weitem bedeutendsten Theil der Ausgaben des Reiches 
bilden die Ausgaben des Reiches für die Zwecke der Wehrkraft 



') Stenogr.Ber. des Reichst. 1895-1897, 183. Sitzung vom 23. Febr. 1897, S. 4903 B. 
>) Beichshanshaltsetat 1897/98 Anl. VI S. 161; 1899 Anl. VI S. 143. 
3) Drucks, des Reichst. 1898/99 Nr. 339. 
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für Heer und Flotte, namentlich da alle einzelstaatlichen Auf- 
wendungen für diesen Zweck aufgehört haben und auf das Reich 
übergegangen sind. 

a) Land beer. 

Im Beginn des neuen Deutschen Reichs hatte der Etat für das 
Heer noch eine besondere Stellung eingenommen, indem er nicht 
nach Kapiteln und Titeln, sondern in Form eines Pauschquantums 
bewilligt worden ist.') Nach der Norddeutschen Bundesverfassung 
(Art. 60) war die Friedenpräsenzstärke des Bundesheeres bis Ende 
1871 auf 1 Prozent der Bevölkerung von 1867 normirt, und für diese 
Zeit dem Bundesfeldherrn jährlich der Betrag von soviel Mal 
225 Thalern zur Verfügung gestellt worden, als die Kopfzahl der 
Friedenspräsenzstärke des Heeres betrug. Die. Zeit bis Ende 1871 
wurde aber im Art. 71 der Norddeutschen Verfassung als Ueber- 
gangszeit bezeichnet. Später sollte die Friedenspräsenzstärke des 
Heeres im Wege der Bundesgesetzgebung festgestellt werden (Art. 60 
der Reichsverf ). Bis Ende 1871 war der nach Titeln geordnete Etat 
der Ausgaben für das Bundesheer dem Bundesrath und dem Reichs- 
tage auch nur zur Kenntnissnahme und zur Erinnerung 
vorzulegen. Es war aber in der Verfassung auch für die Zeit nach 
1871 schon eine Vorkehrung getroffen, wenn nicht vorher eine neue 
Feststellung der Friedenspräsenz erfolgt sein sollte. In diesem 
Falle waren nämlich die Beiträge von 225 Thaler pro Mann auch 
nach dem 31. Dez. 1871 so lange fortzuzahlen, bis eine Aenderung der 
Friedenspräsenzziffer eingetreten sei. 

Nach dem Kriege hatte die Regierung vorgeschlagen, zunächst 
das Pauschquantum nur auf das Jahr 1872 zu erstrecken und dabei 
die Vorlegung eines vollständigen Etats der Verwaltung des Reichs- 
heeres für das Jahr 1873 in Aussicht gestellt. Am 25. November 
1871 brachte aber die Regierung auf Grund vorangegangener Ver- 
handlungen mit den Parteien einen Gesetzentwurf an den Reichstag, 
in dem die Friedenspräsenz des Reichsheeres auf 401659 Mann, 
nach der Zollabrechnungsbevölkerung von 1867 einschliesslich der 
elsassisch -lothringischen Bevölkerung auf Grund der französischen 
Zählung von 1866 berechnet, und der Ausgabebetrag nach der bis- 
herigen Norm von 225 Thaler pro Mann auf jährlich 90 373 275 Thaler 
für die drei Jahre 1872—1874 festgesetzt wurde.*) 

Begründet wurde die Verlängerung der Pauschquantumswirth- 
schaft damit, dass in den Etats für die Verwaltung des Reichs- 
heeres in den nächsten Jahren, in welchen zu den Schwierigkeiten der 
Ueberleitung der bisherigen Verhältnisse in die neuen noch die 

1) Jahrbuch f. Gesetzgeb., Yerwalt. und Bechtspflege, heransg. von Holtzendorff, 
m. Jahrg. 1874 S. 171. 

>) Dracks. des Reichst. 1871, II. Sess. Nr. 128. 
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Unregelmässigkeiten hinzutreten, welche aus dem in der Okkupation 
noch fortbestehenden Kriegszustande hervorgehen, die Verhältnisse 
nicht von vornherein so fixirt werden könnten, wie dies zur Auf- 
stellung eines die Verwaltung im Einzelnen bindenden Etats uner- 
lässlich sei. 

Dieser Gesetzentwurf wurde von dem Reichstage angenommen, 
der damit für die nächsten drei Jahi*e auf sein Bewilligungsrecht 
für die Heeresausgaben verzichtete. 

Indessen liess sich die Pauschquantumwirthschaft nur schwer 
durchführen, und es mussten ausserhalb der angeführten Summe 
noch besondere Bewilligungen erfolgen. Besoldungsverbesserungen 
und ausserordentliche Summen für die Verbesserung der Lage dei' 
Unteroffiziere erforderten eine Erhöhung um etwa 2 Millionen Thaler, 
so dass um diesen Betrag das Pauschquantum überschritten wurde. 
Die Hauptposten des Etats giebt die Tabelle im Anhang. 

Das Pauschquantum erwies sich auch sonst als hinderlich für 
die Ausgestaltung der Heeresorganisation, die Regierung empfand es 
allmählich als eine beengende Fessel, von der sie loszukommen 
trachtete. In dem Entwürfe eines Reichsmilitärgesetzes vom Jahre 
1874 war deshalb dieses System auch nicht mehr aufrecht erhalten, 
sondern der Etat nach Kapiteln und Titeln aufgeführt, die nun auch 
der Genehmigung der gesetzgebenden Körperschaften im speziellen 
unterliegen sollten.') 

Nach diesem Gesetzentwurf sollte die Heeresstärke vom 1. Jan. 1875 
ab auf 401 659 Mann festgesetzt werden, während sie in den Jahren 
nach dem französischen Kriege zwischen 350—400000 geschwankt 
hatte. Die Annahme dieses Gesetzes hat zu langen und heftigen 
Auseinandersetzungen geführt, deren Darstellung aber .nicht im 
Rahmen dieser Skizze beabsichtigt ist, ebensowenig, wie hier auf die 
späteren Kämpfe um jährliche oder Septennatsbewilligungen ein- 
gegangen werden kann. 

Durch Gesetz vom 2. Mai 1874^) wurde für die Zeit vom 
1. Jan. 1875 bis 31. Dez. 1881 die Friedenspräsenzstärke wie an- 
gegeben auf 401659 Mann festgesetzt, wobei die Einjährig-Frei- 
willigen nicht in Anrechnung kommen sollten. 

Die Infanterie wurde formirt in 469 Bataillonen, die Kavallerie in 
465 Eskadrons, die Feldartillerie in 300 Batterien, von welchen je 
2 — 4 eine Abtheilung bildeten, die Fussartillerie in 29, die Pionier- 
truppe und der Train in je 18 Bataillonen. In der Regel sollte bei 
der Infanterie aus 3 Bataillonen, bei der Kavallerie aus 5 Eskadrons, 
bei der Artillerie aus 2 — 3 Abtheilungen bezw. Bataillonen ein 



1) Drucks, des Beichst. 1874 No. 9. 

2) Reichsgesetzbl. 1874 S. 45. 



— 49 — 

Regiment gebildet werden. Die gesammte Heeresmacht bestand 
damit aus 18 Armeekorps, von denen 2 Bayern, 1 Württemberg und 
die 14 übrigen Preussen gemeinschaftlich mit den Staaten bildete, 
welche mit ihm die Militärkonventionen abgeschlossen hatten. 

Motivirt wurde die Erhöhung insbesondere damit, dass die 
Friedenspräsenzstärke bis dahin nicht 1 Prozent, sondern nur 
0,978 Prozent der Bevölkerung betrage. 

Die Regierung berechnete den Mehrbedarf für das Jahr 1875 
gegen das Jahr 1874 anfangs auf 13 668 926 Thaler oder auf rund 
40 Millionen Mk.,') später, auf eine Anfrage des Abg. Richter 
schätzte sie die Mehrausgabe auf 14200000 Thaler*) und die daraus 
resultirenden Mehrausgaben insgesammt auf 16 700000 Thaler. 
Die wirklichen laufenden Mehrausgaben haben indessen im Jahre 
1875 gegen das vorangehende Jahr 48,1 Millionen Mk. betragen. 
Die Zahl der Rekruten, welche jährlich zur Aushebung gelangen 
sollten, belief sich auf 130000 Mann, zu denen noch 10 Prozent Nach- 
ersatz zu rechnen waren. Des Interesses wegen sei hier eine Mit- 
theilung des Reichsschatzamtes erwähnt, wonach damals je eine 
wöchentliche Vakanz zwischen Entlassung der Reservisten und Ein- 
stellung neuer Rekruten 197000 Thaler ersparte.^) 

Zu den im Militäretat von 1874 nachgewiesenen Offizieren und 
Beamten kamen hinzu 

1874 13027 Offiziere, 1298 Aerzte u. Apoth., 129 Auditeure, 

1875 1986 „ 18 „ „ „ - 

1874 220 Geistl., 3 188 Verw.-Beamte, 501 Rossärzte, 

1875 — „ 216 . 24 

1874 71 Sattler, 490 Büchsenmacher, 133 Zivillehrer. 

1875 2 „ 32 „ - „ 

Vor Ablauf des sog. Septennats musste eine neue Bestimmung 
getroffen werden, wie stark die Friedenspräsenzstärke werden sollte. 
Durch Reichsgesetz vom 6. Mai 1880*) wurde die Friedenspräsenz- 
stärke schon vom 1. April 1881 bis 31. März 1888 auf 427274 Mann 
festgesetzt, wobei die Einjährigen wiederum auf die Friedenspräsenz 
nicht in Anrechnung kamen. 

Von demselben Termine ab wurde die Infanterie in 503 Bataillonen, 
die Feldartillerie in 340 Batterien, die Fussartillerie in 31 Bataillonen, 
die Pioniere in 19 Bataillonen formirt, während die Zahl der Ka- 
vallerie- und Trainformationen unverändert blieb. 



1) S. Stenogr. Ber. des Eeichst. 1874 Bd. 3 S. 169. 
>) Stenogr. Ber. 1874 Bd. 3 S. 370. Dnicks. No. 106. 
3) ibid. S. 366. 
«) Beichsgesetzbl. 1880 S. 103 ff. 

Cobn, Finanzen des Deutschen Reichs. 
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Motivirt wurde bei der Vorlage des Gesetzes an den Reichstag 
die Verstärkung wiederum damit, dass 1 Prozent der Bevölkerung 
die oben erwähnte kaum ausmache, die Kriegsstärke sollte damit 
um 80000 bis 90000 Mann wachsen. 

Neu war die Bestimmung des Gesetzes, dass diejenigen Mann- 
schaften, welche wegen hoher Loosnummer oder wegen geringer 
körperlicher Fehler der Ersatzreserve erster Klasse überwiesen wurden, 
soweit sie nicht auf Grund der Ordination oder der Priesterweihe 
dem geistlichen Stande angehörten, nachfolgenden Bestimmungen 
unterworfen wurden: 

Sie dürfen im Frieden zu Uebungen einberufen werden. Die 
Zahl der zur ersten Uebung und der zu wiederholten Uebungen 
einzuberufenden Mannschaften wird durch den Reichshaushalts- 
etat festgesetzt. 

Die Uebungspflicht erstreckt sich auf 4 Uebungen, von 
welchen die erste eine Dauer von 10, die zweite eine Dauer 
von 4 und die beiden letzten eine Dauer von je 2 Wochen 
nicht überschreiten sollen. 

Die Versetzung aus der Reserve in die Landwehr und die Ent- 
lassung aus der Landwehr finden, soweit die zwölfjährige Gesammt- 
dienstzeit zur Einführung gelangi; ist, im Frieden bei der nächsten, 
auf Erfüllung der Dienstzeit folgenden Frühjahrs-KontroU Versamm- 
lung statt. Damit wurden die Reserven und die Landwehren 
durchgängig einige Wochen etwas länger in ihrem bisherigen 
Militärverhältniss zurückgehalten, während sie bis dahin an den 
Terminen, an denen sie in den aktiven Dienst eingetreten waren, 
ilir militärisches Verhähniss wechseln mussten. 

Die aus diesem Gesetze erwachsenden Mehrausgaben schätzte 
die Regierung als dauernde für Preussen, Sachsen und Württemberg 
auf 15143138 Mk., für Bayern auf 2892500 Mk., im ganzen also auf 
17160242 Mk., als einmalige für Preussen, Sachsen und Württem- 
berg auf 23 820666, dazu für Bayern auf 2892500 Mk., im ganzen 
auf 26713166 Mk. 

Unter den so veranschlagten Ausgaben waren diejenigen für 
eine entsprechende Erweiterung des allgemeinen Kasernirungsplans, 
sowie für etwaige Magazinbauten nicht mit einbegriffen.') 

Von diesen Summen waren Hauptposten an dauernden Aus- 
gaben für die neu eingerichteten Uebungen mit insgesammt 
2592106 Mk. (ohne Bayern), die Geldverpflegung der Truppen 
5575976 Mk., die Naturalvcrpflegung 3227538 Mk., die Bekleidung 
und Ausrüstung der Truppen 1305625 Mk., zu denen stets noch ein 
entsprechender Antheil für Bayern hinzuzurechnen ist. 

») Stenogr. Ber. des Eeichst. 1880 Bd. 3 S. 27, Drucks. No. 11. 
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Die wichtigsten Posten der einmaligen Ausgaben inkl. Bayern 
sollten sieh stellen 
für Bekleidung und Austüstung der Truppen auf 8584286 Mk. 

für Terrain zu Exerzierplätzen auf 2354000 ,, 

für Lazarethe auf 2289000 „ 

für Artillerie und Waffenwesen auf ..... 10321700 „ 

Unter dem 25. Nov. 1886 legte die Regierung, ohne den Ablauf 
des mit dem Reichstage vereinbarten Septennats zu erwarten, dem 
Reichstage den Entwurf eines neuen Militärgesetzes vor. Sie ver- 
langte bereits für die Zeit vom 1. April 1887 ab bis zum 31. März 1894 
die Festsetzung der Friedenspräsenzstärke auf 468409 Mann, wobei 
die Einjährig-Freiwilligen nicht in Anrechnung kommen sollten, 
wodurch die Friedenspräsenzstärke um 41135 Köpfe erhöht werden 
sollte. 

Die Armee sollte von dem genannten Tage ab in der Weise 
formirt werden, dass die Infanterie in 534 Bataillone, die Kavallerie 
in 465 Eskadrons, die Feldartillerie in 364 Batterien, die Fuss- 
artillerie in 31, die Pioniere in 19 und der Train in 18 Bataillone 
eingetheilt wurden. 

Die Regierung vergass nicht, in ihrer Begründung zu vor- 
stehendem Entwurf auf die neuen Opfer hinzuweisen, die das Gesetz 
erfordern würde. Die Gesammtausgaben des Reiches für seine 
Kriegsmacht, Heer und Marine, wurden angegeben für 

1870 auf . . . 272478397 Mk. 
1880 „ ... 403425826 „ 
1886 „ . . . 446288673 „ 
d. h. für den Kopf der Bevölkerung auf 

7,06 Mk. 
8,92 „ 
9,53 ^ 

Der Prozentsatz des Budgets, den die Heereskosten ausmachten, 
wurde im Jahre 

1880 1886 

für Frankreich auf 35,38 40,46 Prozent 

für Russland (ohne Finnland) auf 49,47 40 „ berechnet. 

Für Deutschland ist eine gleichartige Berechnungsweise wegen 
des bundesstaatlichen Charakters des Reichs, das den Einzelstaaten 
besonders die meisten Ausgaben für Kulturzwecke überlässt, nicht 
möglich. Um nun wenigstens einen Anhalt für den Antheil der 
Heeresausgaben an den allgemeinen; Ausgaben zu gewinnen,, ver- 

«) Stenogr. Ber. des Eeichst. 1886/87 Bd. 2 S. 74 £, Drucks. No. 11. ' ' 
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glich die Regierung das Verhältniss der gesammten Staatsaus- 
gaben Preussens zu denjenigen Ausgaben, welche das seitens Preussens 
allein aufzustellende Militärkontingent erfordern würde. Danach 
betrugen die militärischen Ausgaben von den Gesammtausgaben 

1875 . . 27,06 Prozent 

1880/81 . 26,05 

1885/86 . 26,04 

Die Gesammtmehrausgaben berechnete die Regierung auf rund 
23 Millionen Mark an fortdauernden und auf rund 24 200 000 Mk. an 
einmaligen Ausgaben, wobei wiederum die Mehrausgaben für eine 
entsprechende Erweiterung der Kasernirung, sowie für etwaige Ma- 
gazinbauten und Unterkunftsräume, für Material nicht mit veran- 
schlagt waren, und ausserdem die Mehrbelastung des Pensionsfonds 
ausser Betracht blieben. 

Die Zahl der jährlich einzustellenden Rekruten erhöhte sich um 
13 — 14000 Mann. Die Vorlage wurde zunächst nicht angenommen, 
sondern der Reichstag am 13. Jan. 1887 aufgelöst. Erst im neuen 
Reichstage fand dies Gesetz Zustimmung und wm*de am 11. März 1887 
publizirt. 

Ein für die Belastung des Reiches mit Anleihen besonders 
wichtiges Gesetz folgte noch in demselben Jahre. 

Am 9. Dez. 1887 legte die Regierung dem Reichstag einen Ge- 
setzentwurf über die Aenderung der Wehrpflicht vor,*) der 
am 6. Febr. 1888 ohne Diskussion mit den von der Reichstags- 
kommission vorgeschlagenen Aenderungen vom Reichstage ange- 
nommen wurde. Die wichtigsten Neuerungen waren folgende:^) 

Die Landwehr wird in zwei Aufgeboten fprmirt. 

Die Landwehr ersten Aufgebots erfuhr keine Aenderung, in der 
Landwehr zweiten Aufgebots dauert die Verpflichtung zum Dienst 
bis zum 31. März des Jahres, in welchem das 39. Lebensjahr voll- 
endet wird, und in das zweite Aufgebot treten ein a) die Landwehr 
ersten Aufgebots nach Ableistung ihrer Dienstpflicht in diesem, 
b) die Ersatzreservisten, welche geübt haben, nach Ableistung ihrer 
Ersatzreservepflicht.^) 

In der Ersatzreserve fiel die Theilung in zwei Klassen fort, in- 
dem die nicht zur Uebung heranzuziehenden Ersatzreserven sofort 
dem Landsturm überwiesen wurden. 

Die Gesammtdauer der Ersatzreservepflicht wurde auf 12 Jahre 
festgesetzt,*) und die Gesammtdauer der Uebungen um zwei Wochen 



M Stenogr. Ber. des Reichst. Bd. III S. 269, Drucks. Nr. 38. 
>) Beicbsgesetzbl. 18S$ S. 11 § 1. 
3) ibid. § 3. ') ibid. § 13. 



- 53 - 

von 18 auf 20 erhöht. Es finden künftig nur drei Uebungen statt, 
von denen die erste zehn Wochen, die zweite sechs Wochen und 
die dritte vier Wochen dauert. 

Die Zahl der zur ersten Uebung einzuziehenden Ersatzreservisten 
wird im Reichshaushalt alljährlich festgesetzt. 

Ebenso erfuhr der Landsturm eine Aenderung, insofern seine 
Dienstpflicht bis zum 45. Lebensjahre ausgedehnt wurde. 

Die laufenden Ausgaben für das Gesetz wurden auf 150 000 Mk. 
einmalige Kosten für Neubeschaffung, . Abänderung und Ergänzung 
der Militärpapiere auf etwa 250000 Mk. veranschlagt. 

Die einmaligen Ausgaben für Durchführung des Gesetzes er- 
forderte einen Betrag von 278335 562 Mk., deren Verzinsung eine 
dauernde Ausgabe von 2800000 Mk. verursachte. 

Am 22. Okt. 1889 legte die Regierung dem Reichstage einen 
Gesetzentwurf vor, nach welchem die Zahl der deutschen Armee- 
korps um zwei erhöht werden sollte. Diese Organisationsänderung 
wurde genehmigt und vom 1. April 1890 ab bestand die Heeres- 
macht des Reiches im Frieden aus 16 Preussischen, 2 Bayerischen 
und je einem Württembergischen und Sächsischen Armeekorps.') 

Den Ablauf des erst im Jahre 1894 endenden Septennats wartete 
die Regierung für die Erhöhung einer Friedenspräsenzstärke wiederum 
nicht ab, sondern brachte schon nach drei Jahren (am 6. Mai 1890) 
einen Gesetzentwurf an den Reichstag,') in dem sie eine Erhöhung 
der Friedenspräsenz um 18574 Mann forderte. Eine besondere Ab- 
weichung von den bisher geforderten Bewilligungen bestand darin, 
dass die jetzt verlangte Friedenspräsenzstärke von 486 983 Mann 
sich nicht mehr im Rahmen von 1 Prozent der Bevölkerung hielt, 
sondern dass sie darüber hinausging. 

Gefordert wurden vorstehend bezeichnete 486 983 Mann, die 
formirt werden sollten, die Infanterie in 538 Bataillone, die Kavallerie 
in 465 Eskadrons, die Feldartillerie in 434 Batterien, die Fussartillerie 
in 31 Bataillone, die Pioniere in 20 Bataillone, der Train in 21 Ba- 
taillone. 

An fortdauernden Ausgaben (ausschliesslich Pensionsfonds) 
wurden die Kosten der Heeresverstärkung geschätzt auf 18 Millionen, 
die einmaligen Ausgaben auf rund 40 Millionen Mark. 

Im Jahre 1889 hatte auch noch eine Vermehrung der Artillerie 
um 3000 Mann und 4000 Pferde stattgefunden, für welche an ein- 
maligen Ausgaben 12495 575 Mk.*) bewilligt wurden. 



1) Reichsgesetzbl. 1890 S. 7. 

2) Dnicks. des Beichst. 1890—1892 Nr. 6. 

3) Dnicks. des Reichst. 1888/89 JNr. 116 S. 10. 
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Jedoch von neuem vor Ablauf des im vorstehenden Gesetze fest- 
gesetzten Zeitraums hatte sich der Reichstag mit einer abermaligen 
Erhöhung der Friedenspräsenzstärke zu befassen. 

Am 22. Nov. 1892 legte der Reichskanzler v. Caprivi dem Reichs- 
tage einen Gesetzentwurf vor,') nach welchem die Friedenspräsenz- 
stärke des deutschen Heeres auf 492 068 Mann festgesetzt werden 
sollte. Die bisherige Friedenspräsenzstärke erhöhte sich damit um 
72037 Köpfe, oder, wenn die vom Reichstage mit anzufordernden 
Unteroffiziere mitgerechnet wurden, um 83 894 Mann, wozu ein jähr- 
licher Mehrbedarf von 60000 Rekruten — insgesammt 235 000 Rekruten 
jährlich — nöthig wurde. Die Friedenspräsenzstärke schloss aber 
nicht wie bisher auch die Unteroffiziere mit ein, sondern umfasßte 
nur die Gemeinen, Gefreiten und Obergefreiten, während nach den 
Motiven zu dem Gesetzentwurfe die Unteroffiziere ebenso wie bis 
dahin die Offiziere, Beamten und Aerzte alljährlich vom Reichs- 
tage bewilligt werden sollten. 

Ferner wurde die oben angeführte Ziffer als Jahresdurch- 
schnittsstärke gefordert, während die Friedenspräsenzstärke 
bisher die Maximalziffer angegeben hatte, also diejenige Zahl, 
über welche die Heeresstärke niemals hinausgehen durfte. 

Dieser Durchschnittsstärke von insgesammt 570 877 Mannschaften 
und Unteroffizieren sollte die Voraussetzung zu Grunde liegen, dass 
die Mannschaften der Fusstruppen im allgemeinen zu einem zwei- 
jährigen aktiven Dienste bei der Fahne herangezogen werden sollten- 
Vom 1. Okt. 1893 ab sollte die Infanterie in 71P) Bataillone, die Ka- 
vallerie in 477 Eskadrons, die Feldartillerie in 494 Batterien, die Fuss- 
artillerie in 37 Bataillone, die Pioniere in 24 Bataillone, die Eisen- 
bahntruppen in 7 Bataillone und der Train in 21 Bataillone formirt 
werden. 

Die wesentlichste Neuerung war die Einführung der zwei- 
jährigen Dienstzeit, deren Durchführbarkeit zum ersten Mal damit 
offiziell zugestanden wurde. 

Finanziell wirkte aber nicht nur die absolute Erhöhung an sich, 
sondern die nur zweijährige Dienstzeit stellte auch erhöhte finan- 
zielle Anforderungen, weil organisatorische Aenderungen damit ver- 
bunden waren, namentlich auch eine Anzahl neuer Kommandostellen 
eingerichtet werden sollten. . 

Die Regierung hatte zu diesem Zwecke in Aussicht genommen : 

die Erweiterung des Kadettenkorps, der Unteroffizier- und 
Unteroffiziervorschulen ; 



») Stenogr. Ber. des Eeichst. 1892/93, Bd. 111 S. 100, Drucks. Nr. 22. 
2) Die neu zu bildenden 173 Bataillone sollten nur aus zwei Kompagnien bestehen 
und für den Kriegsfall gewissermassen die Grundlage der Kriegsformationen geben. 
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die Erhöhung der Kapitulantenlöhnung und Einführung eines 
Kapitulationshandgeldes. 

Zur Förderung der Truppenausbildung sollte dienen: 

die Erhöhung der Gefechts- und Schiessübungsgelder, 
die Erhöhung der Uebungsmunition für Handwaffen, 
Mittel für eine saehgemässere Ausbildung der Offiziere des 
Beurlaubtenstandes, der Feld- und Fussartillerie, sowie Er- 
höhung der Mittel für die üebungen des Bemiaubtenstandes 
je nach dem Anwachsen desselben. 

Die Mehrausgaben für diese Militärvorlage schätzte die Re- 
gierung dauernd auf 64 Millionen, von denen im ersten Jahre nur 
56 Millionen Verwendet werden sollten, einmahg 67,8 Millionen, 
^viederum ausschliesslich des Pensionsfonds, die gesammten ein- 
maligen Ausgaben wurden aber von dem Abg. Richter, ohne Wider- 
spruch der Regierung, mit Rücksicht auf die nothwendigen Ka- 
sernenbauten, auf 200 Millionen Mark geschätzt. 

Der Kommissionsbericht\) ist von ganz besonderem Werthe, weil 
die Kommission hier, wie bisher nie zuvor, eingehend die finanziellen 
Wirkungen des Gesetzes prüfte. Danach berechnete die Kommission 
in Ergänzung des Regierungsvoranschlages die weiteren einmaligen 
Ausgaben auf noch 104609000 Mk., die im Verlauf von etwa 20 Jahren 
für Kasernenbauten aufzuwenden sein würden. An dauernden Aus- 
gaben berechnete die Kommission für das Reich ausser den oben- 
stehenden 64 Millionen eine Steigerung der Pensionslast um 5 Mil- 
lionen im Beharrungszustande und auf 2400000 Mk. Schuldzinsen 
für die etwaige Bewilligung der einmaligen Ausgaben der Heeres- 
verstärkung. 

Nachdem auch ein Antrag des Abg. v. Huene, die Friedenspräsenz- 
stärke auf 479000 Mann, also auf 13000 Mann weniger als die Re- 
gierungsvorlage, festzusetzen, abgelehnt war, wurde der Reichstag 
am 6. Mai 1893 aufgelöst. 

Dem Antrag Huene entsprechend legte die Regierung nach dem 
Zusammentreten des neugewählton Reichstages einen Gesetzentwurf 
vor, in dem sie an Gemeinen, Gefreiten und Obergefreiten für die 
Zeit vom 1. Okt. 1893 bis 31. März 1899 479229 Mann als Durch- 
schnittsstärke forderte, von denen die Infanterie nur zwei Jahre 
dient. 

Diese sollten formirt werden und zwar die 

Infanterie in 538 Bataillone und 173 Halbbataillone, 
Kavallerie in 465 Eskadrons, 



») Drucks, d. Reichst. 1892/93 Nr. 180. 
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Feldartillerie in 494 Batterieen, 
Fussartillerie in 37 Bataillone, 
Ksenbahntruppen in 7 Bataillone, 
Train in 21 Bataillone. 

Die anderen Ausgaben schätzte die Regierung nur auf 54 900 000 
Mark und die einmaligen auf 59940000 Mk. 

Dieses Gesetz wurde am 3. Aug. 1893 publizirt.') 



Eine abermalige Organisationsänderung ohne Erhöhimg der 
Friedenspräsenzst&rke sehlug die Regierung am 7. Mai 1896 dem 
Reichstage vor, indem sie verlangte, dass die Halbbataillone be- 
seitigt imd je zl^ei Halbbataillone in Vollbataillone verwandelt 
würden.^) Die dauernden Mehrausgaben veranschlagte sie auf 
nur 586000 Mk., während sich die einmaligen Ausgaben gegen 
die im Jahre 1893 getroffene Organisation um 10,6 Millionen er- 
höhten. Durch Gesetz vom 28. Juni 1896 wurde vom 1. April 1897 
ab das Heer in folgender Weise formirt: 

die Infanterie in 624 Bataillone, 
die Kavallerie in 465 Eskadrons, 
die Feldartillerie in 494 Batterieen, 
die Fussartillerie in 37 Bataülone, 
die Pioniere in 23 Bataülone, 
die Eisenbahntruppen in 7 Bataülone, 
der Train in 21 Bataillone. 

Durch einen Nachtragsetat vom 1. Aprü 1897 wurde zur Aende- 
rung imd Verbesserung des Artilleriematerials als erste Rate eine 
Summe von 44372742 Mk. verlangt, die ohne Debatte vom Reichs- 
tage bewilligt wurden, nachdem schon vorher von der Budgetkom- 
mission der Regierung diese Bewilligung versprochen war. Im 
Jahre 1898 wurde die Bewilligung von 29300000 Mk. und für das 
Jahr 1899/1900 (Rechnungsjahr 1899) eine solche von 12183720 Mk. 
vorgenommen. 

Im Zusammenhang damit steht auch eine kleinere Organisations- 
änderung in der Verwaltung des ArtiUerie- und Waffenwesens. Es 
wurde die Aufsicht über die Beschaffung, Anfertigung und Verwal- 
tung der Streitmittel der bisher dafür bestimmten Behörde, dem 
AUgemeinen Kriegsdepartement, entzogen und einem Feldzeugmeister 
übertragen. Die Kosten der damit zusammenhängenden Organi- 
sationen werden auf 259429 Mk. berechnet. 



1) Keichsgesetzbl. 1893 S 233. 

«) Stenogr. Ber. des Reichst. 1895—97, Anlage Bd. 3, S 1792. 
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Am 5. Dezember 1898 legte die Regierung dem Reichstage einen 
weiteren Entwurf eines Gesetzes über die Friedenspräsenzstärke vor,^) 
welche vom 1. Okt. 1899 ab als Jahresdurchschnittsstärke derart 
erhöht werden sollte, dass sie vom Jahre 1902 ab 502506 Gemeine 
beträgt und in dieser Höhe bis 31. März 1904 bestehen bleibt, wobei 
wie bisher Einjährig - Freiwillige nicht in Anrechnung kommen 
dürften. 

Die Zahl der vorhandenen Formationen sollten betragen 

bei der Infanterie 625 Bataillone, 
„ Kavallerie 482 Eskadrons, 
„ „ Feldartillerie 574 Batterieen, 
„ „ Fussartillerie 38 Bataillone, 
„ den Pionieren 26 Bataillone, 
„ „ Verkehrstruppen 11 Bataillone, 
,, dem Train 23 Bataillone. 

Mannschaften der Fusstruppen, der fahrenden Feldartillerie und 
des Trains, welche freiwillig, und Mannschaften der Kavallerie und 
reitenden Artillerie, welche gemäss ihrer Dienstverpflichtung im 
stehenden Heere drei Jahre aktiv gedient haben, dienen in der Land- 
wehr ersten Aufgebots nur drei Jahre. 

Begründet wurde auch diese Vorlage, wie üblich, mit den Ver- 
hältnissen der Nachbarstaaten, die — Frankreich und Russland — 
ihre jährlichen Rekrutenkontingente auf 250000 resp. 300000 Mann 
gesteigert hätten, während Deutschland nur eine etatsmässige Re- 
krutenzahl von 227000 Köpfen habe. Die Festlegung der Friedens- 
präsenzstärke solle zwar mit Rücksicht auf die Stetigkeit der Ent- 
wicklung fünf Jahre betragen, die Steigerung aber erst allmählich 
vor sich gehen. 

Verbunden mit dieser Vermehrung sollten auch Neuorgani- 
sationen werden. Es sollten drei neue Armeekorps errichtet 
werden, das 18., 19. (2. Sächsische) und 3. Bayerische. Ferner seien 
neue Feldartilleriebrigadestäbe zu errichten, weil die Feld- 
artillerieregimenter künftig zu je zweien einer Division zugetheilt 
und innerhalb dieser einem einheitlichen Kommando zugetheüt 
werden müssen. 

Die Verkehrstruppen, die Eisenbahnbrigade, die Luftschiffer- 
und Telegraphentruppen müssten einer einheitlichen Inspektion unter- 
stellt werden. 

Bei der Infanterie solle eine Neuformation nur für Sachsen 
stattfinden, wo ein Bataillon neugebildet Iverden solle. Dagegen 
müssten die Etats der besonders schwachen Bataillone, sowie der 



1) Drucks, des Beichst. 1898/99 Nr. 4. 
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Grpnztnippon verstärkt worden, damit mehr ausgebildete Mann- 
schaften für eine Mobilmachung bereit seien. 

Die Kavallerie sei seit mehr als 30 Jahi*en unverändert ge- 
blieben. Die Heeresverwaltung könne sich für den Kriegsfall auf die 
Neubildung von Regimentern aus Reservisten nicht verlassen und 
müsse daher neue Eskadrons fordern, die sie aus Erspamissrück- 
sichten auf nur 10 begrenze. 

Die Organisationsänderung der Feldartillerie sei seit der 
Neubewaifnung unabweisbar geworden. Ihre Regimenter seien bis- 
her zu gross, als dass eine Einwirkung des Kommandeurs sich 
überall geltend machen könnte. Bei einer Mobilmachung müssten 
sie zerrissen und neuen Truppenkörpern zugewiesen werden, zu 
denen sie bisher keine Beziehungen gehabt. Ihre Organisation 
müsse straffer und den anderen Waffen angepasster werden. Um 
ihre Wirkung noch zu erhöhen, sollten die Flachbahngeschütze 
durch eine Anzahl Haubitzbatterieen verstärkt werden. 

Die gesammte Friedenspräsenzstärke solle sich somit mn 
23277 Mann erhöhen, während der Zugang an Offizieren') 861, an 
Unteroffizieren 3299, an Militärärzten 84, an Rossärzten 107, an 
Dienstpferden 7202 betragen solle. 

Die Kosten der sämmtlichen Aenderungen und Vermehrungen 
waren veranschlagt als dauernde Ausgaben fiu- 

Preussen . . . . auf 20 039 000 Mk. 
Sachsen . . . . „ 4070000 „ 
Württemberg . . „ 231000 „ 
dazu für Ba yern . „ 3 048 000 „ 

im Ganzen auf 27 388 000 Mk. jähi-lich. 
Hiervon sollten jedoch für 1899 nur 6 991 000 Mk. gefordert werden, 
während der Rest sich auf die Jahre 1900 bis 1903 vertheilen würde. 
Die einmaligen Ausgaben wurden geschätzt für 
Preussen ... auf 86 251 000 Mk. 
Sachsen . . . „ 30626000 „ 
Württemberg . „ 2002000 „ 
dazu für Ba yern „ 13 899000 „ 

im Ganzen auf 132 778 000 Mk. 

Von diesen Kosten entfallen etwa 86 Millionen Mark allein auf 
die Aiiillerie, die auch bei den dauernden Mehi*ausgaben 12 V2 Millio- 
nen Mark für sich erfordert. 

Hervorzuheben ist aus den Verhandlungen, dass der Kriegs- 
minister die Festlegung der Heeresstärke auf fünf Jahre und die 
plötzlichen erheblichen Verstärkungen als einen NachtheiP) bezeich- 



») Drucks, des Reichst. 1898/99 Nr. 4 S. 22 u. 23. 

2) Stenogr. ßer. des Reichst. 1898/99, 9. Sitzung vom 12. Jan. 1899 S. 185D. 
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nete, weil einmal die finanzielle Entwickelung des Reichs ungünstig 
beeinflusst würde und andererseits, weil in den Zwischenräumen die 
Nachbarstaaten dem Deutschen Reiche stets einen erheblichen Vor- 
sprung abgewännen. 

Die Budgetkommission und mit ihr der Reichstag strich von der 
Regierungsforderung 7006 Mann, so dass die Friedenspräsenzstärke 
der Gemeinen nur auf 495500 erhöht wurde.*) 

Die Organisationsänderung des Reichsheeres ist erfolgt, 
indem das Militärgesetz vom 2. Mai 1874 geändert wm'de.'^) Nach 
dem § 3 bestehen vom 1. April 1899 im Deutschen Reiche 23 Armee- 
korps, von denen Bayern 3, Sachsen 2, Württemberg 1 aufstellt, 
während die 17 übrigen von Preussen und den anderen Staaten ge- 
meinschaftlich gebildet werden, während das ganze Reich in 
22 Armeekorpsbezirke eingetheilt wird. 

Im Etat für das Rechnungsjahr 1899 wurde zur Vervoll- 
ständigung der Festungsanlagen eine erste Rate von 
4540000 Mk. gefordert, um die ümwallungen einer grösseren An- 
zahl Festungen niederzulegen und die Festungen zu vervollständigen. 
Der Gesammtbedarf wurde von der Militärverwaltung auf 50 Millio- 
nen Mark berechnet. 

Aus der vorhergehenden Darstellung ergiebt sich, dass die 
Friedenspräsenzstärke, die im Jahi'e 1867 zuletzt für Preussen 
212 000 Mann betrug, im Norddeutschen Bunde bezw. im Deutschen 
Reiche einschliesslich der Militärvorlage von 1898 wie folgt erhöht 
worden ist : 

1. Jan. 1868 . 200000 bis 300000 Mann 

1. „ 1872 . 350000 „ 400000 „ 

1. „ 1875 . 401 659 Mann 

1. April 1881 . 427 274 „ 

t „ 1887 . 468419 „ 

1. Okt. 1890 . 486 983 „ 

1. „ 1893. 557 093 „ und soll künftig betragen 

495 500 Gemeine. 
Durch die Militärgesetze von 1893 und von 1899 wurde ausserdem 
die erhöhte Zahl nicht mehr als Maximalzahl, sondern als Durch- 
schnittszahl für die Friedenspräsenz festgesetzt, was einer weiteren 
Erhöhung um 17 bis 18000 Mann gleichkommt. Die Festsetzung 
für die Zeit vom 1. Okt. 1893 bis zum 1. April 1899 bezieht sich 
nur auf die 486 983 Gemeinen unter obigen 557093 Mann, während 
seitdem die Festsetzung der Präsenzstärke der Unteroffiziere den 



») Stenogr. Ber. des Reichst. 1898/99, 57. Sitzung S. 1587 B.; Keichsgesetzbl. 1899 
S. 213. 

2J Keichsgesetzbl. 1899 S. 215. 
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Jcihresetats überlassen wurde. Es traten nach dem Militärgesetz von 
1893 an Unteroffizieren hinzu 10 912 Mann, an Gemeinen 59 198 Mann, 
im Ganzen 70 110 Mann. Die Zahl der Unteroffiziere hat durch die 
nachfolgenden Etatsfestsetzungen eine weitere Erhöhung erfahren, 
so dass nach dem Etat von 1899/1900 die Zahl der Unteroffiziere 
78247, diejenige der Gemeinen 479229 beträgt. 

Die obigen Ziffern der Friedenspräsenzstärke beziehen sich aber 
nur auf die Mannschaften des Soldatenstandes, d. h. Gemeine und 
Unteroffiziere, mcht auch auf die Offiziere (23 230), Militärärzte (2 103), 
Zahlmeister u. s. w. (1 016), Rossärzte (583), Büchsenmacher, Waffen- 
meister und Sattler (1088), und auf die sonstigen Militärbeamten, 
die Zivilbeamten und die Zivilarbeiter der Militärverwaltung. Femer 
sind in die oben erwähnten Präsenzziffern auch von den Mann- 
schaften nicht einbegriffen die Einjährig -Freiwilligen (circa 9000), 
die Soldaten in Invalidenhäusern und Invalidenkompagnien, die zur 
Ausbildung eingestellten Ersatzreservisten und die zu Uebungen 
eingezogenen Mannschaften des Beurlaubtenstandes. Die Uebungen 
der Ersatzreservisten ergeben, auf die Jahresdauer berechnet, eine 
Präsenz von einigen hundert Mann, die Uebungen des Beurlaubten- 
standes eine solche von über 20000 Mann. 

Das Wachsen der Friedenspräsenzstärke erforderte nothwendig 
auch eine Steigerung der Rekrutenziffern, die hier nach- 
stehend, soweit bis jetzt bekannt, aufgeführt seien. 

Es sind für Landheer und Marine ausgehoben worden:') 
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Wie schon erwähnt wurde, ^) haben Mannschaften der Kavallerie 
und der reitenden Feldartillerie, welche im stehenden Heere 3 Jahre 
aktiv gedient haben, nach dem Militärgesetz von 1893 in der Land- 
wehr ersten Aufgebots nur 3 Jahre zu dienen. Die tauglichen 



1) Nach dem stat. Jahrb. für das Deutsche Reich. 
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oder bedingt taugliehen unausgebildeten Mannschaften gehören ent- 
weder zur Ersatzreserve oder zum Landsturm. Der Ersatzreserve 
sind alljährlich so viel Mannschaften zuzuweisen, dass mit 7 Jahres- 
klassen der erste Bedarf für die Mobilmachung gedeckt ist. Die 
der Ersatzreserve Zugetheilten treten, faUs sie die mehrerwähnte 
20 wöchentliche Ausbildung erhalten haben, nach dem 12. Jahre der 
Militärpflicht zur Landwehr 2. Aufgebots, nach dem 39. Lebensjahre 
zum Landsturm 2. Aufgebots über. Die nicht geübten Ersatzreserven 
treten, nach dem 12. Jahre der Militärdienstpflicht zum Landsturm 
1. Aufgebots über. Die nicht ausgebildeten Landsturmpflichtigen 
gehören nach dem 39. Lebensjahre zum Landsturm 2. Aufgebots. 

Einer Kontrolle und einer Meldepflicht im Frieden unterliegen 
alle Mannschaften der Ersatzreserve und des 1. und 2. Aufgebots der 
Landwehr; dagegen erstreckt sich die Uebungspflicht nur auf die 
Mannschaften der Reserve und der Landwehr 1. Aufgebots. Nach 
dem Kriegsdienstgesetz von 1867 ist ,.jeder Reservist während der 
Dauer des Reserveverhältnisses zur Theilnahme an 2 Uebungen ver- 
pflichtet. Diese Uebungen sollen die Dauer von je 8 Wochen nicht 
überschreiten. Die Landwehrkavallerie wird im Frieden zu Uebungen 
nicht einberufen; die übrigen Landwehrmannschaften des 1. Auf- 
gebots können zwei Mal auf 8 bis 14 Tage zu Uebungen einberufen 
werden." — Während bis 1892 die Reservisten nur in besonderen 
Fällen und zu besonderen Zwecken zu Uebungen einberufen wurden, 
ist mit dem Etat von 1892/93 der Grundsatz durchgeführt, dass, ab- 
gesehen von besonderen Kategorien, namentlich den Offiziers- 
aspiranten und den früheren Einjährig- Freiwilligen, jeder Reservist 
und jeder Landwehrmann während seines Reserve- und Landwehi'ver- 
hältnisses zu je einer Uebung von 14 Tagen herangezogen werden soll. 

Seit dem Rechnungsjahre 1898 ist auch die Soldatenkost ver- 
bessert. Der Mehraufwand hierfür beträgt zunächst etwa 7 Millionen 
Mark. 

b) Marine. 

Den zweiten bedeutenden Ausgabeposten im Budget des Deutschen 
Reiches stellt die Marine. Die Ausgaben, wie sie sich im Laufe 
der Jahre entwickelt haben, zeigt die Tabelle im Anhang. Hier sind 
nur die Grundsätze zu entwickeln, welche für die Ausgestaltung der 
Marine massgebend waren und die zu der Steigerung der Ausgaben 
geführt haben. 

Schon mit der Gründung des Norddeutschen Bundes hatte die 
Regierung dem Reichstage einen Flottengründungsplan vorgelegt, 
in dem sie für die 10 Jahre von 1868 — 1877 insgesammt 37,5 Mil- 
lionen Thaler verlangte, von denen sie 18,03 Millionen für Schiffs 
bauten, 1 Million für Geschütze, 10,4 Millionen für den Kieler Hafen 
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und sffino Bffestisruncr, 7 Millionen für den Jahdehafen und Be- 
festi*?unf^, und 4H5(XX) Thaler für sonstiisre Bauten verwenden wollte J) 
Diese Summe reichte indessen nicht aus. und die Re<srierung verlangte 
für die Zeit von 1873— 1877 noch eine weitere Bewilligung von 35,46 
Millionen Thalem. Im Ganzen war die Marineverwaltung sich 
zunächst noch nicht klar über das, was mit der Marine zu ge- 
schehen hatte. 

Auf Verlanßren des Reichstages legte sie dann im folgenden 
Jahre eine neue Denkschrift ^) über die Entwicklung der Marine und 
die sich daraus ergebenden materiellen und finanziellen Forderungen 
vor. Sie stelhe bedeutend höhere Forderungen auf mit Rücksicht 
auf nothwendijre Flrweitening des Flottengründungsplans und die 
gestiegenen Herstellungskosten. 

Als Aufgaben der Flotte wurden bezeichnet: 1. Schutz und 
Vertretung des deutschen Seehandels auf allen Meeren; 2. Ver- 
theidigung der vaterländischen Küsten ; 3. Entwicklung des eigenen 
offensiven Vennögens. Die Vertheidigung wurde dabei so lange als 
in sich gespalten bezeichnet, als nicht der Nordostseekanal gebaut 
wäre. 

An Aufgaben stellte sich die Marineverwaltung von 1873 ab: 

I. die Herstellung des Bedarfs an Schüfen: 
11. die Vollendung der Hafen- und Werftbauten von Wilhelms- 
haven; 

III. Herstellung des Marineetablisscments von EUerbeck in der 
Kieler Bucht; 

IV. Ausbau der Werft in Danzig; 

V. Vollendung der sonstigen, für Zwecke der Marine noth- 

wcndigen Bauten, besonders Garnisonbauten; 
VI. Fortführung des ostfriesischen Kanals von der preussisch- 

oldenburgischen Grenze bis Wilhelmshaven; 
VII. Beschaffung von Betriebsmitteln und Materialienvorräthen 

für den Werft- und Hafendienst; 
Vlll. Beschaffung von Torpedokriegsmaterial; 
IX. Herstellung von Feuerschiffen und Leuchtapparaten, eines 
Observatoriums und die Befriedigung verschiedener anderer 
einmaliger Bedürfnisse; 
X. Verstärkung und Ausbildung des Personals und die Erhaltung 
des Materials. 

Das Gesammterforderniss sollte sich auf 72 812 560 Thaler be- 
laufen. 



^) 8. Wagner, Reichsfinanzwesen, in Holtzendorffs Jahrb. 1874 S. 148. 
2) Drucks, des Reichst. 1873 Nr. 50. 



An Schiffen sollten speziell gebaut werden: 

23 Panzerschiffe, 20 Korvetten, 6 Avisos, 18 Kanonenboote 
inkl. der Vermessungsfahrzeuge, 2 Artillerieschiffe, 8 Segel- 
briggs, 28 Torpedofahrzeuge aller Grössen. 

Im Jahre 1884 legte die Marineverwaltung dem Reichstage eine 
Denkschrift vor,^) in der sie über die Ausfühi'ung des Flottenplanes 
von 1873 berichtete. Sie betonte, dass ein starres Festhalten an dem 
Plane und die Beschränkung auf die oben angegebenen 218437500 Mk. 
nicht möglich gewesen sei, da sich mit dem Fortschreiten der Technik 
und in Folge veränderter Anschauungen über das Seewesen auch 
die Kosten wesentlich erhöht hätten, und daher liesse sich auch ein 
definitiver Abschluss des Flottenplanes nicht feststellen. 

Bei den einmaligen Ausgaben waren bis einschliesslich 1882/83 

nach d. Flotten- 
bewilligt verwendet gründun^splan 

veranschlagt 

1. für Schiffe einschl. Artillerie in looo Mark 

a) Schiffe 96068 90247 116126 

b) Artillerie 19 388 17 507 13 385 

II. Vollendung des Marineeta- 
blissements in Wilhelmshaven 9 637 9 445 8 187 

IIa. Herstellung einer 2. Hafen- 
einfahrt in Wilhelmshaven . 10 20U 9 945 6 150 

HL Fertigstellung eines Marine- 
etablissements in Kiel ... 27 915 26 488 37 221 

IV. Ausbau einer Werft und eines 

Trockendocks in Danzig . . 9 918 9 516 9 210 

V. anderweite Bauten, nament- 
lich Garnisonbauten .... 15 886 14 768 9 883 

VI. Bau des Ostfriesischen Kanals 900 399 3 263 

VII. Betriebsmittel für Hafen- und 

Werftdienst 6 955 6628 6017 

VIIL Torpedokriegsmaterial ... 6600 6400 6600 

IX. verschiedene andere einmalige 

Bedürfnisse ....... 5038 4666 2395 

A. Deutsche Seewarte .... 628 629 — 

B. Beschaffung von Gewehren 

M/71 1779 1777 — 

C. Vertiefung des Adlergrundes 251 244 — 

D. Hebung eines Panzerschiffes 

(Grosser Kurfürst) . . . 1000 21 — 

212 162 198 680 218 437 

>) Drucks, des Reichst. J884 Nr. 10. 
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Im Bestände verblieben waren von den Mitteln noch 11820083 Mk., 
während 2054590 Mk. entbehrlich waren. 

Der Bestand an Schiffen *) belief sich zur Zeit der Fertigstellung 
der Denkschrift (1. Juli 1883) auf: 

I. Schulschiffe 17; 
IL Schiffe für den politischen Dienst: 26 Kreuzer; 

III. Schlachtschiffe: 7 Panzerfregatten und 5 Panzerkorvetten; 

IV. Küstenvertheidigungsfahrzeuge 32; davon: 

1 Panzerfahrzeug, 11 Panzerkanonenboote, 11 Torpedo- 
boote, 4 Minenleger, 1 Kanonenboot 2. Klasse, 4 Avisos; 
dazu waren im Bau begriffen: 

1 Panzerkorvette, 3 Korvetten, 2 Panzerkanonenboote und 
24 Torpedoboote. 

Unter dem 11. März 1884 verlangte die Regierung vom Reichs- 
tage einen Anleihekredit von 18790000 Mk. zum Bau von 70 Torpedo- 
booten, zur Herstellung von Torpedobatterien, zur Vervollständigung 
der Kriegsbekleidung und zur Anlage einer elektrischen Beleuchtung. 
In der diesem Entwürfe angeschlossenen Denkschrift wurde auch 
erörtert, welche Zweige der Marine noch einer weiteren Ausbildung 
bedürften, in welcher Richtung sich der Fortschritt bewegen müsste, 
und in welcher Beziehung die bis dahin erzielten Resultate genügten. 

Für den Schuldienst wurde die Beseitigung einiger unbrauch- 
bar gewordener und die Benutzung bisher noch kriegsbrauchbarer 
Schiffe für diesen Zweck vorgesehen. Zur Erfüllung der Auf- 
gaben des politischen Dienstes hielt die Marineverwaltung 
den vorhandenen Bestand für ausreichend; wo ein ausreichender 
Dienst bisher nicht möglich gewesen, hätte es nicht an einem Schiffs- 
mangel, sondern an dem Fehlen der nöthigen Mannschaften gelegen. 
Eine grössere Steigerung des politischen Dienstes sei für die nächsten 
Jahre daher nicht in Aussicht zu nehmen. Das Deutsche Reich 
werde sich auch eine Beschränkung in der Beziehung immer auf- 
erlegen müssen, dass es bei einem Kriege in fremden Meeren immer 
nur eine sekundäre Rolle spielen könne, da der Schaden, den die 
Marine durch Abwesenheit der Offiziere und Mannschaften vom 
entscheidenden Kampfe leide, durch den Schaden, den sie in fernen 
Wasserstrassen dem Feinde zufügen könne, doch kaum aufgewogen 
werde. Denn im Allgemeinen seien die werthvoUsten Handelsschiffe 
schneller als die Kriegsschiffe, so dass der Kreuzerkrieg für die 
Kriegsschiffe den Passagier- und Handelsdampfern gegenüber immer 
ungünstiger werde. Der Bestand an Schiffen des politischen Dienstes 
bedürfe daher keiner Aenderung. Nur würden rechtzeitig und auch 
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nach ökonomischen Erwägungen die nöthigen Ersatzbauten vor- 
genommen werden müssen. 

Für die eigentliche Sc hl acht flotte seien Panzerschiffe unent- 
behrlich. Wie auch der Wettkampf zwischen Panzer und Artillerie 
ausfallen möge, das schwergepanzerte Schiff und die schwere 
Artillerie werden immer nöthig sein, wo um die Beherrschung eines 
Meerestheils gekämpft werde. Die durch den Untergang des 
„Grossen Kurfürsten" gerissene Lücke sei noch nicht geschlossen 
und auch für die veralteten Schiffe sei noch kein Ersatz geschaffen. 
Die Marineverwaltung wolle hierbei nur äusserst vorsichtig vor- 
gehen, weil eine Marine, wie die deutsche, sich den Luxus fehl- 
geschlagener Experimente nicht gestatten könne und konstruktiv 
wenig wagen dürfe. Die Zeit des Abwartens werde die Verwaltung 
am besten zur Ausbildung des Personals benutzen. 

Dagegen könne für die Küstenvertheidigung eine zu- 
wartende Stellung nicht länger ohne Gefährdung der wichtigsten 
Interessen eingenommen werden. Nach langen Versuchen habe man 
in den Seeminen und den Torpedos und Torpedobooten eine erprobte 
Waffe. NamentHch letztere würden eine Blokadeflotte ständig be- 
unruhigen. 

Am wichtigsten sei jedoch die Personalfrage. Wenn es 
nicht gelinge, die Mannschaften zu vermehren, könne nicht einmal 
der zeitige Bestand an Schiffen genügend besetzt werden. Der 
Mangel an Personal untergrabe die Ausbildung und die innere 
Tüchtigkeit der Marine, weil der innere Zusammenhalt durch den 
Mangel an Stetigkeit gefährdet werde. Bei jeder Indienststellung 
müsse man das Material nehmen, wo man es grade finde, so dass 
die Disziplin, die Ausbildung und die Mannschaft selbst leiden. 
Grade bei einer Mobilmachung werde sich dies um so mehr fühlbar 
machen, als durch den Eintritt einer grossen Zahl Angehöriger des 
Beiu'laubtejistandes die Schiffsbesatzung unsicher sei und daher auch 
die Manövrirföhigkeit der Schiffe leide. 

Der Mangel an Offizieren werde sich nur langsam decken 
lassen, da die eintretenden Kadetten kaum den Abgang ersetzten. 
Der Mangel an Maschineningenieuren werde durch Erhöhung des 
Friedensstandes beseitigt werden können, wenn man den älteren 
Ingenieuren bessere Aussichten böte, ebenso werde durch Erhöhung 
des Friedensstandes der Mangel an Unteroffizieren allmählich zu 
beseitigen sein. 

Dagegen bedürfe sofortiger Abhilfe der Mangel an Matrosen 
und Heizern. Ursache dieses Mangels sei der dauernde Rückgang 
der Segelschifffahrt und die damit verbundene Minderung der Zahl 
erfahrener Seeleute. Daher werde die Flotte ihren Friedenstand 
nicht aus der seemännischen Bevölkerung weiter ergänzen, sondern 

Cohn, Finanzen des Deutschen Reichs. ^ 
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sich die geeigneten Leute aus der Landbevölkerung heranziehen 
müssen. 

Der Gesammtkriegsbedarf der Marine wurde nach Vermehrung 
der Torpedoboote auf 1015 Seeoffiziere, 53 Maschineningenieure, 
154 Zahlmeister und 29078 Mannschaften berechnet,') von denen nach 
Einziehung des Beurlaubtenstandes noch 500 Offiziere, 11 Maschinen- 
ingenieure, 33 Zahlmeister und 7 170 Mannschaften zu decken wären. 

Der dauernde Geldbedarf für die Vermehrung des Friedens- 
standes wurde auf 906654 Mk. berechnet. 

Zum Etat für das Jahr 1887/88 wurde dem Reichstag abermals 
eine Denkschrift*) vorgelegt, in der es hiess, die Marine könne nicht 
von der Hand in den Mund leben. Es sei wunschenswerth, für den 
Zeitraum von einigen Jahren wenigstens die Aufgaben festzusetzen. 
Es handele sich dabei um die Frage, welche personellen und 
finanziellen Mittel das Reich zm* Unterhaltung seiner Marine auf- 
wenden wolle, und wie stark werden die möglichen Gegner zul* See 
sein, denen man gewachsen bleiben wolle. Durch Improvisation 
lasse sich die Schiffszahl im Kriege nicht wesentlich erhöhen, für 
den Gebrauch im Gefecht könnten Kauffahrteischiffe nicht verwendet 
werden. Für den Bedarf an Schiffen zur Aufrechterhaltung über- 
seeischer Beziehungen in Friedonszeiten braucht eine Rücksicht auf 
das Ausland nicht genommen zu werden, dagegen könne das Mass 
der Kriegsleistungen nur an der Stärke der Gegner gemessen werden. 
1873 habe man glauben können, dass man mit den im damaligen 
Plan geforderten Mitteln unsere Wehrkraft zur See auf die Stufe 
einer Flotte zweiten Ranges heben würde, aber seit der Zeit hätten 
sich die Verhältnisse zu Ungunsten des Deutschen Reichs geändert, 
dieses würde hinter Italieh und Russland zurückbleiben und 
schliesslich nur eine Seemacht dritten Ranges sein. ' 

Keine Seemacht könne sich künftig die Aufgabe stellen wollen, 
die Meere zu beherrschen, davon könnte nur noch für geschlossene 
Meerestheile die Rede sein. Der Sieg über eine feindliche Hochsee- 
flotte ermögliche aber einen ausgedehnten Kreuzerkrieg, und gegen 
Mächte mit bedeutendem Seehandel können Kreuzer entscheidend 
werden. Wie weit Schiffe und Personal der Kauffahrtei zu dieser 
Kriegsführung geeignet seien, sei erwogen, doch könnten sie auch 
hierzu nur in beschränktem Masse verwendet werden. Im Kriegs- 
falle sei man eventuell nur auf die Kreuzer angewiesen, die im 
Frieden den politischen Dienst versehen. Die Zahl solcher Kreuzer 
sei bisher 20 Kreuzer und 10 Kanonenboote (jetzt als Kreuzer- 
fregatten und Kreuzerkorvetten bezeichnet) gewesen. 
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Die stärker gewordene Verwendung dieser Sehiffsgattung mache 
ihre Vermehrung nothwendig, die Erkenntniss des schnell wachsenden 
Werths überseeischer Beziehungen, die Unmöglichkeit, den eigenen 
Einfluss noch länger auf Europa zu beschränken, das Bewusstsein 
von der Rückwirkung, anderer Welttheile in intimsten Fragen 
eigener Wirthschaftspolitik, hätten für alle europäischen Staaten zu 
einer Vernjehrung. dieser Seemacht geführt. 

Die Beschaffenheit eines grossen Theils der oben erwähnten 
30 Schiffe genüge den Anforderungen an einen Kriegskreuzer nicht 
mehr, nicht sowohl des Alters als des schnellen Fortschritts der 
Technik wegen. Man habe neuerdings das Mittel gefunden, Kriegs- 
schiffe so zu bauen, dass sie in Bezug auf ihre Geschwindigkeit 
der grossen Mehrzahl der Handels- und Passagierdampfer gleich 
kommen. 

. Zur Zeit (1886) betrage der Bestand an Kreuzern aller Gattungen 
und an Fahrzeugen für den politischen Dienst 26, wobei jedoch 
4 Schiffe den Schulgeschwadern zuzurechnen seien. 

Gewichtiger . noch als der Kreuzerkrieg könne die Küstenver- 
theidigung werden. So lange der Staat nicht eine Marine ersten 
Ranges besitze, verlange die Küste besonderen Schutz, weil die 
Leistungsfähigkeit anderer Marinen in hohem Masse zugenommen 
habe. Es müsse vor allem darauf geachtet werden, dass nicht schon 
eine Seemacht zweiten Ranges dazu komme, Deutschland die 
Nahrungsmitteleinfuhr abzuschneiden. Indessen schliesse der Küsten- 
krieg eine Offensive nicht aus, und könne auch ein schwächerer 
Vertheidiger einen starken Angreifer allmählich aufreiben. Dazu 
bedürfe man aber aller Arten von Vertheidigungsmitteln, der Schlacht- 
schiffe wie der Kreuzer, des Avisos wie der Torpedoboote. 

Dass die Schlachtschiffe zum Theil veraltet, sei schon in der 
Denkschrift von 1884 nachgewiesen. Aber der Bau grosser Schlacht- 
schiffe mit schwerster Artillerie erübrige nicht den Bau kleinerer, 
gepanzerter Fahrzeuge mit geringerem Tiefgange. Sei beides finanziell 
nicht möglich, dann müssten die kleineren Schiffstypen 
unbedingt den Vorrang haben, weil man ohne sie die Fluss- 
mündungen nicht genügend sichern könnte. 

Bleibe man innerhalb des 1884 aufgestellten Rahmens, dann 
brauche man, abgesehen von dem 1884 bereits genehmigten Bau 
einer Anzahl Torpedoboote, noch eine Anzahl gepanzerter Kanonen- 
boote, welche befähigt sein sollen, sich in der Nordsee zu bewegen 
und auch an entfernteren Expeditionen Theil zu nehmen, und es 
seien nothwendig für die Elbe 6 und für die anderen Küstenplätze 
4 solcher Boote ä 3500000 Mk. Die Herstellung derselben würde 
dann so vertheilt werden, dass sie mit dem Fertigwerden des Nord- 
ostseekanals ebenfalls fertig würden. 
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Die Personalvermehrung müsse damit gleichen Schritt halten. 
Es würde genügen, wenn in den nächsten Jahren etwa 15 Offiziere 
und 300 Mann mehr gewährt würden. Die Möglichkeit, das Personal 
zu beschaffen und auszubilden, sei gesichert. 

Es sei nun der Plan in der Budgetkonunission angeregt worden, 
ob sich die pekuniären Mittel für den Schiffsbau nicht in der Art 
kontingentiren Jiessen, dass alljährlich eine bestinmite Simime aus- 
geworfen A>ürde. Aber ein solcher Plan lasse sich nicht strikte 
innehalten, da unerwartete Ereignisse, neue Erfindungen, neue Er- 
fahrungen, ein Unglücksfall zur Abweichung nöthigen könnten. 

Vom Standpunkte der Verwaltung aus würde man es nur 
dankbar begrüssen, wenn für einen längeren Zeitraum, etwa für 
5 Jahre, diejenige Summe fixirt würde, auf die für Schiffsbauten, 
Ersatz- sowohl wie Neubauten, gerechnet werden könne. Es würde 
das nicht ausschliessen, dass alljährlich, wie bisher, für bestimmte 
Schiffe eine bestimmte Summe ausgeworfen wird, die der Genehmi- 
gung des Reichstages unterbreitet Avürde. Während eine besonders 
ungünstige Finanzlage dem Reichstage immer noch Abstriche ge- 
stattete, könnte andrerseits die Verwaltung neuen Bedürfnissen 
durch besondere Anträge gerecht werden. 

Fände der Gedanke Anklang, so käme es darauf an, die Summe 
zu fixiren, deren die Marine bedarf, um das schwimmende Material 
zu erhalten und zu ergänzen. 

Der Werth der Flotte beziffere sich zur Zeit, ausschliesslich der Tor- 
pedoboote, der artilleristischen und der Torpedoarmirung, auf 179,4 Mil- 
lionen, nehme man dazu 10,9 Millionen für die 1884 bereits bewiUig- 
ten und 4 Millionen für die alten Torpedoboote, so könne man den 
Werth der Flotte auf etwa 200 Millionen Mark veranschlagen, imd 
wollte man bei einer dreissigj ährigen Lebensdauer stehen bleiben, 
dann würden 673 Millionen jährlich zur Erneuerung des Bestandes 
nöthig sein. 

Die Bauten von Kriegsschiffen seien aber jetzt viel theurer, als 
vor 20 Jahren, und es werde deshalb die Erhaltung des Bestandes 
an Kriegsschiffen jährlieh etwa 10 Millionen Mark erfordern. 

Sollen aber ausserdem Panzerkanonenboote für den Nordostsee- 
kanal fortig gestellt werden, so würde das weitere 14 Millionen be- 
anspruchen oder jährlich 2,8 Millionen. Zähle man diese für Neu- 
bauten erforderlichen Millionen den für Ersatzbauten mindestens er- 
forderlichen 5 Millionen zu, so ergeben sich etwa 8 Millionen Mark. 

Die vorstehend dargelegten Anschauungen hat die Marinever-^ 
waltung indessen bald völlig aufgegeben. 

In der Denkschrift zum Etat 1889/90 heisst es, man könne ?iuf 

') AdI. vi, S. 127. 
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den früheren Flottengründungsplan nicht mehr Bezug nehmen, da 
er sieh auf nun gänzlich veraltetem Material stütze. Durch die 
Fortschritte der Technik, sowie die voraussichtlich ganz geänderte 
Art der Kriegsführung würde diese einen anderen Charakter an- 
nehmen, zumal auch die Aufgaben der Marine durch Ausdehnung 
der überseeischen Beziehungen eine Erweiterung erfahren hätten. 

Für das Torpedowesen sei diesen Grundsätzen Rechnung ge- 
tragen, und hierin sei Deutschland bis vor kurzem allen anderen 
Staaten voraus gewesen. 

Aber die Schlachtflotte sei zurückgeblieben, obwohl man 
ihrer ebensowenig entrathen könnte, als der Kreuzerflotte. Seit dem 
Jahre 1884 habe der Bau von Schlachtschiffen geruht. Es sei höchste 
Zeit, mit dem Bau mehrerer, allen Anforderungen genügender 
grösserer Schiffe schleunigst vorzugehen, damit für die Schlacht- 
flotte wenigstens ein Kern vollwerthiger Schiffe geschaffen werde, 
an welche sich die minderwerthigen anlehnen könnten. Sei dieser 
Kern einmal geschaffen, dann könne man nachher in langsamerem 
Tempo fortschreiten. 

Die Schiffsgrössen, bis zu welchen man gehen könnte, seien 
durch unsere Küsten und Häfen vorgezeichnet. Diese gestatteten, 
Schiffe mit einer Wasserverdrängung von 9 — 10000 Tonnen zu bauen, 
eine Grösse, die vollkommen genüge, um gut gehende, manövrir- 
fahige, schwer armirte, allen Anforderungen der Neuzeit ent- 
sprechende Schiffe von hinreichender Geschwindigkeit zu bauen und 
alle Fortschritte der Technik bei ihrem Bau nutzbar zu machen. 
In den Etat 1889/90 seien daher 4 solcher Schiffe eingestellt. Das 
sei geschehen, um auf einen Schlag ein aus völlig gleichstehenden 
Schiffen bestehendes Geschwader zu schaffen. Auf äussere Gleich- 
förmigkeit und Zusammensetzung der Schiffe müsse aber aus takti- 
schen Gründen der grösste Werth gelegt werden. 

Der grösste Theil der Panzerfahrzeuge sei, wenn auch 
noch brauchbar, so doch zum Theil veraltet, theils den an sie zu 
stellenden Anforderungen nicht mehr gewachsen. Dagegen sei zu 
erwarten, dass die im Bau begriffenen Panzerfahrzeuge allen An- 
forderungen der Küstenvertheidigung in vollem Masse entsprechen 
würden. Es sei die Herstellung von 10 Fahrzeugen vorgesehen, mit 
denen dann vorläufig ein Abschluss erreicht sei. 

Ein Ersatz der Kreuzerfregatten werde nicht beabsichtigt. Es 
soll vielmehr aus dem bisherigen Schulgeschwader ein permanentes 
Uebungsgeschwader von Panzerschiffen gemacht werden. Das Per- 
sonal müsse, sobald es die erste vorbereitende Ausbildung emfangen, 
auf die Schlachtschiffe kommen. 

Von den Kreuzerkorvetten seien für den Kreuzerkrieg als 
brauchbar nur noch 3 anzusehen. Für den Kreuzerdienst konnten 
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bisher wenigstens die schnellsten Korvetten in Betracht kommen. 
Seitdem aber die Geschwindigkeit der Schiffe so zugenommen, seien 
sie für diesen Zweck unbrauchbar. Aber sie genügten noch fiir den 
überseeischen Stationsdienst auf Jahre hinaus. Von dieser Schiffs- 
klasse seien aber ebenfalls 4 Ersatzschiffe nothwendig für die aus- 
scheidenden. 

Im ganzen würden für nothwendig erachtet 

(in Millionen Mark) 

4 Panzerschiffe ä 9,3 = 37,2, 

9 Panzerfahrzeuge für Küstenveilheidigung ä 3,5 = 31,5, 
7 Kreuzerkorvetten (geschützte Kreuzer) ä 5,5 = 38,5, 
4 Kreuzer (ungeschützte Stationsfahrzeuge) ä 1,6= 6,4, 

2 Avisos ä 1,0= 2,0, 

2 Torpedodivisionsboote == 1,2. 



Summa 



116,8. 



Diese Summe solle in folgender Weise vertheilt werden: 

1889/90 1890/91 1891/92 1892/93 1893/94 1894/95 

(in Millionen Mark) 5,9 30,4 32,2 29,7 13,9 4,7. 

Für das erste der hier genannten Jahre wurden vom Reichstage 
bewilligt 



4 Panzerschiffe, 
2 Panzerfahrzeuge, 



2 Torpedodivisionsboote, 
1 Kreuzer. 



Die Haltung des Reichstages gegenüber den Schiffsforderüngen 
der Regierung seit Beginn dieses Jahrzehnts erhellt am klarsten 
aus nachfolgender Gegenüberstellung. 

» • 

Es wurden an neuen Schiffen für die nachstehenden Jahre 



gefordert bewilligt 


gefordert l 


)ewill 


1890/91 




1892/93 




2 Pa,nzerfahrzeuge 


1 


1 Kreuzerkorvette 


-^ 


3 Kreuzerkorvetten 


2 


3 Panzerfahrzeuge 


2 


3 Kreuzer (davon 2 als Er- 




l Kreuzer 




satz für die bei Apia 




1 Aviso 




untergegangenen) 


3 






2 Avisos 


1 






1 Aviso für grössere Kom- 




1893/94 




CD 

mandoverbände (für den 




1 Panzerschiff 




Kaiser) 


1. 


2 Panzerfahrzeuge 




1891/92 




1 Kreuzerkorvette 




3 Panzerfahrzeuge 


2 


2 Kreuzer (Ersatzschiffe) 


1 


1 Kreuzer 




1 Torpedodivisionsböot 


1 


1 Aviso 


• 


2 Avisos (1 als Ersatz) 


1. 
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gefordert 



1894/95 



1 Panzerschiff (Ersatz) 
1 Kreuzer (Ersatz) 
1 Aviso (Ersatz) 



bewilligt 



1 



1895/96 

1 Kreuzer I. Kl. (Ersatz) 
3 II. „ (I.Ersatz) 

1 Torpedodivisionsboot 
Für Torpedoboote 1. Rate 



1 
3 



sämmt- 
lich be- 
willigt. 



gefordert bewilligt 

1896/97 

1 Panzerschiff I. Kl. 

2 Kreuzer 11. Kl. 
1 „ IV. Kl. 
1 Torpedodivisionsboot 
Torpedoboote 1. Rate 

1897/98 

1 Panzerschiff I. Kl. (Ersatz) 1 

2 Kreuzer II. Kl. - 

1 Aviso (Ersatzschiff) — 

2 Kanonenboote 2 
1 Torpedodivisionsboot — 
Torpedoboote 1. Rate — 



Im Frühjahr 1897 wurde gelegentlich der Berathung über die 
Neuforderung für die Marine ein nicht offizieller Flottengründungs- 
plan bekannt, der Anlass zu heftigen Erörterungen in der Budgot- 
kommission des Reichstages gab und auch eine möglichst genaue 
Feststellung der bis dahin für die Flotte geleisteten Ausgaben herbei- 
führte. 

Nach den hieifbei in der Budgetkommission gemachten Angaben*) 
waren seit der Denkschrift von 1873 bis 1896/97 einschliesslich für 
die Flotte insgesammt verwendet 401 643 763 Mk. 

In den 8 Jahren 1881 bis 1889 hat man gebraucht 110 Millionen 
Mark für die einmaligen Ausgaben der Marine, im Durchschnitt 
14 Millionen, in den 8 folgenden Jahren seit 1888 wurden verwendet 
251 Millionen oder durchschnittlich 31 V2 Millionen Mark jährlich.^) 
Der gesammte Umfang der Neuforderungen, wie sie seitens der 
Marineverwaltung der Budgetkommission des Reichstages entrollt 
wurden, belief sich auf 328571 OCX) Mk.,^) durchschnittlich auf jährlich 
etwa 41 Millionen Mark. Die noch ausstehenden Kosten berechnete 
der Abg. Dr. Lieber*) auf 242 resp. 245 Millionen Mark, und ver- 
anschlagte die Gesammtaufwendung für die bis dahin vorhandene 
oder im Bau begriffene Flotte auf 647 Millionen Mark, so dass gegen 
die Denkschrift von 1873 das Reich eine Erhöhung der Ausgaben um 
397 Prozent zu tragen habe. 

Die künftigen fortdauernden Ausgaben der Marine, die von den 
einmaligen Ausgaben mitbeeinflusst werden, würden bis zum Jahre 
1904, bis zu welchem Jahre die Flottenpläne zunächst reichten, 



») Stenogr. Ber. d. Eeichst. 1895/97 S. 5146 A. 
») ibid. 5182 C. 

») Stenogr. Ber. d. Reichst 1895/97 S. 5145 D. 
*) ibid. S. 5146A. 
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von 55eS82000 Mk. auf ungefähr 75 Millionen Mark wachsen. Dazu 
sei zu rechnen die Erhöhung des Pensionsfonds und die Erhöhung 
des Bedarfs zur Verzinsung der Reichsschuld mit 3585000 Mk. 

Nach den amtlichen Nachweisungen ^) betragen bis zum Jahre 
1897 bei einer Bevölkerungszunahme von etwa 27 Prozent die Stei- 
gerung der fortdauernden Ausgaben für Reichsheer und Flotte 130 
Prozent, oder mehr als das Vierfache der Bevölkerungszunahme, 
die Steigerung der einmaligen Ausgaben für Heer und Flotte 323 
Prozent oder beinahe das zwölffache der Bevölkerungszunahme. 
Fortdauernde und einmalige Ausgaben zusammengerechnet sind um 
140 Prozent gestiegen oder um mehr als das Fünffache der Bevölkerung. 

Im Laufe des Sommers 1897 spielte der Plan einer starken 
Flottenvermehrung in der öffentlichen Diskussion eine bedeutende 
Rolle. Lange wurde das Geheimniss gewahrt, bis endlich kurz 
vor dem Zusammentreten des Reichstages der Schleier gelüftet wurde. 
Am 30. November desselben Jahres ging dann dem Reichstage ein 
besonderer Gesetzentwurf zu, damit die Aufwendungen für die Flotte 
dauernd festgelegt würden und nicht mehr der jähiiichen Bewilligung 
durch den Reichstag bedürften.^) 

Es sollte betragen der Schiffsbestand: 

a) Verwendungsbereit: b) als Material-Reserve: 
17 Linienschiffe 2 Linienschiffe 

8 Küstenpanzerschiffe 3 grosse Kreuzer 

9 grosse Kreuzer 4 kleine Kreuzer 
26 kleine Kreuzer 

Auf diesen Bestand sollten von den am 1. April 1898 vorhan- 
denen oder im Bau begriffenen Schiffen in Anrechnung kommen 
als Linienschiffe ... 12 als grosse Kreuzer ... 10 
„ Küstenpanzerschiffe 8 „ kleine Kreuzer ... 23 

Die Mittel für die zur Erreichung des Sollbestandes erforder- 
lichen Neubauten sollten so rechtzeitig in den Reichshaushalt auf- 
genommen werden, dass 

Linienschiffe und Küstenpanzerschiffe nach 25 Jahren 

grosse Kreuzer „20 „ 

kleine Kreuzer ,, 15 „ 

ersetzt werden könnten. 

Im Dienste sollen jährlich gehalten werden : 
a) zur Bildung von aktiven Formationen: 9 Linienschiffe, 
2 grosse Kreuzer, 6 kleine Kreuzer; 



1) In den Eeichstagsdrucksachen nicht veröffentlicht, sondern nur an die Mitglieder 
der Budgetkoramission vertheilt und mir von einem derselben gütigst überlassen. 
»J Drucks, des Reichst. 1897/98 Nr. 4. 
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b) als Stammschiffe von Reserveformationen: 4 Linienschiffe, 
4 Küstenpanzer, 2 grosse Kreuzer, 5 kleine Kreuzer; 

c) zur Aktivirung einer zwei Monate dauernden Reservefor- 
mation : 2 Linienschiffe oder Küstenpanzerschiffe. 

Die Mittel für die Indiensthaltung der übrigen Schiffsgattungen 
sollten auch ferner jährlich durch den Etat festgestellt werden. 

Für den Personalbestand sollte die Etatsstärke zwar alle Jahr 
im Reichshaushalt festgestellt werden, aber nach ein für allemal 
im Gesetz festgelegten Grundsätzen. 

An Deckoffizieren, Unteroffizieren und Gemeinen der Matrosen- 
divisionen, Werftdivisionen und Torpedoabtheilungen sollten vor- 
handen sein: 

1. eineinhalbfache Besatzungen für die im Auslande befindlichen 

Schiffe; 

2. volle Besatzung für 

die zu aktiven Formationen der heimischen Schlachtflotte 

gehörigen Schiffe, 
die Hälfte der Torpedofahrzeuge, 
die Schulschiffe, 
die Spezialschiffe; 

3. Besatzungsstämme (Maschinenpersonal zwei Drittel, übriges 

Personal die Hälfte der vollen Besatzungen) für 
die zu Reserveformationen der heimischen Schlachtflotte ge- 
hörigen Schiffe, 
die zweite Hälfte der Torpedofahrzeuge; 

4. der erforderliche Landbedarf; 

5. ein Zuschlag von fünf Prozent vom Gesammtbedarf. 

Begründet wurde die Forderung damit, dass die Kriegsmarine 
in den wichtigsten Schiffsklassen weniger Schiffe besitze, als früher. 
Dies falle um so mehr ins Gewicht, als die anderen Marinen ihre 
Schiffe in den letzten 10 Jahren stark vermehrt hätten. Der Marine 
ständen bei einer Mobilmachung nur 7 statt 14 kriegsbrauchbare 
Linienschiffe zur Verfügung. Die Marine sei auch nicht mehr in 
der Lage, die deutschen Interessen im Auslande so zu vertreten, 
wie dies Anfangs der achtziger Jahre möglich gewesen. 1882 hätte 
die deutsche Marine 11 kriegsbrauchbare Kreuzerfregatten aufge- 
lesen, ausserdem eine im Bau befindliche. Von den an deren 
Stelle getretenen Panzerkreuzern weise die Marine 1896 keinen 
mehr auf. 

Die in den letzten Jahren bewilligten Mittel für Schiffsbauten 
seien zwar erheblich, aber doch noch nicht ausreichend. Um der 
andauernden Verschiedenheit der Meinungen über die Höhe des 
Sollbestandes zu begegnen, halten die Regierungen es für noth- 
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wendig, den Sollbestand der Hauptschiffsklassen gesetzlieh fest- 
zulegen. Technische Bedenken gegen eine solche Festlegung könnten 
nicht erhoben werden, da die Typen schon seit Jahrhunderten fest- 
stünden, und innerhalb des gesetzlichen Rahmens für die technische 
Entwickelung der einzelnen Typen genügend Spielraum bleibe. 

Es genüge aber nicht allein den Sollbestand festzusetzen, es 
müsste auch der Zeitraum festgelegt werden, innerhalb dessen der 
Sollbestand an Schiffen herzustellen sei. Durch Denkschriften, wie 
das früher geschehen sei, könne man die rechtzeitige Fertigstellung 
nicht sichern, weil die Denkschriften niemanden binden. Der Zeit- 
raum sei unter Berücksichtigung der Finanzlage des Reiches, einer 
zweckmässigen Beanspruchung der heimischen Privatindustrie und 
der Staatswerften und der möglichen Heranbildung dQs nothwendigen 
Personals auf 7 Jahre festgesetzt. 

Um nach Erreichung des Sollbestandes auch die Erhaltung 
zu sichern, müsste der Ersatz kriegsunbrauchbarer Schiffe gesetzlich 
geregelt werden. 

Damit ferner die Schlachtflotte im Kriegsfall das Nöthige leiste, 
müsste sie im Frieden schon durch nothwendige Indiensthaltungen 
das Personal ausbilden und die Mobilmachungs- und Operations- 
pläne so vorbereiten. Die Organisation müsste aber dauernd und 
sicher sein und daher auch diese gesetzlich festgelegt werden. 

Zu den Aufgaben der Kriegsflotte, wie sie 1873 im Flotten- 
gründungsplan festgestellt worden sind (s. o. S. 62) gehöre jetzt auch 
noch der Schutz der Kolonien. 

Seit 1873 seien die Seeinteressen Deutschlands infolge des Auf- 
schwungs von Handel und Industrie, der Steigerung von Aus- und 
Einfuhr, der zunehmenden Anlage deutscher Kapitalien im Aus- 
lande, der Erwerbung der Kolonien, des kräftigen Aufblühens der 
Seefischerei und der stetig zunehmenden Bevölkerung in damals 
kaum geahnter Weise gewachsen. Damit sei auch die Möglichkeit 
zu Interessenkonflikten mit anderen Nationen gestiegen. Um solchen, 
die unabsehbare Folgen für die deutsche Nation haben könnten, 
vorzubeugen, müsse eine Verstärkung der Flotte stattfinden. 

Die Anschauungen, wie den Aufgaben der Flotte genügt werden 
könnte, hätten in den letzten 30 Jahren mannigfach geschwankt, 
doch seien in allen Marinen jetzt die Anschauungen so geklärt, dass 
Bedenken, Stärke und Organisation der Marine festzulegen, nicht 
mehr vorhanden seien. 

Zur Wahrung der Seeinteressen des Reiches im Auslande würden 
3 grosse Kreuzer: 2 in Ostasien, 1 in Mittel- und Südamerika, 
10 kleine Kreuzer : 3 in Ostasien, 3 in Mittel- und Südamerika, 
2 in Ostafrika, 2 in der Südsee, 
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4 Kanonenboote: 2 in Ostasien, 2 in Westafrika, 
1 Stationsschiff 
für erforderlich erachtet, während zur Zeit nur eine geringe Schiffs- 
zahl zur Verfügung stehe. 

Um aber dem Auslandsdienst in obigem Umfange zu genügen, 
müssten auch noch Materialreserven gehalten werden, aus denen 
reparaturbedürftige Schiffe zu ersetzen seien. Diese Reserve 
müsse so gross sein, dass auch bei entstandenen Konflikten aus ihr 
noch Verstärkungen entnomtiien werden könnten. Als Material- 
reserve bedürfe man 3 grosser und 4 kleiner Kreuzer. 

Zum Schutz der vaterländischen Küstön sei nach dem Flotten- 
plane von 1873 bereits eine lokale und eine lebendige Küstenver- 
theidigung für nothwendig erachtet worden. Die Mittel für lokale 
Küstenvertheidigung seien ausreichend in den Küstenpanzerschiflfen 
und Panzerkanonenbooten vorhanden. Dagegen genüge zur lebendigen 
offensiven Vertheidigung nicht die Zahl der Linienschiffe. 

Anstatt der ordnungsmäs&igen 14 seien nur 7 brauchbar. Man 
bedürfe jetzt zur Vertheidigung zweier Geschwader von je 8 Schiffen. 
Mehr als diese Zahl würden auch die Feinde nicht gebrauchen, 
denn über* diese Zahl hinaus werde die Leitung eines Geschwaders 
schwierig. Neben diesen 16 Schiffen sei noch ein Admiralschiff 
nöthig, das ebenfalls voll kampffähig und darum ein Linienschiff 
sein müsse. 

Als Materialreserve für die 17 Linienschiffe, um sie jeder Zeit 
verwendungsbereit zu halten, müsse für je acht Schiffe eine Material- 
reserve, ein Schiff, vorhandeti sein. Es seien also gegen die bis- 
herige Zahl 5 Schiffe mehr nothwendig. 

Neben der rangirten Schlachtflotte bedürfe man für den Auf- 
klärungsdienst noch 3 grosser und 6 kleiner Kreuzer. 

Um diese Flotte ordentlich zu organisiren, sei dafür zu sorgen, 
dass im Mobilmachungsfalle 

1. jedes Schiff der Schlachtflotte eine ausgebildete Besatzung 
vorfinde, so dass det maschinelle Betrieb des Schiffs in 
allen Theilen gesichert sei und die Waffen des Schiffs in 
vollkommenster Weise ausgenutzt werden können; 

2. Kommandant und Offiziere geübt seien, mit dem Schiffe in 
rängirter Formation zu fahren, zu manövriren und zu fechten ; 

3. der Flottenführer und sein Stellvertreter den rangirten Schlacht- 
körper als ganzes zu handhaben und möglichst günstig an 
den Feind heranzubringen verstehen. 

Im Jahre 1891 sei bestimmt worden, stets die Hälfte der 
vorhandenen Schiächtflotte in Dienst zu halten. Im Kriegsfalle 
sollte dann jedes im Dienst befindliche Schiff die Hälfte seiner aus- 
gebildeten Besatzung an ein zweites, bis dahin ausser Dienst be- 
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findliches Schiff abgeben, die Auffüllung der Besatzungen durch 
Reservisten erfolgen und so die ganze Schlachtflotte bereit gestellt 
werden. 

Diese Organisation habe den Nachtheil, dass in den ersten Tagen 
der Mobilmachung keine sofort verwendungsbereiten Schiffe zur Ver- 
fügung stehen. Es müsse daher, um im Falle einer Kriegserklärung 
ein sofort verwendungsbereites Geschwader zu haben, ein Theil der 
Schiffe seine volle Friedensbesatzung behalten können. Es sollen 
daher sofort aktiv verwendbar sein die Hälfte der Linienschiffe, ein 
Drittel der Aufklärungsschiflfe. Für die übrigen Schiffe solle die 
bisherige Organisation beibehalten, also die Besatzung getheilt werden. 

Die zur Reserveformation gehörigen Linien- und Küstenpanzer- 
schiflfe sollen aber ebenfalls Uebungen im taktischen Verbände vor- 
nehmen können. Zu dem Zwecke sollen ausser den dauernden 
Indiensthaltungen alljährlich zwei Linienschiffe oder Küstenpanzer 
auf zwei Monate in Dienst gestellt werden. 

An Neubauten würden bis 1904 nach der Begründung nöthig sein 
von Linienschiffen . . 7 Neubauten und 4 Ersatzsehiffe 
„ grossen Kreuzern 2 „ «3 „ 

„ kleinen Kreuzern 7 „ «10 „ 

Den Gesammtaufwand für diese Bauten berechnete die Marine- 
verwaltung bis 1904 auf 410,3 Millionen Mark. Die nach 1904 
noch ausstehenden Raten der dann im Bau befindlichen Schiffe auf 
72,5 Millionen, also die Gesammtkosten auf 482 MillionenMark. 
Die Kosten eines Schiffes würden durchschnittlich betragen 
für ein Linienschiff .... 20 Millionen Mark 
einen grossen Kreuzer . 15 
„ kleinen „ . 4,6 
Kanonenboote .... 1,6 
Torpedobootsdivisionen . 5,9 

Die jährlichen Kosten der Indiensthaltung würden von 17,9 auf 
26,9 Millionen Mark steigen. 

Die Zahl der Seeoffiziere sollte sich vermehren von 760 im Jahre 
1897 auf 1100 im Jahre 1904, die Zahl der Maschineningenieure um 
78, von 102 auf 180, der Aerzte um 60, von 122 auf 182, der Zahl- 
meister um 48, von 88 auf 136, steigen. Das gesammte Personal 
sollte um 7973 Mann, von 17066 auf 25 039, vermehrt werden. 

Die einmaligen Ausgaben seien für die 7 Jahre auf 48,5 Millionen 
Mark zu veranschlagen. 

Die Marineausgaben in den einzelnen Jahren sind geschätzt für: 

1898 auf 121,7 MiU. Mk. 1902 auf 150,5 Mill. Mk. 

1899 „ 131,6 , „ 1903 „ 150,6 „ 

1900 ., 144,7 ., ., 1904 „ 149,7 „ 

1901 „ 148,7 „ 
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Die Höhe der fortdauernden Ausgaben würde für 1904 auf 
89 Millionen Mark anzusetzen sein. 

Aus den Berathungen der Kommission ging die Vorlage in^ der 
Hauptsache nicht wesentlich verändert hervor, jedoch führten die 
finanziellen Erwägungen die Kommission dazu, zwei sogenannte 
„Bindungsparagraphen" einzufügen, um das Etatsrecht des Reichs- 
tags in gewisser Beziehung zu wahren und die Herstellungsfrist um 
ein Jahr zu kürzen. 

Die betreffenden §§ (7 u. 8) lauteten: 

§ 7. Während der nächsten sechs Rechnungsjahre (1898 bis 
1903) ist der Reichstag nicht verpflichtet, für sämmtliche ein- 
malige Ausgaben des Marineetats mehr als 408900000 Mk., 
und zwar für Schiffsneubauten und Armirungen mehr als 
356 700000 Mk. und für die sonstigen einmaligen Ausgaben 
mehr als 52 200 000 Mk., sowie für die fortdauernden Ausgaben 
des Marineetats mehr als die durchschnittliche Steigerung von 
4900000 Mk. jährlich bereit zu stellen. 

Soweit sich in Gemässheit dieser Bestimmungen das Gesetz bis 
zum Ablauf des Rechnungsjahres 1903 nicht durchführen lässt, 
wird die Ausführung bis über das Jahr 1903 hinaus verschoben. 
§ 8. Soweit die Summe der fortdauernden und einmaligen 
Ausgaben der Marineverwaltung in einem Etatsjahr den Betrag 
von 117 525 494 Mk. übersteigt und die dem Reiche zufliessenden 
eigenen Einnahmen zur Deckung des Mehrbedarfs nicht aus- 
reichen, darf der Mehrbetrag nicht durch Erhöhung oder Ver- 
mehrung der indirekten, den Massenverbrauch belastenden 
Reichssteuern gedeckt werden.^) 

Aus den Verhandlungen, über die hier nicht berichtet werden 
kann, sei hervorgehoben, dass nach einer Mittheilung des Abg. 
Richter^) vom Unterstaatssekretär des Reichsschatzamts in der 
Budgetkommission die Vermehrung des Anleihebedarfs in Folge 
der Flottenvermehrung auf 190 Millionen berechnet wurde. 

Die Entwicklung der Marine vom 1. April 1884 bis 1. April 1899 
erhellt aus nachfolgenden Angaben. 
Die Marine hatte: 

Fabrzenffe ToDnen- Indizirte Offiziere Unteroffiziere u. 

® deplacement Pferdestärken u. Aerzte Mannschaften 

1. Aprü 1884 95 187 342 167 700 683 11320 
1. . 1899 97 326701 399 030 1365 25 076 



<) Drucks, des Eeichst. 1897/98 Nr. 193; Beichsgesetzbl. 1898 S. 167. 

3j unter „den Massenverbrauch belastenden Steuern'' verstanden Bundesrath und 
Beichstag die dem Eeiche überwiesenen indirekten Eeichsteuern (Bier, Branntwein, 
Salz, Taback, Zucker), s. Stenogr. Ber. des Reichst. 1897/98 S. 1703 A und Drucks. 
ad 198. 

«) Stenogr. Ber. des Belebst, vom 23. März 1898 S. 1729. 
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3. Ausgaben f&r die Yerwaltung der auswärtigen Angelegenlieiten. 

Die Ausgaben für das Auswärtige Amt stellen im Wesent- 
lichen den Aufwand für Gesandtschaften und Konsulate dar. Mit 
der wachsenden Ausdehnung der Beziehungen des Deutschen Reiches 
zum Auslande haben sich naturgemäss auch die Gesandtschaften 
resp. Botschaften an fremden Höfen vermehrt, wie auch die Zahl 
der Generalkonsulate zugenommen hat. So belief sich die Zahl der 
Gesandtschaften 1872 auf 23, während es deren jetzt 32 giebt, die 
Zahl der Generalkonsulate 8 gegen jetzt 19, die Zahl der Kon- 
suln 13, jetzt 57 und der Vizekonsuln 4 gegen 3. Die Vertretung 
des Deutschen Reiches steht ausschliesslich den Gesandten resp. 
Botschaftern des Deutschen Reiches zu; allerdings ist daneben noch 
den Einzelstaäton erlaubt, ihre Sonderinteressen durch besondere 
Landesgesandte vertreten zu lassen. Dieser Zustand hat auch 
finanzielle Wirkungen, insofern die Staaten, welche Sondergesandt- 
schaften unterhalten, berechtigt sind, eine Minderung ihrer Matri- 
kularbeiträge zu den jährlichen Besoldungsausgaben für diejenigen 
Bundesgesandtschaften, an deren Sitze sie eine solche Landes- 
gesandtschaft unterhalten, zu verlangen, und zwar Sachsen und 
Württemberg je zur Hälfte. Bayern erhält dagegen den vollen 
matrikularmässigen Beitrag zu den Besoldungsausgaben derjenigen 
Reichsgesandtschaften, an deren Sitze bayerische Landesgesandt- 
schaften bestehen, vergütet. Der Nachlass betrug 1897/98 für 
Bayern 119930, für Sachsen 6082 Mk., während Württemberg ausser- 
halb des Reichsgebietes keine Gesandtschaften mehr unterhält. 

L Ausgaben für das Justizwesen. 

Die Ausgaben des Reiches für die Rechtspflege haben keinen 
grossen Umfang, da die streitige Gerichtsbarkeit im Wesentlichen 
von den Einzelstaaten, wenn auch auf Grund der Reichsgesetze, 
ausgeübt wird, und die damit verbundenen finanziellen Aufwendungen 
von den Einzelstaaten getragen werden, denen andererseits dafür 
auch die reichsgesetzlich festgestellten Gebühren, die von den Ge- 
richten aufkommen, zufliessen. 

Aufgabe des Reiches ist nach Art. 4 Nr. 13 der Verfassung die 
gemeinsame Gesetzgebung über das gesammte bürgerliche Recht, 
das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren. Die Vorbereitung 
der in dieses Gebiet einschlagenden Gesetzentwürfe hatte das zuerst 
als vierte Abtheilung des Reichskanzleramts, dann zu einer selbst- 
ständigen Zentralbehörde (von 1877 ab) gestaltete Reichsjustizamt. 

Die dafür gemachten Aufwendungen sind aus dem Anhange 
zu ersehen. In diesen Summen sind auch diejenigen Ausgaben mit 
enthalten, die verausgabt sind, um die Arbeiten für ein einheitliches 
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bürgerliches Recht durchzuführen. Zwei Kommissionen haben an 
dem Entwurf des Bürgerlichen Gesetzbuchs gearbeitet. Es war 
die erste von 1874 bis 1888, die zweite vom April 1891 bis Ende 
1895 an dem Werke thätig, während in der Zwischenzeit die über 
den ersten Entwurf bekannt gewordenen Aeusserungen systematisch 
gesammelt und für die zweite Lesung nutzbar gemacht wurden. 
Der jährliche Aufwand für diese Kommissionen schwankte zwischen 
120000 bis 250000 Mk. 

Dasjenige Gericht des Reiches, in welchem sich seine Justiz- 
hoheit am deutlichsten ausprägt, ist das Reichsgericht.*) Dieses 
entscheidet in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten: 

a) über die Rechtsmittel der Beschwerde und der Berufung 
gegen die Entscheidungen der Reichskonsuln und Reichs- 
konsulargerichte ; 

b) über die Rechtsmittel der Beschwerde gegen die Entschei- 
dungen und Endurtheile der Oberlandesgerichte der einzelnen 
Bundesstaaten, ausgenommen die bayerischen; 

in Strafsachen : 

a) in erster und letzter Instanz für die Untersuchung und Ent- 
scheiduilg in den Fällen des Hochverraths oder des Landes- 
verraths, insofern diese Verbrechen gegen den Kaiser und 
das Reich gerichtet sind; 

b) in zweiter und letzter Instanz für die Verhandlungen und 
Entscheidungen über das Rechtsmittel der Berufung und 
Beschwerde gegen die Urthoile und Entscheidungen der Kon- 
sulargerichte ; 

c) in zweiter und letzter Instanz zur Verhandlung und Ent- 
scheidung über die Rechtsmittel der Revision gegen Urtheile 
der Schwurgerichte. Das Rechtsmittel kann nur darauf ge- 
stützt werden, dass ein Urtheil auf einer Verletzung des Ge- 
setzes beruht; 

d) in zweiter und letzter Instanz für die Verhandlung und Ent- 
scheidung über das Rechtsmittel der Revision gegen erst- 
instanzliche Urtheile der Strafkammern der Landgerichte; 
sofern das Urtheil nicht ausschliesslich auf Verletzung einer 
in den Landesgesetzen begründeten Norm beruht. 

Ausserdem kann das Reichsgericht für das Rechtsmittel der 
Revision gegen Urtheile der Strafkammern in der Berufungsinstanz 
zuständig sein, wenn es sich um ein Zuwiderhandeln gegen die 
Vorschriften über die Erhebung öffentlicher, in die Reichskasse 
fliessender Abgaben und Gefälle, sofern die Entscheidung des Reichs- 



I) Lab and, Staatsrecht des Deatschen Eeichs 1895, II 361. 
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gerichts von der Staatsanwaltschaft bei der Einsendung der Akten 
an das Revisionsgericht beantragt wird. 

Ferner ist das Reichsgericht Berufungsinstanz gegen (iie Ent- 
scheidungen des Patentamtes. 

Seine Zuständigkeit erstreckt sich auch auf Schadensersatzklagen 
gegen Reichsbeamte wegen „Ueberschreitung ihrer amtlichen Befug- 
nisse oder pflichtwidriger Unterlassung von Amtshandlungen".') 

Ins Leben getreten ist das Reichsgericht mit dem 1. Oktober 1879 
mit 35 Richtern für bürgerliche Rechtssachen und 25 für die Be- 
arbeitung der Strafsachen. Die Ausgaben für dasselbe betrugen inl 
Jahre 1879/80 (V2 Jahr) 1 212805,09 Mk., im Jahre 1880/81 1 668504 Mk. 
Inzwischen haben die Geschäfte des Gerichtshofes eine bedeutende 
Zunahme erfahren und es sind statt der 60 jetzt 84 Mitglieder, 
1 Präsident, 9 Sonatspräsidenten und 74 Räthe, geworden. Die Aus- 
gaben des Reichsgerichts haben 1897/98 1 948 195 Mk. betragen und 
sind für 1899/1900 auf 2 117 182 Mk. veranschlagt, worin die Aus- 
gaben für die Reichsanwaltschaft mit inbegriffen sind. 

Mit dem kommenden Jahrhundert wird sich voraussichtlich die 
Thätigkeit des Reichsgerichts sehr steigern, wenn das deutsche 
bürgerliche Gesetzbuch in ELraft getreten. Dann werden eine Reihe 
Rechtsstreitigkeiten, die jetzt nur Partikularrocht berühren und 
daher nicht zur Kenntniss des Reichsgerichts gelangen können, 
vom Reichsgericht entschieden werden müssen, vor allem wird der 
bayrische oberste Landesgorichtshof fortfallen müssen. 

Freilich haben sich neuerdings Klagen erhoben, dass jetzt die 
Zahl der Richter in der höchsten Instanz schon zu gross sei, um 
noch die gesetzmässig vorgeschriebene Einheit der Rechtsprechung 
zu wahren, und es wurde von der Regierung auch vorgeschlagen,'-*) 
in der neuen Zivilprozossordnung die Revisionssumme von 1 500 Mk. 
auf 3 000 Mk. zu erhöhen. Damit wären aber 95 Prozent aller ver- 
mögensrechtlichen Streitigkeiten die dritte Instanz verschlossen ge- 
blieben und die Zersplitterung der Rechtsanschauungon mehr ge- 
fördert .worden. Hat doch gerade der Umstand, dass das Reichs- 
gericht nie dazu kam, in Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern zu entscheiden, mit zu der Einrichtung von Spezial- 
gerichten, den Gewerbegeriehten, geführt. (Ueber Gebühren siehe 
weiter unten.) Der Reichstag hat denn auch den Vorschlag der 
Regierung abgelohnt, obwohl das Reichsgericht durch Beseitigung 
der obersten Landesgerichtshöfe vom 1. Jaij. 1900 ab noch eine Er- 
weiterung seiner Spruchthätigkeit erfährt. Für das Unterkommen 
des Reichsgerichts ist jetzt dadurch Sorge getragen, dass in Leipzig 



1) Eeichsbeamtenges. § 154. 

«) Drucks, des Reichst. 1897/98 Nr. 61. 
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ein eigenes Reichsgeriehtsgebäude mit einem Kostenaufwande von 
ungefähr 6 Millionen Mark errichtet ist. 

Das Reichsgericht ist in gewisser Beziehung der Nachfolger des 
früheren Reichs-Oberhandelsgerichts, das durch Gesetz vom 12. Juni 
1869 als Bundes-Oberhandelsgericht ins Leben gerufen wurde ^) und 
das ebenfalls in Leipzig seinen Sitz hatte. Seine Kompetenz er- 
streckte sich auf alle Handelssachen,^) d. h. alle bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten, zu deren Aburtheilung die Kammern für Handels- 
sachen entweder durch Bundes- resp. Reichsgesetz oder durch 
Landesgesetz zuständig sind. Die Zuständigkeit wurde durch eine 
ganze Reihe anderer Gesetze im Laufe der Jahre noch erweiteret 
und hat auch jetzt noch ihre Bedeutung insofern, als in allen der 
Zuständigkeit des Reichs-Oberhandelsgerichts überwiesenen Sachen 
jetzt das Reichsgericht ausschliesslich letzte Instanz ist, so dass der 
bayrische oberste Landesgerichtshof solche Rechtsstreitigkeiten nicht 
vor sein Forum ziehen darf. 

Die Kosten des Reichs-Oberhandelsgerichts beliefen sich im 
Jahre 1872 auf 239 035 Mk., 1878/79 auf 776 553 Mk., für das Jahr 
1879/80 (Va Jahr) auf 194 168 Mk. 

In Zukunft werden die Justizausgaben noch eine Erweiterung 
erfahren durch die auf (jrund der neuen Militärstrafgerichtsordnung 
nothwendig gewordene Einrichtung eines Reichsmilitärgerichts. 

Daneben bekundet sich die Gerichtshoheit des Reichs noch in 
der Konsulargerichtsbarkeit, welche nur in einzelnen Ländern 
auf Grund besonderer Verträge ausgeübt wird. 



5. Ausgaben f&r Wissenschaftspflege. 

Die Pflege von Wissenschaft und Kunst ist im Deutschen 
Reiche den Einzelstaaten vorbehalten, und alle die bedeutenden Aus- 
gaben, die von Staatswegen für diese Zwecke in dem hier besprochenen 
Zeitraum gemacht sind, treten in den Budgets der Einzelstaaten in 
die Erscheinung. Doch hat auch das Reich sich dem nicht ver- 
schliessen können, Mittel für solche Zwecke aufzuwenden, deren 
Ergebnisse für alle Bundesstaaten das gleiche Interesse bieten. 
Die wichtigsten Aufwendungen dafür seien in nachstehendem auf- 
geführt 



1) 8. BYindesgesetzbL S. 201. 
s) ibid. S. 203 § 13. 

Cohn, Finanzen des Deutschen Reichs, 
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Es erhielten einen Zuschuss vom Reiche: 

1875 1880/81 1886/86 1890/91 1896/96 1897/96 1809/1900>) 

Monumenta Germaniae . . . . 30 000 46 500 46 500 49 500 60 000 61 425 61 500 

Germanisches Museum in Nürn- 
berg 48000 48000 48000 48000 62000 62000 62000 

Bömisch - Germ anisches Museum 
Mainz 9 000 15 000 15 000 15 000 15 000 15 000 15 000 

Seminar für oriental. Sprachen — — — 36 000 54 687 56 269 58 543 

Archäologisches Institut ... — 98855 98855 119505 124000 126200 140000 

Zur Förderung alt er thums Wissen- 
schaft!. Arbeiten in Egypten — — — — — — 10 000 

Unterstützung für die monumenta 
Germaniae paedagogica. . . — — — — — — 30 000 

Leopoldinisch-Karolingische Aka- 
demie d. Naturforscher z. Halle ^ 4 000 4 000 4 000 4000 4000 4000 

Jahresbeitrag für eine Erdbeben- 
station in Strassburg ... — — — — — — 3000 

Jahresbeitrag zu den Kosten des 
internationalen Mass- u. Ge- 
wichtsbureaus zu Paris . . — 1 1 965 1 1 148 9 067 9 200 9 200 9 200 

Beitrag für internat. Erdmessung — — — — — 6 000 6 000 

Unterstützung für den Fischerei- 
verein z. Förderung der künst- 
lichen Fischzucht (resp. der 
Binnenfischerei) — 20 000 20 000 40 000 40 000 50000 55000 

Zool. Station des Dr. Dohrn in 
Neapel — 30 000 30 000 40 000 40000 40000 40 000 

Zool. Station in Kovigno (Istrien) — _ _ _ 10 000 10 000 15 000 

Beihilfe z. Förderung der wissen- 
schaftlichen Bestrebungen auf 

Erschliessung Zentralafrikas n 

und anderer Länder ....-- — 150000 200000 200000 200000 200000 

Subvention an die Universität Strassburg mit Eücksicht darauf, dass sie als Studienstätte 
für alle Reichsangehörigen einen grösseren Umfang hat, als im blossen Landesinteresse 
nöthig wäre 400 000 Mk. 

Als eine weitere Ausgabe zu wissenschaftlichem Zwecke lässt 
sich auch der Etat für die physikalisch - technische Reichsanstalt 
wenigstens zum Theil auffassen, denn ihre I. Abtheilung hat aus- 
schliesslich wissenschaftliche Ziele zu verfolgen.^) 

Neben diesen verhältnissmässig geringen dauernden Ausgaben 
hat das Reich noch für einzelne wissenschaftliche Unternehmungen 
Mittel bereit gestellt. So hat das Reich für die Ausgrabungen in 
Olympia von 1876 bis 1880 661 000 Mk. aufgewendet. In gleicher 
Weise hat es die deutsche Alterthumsforschung unterstützt, indem 
es ihr die Mittel für die Aufdeckung des römisch-germanischen 
Limes überwies. Von 1892 ab ist eine Kommission ins Leben ge- 



1) nach dem Etat. 

^) s. Bericht über die phys.*techn. Beichsanstalt, Drucks, des Beichst. 1890—92 
Nr. 182; 1893/94 Nr. 60. 



— 83 — 

treten, die den alten römischen Grenzwall nach seiner Lage in den 
einzelnen Staaten vollständig zu erforschen und das Ergebniss ihrer 
Thätigkeit zu publiziren hat. Die Gesammtkosten dafür sind auf 
350 000 Mk. berechnet. 

Auf naturwissenschaftlichem Gebiete hat das Reich zu den 
Kosten der Beobachtung des Venusdurchgangs von 1874 und 1882 
Beiträge geleistet. Die erste Expedition wurde nach fünf Punkten 
sowohl der nördlichen als der südlichen Halbinsel ausgeschickt und 
erforderte im ganzen über 610000 Mk. Die zweite Expedition hatte 
wesentlich beschränktere Aufgaben und kam daher mit 195 000 Mk. 
aus. Für das Jahr 1898/99 sind 300000 Mk. zur Ausrüstung einer 
Tiefsee-Expedition eingestellt, damit auch die deutsche Wissenschaft 
an den Forschungen über die Reliefverhältnisse des Meeresbodens, 
über die Temperatur und chemische Beschaffenheit des Seewassers 
und namentlich über das Thierleben in den Tiefen des Meeres ihren 
Antbeil nehmen könne. Die Expedition sollte Anfang August 1898 
von einem deutschen Hafen auslaufen und zwischen Schottland und 
den Shetlands-Inseln in 1000 m Tiefe mit der Forschung beginnen, 
sich, über die Kanarischen und Capverden der Küste von Westafrika 
zuwenden. Von Capstadt aus soll dann weiter ein Vorstoss nach 
dem Südpol unternommen, dann der indische Ozean aufgesucht und 
durch das Rothe Meer und das Mittelmeer die Rückkehr in die 
Heimath erfolgen.^) Diese 300 000 Mk. haben indessen nicht genügt, 
deshalb ist für die Deckung der bisher entstandenen und der aus 
der Veröffentlichung des Ergebnisses der Expedition noch weiter 
entstehenden Kosten für das Rechnungsjahr 1899 ein weiterer Posten 
von 100000 Mk. in den Etat eingestellt. 2) 

Eine andere Aufgabe der Naturforschung unterstützt das Reich, 
indem es zur Errichtung einer Erdbebenstation in Strassburg 
30 000 Mk. als einmalige Ausgabe und 3 000 Mk. dauernd beiträgt.^) 
Zweck der Station ist, zusammen mit anderen internationalen Sta- 
tionen die < Schnelligkeit der Ausbreitung von Erdstössen zu messen. 

Bei Gelegenheit des ersten Venusdurchgangs entsandte die Reichs- 
regierung auch ein Kriegsschiff, die „(5azelle", welche in den Jähren 
1874—1876 auf dem Gebiete einer ganzen Reihe naturwissenschaft- 
licher Disziplinen Untersuchungen vornahm. Für die Veröffent- 
lichung der Forschungsergebnisse wurden 60000 Mk. bewilligt.*) 



t\ 



1) Vgl. Denkschrift in der Anlage IV S. 56 des Etats 1898/99. Die Kommission 
unter Leitung des Prof. Chun hat inzwischen die Expedition durchgeführt. Einen Be- 
richt üher die Expedition hat der Genannte auf dem internationalen Geographenkongresse 
zu Berlin während des Druckes dieser Arbeit erstattet. 

2) Eeichshaushaltsetat f. d. Rechnungsjahr 1899, Anl. IV S. 59. 

3) ibid. S. 61. 

«) Beichshaoshaltsetat 1880/81 Anl. VI S. 140. 
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Femer betheiligte sich das Reich an den internationalen 
Polarforschungen mit 300 000 Mk.,') wozu noch weitere 12000 Mark 
zur Bearbeitung der Ergebnisse kamen.*) 

Infolge eines Reichstagsbeschlusses vom 1. März 1899*) hat die 
Regierung im Nachtragsetat*) Forderungen für eine Südpolar- 
expedition gestellt, um sowohl wissenschaftliche als prak- 
tische Ergebnisse zu erzielen. Wissenschaftliche Ergebnisse er- 
warten fast alle Naturwissenschaften. Die praktischen Ergebnisse, 
die von einer antarktischen Expedition erwartet werden, liegen auf 
dem Gebiete des Erdmagnetismus, der Meteorologie, der Ozeano- 
graphie und der Biologie. Die vorhandenen magnetischen Karten 
genügen jenseits des 40. Grades südlicher Breite, also auf viel be- 
fahrenen Meeresrouten, den Anforderungen der Schifffahrt nicht 
mehr und bedürfen durch Messung in höheren südlichen Breiten der 
Verbesserung. Von den meteorologischen und ozeanographischen 
Forschungen dürfe eine sicher begründete Kenntniss der Strömungen 
der Luft und des Wassers erwartet werden, die weit über die 
Grenzen des Polareises für die von Verkehrswegen durchschnittenen 
Meerestheile von massgebendem Einflüsse sind. Die biologischen 
Forschungen lassen Erfolge auf fischereiwirthschaftlichem Gebiete 
erhoffen, die unter Umständen ins Gewicht fallen können. Die 
Kosten der Expedition, die sich auf fünf Rechnungsjahre vertheilen, 
sind auf 1200000 Mk. veranschlagt. 

Zur Herausgabe eines Werkes über die Sixtinische Ka- 
pelle, das die kunstgeschichtliche und ästhetische Bedeutung der 
Fresken-Cyklen der sixtinischen Kapelle des vatikanischen Palastes 
in Rom darstellt, und welches durch Beigabe aller auf die Geschichte 
der Kapelle bezüglichen Dokumente und der nach einheitlichem 
Plane und der durch die besten modernen Vervielfaltigungsverfahren 
hergestellten Abbildungen des gesammten bildnerischen Schmuckes 
den umfassenden Abschluss der seit Jahrhunderten unternommenen 
Studien über die Kapelle bilden soll, hat das Reich 75 000 Mk. be- 
willigt. Es soll der Ursprung, die geschichtliche Entwickelung und 
der gegenwärtige Zustand der Fresken, die immer mehr verblassen, 
festgehalten werden, weil die Kapelle als das monumentalste Ge- 
sammtdenkmal der Renaissance auch in neuerer und neuester Zeit 
noch einen Einfluss auf die Kulturnationen ausübt. 

Zur Förderung von Veröffentlichungen auf dem Gebiete 
des Erziehungs- und Schulwesens stellt das Reich der 



ij Beichshaushaltsetat 1882/83 Anl. lY S. 39. 
4 Beichshaushaltsetat 1889/90 Anl. lY S. 38. 
3) Stenogr. Ber. d. Beichst. 1898/99 S. 1250 A. 
♦) Drucks, d. Beichst. 1898/99 Nr. 292 S. 27. 
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zu diesem Zwecke gegründeten Gesellschaft seit 1899 zunächst 
30000 Mk. zur Verfügung,^) damit diese Gesellschaft nachstehenden 
Aufgaben sich widmen kann: 

1) Der Veröffentlichung der M n u m e n t a Germaniae paed- 
agogica, welche die gesammte Entwicklung des deutschen 
Erziehungs- und Bildungswesens in ihren wesentlichen 
litterarischen Zeugnissen vorfuhren soUen; 

2) der Herausgabe der „Mittheilungen" mit kleineren Bei- 
trägen und Ergänzungen zum vorigen; 

3) der Texte und Forschungen und 

4) einer Bibliographie des „gesammten Erziehungs- und 
Unterrichtswesens deutscher Zunge". 

Wesentlich bestimmend für die Betheiligung des Reiches ist, 
dass die hier zu lösenden Aufgaben einen Zweig deutscher Kultur- 
geschichte betreffen, der für die Entwicklung des deutschen Geistes 
von besonderer Wichtigkeit ist. 

Zur Förderung alterthumswissenschaftlicher Arbeiten inEgypten 
sind dauernd in den Etat 10000 Mk. eingestellt, damit die deutsche 
Forschung unabhängig von den französichen und englischen Be- 
richten werde. Vorläufig soll deshalb ein deutscher Egyptologe dem 
Generalkonsulat in Kairo attachirt werden und nach Deutschland 
fortlaufend Material und Anregung bieten. 

Die Ausgaben für wissenschaftliche Zwecke — sowohl dauernde 
als einmalige — betragen demnach für das Rechnungsjahr 1899 un- 
gefähr 1,5 Millionen Mark, von den Gesammtausgaben ungefähr 
0,13 Prozent.2) 

Für künstlerische Bestrebungen findet sich auch ein Titel in 
Höhe von 20000 Mk., dazu bestimmt, die Betheiligung der deutschen 
Kunst an Ausstellungen im Auslande zu fördern. 

Von einmaligen Ausgaben ist zu erwähnen, dass für die Wieder- 
herstellung der Katharinenkirche zu Oppenheim seitens des Reiches 
ein Zuschuss von 200000 Mk. bewilligt wurde.^) 



6. Ausgaben f&r die Gesundheitspflege. 

Den dauernden Aufwand für die Gesundheitspflege im all- 
gemeinen giebt der Etat des Reichsgesundheitsamts an, die 
speziellen Aufwendungen des Reichs für das Sanitätswesen im Heer 
und der Marine sind besonders nachgewiesen. Zweck des Reichs- 

>) Etat för 1899 AdI. IV, S. 63. Kap. 3, Tit. 14 d. einm. Ausg. 
2) 8. Etat für den Eeichshaushalt 1892/93 Anl. IV, Beil. C und Etat 1897/98 Anl. IV, 
S. 49. 

>) Etat 1878/79 Anl. la, S. 36. 
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gesundhoitsanits ist aber nicht eine verwaltende Thätigkeit, sondern 
ein wissenschaftlicher und technischer Beirath der Behörden zu sein. 
Es soll der Reichsregierung Vorschläge zur Verbesserung der hygie- 
nischen Zustände im allgemeinen machen, sodann die Vermittlung 
zwischen der medizinischen Wissenschaft und den Reichs- und 
Staatsbehörden ins Auge fassen und ihre Nutzbarmachung für die 
Medizinal- und Veterinärgesetzgebung fördern. 

Neben dieser ein besonderes Kapitel bildenden Ausgabe finden 
sich unter den allgemeinen Fonds des Reichsamts des Innern noch 
einige Titel, die direkt Mittel füi' die Gesundheitspflege bereit stellen. 
Es sind dies die Kosten für die Abwehr der Rinderpest, 50000 Mk. 
und die Kosten für die Gensdarmerie, welche zu dem speziellen Zwecke 
die Grenzen gegen Russland und Oesterreich-Ungarn bewacht, 1895 
451 093 Mk., für 1897/98 sind veranschlagt 467 000 und an Beiträgen 
für die Hinterbliebenen der Gensdarmen 1895 32 643 Mk. und ebenso 
auch 1897/98. Die Ausgaben zur Abwehr der Rinderpest schwanken 
sehr und haben 1879/80 809 466 Mk., 1880/81 1 054 694 Mk. und 
1897/98 487 629 Mk. betragen.^ 

Im Jahre 1897/98 sind für das Gesundheitsamt 35 000 Mk. ein- 
gestellt zur Erforschung der Maul- und Klauenseuche. Zu diesem 
Zweck sollten an etwa 120 Rindern und 100 Schweinen Versuche 
zur Ermittlung der Krankheitserreger vorgenommen werden. Diese 
Versuche sind noch nicht abgeschlossen, und es sind daher füi* 
dieses Jahr 41 000 Mk. und für 1899 weitere 30 000 Mk. bewilligt. 

Im Jahre 1898 ist im Gesundheitsamt noch eine biologische 
Abtheilung errichtet worden und im laufenden Etatsjahre sind als erste 
Rate für eine Expedition zur Bekämpfung der Malaria 60000 Mk. 
eingestellt. 



7. Ausgaben für Yolkswirthscliaftspflege und Sozialpolitik. 

Weit beträchtlicher sind die Ausgaben, die das Reich für Volk s- 
wirthschaftspflego und Sozialpolitik zu leisten hat. Hier- 
her gehören zunächst die Kosten für das Reichsversicherungsamt, wie 
sie in der Tabelle im Anhang aufgeführt sind. Dazukommen die Beträge, 
die das Reich zur Durchführung der sozialpolitischen Gesetzgebung, 
die Dienste der Post, unentgeltlich hergiebt, was zwar nicht nach 
Ziffern genau zu schätzen ist, aber sicherlich eine grössere Zahl von 
Beamten erforderlich macht. Seit dem 1. Januar 1891 hat aber das 
Reich CS auf (jrund des Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes 
auch übernommen, zu jeder bewilligten Rente einen festen Zuschuss 



1) s. AUg. Rechnung über d. Reichshanshaltsetat d. J. 1879/80 n. 1880/81; üebers. 
über die Ausgaben und Einnahmen 1897/98 Kap. 7 a, Tit. 14. 
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von 50 Mk. zu zahlen,') ausserdem übernimmt das Reich den auf 
die Dauer militärischer Dienstleistungen entfallenden Antheil der 
Rente. Die für diesen Zweck aufzubringenden Beträge beliefen sich 

1891/92 auf 6 049 848 Mk. 1895/96 auf 16 933 195 Mk. 
1892/93 „ 9 041148 „ 1896/97 „ 19 232 238 „ 

1893/94 „ 11336895 „ 1897/98 „ 21836 871 „ 

1894/95 „ 13 923 211 „ und' sind für 

1898/99 auf 23617000 Mk., für 1899 auf 26085000 Mk. geschätzt. 

Hierher gehören auch die Ausgaben für die Kommission für 
Arbeitsstatistik, deren Etat 39000 Mk. betrug, während 1897 nur 
5 984 Mk. wirklich verwendet wurden. Eine sozialpolitische Bedeutung 
ist auch dem Gesetze beizumessen, das auf Verlangen den Familien der 
aus der Reserve, Landwehr oder Seewehr zu Friedensübungen ein- 
berufenen Mannschaften aus öffentlichen Mitteln Unterstützungen 
gewährt, in gleicherweise auch solche Unterstützungen an Familien 
der aus der Ersatzreserve für die zweite oder dritte Uebung ein- 
berufenen Mannschaften zulässt. Auf Grund dieses seit 1. Juli 1892 
in Kraft getretenen Gesetzes 2) sollen die täglichen Unterstützungen 
für die Ehefrau 30 Prozent des ortsüblichen Tagelohns der er- 
wachsenen männlichen Arbeiter am Aufenthaltsorte des Einberufenen 
betragen, während sonst unterstützungsberechtigte Personen 10 Prozent 
des ortsüblichen Tagelohns für erwachsene männliche Arbeiter am 
Aufenthaltsorte des Einberufenen erhalten. Im ganzen darf jedoch 
der Gesammtbetrag der Unterstützung 60 Prozent des ortsüblichen 
Tagelohns nicht übersteigen. Die infolge dieses Gesetzes gezahlten 
Unterstützungen waren 

1892/93 566065 Mk. 1896/97 1326452 Mk. 

1893/94 985349 „ 1897/98 1392564 „ 

1894/95 1362292 „ 1898/99 1350000 „\ , 

1895/96 1340159 „ 1899 1350000 ^Jg^^cüatzt. 

Das Kapitel Reichskommissariate birgt noch einen weiteren Titel 
für Ausgaben sozialpolitischer Natur in den Kosten für die Ueb er- 
wachung des Aus wanderungs Wesens in Höhe von 18000 Mk. 
Seinen Sitz hat der Kommissar für diese Thätigkeit in Hamburg, seine 
Thätigkeit erstreckt sich auch auf die Häfen von Bremen, Stettin 
und die anderen Auswanderungshäfen. Er hat, sobald er hinsichtlich 
des Raumes, der Sorge für die Gesundheit, der Vorräthe an 
Nahrungsmitteln u. s. w. Mängel bemerkt, den zuständigen Behörden 
Anzeige zu machen und auf Abhilfe zu dringen, eventuell auch dem 
Reichskanzler zu berichten.^) 

1) 8. §§ 19 u. 26 d. Ges. betr. Invaliditäts- u. Altersversichernng, Beichsgesetzbl. 1889 
S. 104 u. 106. 

>) 8. Beichsgesetzbl. 1892 S. 661. 3) s. Laband I, 349. 
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Zu den Ausgaben sozialpolitischer Natur gehören auch die 
Ausgaben für die Armenpflege. Von Reichswegen fallen hier- 
unter nur die Ausgaben des Bundesamts für das Heimathswesen, 
insoweit als dasselbe in letzter Instanz Streitigkeiten zwischen 
Armenverbänden über die öffentliche Unterstützung Hilfsbedürf- 
tiger entscheidet, wenn die streitenden Armenverbände verschie- 
denen Staaten angehören. ') Diese Kosten treffen Bayern und Elsass- 
Lothringen nicht mit, da das Gesetz über den Unterstützungswohnsitz 
in Bayern und Elsass-Lothringen nicht eingeführt ist. 

Zu materieller Unterstützung deutscher Reichsangehöriger dient 
aber ein Fonds des Auswärtigen Amtes in Höhe von 72 000 Mk., aus 
welchem hilfsbedürftigen Reichsangehörigen im Auslande Unter- 
stützungen gewährt und hilfsbedürftige Seeleute heimgeschafft werden 
können.^) 

Die Ausgaben des Reiches für diese sozialpolitischen Zwecke 
im Jahre 1897/98, dem letzten, für das ein abgeschlossener Etat vor- 
liegt, berechnen sich demnach auf ungefähr 0,3 Prozent. 

Eine reine wirthschaftliche Bedeutung haben die Ausgaben für 
das Patentamt, Kanalamt, Statistische Amt, Sie Normal- 
aichungskommission und das Schiffsvermessungsamt. 

Erst seit 1887 ist das Patentamt eingerichtet. Seine Aufgabe ist 
die Erthoilung von Patenten zum Schutze neuer Erfindungen, die 
gewerblich verwerthet werden können, ferner den Schutz von Ge- 
brauchsmustern, d. h. von Modellen von Arbeitsgeräthschaften oder 
Gebrauchsgegenständen und schliesslich auch seit 1894 den Schutz 
von Waarenzeichen zu gewähren. 

Das Kanalamt ist erst seit 1895 in Thätigkeit und hat die 
Aufgabe, den Betrieb des Kaiser- Wilhelmkanals zu führen. 

Beim Einbringen des Gesetzentwurfs über die Herstellung des 
Nordostseekanals ^) wurde hervorgehoben, dass der Kanal nicht 
allein den Anforderungen der Kriegsflotte genügen, sondern dem zu 
erwartenden Handelsverkehr eine sichere Durchfahrt gewähren müsse. 

Mit dem 1. Juli 1895 begann der Betrieb des Nordostseekanals, 
oder wie er später genannt wurde, Kaiser- Wilhelmkanals, und 
es wurde zu dem Zwecke das Kanalamt als eine besondere Be- 
hörde geschaffen. 

Die wirthschaftliche Bedeutung des Kaiser- Wilhelmkanals er- 
giebt sich aus einer von der Regierung veröffentlichten Denkschrift.*) 
Danach hat sich der Gesammtschiffsverkehr von 20 068 Schiffen mit 



1) Lab and, Deutsches Staatsrecht I, 378. 

2) Kap. 25, Tit. 129 Etat 1897/98. 

3) Drucks, des Belebst. 1885/86 Nr. 63. 
♦) Drucks, des Keichst. 1898/99 Nr. 250. 
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1 751 065 Registertons im Jahre 1896 auf 25 224 Schiffe mit 3 009 011 
Registertons im Jahre 1898, also um 25,7 resp. 71,8 Prozent gehoben. 
Der Durchgangsverkehr der Dampfschiffe stieg sogar von 3674 Dampfern 
mit 1 208 496 Registertons 1896 auf 6417 Dampfer mit 2 222 061 Re- 
gistertons 1898, also um 74,7 resp. 83,9 Prozent. Aus den in der 
Denkschrift weiter gegebenen Zusammenstellungen erhellt, dass der 
Kanalverkehr mit jährlich 41,2 Prozent unverhältnismässig stärker 
gewachsen ist, als der allgemeine Nord-Ostseeverkehr mit jährlich 
5,4 Prozent. Der Antheil des Kanalverkehrs am ganzen Nord-Ost- 
seeverkehr betrug 1898 erst 17,69 Prozent, jedoch Hessen die Eib- 
häfen schon fast ihren ganzen Nord-Ostseeverkehr durch den Kanal 
gehen, nämlich 99,19 Prozent, während noch besonders gering der 
britische Antheil am Kanalverkehr ist. 

Vor allem kommen die Vortheile des Kanals Hamburg zu Gute, 
dessen Verkehr mit der Ostsee von 1896 zu 1898 um 26,5 Prozent 
wuchs, während sein Kanalverkehr um 44,1 Prozent sich vermehrte. 

Die Einnahmen aus dem Betriebe decken bisher noch nicht die 
Ausgaben, denn in dem zuletzt abgeschlossenen Rechnungsjahr 1897 
haben die Ausgaben mit 2278283 Mk. die Einnahmen von 1300018 Mk. 
noch um 978 264 Mk. übertroffen. Nach sechsjährigem Betriebe des 
Kanals erwartet die Regierung eine Herstellung des Gleichgewichts 
zwischen Ausgaben und Einnahmen. Allerdings kommt dabei nur 
die Deckung der Betriebskosten in Betracht, von einer Verzinsung 
des Anlagekapitals ist dabei auch nicht im geringsten die 
Rede, und insofern wird die Betriebsverwaltung des Kanals auf ab- 
sehbare Zeit nicht zu den Einnahmeverwaltungen zu rechnen sein. 

Das Statistische Amt ist dazu bestimmt, erstens das für die 
Reichsstatistik zu liefernde Material zu sammeln, zu prüfen und 
wissenschaftlich zu bearbeiten und geeignetenfalls die Ergebnisse zu 
veröffentlichen. Ferner hat es auf Anordnung des Reichskanzlers 
statistische Nachweisungen aufzustellen und über statistische Fragen 
Gutachten abzugeben. 

Der Normalaichungskommission ist die Fürsorge für die 
gleichmässige Ausübung der Aichungsgeschäfte seitens der landesherr- 
Hchen Aichungsämter (mit Ausnahme Bayerns) und die Oberaufsicht 
über dieselben, übertragen.^) Die gleiche Aufsicht über die Ver- 
messung von Seeschiffen führt das Schiffsvermessungsamt.^) 

Eine weitere Ausgabe wirthschaftlicher Verwaltung enthalten 
noch die allgemeinen Fonds des Reichsamts des Innern, nämlich 
die Unterstützung des Reichs für die Unterhaltung von Post- 
dampfschiffsverbindungen mit überseeischen Ländern, 

1) Lab and, Deutsches Staatsrecht I, 347. 

') üeber die Befugnisse im Einzelnen s. Laband 1. c. II S. 183. 

») ibid. 8.:.185. 
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Im Jahre 1885') wurde der Reichskanzler ermächtigt, gegen 
eine Unterstützung von 4400000 Mk. die Einrichtung und Unter- 
haltung von regelmässigen Postdampfschiffsverbindungen zwischen 
Deutschland einerseits und Australien und Ostasien auf eine Dauer 
bis zu fünfzehn Jahren an geeignete Unternehmer zu übertragen 
und ebenso auch eine Zweiglinie von Triest über Brindisi nach 
Alexandrien einrichten zu lassen. An Stelle dessen trat das Ge- 
setz von 1893, nach welchem der Reichskanzler den Fortfall der 
Mittelmeerlinien gestatten konnte, wenn sonst ein südeuropäischer 
Hafen angelaufen wurde, die Subvention dafür um 300000 Mk. ge- 
kürzt wurde, so dass der Gesammtbetrag für die Unterhaltung der 
Postdampfschiffsverbindungen nach Ostasien und Australien infolge- 
dessen 4100000 Mk. war. Dazu kommen noch 900000 Mk. für eine 
Postdampfervel'bindung nach Ostafrika. 

Gegen Ende des Jahres 1896 kam an den Reichstag eine Vor- 
lage, nach welcher der Reichskanzler die Befugniss haben sollte, 
mit dem Unternehmer der bisherigen subventionirten Linie eine Er- 
weiterung des ostasiatischen Postdampferdienstes zu vereinbaren. 
Und zwar sollte mit China eine 14tägige Verbindung hergestellt 
und vom Reiche die bisherige Beihilfe um IV2 Millionen Mark er- 
höht werden.^) Dieser Vertrag sollte dann auf die Dauer bis zu 
15 Jahren abgeschlossen werden. 

Die Fahrgeschwindigkeit sollte betragen 

zwischen den europäischen Anlaufhäfen, in welchen die Auf- 
nahme der Postsachen und ihre Ablieferung erfolgte, und. 
Shanghai 13 Knoten, 
für neu zu erbauende Schiffe 13,5 Knoten, 
auf den übrigen Strecken 12,6 Knoten. 

Dieser Entwurf fand heftigen Widerstand von allen Seiten, und. 
da sein hauptsächlichster Regierungsvertreter, der Staatssekretär 
Stephan starb, blieb er in der Kommission des Reichstags stecken- 

Der Entwurf wurde im nächsten Jahre wiederholt und schliess- 
lich im März 1898 in der Form angenommen, dass die Fahr- 
geschwindigkeit auf der chinesisch-japanischen Linie zwischen dem- 
jenigen europäischen* Anlaufhafen, in dem eine Aufnahme oder Ab- 
lieferung der Post erfolgt, und dem jeweiligen ostasiatischen End- 
hafen der Hauptlinie andererseits für ältere Schiffe 13, für neu zu 
erbauende Schiffe 14 Knoten und auf der Zweiglinie 12,6 Knoten be- 
tragen sollte. 

Die Fahrgeschwindigkeit der australischen Linie muss min- 
destens 12,2 und für neu zu bauende Schiffe 13,5 Knoten betragen. 



») Reichsgesetzbl. 1885 S. 85, 1893 S. 95. 
2J Drucks, des Reichst. 1895/97 No. 587. 
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Ausserdem muss der Unternehmer sich verpflichten, mit Steige- 
ing der Geschwindigkeit ausländischer Schiffe auch die seiner 
3hiflfe zu erhöhen, soweit auf einer ausländischen Konkurrenzlinie 
ne Steigerung der vertragsmässigen Fahrgeschwindigkeit erfolgt. ') 

In einer Resolution wurde dann noch beschlossen, 

„den Herrn Reiöhskanzler zu ersuchen, mit dem Norddeutschen 
Lloyd eine Vereinbarung dahin zu treffen, dass der Reichs- 
kanzler die Befugniss erhält, landwirthschaftliche Produkte, 
welche mit der deutschen Landwirthschaft konkurriren, von 
der Einfuhr durch die subventionirten Dampfer nach deutschen, 
belgischen und holländischen Häfen auszuschliessen." 

Entsprechend dem Gesetze ist zwischen dem Reiche und dem 
orddeutschen Lloyd vereinbart,^) dass 

A) für den Verkehr nach Ostasien 

1. eine Hauptlinie von Bremerhaven oder Hamburg nach China 
und zwar über einen niederländischen oder belgischer^ Hafen, 
Genua, Neapel, Port Said, Suez, Aden, Colombo, Singapore, 
Hongkong nach Shanghai und zurück über dieselben Häfen ; 

2. eine Hauptlinie von Bremerhaven oder Hamburg nach Japan 
und zwar über einen niederländischen oder belgischen Hafen, 
Genua, Neapel, Port Said, Suez, Aden, Colombo, Singapore, 
Hongkong nach Yokohama und zurück über Hiogo, Nagasaki, 
Hongkong und die übrigen auf der Hinfahrt angelaufenen Häfen; 

3. eine Anschlusslinie an die Linie zu 2. von Hongkong nach 
Shanghai und zurück; 

4. eine Anschlusslinie von Singapore nach dem deutschen Neu- 
Guinea-Schutzgebiet und zurück und zwar über Batavia, 
sonstige Häfen des Sundaarchipels, Berlinhafen, Friedrich- 
Wilhelmshafen, Stephansort, Finschhafen, bezw. Langemak- 
Bucht, Herbertshöh und Matupi, Stephansort, Friedrich- 
Wilhelmshafen, Berlinhafen und Häfen des Sundaarchipels; 

B) für den Verkehr mit Australien: 

eine Hauptlinie von Bremerhaven nach dem Festlande von 
Australien und zwar über einen niederländischen oder bel- 
gischen Hafen, Genua, Neapel, Port Said, Suez, Aden, Colombo, 
Adelaide, Melbourne nach Sydney und zurück über dieselben 
Häfen 
•richtet werde. 

Der Ausgangspunkt der Linien A 1 und 2 soll abwechselnd 
remerhaven und Hamburg sein. 

Dieser Vertrag ist am 1. Oktober 1899 in Kraft getreten. 



>) Reichsgesetzbl. 1898 S. 163. . 

*) Drucks, des Reichst. 1898/99 Nr. 14 u. 204. 
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Zu erwähnen ist unter dem Aufwände für wirthschaftliche 
Zwecke noch eine dem Seefisehereivereine gewährte Subvention zur 
Förderung der Seefischerei (früher Hochseefischerei), die anfangs 
— im Jahre 1887 — nur 100 000 Mk., dann 200 000 Mk. betragen 
hat und im Etat 1898/99 auf 400 000 Mk. erhöht worden ist. 

Zweck dieser Unterstützung ist:^) 

1. Gewährung von Prämien für Inbetriebsetzung von Fahrzeugen ; 

2. Gewährung von Unterstützungen und zinsfreien Darlehen 

a) zur Beschaffung seetüchtiger Fahrzeuge, 

b) zur Beschaffung besserer Fanggeräthe, 

c) zur Errichtung von Anstalten für bessere Verwerthung der 
Fische, 

d) und der Fischabfälle; 

3. Unterstützung von Fischergemeinden oder Genossenschaften; 

4. Unterstützung von Gegenseitigkeitsverbänden von Fischern zur 
Versicherung von Fahrzeugen und Fischereigeräthschaften ; 

5. Unterstützung von Fischereivoreinen. 

In dem gelegentlich der letzten Erhöhung des Reichszuschusses 
auf 400000 Mk. erstatteten Rechenschaftsberichte über die bisherige 
Verwendung giebt die Regierung an, es sei besonders der grossen 
Heringsfischerei die Aufmerksamkeit des Reiches zugewendet worden. 
In der Mitte der 80 er Jahre hätte nur die Emdener Gesellschaft wenige 
Logger in Dienst gehalten. Die ihr bisher gewährten Unterstützungen 
hätten es ihr aber ermöglicht, nicht nur die Zahl ihrer Logger wesent- 
lich zu erhöhen, sondern auch sich vollkommen auf eigene Füsse 
zu stellen, so dass sie einer weiteren Unterstützung nicht mehr be- 
dürfe. Inzwischen seien auch fünf weitere Gesellschaften gegründet 
und durch Bauprämien und Beihilfen zur ßeschaffung von Netz- 
reservefonds unterstützt worden. Der Gesammtaufwand für die 
grosse Heringsfischerei von 1886 — 1897 beziffere sich auf 600 000 Mk. 
Leider decke der Heringsfang im Werthe von 7Va Millionen Mark 
bisher immer erst 5 — 6 Prozent des deutschen Bedarfs, während die 
Einfuhr noch 27 — 30 Millionen betrage. Sehr zugenommen habe der 
Frischfischfang, dessen Betrieb mit Dampfern in der Nordsee nur 
geringer Beihilfe bedurfte. Dagegen sei dem Fischfang mit Segel- 
fahrzeugen sehr wesentlich aufgeholfen worden, indem die alten 
Fahrzeuge durch neue, grössere und seetüchtigere ersetzt wurden. 

Zur Verbesserung der Fahrzeuge und Fanggeräthe in der Nord- 
und Ostsee sind von 1886 — 1897 gegen 880 000 Mk. verwendet worden. 

Weitere Mittel dienten dazu, Fischereikassen zu begründen, 
aus denen unter Heranziehung der Bevölkerung zur Prämienzahlung 



1) 8. Beichshaushaltsetat 1886/87, Anl. lY S. 28. 
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eine Versicherung des Eigenthums der Fischer gegen Seegefahr er- 
folgte.^) 

Die Summe aller dieser Ausgaben für wirthschaftliche Zwecke 
beträgt nach dem Etat für 1899/1900 noch nicht 1 Prozent der Ge- 
sammtausgaben des Reichs (ungefähr 0,86 Prozent). 

Einmalige Aufwendungen für wirthschaftliche Zwecke hatte das 
Reich wiederholt in dem hier behandelten Zeitraum zu machen. 
So hat das Reich für die Berufszählung 1882 852 000 Mk. aufge- 
wendet und für die Berufszählung von 1895 bereits 2370000 Mk. 
ausgegeben, zu welchen noch für das laufende Jahr eine weitere 
Bewilligung von 1 050 000 Mk. getreten ist, so dass die Gesammt- 
kosten der letzteren voraussichtlich 3420000 Mk. betragen werden. 

Femer hat das Reich zur Herstellung des Gotthardtunnels 
eine Subvention von 16 Millionen Mark gewährt und sich an den 
im Laufe der letzten 25 Jahre stattgefundenen Weltausstellungen 
betheiligt. Es gab das Reich für die Weltausstellung 

in Wien 1873 . . . . 1 091 800 Mk. 



483900 „ 

298 669 „ 

541283 „ 

212288 „ 

3 600000 „ 



„ Philadelphia 1876 

„ Sydney 1879 . . 

„ Melbourne 1881 . 

„ Melbourne 1888 . 

„ Chikago 1893 . 
und hat für die Ausstellung von 1900 in Paris 5 000000 Mk. be- 
stimmt, von denen bis 1899/1900 466 000 Mk. aufgebraucht sind. 

In wirthschaftlichem Interesse des Reichs wurde in den Jahren 
1882 — 1888 der Anschluss Hamburgs an das Zollvereinsgebiet und 
im Jahre 1885 desgleichen der Anschluss Bremens durchgeführt. 
Durch Gesetz vom 16. Febr. 1882 2) wurde der Reichskanzler er- 
mächtigt, an Hamburg einen Beitrag zu den Kosten der Bauten, 
Anlagen, Einrichtungen und Expropriationen, welche durch den 
Zollanschluss Hamburgs und die mit demselben verbundene Um- 
gestaltung der bestehenden Handels- und Verkehrsanlagen veran- 
lasst werden, aus der Reichskasso einen Beitrag in Höhe der Hälfte 
des hamburgischerseits für die bezeichneten Zwecke festzustellenden 
Kostenbedarfs, jedoch höchstens in Höhe von 40 Millionen Mark zu 
leisten. Die am 31. März 1885^) für denselben Zweck an Bremen 
bewilligten Mittel betrugen 12 Millionen Mark. 

Zu den Aufgaben wtrthschaftlicher Natur gehören auch wohl die 
AusgabenfürdieKolonienresp.dieSchutzgebiete. Wenigstens 



1) Etat für 1898, Anlage IV S. 53. 
*) Beichsgesetzbl. 1882 S. 39. 
<) Beichsgesetzbl. 1885 S. 79. 
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war von Anfang an die herrschende Ansicht, dass die Kolonien mit 
der Zeit einen Ertrag geben würden, wenn man nur zunächst die 
Mühe und die Mittel für die Kultivirung nicht scheute. 

Das erste Gebiet, das unter den Schutz des Reichs gestellt 
wurde, war das Gebiet, das früher Herrn Lüderitz gehört hatte und 
von diesem auf die deutsche Kolonialgesellschaft für Westafrika 
übergingt) Die Kolonialpolitik des Reichs wurde eingeleitet mit 
dem Telegramm Bismarcks an den deutschen Konsul in Kapstadt, 
dass die Niederlassungen des Herrn Lüderitz unter dem Schutz des 
Reichs stehen und territorialen Charakter haben. Durch ein deutsch- 
englisches Abkommen vom 1. Juli 1890 würden dann die Grenzen 
Deutsch-Südwestafrikas festgesetzt.^) 

Im Jahre 1884 wurden auch durch Dr. Nachtigal Verträge über 
die Stellung Kameruns unter deutschen Schutz abgeschlossen, 
denen sich unmittelbar daran die Verträge über Togo anreihten: In 
D e u t s c h - s t a fr i k a wurde der Gesellschaft für deutsche Kolonisation 
zu Berlin im Februar 1885 ein Schutzbrief ertheilt, welcher der Gesell- 
schaft, so lange sie eine deutsche bleibe, sowie ihren Rechtsnachfolgern 
unter gleicher Bedingung die Befugniss zur Ausübung aller aus den 
dem Reiche vorgelegten Verträgen hervorgehenden Rechte, ein- 
schliesslich der Gerichtsbarkeit gegenüber den Eingeborenen oder 
sich niederlassenden Angehörigen des Reichs oder der anderen 
Nationen unter der Aufsicht der Reichsregierung einräumte. Durch 
Vertrag vom 20. November 1890 § 4 hat die Gesellschaft alle ihre 
im Schutzbriefe bezeichneten Landstriche und weiteren Gebiete an 
der Küste an das Deutsche Reich abgetreten gegen Gewährung einer 
Reihe von Vermögensrechten. Seit dem 1. Juli 1891 ist das 
Schutzgebiet von Deutsch - Ostafrika, sowie die Zollverwaltung dort 
vom Reiche übernommen. 

Die neueste koloniale Erworbung- des Reichs ist die Ki au- 
tsch ous. Der Erwerb geschah in Form eines Pachtvertrags.^) 
China behält sich zwar alle Rechte der Souveränität in einer Zone 
von 50 km im Umkreise von der Kiautschou-Bucht bei Hochwasser- 
stand vor, gestattet jedoch in dieser Zone den freien Durchmarsch 
deutscher Truppen zu joder Zeit, und trifft dort keine Massnahme 
ohne Zustimmung der deutschen Regierung und setzt sich namentlich 
nicht der Regulirung der Wasserläufe entgegen. 

Zur Niederlegung von Materialien und Vorräthen für die Aus- 
besserung und Ausrüstung von Schiffen, sowie für sonstige dazu 



1) s. Lab and, Staatsrecht I, 740 und Handw. d. Staatsw. Art. Kolonien und die 
dort angegebene Litteratnr. 

2) Handw. d. Staatsw. 1. c. S. 763. 

3) 8. Drucks, des Keichst. 1897/98 Nr. ad 262. 
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gehörende Einrichtungen pachtet Deutschland beide Seiten des Ein- 
gangs der Bucht von Kiautschou auf 99 Jahre. Deutschland wird 
zum Schutze der ihm überlassenen Gebiete und der Hafeneinfahrt 
Befestigungen anlegen. 

Der Zweck des hier skizzirten Vertrags ist wesentlich ein wirth- 
schaftlicher. Es sollen die Beziehungen Deutschlands zum chine- 
sischen Markte und zum chinesischen Hinterlande der Kiautschou- 
bucht gepflegt werden.^) Für das erste Jahr 1898 wurde ein Pausch- 
quantum von 5 Millionen Mark eingesetzt. 

Am 2. September 1898 wurde der Freihafen dem Handel aller 
Nationen geöffnet 

Durch Vertrag vom 30. Oktober 1898 hat Spanien an Deutsch- 
land die Karolineninseln mit den.Palau- und den Mariannen- 
inseln ohne Guam gegen eine Entschädigung von 25 Millionen 
Pesetas abgetreten. Den hierfür erforderlichen Betrag von 16 750 000 Mk. 
als Entschädigung und 465 000 Mk. für laufende Verwaltung hat der 
Reichstag genehmigt.^) 

Im Interesse einer wirthschaftlichen Entwicklung des ostafrika- 
nischen Schutzgebietes hat das Reich die Usambara- Eisenbahn 
van Tanga- Muhesa übernommen und führt sie' nach Korogwe 
weiter. Die Gesammtkosten sind auf 2170000 Mk. veranschlagt.^) 

Dürtrh Vertrag vom 7. Oktober 1898 ist die Landeshoheit in 
Neu-Guinea, die bereits früher dem Reiche übertragen werden 
sollte, auf das Reich übergegangen, nachdem dieser Vertrag die Zu- 
stimniung des Reichstages am 11. März 1899 gefunden hat."^) Die 
Neu-Guinea-Kompagnie verzichtet zu Gunsten des Reichs auf die 
ihr durch die Schutzbriefe verliehenen Vermögensrechte, nämlich: 

a) auf das Recht, ausschliesslich herrenloses Land in Besitz zu 
nehmen und darüber zu verfügen, sowie ausschliesslich mit 
den. Eingeborenen Verträge über Land- und Grundberochti- 
gungen abzuschliessen ; 

b) das Recht, folgende Gewerbebetriebe: den Betrieb auf Perl- 
muttermuscheln und Perlen, sowie auf Trepang, die Gewin- 
nung von Guano oder anderweiten Düngemitteln, die Aus- 
beutung des Bodens auf Erze, Edelsteine und Mineralien, 
die Ausbeutung von noch nicht im Besitze der Eingeborenen 
oder sonst im Privateigenthume befindlichen Kokospalmen- 



1) Bericht des Gouverneurs, Drucks, des Reichst. 1898/99 Nr. 79. 

2) 8. Nachtragsetat 1899, Drucks, des Reichst. Nr. 394.' 

») Stenogr. Ber. des Reichst. 1898/99, 53. Sitzung vom 10. März S. 1453 B; Denk- 
schrift zum Etat der Schutzgebiete für 1899 S. 65. 

^) ibid. 54. Sitzung vom 11. März S. 1488 A; Denkschrift zum Etat der Schutz- 
gebiete f&r 1899 S. 67. 
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beständen, auf Kopra, den Betrieb der Küstenfischerei und 
das Schlagen von Holz für gewerbliche und Handelszwecke 
auf allen nicht im Privatbesitz befindlichen Landstrecken 
von ihrer Genehmigung abhängig zu machen und dieselbe 
an Bedingungen, insbesondere an die Zahlung von Abgaben, 
zu knüpfen. 

Für diese und einige andere Verpflichtungen erhält die Kom- 
pagnie ein Kapital von 4 Millionen Mark, welches in 10 Jahresraten 
vom 1. April 1899 ab ohne Verzinsung gezahlt wird. Die Gesell- 
schaft ist verpflichtet, jede Kapitalsrate innerhalb vier Jahren för 
wirthschaftliche Unternehmungen im Schutzgebiete zu verwenden 
und darüber dem Reichskanzler Rechenschaft zu geben. 

An dem Vertrage hat der Reichstag nur eine Bestimmung über 
das Recht der Gesellschaft, Land auszuwählen, geändert. 

Nachstehend sollen die Ausgaben für die Kolonien resp. Schutz- 
gebiete in den einzelnen Jahren aufgeführt werden. 

Zum ersten Male erschienen Ausgaben für koloniale Zwecke im 
Etatsjahre 1885/86. Kap. 2 Tit. 4 der einmaligen Ausgaben enthält 
eine Summe von 248000 Mk. zur Einleitung derjenigen Massnahmen, 
welche zur Durchführung der dem Reiche in den Schutzgebieten 
von Kamerun, Togo und Angra Pequena zufallenden Aufgaben noth- 
wendig seien, sowohl zur Remunerirung von Beamten, als zur Aus- 
führung unbedingt erforderlicher Bauten. In den folgenden Jahren 
wurden ausgegeben :0 

1886/87. Zu Beamtenremunerationen 154000 Mk. 

Für Errichtung von Dienstgebäuden . . 54527 „ 
Kosten für den Betrieb des Küstendampfers 

in Kamerun . 36738 ,, 

245 265 Mk. 

1887/88. Besoldungen der Beamten in den Schutz- 
gebieten : ^) 

1. Kamerun 59250 Mk. 

2. Togo 27377 „ 

3. Südwestafrika 29 100 „ 

Zur Bestreitung der Verwaltungsausgaben 

in den drei Schutzgebieten 85000 „ 

Für den Küstendampfer in Kamerun . . 23081 „ 

223808 Mk. 



1) 8. AUg. BechnuDg 1886/87 £ 

2) AUg. Bechn. 1887/88 S. 72. 
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1888/89. Besoldungen der Beamten in den Schutzgebieten : 

1. Kamerun 58141 Mk. 

2. Togo 29 100 „ 

3. Südwestafrika 29 100 „ 

4. Marschallinseln . 19800 „ 

Zu den Verwaltungsausgaben 1 — 3 . . . 22038 „ 

Zu den Dienstgebäuden ad 3 1874 

Massregeln zur Unterdrückung des 

Sklavenhandels in Ostafrika . . . . 800000 

960053 Mk. 
1889/90.0 Besoldungen 2) in 

1. Kamerun 56850 Mk. 

2. Togo 29 100 „ 

3. Südwestafrika 25420 „ 

4. Marschallinseln 25 500 

Herst, von Dienstgebäuden in Westafrika 16044 

Zuschuss zu den Verwaltungsausgaben ad 4 79673 „ 

Kosten dei*. Unterhaltung des Küsten- 
dampfers in Kamerun 44551 „ 

Indiensthaltung von Schiffen in Ostafrika ^) 226 800 „ 

„ Westafrika 192600 „ 

Zur Unterdrückung der Sklaverei in Ost- 
afrika 3150000 

Zuschuss zu den Verwaltungsausgaben der 

Schutzgebiete 1—3 17 961 „ 

Für das Reichskommissariat in Osta frika 390 167 „ 

4254666 Mk. 

1890/91. Besoldungen der Beamten in den Schutzgebieten: 

1. Kamerun 55 997 Mk. 

2. Togo 29 100 

3. Südwestafrika 23404 

4. Marschallinseln 25 500 

5. Neu-Guinea-Kompagnie 49 145 

Zu den Verwaltungsausgaben ad 1— 3Zuschuss 11 000 

Zur Unterdrückung des Sklavenhandels in 

Ostafrika . i 4500000 

ausseretatsmässig i 450 558 

Zu den Verwaltungsausgaben in Südwest- 
afrika 290573 

Indiensthaltung von Schiffen in Ostafrika . 200000 



" 



11 
11 
11 
11 

11 

11 

11 



11 
„ Westafrika 192200 ]] 

11 



Betrieb des Küstendampfers in Kam erun . 40552 
5 868 029 Mk. 

^) 1889/90, 1890/91 zahlte die Jalmtkompagnie za den Kosten der Marschallinseln 
25 500 Mk., 1890/91 die Nen-Guinea-Eompagnie 49 145 Mk. 

2) Allg. Rechn. 1889/90 S. 68. 

3) Eeichshaushaltsetat 1889/90 Anl. VI S. 118. 

Cohn, Finanzen des Deutschen Reichs. ^ 
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1891/92. Besoldungen der Beamten in den Schutz- 
gebieten : 

I.Kamerun 56976Mk. 

2. Togo 29500 „ 

3. Südwestafrika 25937 „ 

4. Marschallinseln') 23218 „ 

5. Neu-Guinea-Kompagnie ^) 49583 „ 

Zusehuss zu den Verwaltungsausgaben ad 3 287 765 ,, 
Zur Förderung von Kultur imd Handel in 

Kamerun 692209 „ 

Zur Unterdrückung des Sklavenhandels imd 
, zum Schutz der deutschen Interessen in 

Ostafrika 2500000 „ 

ausseretatsmässig zu demselben Zweck 317 967 „ 

Indiensthaltung von Schiffen in Ostafrika . 255 600 „ 

„ „ „ Westafrika 210600 „ 
Zur Unterhaltung des Küstendampfers in 

Kamerun 26448 „ 

(An Einnahmen brachte Kamerun 9075 0Mk.) 

4475 803 Mk. 

1892/93. Besoldungen der Beamten in den Schutz- 
gebieten: 

1. Kamerun 57 250Mk. 

2. Togo 29500 „ 

3. Südwestafrika 27 125 „ 

4. Marschallinseln') 22254 „ 

5. Neu-Guinea-Kompagnie ^) . . . . . 29614 „ 
Zusehuss zu den Verwaltungsausgaben in 

Südwestafrika 297 386 „ 

ausseretatsmässig für die Verwaltung 

in Südwestafrika 187 171 „ 

Zur Unterdrückimg des Sklavenaufstandes 
und zur Förderimg der deutschen Inter- 
essen in Ostafrika 2500000 „ 

ausseretatsmässig zu demselben Zweck 463 839 „ 
Zur Förderung von Kultur und Handel im 

Gebiete von Kamerun 639175 „ 

Indiensthaltung von Schiffen in Ostafrika . 267 000 „ 

„ „ „ „ Westafrika 176100 „ 

Für den Küstendampfer in Kamerun . . 39204 „ 

(Einnahmen des Schutzgebiets 90 750 Mk.) 

4 735 618 Mk. 



1) Die Kosten sind ?on der Jaluitgesellschaft erstattet. 

>) Die Kosten sind von der Nen-Gninea-Kompagnie erstattet. 
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1893/94. Besoldungen der Beamten der Schutzgebiete : 

1. Kamerun (Einnahmen 90 750 Mk.) . 57 250 Mk. 

2. Togo 29500 

3. Südwestafrika 26 960 

4. Marsehallinseln (von der Jaluitgesell-) 
Schaft erstattet) 25 500 

Zu den Verwaltimgsausgaben in Südwest- 

afrika 267300 

Weitere Ausgaben für Südwestafrika (ausser- 

etatsmässig) 456488 

Zur Unterdrückung des Sklavenhandels und 
zum Schutze der deutschen Interessen in 

Ostafrika 2500000 

ausseretatsmässig 2140045 

Zur Förderung von Kultur und Handel in 

Kamerun 93 614 

Indiensthaltung von Schiffen in Ostafrika . 229 500 

„ Westafrika 171 360 „ 

Küstendampfer in Kamerun . . . . . , 45 314 „ 

6 042 831 Mk. 

m 

1894/95. Besoldungen für Beamte der Schutzgebiete : 

1. Kamemn 60675 Mk. 

2. Togo ....'. 29500 

3. Südwestafrika 29 500 

4. MarschaUinseln 26 500 

Zuschuss zu d. Verw.- Ausg. in Südwestafrika 899 392 

ausseretatsmässig 697 599 

in Ostafrika ... 1 762 757 
Kamerun \ 
„ „ „ „ 1893/94 / ' • 

Küstendampfer in Kamerun 45 959 

Indiensthaltung von Schiffen in Ostafrika . 414 000 

„ Westaft-ika 299 820 



j9 



1? 11 11 >i 



209040 



4 474 742 Mk. 

1895/96. Besoldungen für Beamte der Schutzgebiete : 

1. Kamemn 66 100 Mk. 

2. Togo 29 103 

3. Südwestafrika 29500 

4. Marschallinseln 25 500 

Zuschuss zu d. Verw.-Ausg. in Südwestafrika 481 312 

„ „ <, „ „ Südwestafrika 1 429 894 

„ „ „ „ „ Ostafrika . . 2 106 494 

„ „ „ „ „ Kamerun . . 520 853 

„ „ (1894/95) 911087 

Indiensthaltung von Schiffen in Ostafrika . 474 408 

Westafrika 438 528 



11 11 1J 11 



6 512 779 Mk. 
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Vom Etatsjahre 1896/97 an sind die einzelnen Ausgabeposten im 
Reichshaushaltsetat nicht mehr getrennt, sondern die Verwendungs- 
zwecke werden im Etat der Schutzgebiete besonders benannt und 
unterliegen allerdings auch hier der Genehmigung des Reichstages. 
Im Etat des Auswärtigen Amts ist ein besonderes Kapitel für die 
Kolonialverwaltung eingefügt, welche jetzt den Etat der Schutzge- 
biete vor dem Reichstage zu vertreten hat. Vom Reiche sind bis 
zum Jahre 1897/98 ausgegeben bezw. von 1898/99 ab bewilligt') 





1896/07 


1807/08 


1898/99 


1899 




iMt 


JC 


JC 


JC 


ZuschnRs zur BestreituDg der Ver- 










waltungsausgaben im südwest- 










afrikaDischen Schutzgebiete . . 


3 033 992 


3 587 605 


4 600 600 
dazu: 
Pehlbetr. 1895/96 
134 623 


6 970 000 
dazu: 
Fehlbetr.1896/97 
693 218 


Zuschuss zur Bestreitung der Ver- 










waltungsausgaben im ostafrika- 










nischen Schutzgebiete 


3 367 634 


3 844 126 


3 805 200 
dazu: 


5 985 500 
dazn: 








Fehlbetr. 1894/95 
968 304 


Fehlbetr. 1895/96 
371543 


ausseretatsmässig 


157 418 


— 


— 


— 


Zuschuss zur Bestreitung der Ver- 










waltungsausgaben im Schutz- 










gebiete von Kamerun 


739 806 


722 190 


814 100 
dazu: 
Fehlbetr. 1895/96 
216 855 


983 400 
dazu: 
Pehlbetr. 1896/97 
287 349 


Zuschuss zu den Verwaltungsaus- 










gaben für Togo 


— 


— 


— 


254 000 


Besoldung f&r den Landeshaupt- 










mann und Sekretär auf den 










Marschallinseln 


25 500 


25 500 


25 500 


— 


Zuschuss zu den Verwaltungs- 










ausgaben von Neu-Guinea . . . 


— 


— 


— 


657 000 


Zur Einrichtung des Gouverne- 










ments Kiautschou 






5 000 000 


— 



Das Gehalt des Landeshauptmanns der Marschallinseln wird 
von der Jaluitgesellschaft erstattet. 

Für das Kolonialamt sind die im Anhang angegebenen 
Summen verwendet resp. bewüligt. 



1) Kap. 6 a der dauernden und Kap. 2 der einmaligen Ausgaben. 
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8. Erhebungskosten der Steuern und Zölle. 

Der Theil der Ausgaben, welcher vom Reiche geleistet wird für 
die Erhebung der Zölle und Steuern, also die Ausgaben 
der Einnahmeverwaltungen, erscheint nicht im Etat, wiewohl 
diese Ausgaben als Aufwand des Reichs hier hinein gehörten. Nach 
Art. 38 der Verfassung fliesst der Ertrag der Zölle und der anderen in 
Art. 35 der Verfassung bezeichneten Abgaben, das sind die Abgaben 
von dem im gesammten Bundesgebiete gewonnenen Salz und Taback, 
dem hergestellten Bier, Branntwein und Zucker in die Reichskasse. 
Dieser Ertrag besteht aus der gesammten, von den Zöllen und den 
übrigen Abgaben aufgekommenen Einnahmen nach Abzug 

1. der auf Gesetzen oder allgemeinen Verwaltungsvorschriften be- 
ruhenden Steuervergütungen und Ermässigungen; 

2. der Rückerstattungen für unrichtige Erhebungen; 

3. der Erhebungs- und Verwaltungskosten und zwar: 

a) bei den Zöllen der Kosten, welche an den gegen das Aus- 
land gelegenen Grenzen Und in dem Grenzbezirke für den 
Schutz und die Erhebung der Zölle erforderlich sind, 

b) bei der Salzsteuer der Kosten, welche zur Besoldung der mit 
Erhebung und Kontrolirung dieser Steuer auf den Salzwerken 
beauftragten Beamten aufgewendet werden, 

c) bei der Rübenzuckersteuer und Tabacksteuer der Vergütung, 
welche nach den jeweiligen Beschlüssen des Bundesraths 
den einzelnen Bundesregierungen für die Kosten der Ver- 
waltung dieser Steuern zu gewähren ist, 

d) bei den übrigen Steuern mit 15 Prozent der Gesammtein- 
nahme. 

Bayern, Württemberg und Baden sind nicht betheiligt an den 
Erträgen der Brausteuer, der Uebergangsabgaben für Bier und der 
an Stelle dieser Steuer zu entrichtenden Aversen der Zollausschlüsse. 

Für die Erhebung der Zölle waren bis zum 1. April 1882 Pausch- 
summen bewilligt.') Von diesem Zeitpunkte ab wurde ein spezieller 
Zollverwaltungsetat aufgestellt. So sind im Rechnungsjahr 1899 die 
Kosten der Zollverwaltung bei einer auf 468 297 000 Mk. geschätzten 
Solleinnahme auf 24 081 370 Mk. veranschlagt. 

Für Erhebung der Tabacksteuer wurde jedem Staate zuerst 
15 Prozent der Bruttoeinnahme vergütet, dann wurde von 1880/81 
ab für jeden Ar der mit Tabak bepflanzten Fläche 20 Pfennige und 
für Erhebung der Steuer 2 Prozent der Bruttoeinnahmen vergütet. 
Diese Vergütung ist für 1899 bei 12777000 Mk. veranschlagter Tabak- 

>) 8. y. Äufsess, Die Zölle und Steuern des Deutseben Eeichs, Hirth's Annalen 
1893 S. 398. 
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Steuer auf 443 000 Mk. für die Anbaukontrole und auf 258 040 Mk. 
für die Erhebung der Abgaben berechnet, zusammen also auf 
701 040 Mk. 

Für die Kontrole und Erhebung der Branntweinsteuer^) 
werden verschiedene Prozente vergütet und zwar für die Maisch- 
bottich- und Branntweinmaterialsteuer 15 Prozent der 
Solleinnahn^e, für die Verbrauchsabgabe 10 Prozent und für 
die Kontrole 5 Prozent, wobei die Gesammtvergütung für die Kon- 
trole nach dem Verhältniss des in den Brennereien gewonnenen 
Alkohols auf die einzelnen Bundesstaaten vertheüt wird, während 
die Vergütung für die Erhebung nach der Solleinnahme der einzelnen 
Staaten abzüglich der Berechtigungsscheine berechnet wird. 

Bei der Zuckersteuer beträgt die Vergütung 4 Prozent des 
Bruttoertrages. 

Für die Salzsteuer gilt die Vergütung der wirklichen Auf- 
wendungen. 

Vom Spielkartenstempel werden jedem Bundesstaat an 
Erhebungs- und Verwaltungskosten 5 Prozent, vom Wechsel- 
stempel und Urkundenstempel, mit Ausnahme des Stempels 
von Staatslotterien, erhält jeder Bundesstaat 2 Prozent der in seinem 
Gebiete erhobenen Beträge. Die Post erhält für den Vertrieb der 
Wechselstempelmarken 2V2 Prozent der Brutto-SoUeinnahme. 

Es sind für 1899 die Erhebungskosten veranschlagt') 

für die bei einem Beinertrage von 

ZöUe auf 24 081 370 Mk. 442 376 000 Mk. 

Tabacksteuer (Anbau- 
kontrole und Erhe- 
bungskosten) .... 

Zuckersteuer .... 

Salzsteuer 

Branntweinsteuer : 

a) Maischbottich- und 
Branntweinmaterial- 
steuer 

b) Verbrauchsabgabe 
und Zuschlag dazu . 

c) Brennsteuer . . . 

Brausteuer und Ueber- 
gangsabgabe von Bier 

Stempelabgaben . . . 

Wechselstempelsteuer . 

Statistische Gebühr . . 



l 5193600 l 92134000 l 

442 890 „ 47 249000 „ 



„ j. v-'v-'T^ v^^v „ o-v v-'w \y\^\j „ 



701040 


*i 


12 025000 


5193 600 


n 


92 134 000 


442 890 


n 


47 249 000 


4 885 050 


V) 


16 803 000 


18 166 350 


51 

^1 


102 455 000 


5 162 250 


59 


29 147 000 


729 320 


n 


49 830 000 


473000 


n 


9 472000 


63020 


SS 


848980 



„ -.v^ *vw ^^^ „ j.Vf-1 J.^^ w/>-r „ 

n « r> 

„ 5162 250 „ 29147 000 „ 

729 320 „ 49 830000 „ 

473000 „ 9472000 „ 

63020 „ 848980 „ 



<) ibid. S. 409. 

>J Beichshaoshaltsetat 1899 Anl. XIV. 
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Um also die dem Reiche resp. den Brausteuergemeinschaften 
wirklich erwachsenden Ausgaben zu übersehen, sind den fort- 
dauernden Ausgaben noch etwa 35,8 Millionen Mark hinzuzusetzen 
und um ebensoviel ist der Ertrag der Zölle und Verbrauchssteuern 
zu erhöhen. Dann erst erhält man ein richtiges Bild der Ausgaben. 

Kap. 4 der Ausgaben des Reichsschatzamts enthält die direkten 
Ausgaben des Reichs für die Kontrole der Steuer- und Zollver- 
waltungen.^) 



9. Ausgaben ffir die Beiclisscliald. 

Ueber die Aufwendungen für die Reichsschuld vgl. An- 
hang S. 190—193, Kap. 71, 72. 



10. Ansgaben für die Kontrole des Beiclishaaslialts. 

Ueber die Höhe der Summen vgl. Anhang S. 190—193 Kap. 73 der 
dauernden Ausgaben. 

Es tragen von den Gesammtausgaben für den Rechnungshof im 
Jahre 1897/98 mit 808 704,58 Mk. 

alle Bundesstaaten . . 35 Prozent mit 283046,60 Mk. 
die Bundesstaaten ausser 

Bayern 47 „ „ 380091,15 „ 

die Bundesstaaten ausser 
Bayern und Württemberg 18 „ „ 145566,83 „ 



>) Ueber die Aufgaben der Reicbskommissare s. ?. Aufsess 1. c. S. 427. 
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B. Deckung des Finanzbedarfs. 



I. Einnahmen des Reichs. 



1. Erträge der Betriebsyerwaltnngen. 

a) Pos t. 

Zu den Erwerbseinkünften des Reichs gehört in erster Reihe der 
Betrieb der Post und der Telegraphie. Die Entwicklung der 
Post und Telegraphie hat dem Reiche steigende Ueberschüsse ge- 
bracht, namentlich seit diese beiden Zweige des Verkehrswesens 
vom 1. Januar 1876 unter einheitliche Verwaltung gebracht sind. 
Bis dahin hatte die Telegraphie zu wiederholten Malen Defizits auf- 
gewiesen und es erschien um so mehr angebracht, die beiden Ver- 
waltungen zu vereinigen, als in einer Reihe von kleineren Städten 
sowohl Beamte der Postverwaltung als der Telegraphie zum Dienste 
für das Publikum bereit stehen mussten, ohne dass sie jedoch in 
gehöriger Weise vollkommen beschäftigt gewesen wären. Seit 
diesem Jahre hat die Post und Telegraphie andauernd Ueberschüsse 
gegeben und hat ihren Wirkungskreis in umfassendstem Masse aus- 
gedehnt. Zu ihren Aufgaben gehört der Betrieb aller Zweige der 
Briefpost-, des Geldvermittelungs- und Päckereiverkehrs. Daneben 
besitzt Deutschland noch gegenwärtig, trotz der immer weiter 
vordringenden Eisenbahnen , einen umfassenden Reiseverkehr. 
Die Arten des Postbetriebs im Einzelnen hier darzulegen, ist wohl 
überflüssig, da dieselben als allgemein bekannt vorauszusetzen sind. 
Es seien daher hier nur einige Angaben aus der Statistik ange- 
führt, die die Entwicklung der Post und Telegraphie andeuten können. 



^) Handwörterbuch der Staatswlssenscbaften Art. Post, Bd. Y S. 206. Danach 
betrug das Defizit 

1869 . . — 774 103 Mk., 1873 . . — 1 408 573 Mk. 

1870 . . + 662 „ 1874 . . — 2938359 „ 

1871 . . — 75 973 , 1875 . . — 3740 187 „ 

1872 . . - 86 040 « 
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Personal der Post und TelegrapMe im Reichspostgebiet:') 

1871 46 523 Personen 1890 114 110 Personen 

1875 55004 „ 1895 154293 

1880 63413 „ 1896 161000 

1885 81720 „ 1897 167877 



^'> 



f^ 



Den Geldvermittelungsverkehr der Post zeigt nachstehende 
Tabelle:») 



s 


Postwerth- 


Post- 


Postnachnahme- 


Postaufträ^re 


1 


seDdongen 


anweisungen 


sendungen 








Stückzahl 


Werth 


Stückzahl 


Werth 


Stückzahl 


Werth 


Stückzahl 


Werth 




in Tau- 


in 


in Tau- 


in 


in Tau- 


in 


in Tau- 


in 




senden 


Mill. .« 


senden 


Mill. JC 


senden 


Mill. JC 


senden 


Mill«/« 


1871 


15180 


11105 


10 802 


587 


1784 


33 


^^ 




1875 


14 554 


13 645 


25 711 


1229 


3113 


57 


1627 


184 


1880 


9 541 


11263 


42 502 


2 461 


3 311 


57 


3548 


328 


1885 


9 625 


11855 


55 697 


3 334 


3 231 


68 


4 512 


390 


1890 


10 924 


14 950 


74149 


4 560 


3 359 


95 


5 670 


521 


18953) 


11409 


15 742 


95 349 


5 496 


16 915 


206 


6 025 


568 


1896^) 


11753 


14 813 


100 364 


5 804 


18 951 


250 


5 682 


558 


1897*) 


12146 


19 621 


105 890 


6167 


21154 


318 


5 465 


543 



Die Gebühren für das Briefporto sind während des ganzen Zeit- 
raums von 1871 ab bis jetzt unverändert geblieben und hat sich der 
Briefverkehr in einer weit die Bevölkerungszunahme übersteigenden 
Weise entwickelt. Die eingegangenen Briefsendungen im Reichs- 
postgebiet betrugen in 1000 Stück :^) 

1885 1011658 1890 1437 948 1895 1842322. 

Das von der Postverwaltung gemäss dem Reichsposttaxgesetz 
erhobene Packetporto war nach dem Gewicht und nach der Ent- 
fernung festgesetzt und zwar pro Pfund 2 Pf. bis zu 5 Meilen, 
4 Pf. über 5 bis 10 Meüen und aufsteigend bis 3 Sgr. pro Pfund 
für mehr als 180 Meilen, wobei für die verschiedenen Entfernungen 
Minimalsätze vorgesehen waren. 

Indessen man fühlte bald, dass ein Einheitsporto für Packete 
kleineren Umfangs dieselbe Berechtigung, wie das Einheitsporto der 

^) Statist. Jahrbuch des Deutschen Kelchs aus den yerschiedcnen Jahrgängen und 
den Berichten über die Ergebnisse der Keichspostverwaltung 1870—1895, s. auch Drucks, 
des Reichst. 1898/99 No. 89. 

*) 8. Handwörterbuch der Staats Wissenschaften Bd. V S. 192. 

3) Bericht über die Ergebnisse der Eeichspost- und Telegraphenverwaltung 1891 
bis 1895 S. 89. 

*) Statistik der Reichspost für 1897 S. 30. 

^) Die Angaben beruhen auf Schätzungen und stimmen die Zahlen des statistischen 
Jahrbachs mit den Angaben der Berichte über Post und Telegraphie nicht überein. 
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Briefe habe und daSvS „dem Postdienste eine für die Bewältigung des 
immer stärker anwachsenden Päckereiverkehrs unerlässliche Er- 
leichterung verschafft werden würde".') Seit dem 1. Januar 1874 
besteht im Reichspostgebiete ein Einheitsporto für Packete bis 
5 Kilogramm, welches auf Entfernungen bis 10 Meilen 25 Pf., dar- 
über hinaus 50 Pf. beträgt. 

Die Entwicklung des Packetverkehrs veranschaulichen folgende 
Daten. Es wurden befördert Packete ohne Werthangabe in 
1000 Stück ^) 

1872 1875 1880 1885 1890 1895 1897 

33061 45 740 60634 82427 103 614 132153 148727 

Ihre sozialpolitische Aufgabe erfüllt die Post damit, dass sie 
mit dem Jahre 1881 eine Verbesserung des Landpostdienstes begann 
und zwar mit dem Erfolge,^) dass im Jahre 1880 auf jede Poststelle 
ein Landkreis von 59 Quadratkilometern fiel, im Jahre 1895 nur 
noch ein Kreis von 15,5 Quadratkilometer. In 15430 Landbestell- 
revieren findet jetzt an den Werktagen eine zweimalige Bestellung 
und Einsammlung von Postsendungen statt. Femer sind die Land- 
briefträger mit Fuhrwerk ausgerüstet, so dass sie auch Packete von 
beliebigem Gewicht mitnehmen können. Ebenso werden in steigendem 
Masse Posthilfsstellen eingerichtet. 

Die Post ist aber noch zu direkter Mitwirkung bei der Aus- 
führung der sozialpolitischen Gesetzgebung berufen. Auf Grund 
des Unfallversicherungsgesetzes hat die Post die Auszahlung der 
Unfallrenten in der Weise zu bewirken, dass sie die von den Be- 
rufsgenossenschaften festgesetzten Renten vorschussweise an die 
Berechtigten zahlt und nach Abschluss des Jahres sich von den 
Berufsgenossenschaften wieder erstatten lässt. Femer hat sie den 
Verkauf der Marken für die Alters- und Invaliditätsversicherung 
durchzuführen. 

Die für Rechnung der Berufsgenossenschaften seitens der 
Reichspost ausgeführten Zahlungen betrugen:*) 

1887 5 153 804 Mk. 1893 32 350 666 Mk. 

1888 8351412 „ 1894 37 544323 „ 

1889 12444033 „ 1895 42498165 „ 

1890 17 298615 „ 1896 48470953 „ 

1891 22492789 „ 1897 53869266 



„ J-WV ■ ^V V^W MV^V^ „ 



1892 27439252 „ 



1) Handwörterbuch der Staatswissenschaften Y S. 173. 

2) Aus den „Berichten über die Ergebnisse der Keichs-tostverwaltung**. 

3) Ergebnisse der Reichspostverwaltnng 1891—95 S. 67. 

*) Drucks, des Reichst. 1893/94 Nr. 10 S. 5 und Statistik der Deutsch. Beichs-Post- 
und Telegraphen-Verwaltung. 
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An Alters- und Invalidenbezügen sind zusammen gezahlt worden 

1892 19 718 792 Mk. 1896 43 367 950 Mk. 

1895 36 432 528 „ 1897 49 933 289 „ 

Während sie diese Dienste unentgeltlich leistet, hat sie für die 
Steuerverwaltung Weehselstempelmarken zu verkaufen, wofür sie 
2 V2 Prozent des einkommenden Betrages empfängt, ebenso hat sie den 
Vertrieb der Marken für die statistische Gebühr, wofür sie gleich- 
falls 2V2 Prozent erhält. 

Neben der Post ist der Telegraphenverkehr nicht zurück- 
geblieben. Das Telegraphenregal hat erst durch das Reichsgesetz 
über das Telegraphenwesen vom 6. April 1892 eine sichere Grund- 
lage erhalten: und gewährt dem Reiche das ausschliessliche Recht, 
Telegraphenanlagen für die Vermittlung von Nachrichten zu errichten 
und zu betreiben. Unter Telegraphenanlagen sind auch Fernsprech- 
anlagen mit einbegriffen. 

Thatsächlich hatte die Reichspostverwaltung das ausschliessliche 
Recht auf Herstellung und Betrieb von Telegraphenanlagen auch 
vorher, und ohne die Entwicklung des Fernsprechwesens hätte wohl 
auch kein Anlass vorgelegen, den thatsächlichen Zustand gesetzlich 
zu fixiren. Denn eine Herstellung umfassender Telegraphenanlagen 
zwischen zwei verschiedenen Orten wäre ohne Genehmigifng zur Be- 
nutzung von Staatsstrassen kaum möglich gewesen, und dazu hätte 
wohl kein Staat des Deutschen Reichs die Erlaubniss gegeben. 
Aber die Möglichkeit, Fernsprechanlagen zu errichten, war eine viel 
grössere, da es hierzu in allen Orten, in denen das Eigenthumsrecht 
den Strassen den Gemeinden und sonstigen Selbstverwaltungs- 
körpern zusteht, der Mitwirkung des Staates oder des Reiches gar 
nicht bedurft hätte. Jetzt erstreckt sich das Telegraphenregal auch 
auf den Ortsverkehr, und es ist daher auch den Gemeinden unter- 
sagt, Telegraphen- und Fernsprechanlagen innerhalb des Gemeinde- 
bezirks zu errichten und zu betreiben. Es muss aber einer Gemeinde 
dieses Recht verliehen werden, wenn sie genügend Sicherheit für 
einen ordnungsmässigen Betrieb bietet und das Reich eine solche 
Anlage nicht errichtet hat oder sich zur Errichtung und zum Be- 
triebe einer solchen nicht bereit erklärt. Auch kann Privat- 
unternehmern die Ausübung des Telegraphenregals für einzelne 
Bezirke oder Strecken gestattet werden. Die Ausnahmen vom 
Telegraphenregal sind hier nicht weiter zu besprechen.*) 

Was den Tarif betrifft, so bestanden anfangs Dreizonensätze 
von 5, 10 und 15 Ögr. je nach den Entfernungen für ein Tele- 



1) 8. Laband, II, S. 64. 

') Darüber s. Laband, 1. c. S. 65. 
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gramm von mindestens 20 Worten, dann wurde ein Worttarif einge- 
führt, dessen Höhe im Laufe der Jahre mehrere Male geändert] wurde. 
Die Reiehspostverwaltung hat auch einen besonderen Werth 
darauf gelegt, unterirdische Telegraphenlinien in ganz Deutschland 
herzustellen. Sie besitzt jetzt Kabel für Telegraphenzwecke 

1. von Berlin über HaUe (Saale), Frankfurt (Main) bis Mainz, 

2. von Frankfurt a. M. bis Strassburg (Eis.), 

3. von Strassburg i. Eis. bis Metz, 

4. von Berlin über Magdeburg, Hannover bis Köln a./Rh. und 
weiter bis Aachen, 

5. von Köln a. Rh. über Koblenz und Trier bis Metz, 

6. Zweiglinie von Halle a./S. nach Leipzig, 

7. Zweiglinie von Köln a./Rh. nach Barmen, 

8. Verbindungslinie von Koblenz bis Mainz, 

9. von Berlin bis Dresden, 
.0. von Berlin nach Hamburg (Kabel I), 

1. von „ „ „ (Kabel H), 

2. von Hamburg bis Kiel, 

3. von Hamburg über Bremen, Oldenburg bis Emden, 

4. Zweiglinie von Hamburg bis Cuxhaven, 
.5. Zweiglinie von Bremen bis Bremerhaven, 
.6. Zweiglinie von Sande bis Wilhelmshaven, 
.7. von Berlin über Stettin, Cöslin, Danzig bis Königsberg 1. Pr., 
.8. von Berlin über Küstrin und Posen bis Thorn, 
.9. Verbindungslinie von Thorn bis Danzig, 

20. von Berlin über Frankfurt (Oder) und Glogau bis Breslau. 

Die gesammten Kabel — 5 470 km Kabel mit 37 420 km Leitung — 
haben einen Aufwand von ca. 30 Millionen Mark erfordert. 

Zu den vorgenannten kommt noch eine Anzahl unterseeischer 
Kabel mit einer Gesammtlänge von 3 681,57 Kilometern. 

Am 1. Okt. 1899 bestanden im Reichstelegraphengebiet: 

LiDien km Leitung km 

oberirdische Reichs-Telegraphenanlagen 2) . 96 912 369448 

unterirdische „ „ . . 5 961 40329 

unterseeische „ „ . . 3760 8 232 

Stadt-Femsprechanlagen 28148 344351 

Fernsprech- Verbindungsanlagen 19674 130311 

Telegraphen- u, Fernsprechanlangen in den 

Schutzgebieten 757 762 

insgesammt Reichs-Telegraphen- und Fern- 
sprechanlagen ; 155 212 893 433 



') Bericht über die Ergebnisse der Reichspost- u. Telegraphenverwaltung, 1879-^1881. 
>) 50 Jahre elektr. Telegraphie 1849 bis 1. Okt. 1899. S. 78. 
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Das Telegraphenwesen ist seit dem Jahre 1881 durch Einführung 
des Fernsprechwesens ergänzt worden. 

Nachfolgende Zahlen geben eine Uebersicht über die Entwick- 
lung.') Im Reichstelegraphengebiete waren vorhanden: 

_ 1899 

1. Orte mit Fernsprecheinrich- 1882 1885 1888 1891 (i. Juli) 
tungen 11 62 158 238 770 

2. SprechsteUen 1 884 9 382 25 829 52 405 183 496 

3. Sprechapparate ? 14274 29 929 60519 186466 

4. Leitungsnetz in Kilometer 

(im Betrieb) 3 770 15 864 37 667 76 149 330 156 

Daneben sind Bezirks-Fernsprecheinrichtungen im oberschle- 
sischen, im bergischen und im niederrheinischen westphälischen 
Bezirke, ferner in der sächsischen und preussischen Oberlausitz, 
sowie im Kreise Halberstadt und Umgegend, Frankfurt am Main 
und Umgegend, im Hirschberger Thal, im Lugau-Oelsnitzer Kohlen- 
revier, sowie im Kreise Siegen und Waidenburg (Schlesien) vorhanden. 

Dazu kommen noch eine Reihe fertiger und geplanter Verbin- 
dungsanlagen zwischen den Fernsprecheinrichtungen der einzelnen 
Städte, von denen die längste Berlin — Memel sich über 1 012 Kilo- 
meter erstreckt. Solcher Verbindungsanlagen zwischen den ver- 
schiedenen Städten und Bezirks-Fernsprecheinrichtungen gab es 794 
im Jahre 1897. 

Der gesammte Kostenaufwand für diese Einrichtungen belief 
sich bis 1895 auf 69 151 213 Mk.^) 

Die gesammten Kosten sind aus laufenden Mitteln, ohne Inan- 
spruchnahme des Anleihekredits, entnommen, wie denn auch fast 
alle Postbauten ebenso aus laufenden Mitteln hergestellt sind. 

Die gewaltige Entwicklung des Fernsprechwesens zwingt die 
Reichspostverwaltung im Interesse der Zuverlässigkeit und Voll- 
kommenheit des Fernsprechverkehrs den Doppelleitungsbetrieb ein- 
zuführen.^) UÄi das Behorchen der Gespräche zu beseitigen, müsse 
ein rein metallischer Schliessungskreis mit Hin- und Rückleitung 
unter Aufgabe des Erdschlusses gebildet werden. Ferner müssen 
die Femsprechleitungen gegen den Einfluss von Stockstromanlagen 
geschützt werden, die eine grosse Brandgefahr darstellen und auch 
die Sprechleitung induziren. Es müssten deshalb 185 056 Kilometer 
Leitung, die auf grössere Städte entfallen, in unterirdischen Kabeln 
mit Hin- und Rückleitungsdrähten vereinigt werden, während 
57879 Kilometer Leitung in kleineren Städten bis 300 Fernsprech- 
theilnehmern oberirdisch bleiben könnten. Die Gesammtkosten der 



1) 1. c. 1891/95 S. 44; 50 Jahre elektr. Telegrapbie S. 84. 

*) ibid. S. 48. 

») Eeichshaushaltsetat für 1899 AdI. XVI S. 65 (Denkscbr.). 
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Umwandlung sind auf 20 Millionen Mark veranschlagt, die auf etwa 
acht Jahre vertheilt werden sollen. 

Seit einer Reihe von Jahren waren im Verkehr lebhafte Be- 
schwerden darüber an die Oeffentlichkeit getreten, dass die Porto- 
sätze für Briefe zu hoch seien, namentlich, dass das Briefgewicht 
mit 15 Gramm für 10 Pfennig zu niedrig bemessen sei. Es wurde 
stets darauf hingewiesen, dass schon ein einfacher Bogen mit Um- 
schlag oft diese Gewichtsgrenze überschreite. Deshalb hat die Post- 
verwaltung im Februar 1898 einen Gesetzentwurf eingebracht,') 
nach welchem das Gewicht für einfache Briefe künftig 20 Gramm 
betragen solle. Die Mindereinnahme berechnete sie auf 2 V2 Millionen 
Mark jährlich. Als Gegenleistung forderte sie Ausdehnung des Post- 
zwangs auch auf Briefe innerhalb derselben Stadt. Begründet hat 
die Regierung ihr Vorgehen mit der Nothwendigkeit, hier eine Lücke 
zu schliessen, die das Postgesetz seiner Zeit offen gelassen. Im 
Reichstage fand der Vorschlag, auch Ortsbriefe dem Postzwange zu 
unterwerfen, nur theilweise Beifall, insbesondere wurde die Schwierig- 
keit erwogen, welche Abfindungen eventuell den bestehenden Pri- 
vatbriefbeförderungsanstalten zu zahlen und wie für die von den- 
selben beschäftigten Beamten zu sorgen sei. 

Da dieser Entwurf unerledigt blieb, hat die Regierung dem 
Reichstage von neuem einen Entwurf zur Aenderung des Brief- und 
Zeitungsportos vorgeschlagen.^) Das Porto für den frankirten ge- 
wöhnlichen Brief soll bis zu einem Gewicht von 20 Gramm 10 Pfg. 
betragen und der Geltungsbereich der Ortstaxe auf Nachbarorte 
durch den Reichskanzler ausgedehnt werden können, 

Die Zeitungsgebühr soll betragen: 

a) 10 Pfg. für jede Bezugszeit ohne Rücksicht auf deren Dauer; 

b) 15 Pfg. jährlich für das wöchentlich einmalige oder seltenere 
Erscheinen, sowie 15 Pfg. jährlich mehr füi* jede weitere 
Ausgabe in der Woche; 

c) 10 Pfg. jährlich für jedes Kilogramm des Jahresgewichts, 
mindestens 40 Pfg. jährlich für jede Zeitung. 

Der Postbeförderungszwang soll auch auf die innerhalb der 
Gemeindegrenzen des Abgangsortes bleibenden verschlossenen Briefe 
ausgedehnt werden. 

Privatbriefbeförderungsanstalten sollten nur mit Genehmigung 
des Reichskanzlers resp. in Bayern und Württemberg mit Geneh- 
migung der Zentrallandesbehörde betrieben werden. Die Budget- 
kommission hat dagegen beschlossen,^) dass Anstalten zur gewerbs- 

') Drucks, des Reichst. 1897/98 Nr. 128. 

2) Drucks, des Reichst. 1898/99 Nr. 116. 

3) ibid. Nr. 314. 



massigen Einsammlung, Beförderung oder Vertheilung von unver- 
schlossenen Briefen, Karten, Drucksachen und Waarenproben, die 
mit der Aufschrift bestimmter Empfänger versehen sind, vom 1. April 
1900 ab nicht betrieben werden dürfen. Die Entscheidung des Reichs- 
tags steht noch aus. 

Eine andere Klage über die zu hohen Gebühren im Fernsprech- 
verkehr kleiner Städte fand weniger Entgegenkommen. Es wird 
mit Recht von den Handelskammern und Gewerbetreibenden darüber 
geklagt, dass die Gebühren für Fernsprechanschlüsse in kleinen 
Städten eben so hoch seien, wie in grossen, obwohl sie dort bei 
weitem nicht denselben Vortheil gewährten. Es wurde immer wieder 
darauf vertröstet, man wolle die Herstellung von Gesprächszählern 
abwarten, dann werde unter Einführung einer niedrigen Grundtaxe 
das Mass der Aufwendungen sich nach dem Umfang der Benutzung 
richten. 

In der laufenden Session hat die Regierung sich auch zu einer 
Aenderung der bisherigen Fernsprechgebührenordnung bereit erklärt. 
Sie hat deshalb vorgeschlagen, künftig nicht mehr von allen Theil- 
nehmern gleichmässig ein Pauschqantum von 150 Mk. für einen An- 
schluss zu fordern, sondern eine Grundgebühr von 60 bis 100 Mk. 
je nach der Zahl der Theilnehmer und abgestufte Sprechgebühren 
für je 500 Gespräche bis zu 3000 Gesprächen und darüber hinaus- 
gehende Gesprächszahl zu erheben. 

Die Kommission hat aber eine Pauschgebühr je nach der Zahl 
der Theilnehmer auf 80 — 180 Mk. für jeden Anschluss festgesetzt^) 
und die Gesprächsgebühr beseitigt. Der einzelne Theilnehmer soll 
aber auch die Wahl haben, statt der Pauschgebühr eine Grundgebühi* 
und Sprechgebühren für mindestens 400 Gespräche jährlich zu 5 Pfg. 
zu zahlen. 

Eingeführt ist nur die Herabsetzung der Postanweisungsgebühren 
für Beträge bis zu 5 Mark, die 10 Pf. kosten. 

b) Reichsdruckerei. 

In Verbindung mit der Postverwaltung steht seit 1881 die 
Reichsdruckerei, deren Aufgabe vornehmlich ist die Her- 
stellung von Postwerthzeichen, Versicherungsmarken, Wechsel- 
stempelmarken, Werthzeichen zur Erhebung der statistischen Ge- 
bühr, Reichsstempelmarken für Werthpapiere und für den Waaren- 
verkehr, Reichsbanknoten, Reichskassenscheine, Staats- und Reichs- 
schuldverschreibungen und sonstige Werthpapiere. Daneben hat sie 
es sich zur Aufgabe gestellt, jeden Fortschritt in der Ausbildung 

1) ibid. Nr. 387. 
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der vervielfältigenden Künste sich nutzbar zu machen. Von den 
Veröffentlichungen dieser Art ist die umfangreichste das Werk: 
„Kupferstiche und Holzschnitte alter Meister in Nachbildungen". 
Die Reichsdruckerei ist am 1. April 1879 in den Besitz des Reiches 
aus preussischem Besitz für den Preis von 3 573000 Mk. überge- 
gangen und dann mit der v. Deckerschen Druckerei verschmolzen. 



c) Reichseisenbahnen. 

Werbendes Staatsvermögen besitzt das Deutsche Reich nur in 
geringem Umfange, und es besteht im wesentlichen aus den elsässisch- 
lothringischen Eisenbahnen, wie sie hier nachstehend aufgeführt sind 
und zugleich die Erwerbs- und Baukosten enthalten.^) (Stand am 
31. März 1898.) 

Mark 

1. Kaufpreis für die gemäss des Friedensyertrages erworbenen Eisen- 
bahnen in Elsass-Lothringen 260 000 000,00 

2. Kaufpreis für die Eisenbahn von Kolmar nach Münster 2160 000,00 

(1 108 800 Mk. Subventionen sind nicht mit eingerechnet.) 

3. Kosten der während des Krieges auf Anordnung der obersten Heeres- 
leitung vorge nommenen Wiederherstelluogsarbeiten 3069 601,87 

4. Für später ausgeführte Wiederherstellungsarbeiteu auf dem Bahnhofe 
Strassburg und den südlich Strassburgs gelegenen Bahnstrecken; für 
Erweiterung der Bahn-, Bahnhofs-, Werkstätten-Anlagen etc. . . . 44019 042,oo 

5. Einrichtungen infolge der Einführung des Bahnpolizeireglements . . 926 456,80 

6. Ausrüstung der Stationen auf den Bahnhöfen Saargemünd- Saarburg, 
Courcelles- Bolchen mit Mobilien und Unterhaltungs-Geräthschaften 54 367,88 

7. Betriebsfähige Herstellung der Strecke Metz-Amanweiler-franz. Grenze 1 116 917,91 

8. Beschaffung von Betriebsmitteln 82 065 519,71 

9. Für Herstellung der Eisenbahnen von Strassburg bis zur bayr. Grenze 
bei Lauterburg einschl. Lauterburger Hafenbahn 10 797 506,4 & 

10. Für Herstellung der Eisenbahn von Colmar bis Mitte Kheinbrücke bei 
Breisach 3 913 405,.ni_ 

(768 000 Mk. Subventionen hinzuzurechnen.) 

11. Für Herstellung der Eisenbahn von Eieding nach Remilly .... 15890048,8a 

12. „ „ „ „ „ Zabcrn — Wasselnhaim und von 

Barr nach Schlettstadt . . . 12 821903,8 

13. „ „ „ „ „ St. Ludwig — Mitte Kheinbrücke 

bei Hüningen 1 8.59 547,5 

14. „ „ „ „ „ Mutzig — Rothau 3 275 881,9t^ 

(ausschl. 1 597 647,88 Mk. Subv.) 

15. „ „ „ „ „ Steinburg — Buchsweiler . . . 1600 748,9^^ 

(dazu 1008142,66 Mk. Subv.) 

16. „ „ „ „ „ Müihausen — Mitte Bheinbrücke 

bei Eichwald 3 293 665,2 ^ 

17. „ „ „ „ „ Diedenhofen — Landesgrenze bei 

Sierck 8 534 169,$ ^ 

(dazu 2 280 Mk. Subv.) 

1) Bericht über die Verwaltung der Eisenbahnen in Elsass-Lothringen, 1897, Anlage I T* 
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18. Für Herstellmig der Eisenbahn von Teterchen — Saarbahn bei Bons Mark 

und Völklingen 6 393963.43 

19. „ „ „ „ „ Ghäteau- Saline nach Saaralben 8120 027,88 

(dazu 12 000 Mk. Suby.) 

20. „ „ V n n Dienze — Bensdorf und yon Kar- 

lingen — Hargarten .... 3712308,68 
(dazu 4 000 Mk. Suby.) 

21. „ w ?? j? »1 Teterchen — Diedenhofen. . . 4794 038,88 

(excl. 4836107,27 Mk. Subv.) 

22. „ „ „ Yerbindnngsbahn yon Lntterbach nach Mül- 

hansen, Kanalhafen 919 918,8 7 

23. Für den Ansban eines zweiten Geleises zwischen den Bahnhöfen Conr- 
celles — Teterchen, Teterchen — Hargarten, Hargarten — Wadgassen, 
Wadgassen — Bous, Wadgassen — Völklingen . 5477 331,15 

24. Für den Ansban eines zweiten Geleises zwischen den Bahnhöfen Saar- 
gemünd-Saaralben — Berthelmingen 3 231195,24 

2&. Kaufpreis der Eisenbahnen von SaargemÜnd — Saarburg, Conrcelles 
bis Teterchen, Chätean-Salins und Vic nach der Landesgrenze bei 

Chambrey 9 907 563,60 

(excl. 5 161 952 Mk. Subv.) 

26. Vergleichsweise Abfindung der französischen Ostbahn für Aufgabe 
ihrer Eigenthumsansprüche auf die ausserhalb der Bahnanlagen be- 
legenen, yon ihr mit erworbenen Grundstücke 100 000,00 

^7. Für Herstellung der Eisenbahn von Hagendiogen nach Gross-Moyeuvre 1 464 808,50 
(ausschl. 90 500 Mk. Subv.) 

28. Für Weiterführung der Eisenbahn Strassburg — Bothau — Saale 400 000,üo 

(979 795,4 7 Mk. Subv. kommen noch hinzu.) 

29. Für Herstellung der Eisenbahn von Buchsweiler nach Ingweiler . • 522 769,74 

(dazu 170 975 Mk. Subv.) 

30. Für Ausbau des zweiten Geleises der Strecke Diedenhofen — Teterchen 5 218 260,72 

31. Für Herstellung der Eisenbahn von Weilerthal nach Weiler . . . 540 826,35 

(dazu 208 000 Mk. Subv.) ' 

32. Für Herstellung der Eisenbahn von Markolsheim — Horburg, für den 

Ankauf und Vervollständigung der Bahn von Horburg nach Colmar 651 230,75 

(ausschl. 350 000 Mk. Subv.) 

33. Für Herstellung der Eisenbahn von Altkirch nach Pfirt 1606 046,oo 

(dazu 603 099,40 Mk. Subv.) 

34. Für Herstellung der Eisenbahn von Walburg — Wörth ...... 188823,96 

(dazu 537 000 Mk. Subv.) 

35. Für Herstellung der Eisenbahn von Saarburg — Alberschweiler mit 
Abzweigung von Hessen — Vallerysthal-Dreibrunnen 1108359,20 

(dazu 1 131 646 Mk. Subv.) 

36. Für Herstellung der Eisenbahn von Selz — - Merzweiler 2 714 242,53 

(dazu 1 566 225 Mk. Subv.) 

37. Für Herstellung der Eisenbahn von Eöschwoog — Hagenau ... 2 737 170,oo 

(dazu 972 659,75 Mk. Subv.) 

B8. Für den Ankauf der Pfalzburger Strassenbahn 297 752,99 

39. Für Herstellung der Eisenbahn Mommenheim — SaargemÜnd — Saar- 
alben .• 22 630156,80 

(dam 3 732 660 Mk. Subv.) 
Cohn, Finanzen des Deutschen Reichs. % 
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Mark 

40. Für WeiterfÜhruDg der Eisenbahn Golmar-Münster bis Metzeral . . 712 039,oo 

(dazu 258 445 Mk. Snby.) 

41. Für Erbauung einer zweiten Eisenbahnbrücke über die Mosel bei Longe- 

ville, sowie Verstärkung der vorhandenen Brücke u. Geleiseverlegungen 1 369 444,4i 

42. Für Herstellung der Eisenbahn von Eoschwoog — Mitte Eheinbrücke- 
Eoppenheim 3114860,60 

43. Für den Ausbau des zweiten Geleises Bensdorf — Saaralben — Ober- 
modem — Hagenau — Eoschwoog 12 761 760,18 

44. Für den Ausbau des zweiten Geleises Diedenhofen — Sierck — 
Landesgrenze 1553 607,77 

45. Die Kosten für Herstellung der Bahn von Buchsweiler nach Schweig- 
hausen (2160 573,03) 

(Diese Summe ist aus Landes- resp. Bezirksmitteln erstattet.) 

46. Für die Eisenbahn von Wingen über Meisenthal nach Münzthal . . 1 545 025.08 

47. Für den Erwerb der Algringer Erzbahn u. s. w 1 375 952,99 

aus Betriebsüberschüssen bezw. 250 000 Mk. verausgabt. 

Summa Mk. 559 252 317,66 

Von der Summe von 559 252 317,66 Mk. 

gehen ab: 

a) der von der preuss. Staatsregierung erstattete Antheil an 
den Baukosten für den gemeinschaftlichen Bahnhof Saar- 
gemünd mit . 733450,ooMk. 

b) der Erlös aus d. Verkauf von Grundflächen 
und Gebäuden infolge Verlegung des Bahn- 
hofs Strassburg 1 215 1 41,80 „ 

1948 591,80 Mk. 

Vom Eeiche sind mithin auf die im Betriebe befindlichen Eisen- 
bahnen in Elsass-Lotbringen verwendet 557 303 725,86 Mk. 

Zu Zwecken der vergleichenden Statistik ist von dieser Summe 
abzusetzen : 

a) der Betrag, um welchen der Kaufpreis für die im Friedens- 
vertrag vom 10./20. Mai 1871 erworbenen Eisenbahnen (Nr. 1) 
deren Herstellungskosten übersteigt . . 91 433428,19 Mk. 

b) der Betrag, um welchen der Kaufpreis 
für die Strecken Saarburg ~ Saargemünd, 
Courcelles — Teterchen, Chateau — Salins 
franz. Grenze (Nr. 25) die Herstellungs- 
kosten übersteigt 2 450 3 16,oo „ 

93 833744,19 Mk. 

und ergiebt sich hiemach das geringere Anlagekapital von . . • 463 419 981,67 „ 

Werden diesem Kapital die oben aufgeführten Subventionen 
im Gesaq^imtbetrage von 30 008018,oo „ 

und Differenzen von 8 294 318,oo „ 

zugesetzt, so berechnen sich die vollen Herstellungskosten auf . . 501722 318,36 Mk. 
Für die Wilhelm-Luxemburg-Eisenbahnen sind aus Eeichs- 

mitteln verwendet 6 717 065,99 „ 
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Das in den Reichs- und Wilhelm-Luxemburg-Eisenbahnen an- 
gelegte Kapital hat sich seither in folgender Weise verzinst:^) 
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Als gekürztes Anlagekapital ist dasjenige bezeichnet, welches 
sich nach Absetzung des an die französische Ostbahn zuviel gezahlten 
über den Herstellungspreis hinausgehenden Betrages ergiebt. 

Die Gesammtlänge der vorstehend aufgeführten Eisenbahnen in 
Elsass-Lothringen betrug am 31. März 1898 1611,07 Kilometer, von 
denen 27,98 schmalspurig waren. Unter den Hauptbahnen sind 
879,19 Kilometer zweigeleisig. 

Die Wilhelm-Luxemburg-Eisenbahnen hatten im gleichen Zeit- 
räume 174,03 Kilometer Länge, von denen 16,68 Kilometer zwei- 
geleisig sind. Die Gesammtlänge der von der elsass-lothringischen 
Verwaltung betriebenen Strecken der Wilhelm-Luxemburg-Eisen- 
bahn betrug bis 31. März 1898 206,07 Kilometer. 

Den Beginn mit der Herstellung eines Reichseisenbahn- 
wesens hat das Deutsche Reich gleich beim Friedensschlüsse mit 
Prankreich gemacht Das Reich übernahm die französischen Ost- 
bahnen mit sämmtlichem, unbeweglichem Zubehör, mit allen Ma- 
terialien, Brennstoffen, Vorräthen, Bahnhofsmobiliar, Werkzeugen 
in den Werkstätten etc., jedoch ohne Betriebsmaterial, für den Preis 
von 325 Millionen Franken. Zu ersten Ausrüstungen der Bahnen 
mit Betriebsmitteln wurden sofort bedeutende Kredite nöthig, die 
in den Jahren bis 1873 auch rasch bewilligt wurden. Seither wurde 
dann das Reichseisenbahnnetz weiter ausgebaut und hat den Um- 
fang, wie oben schon angegeben. 

Ln Interesse eines dauernden Festhaltens von Luxemburg am 
Deutschen Zollverein übernahm das Reich auch die Verwaltung der 
Wilhelm-Luxemburg-Eisenbahn durch Vertrag vom 11. Juni 1872 
unter gleichen Rechten und Pflichten, wie sie für die Ostbahn be- 

>) Bericht über die Verwaltung der Eisenbahnen von Elsass-Lothringen 1897 S. 75. 



- 116 — 

standen hatten. Bis Ende 1912 untersteht diese Bahn der Verwal- 
tung des Reiches. Die Einnahmen und Ausgaben werden getrennt 
ermittelt, wobei die 5 Prozent Zinsen des Werths der von Deutseh- 
land gelieferten Betriebsmittel und Verwendungen unter die Betriebs- 
ausgaben gerechnet werden. Die noch verbleibende Nettoeinnahme 
dient dazu, die Jahrespacht an die Besitzerin der Bahn zu zahlen — 
3 Millionen Franken — und die Amortisation der vom Reiche ge- 
machten Verwendungen bis zum Ablauf der Pachtzeit durchzu- 
führen.') 

2. Mfinzwesen. 

Eine weitere Einnahmequelle des Reiches büdet auch der Ge- 
winn aus dem Münzwesen. So ergab das Jahr 1897/98 aus dem 
Münzwesen einen Ueberschuss von 564930,75 Mk.^) 

An Reichsgoldmünzen sind bis Ende März 1898 ausgeprägt 
worden : ^) 

950624,7861 Pfund Feingold für Rechnung des Reichs 
1 415661,2625 « „ « « von Privaten 

zusammen 2 366 286,0486 „ „ darunter 14433,5233 Pfund 

Feingold aus 6 226015 Mk. nicht mehr umlaufsfähig gewesenen 
JReichsgoldmünzen. 

Das auf Reichsrechnung überwiesene Gold hatte einen An- 

schaffungswerth von 1 317 931 251,82 Mk. 

und einen Münzertrag (1395 Mk. auf 1 Pfd. fein) von 1326121576,91 „ 
so dass sich ohne Rücksicht auf die Prägekosten 

ein Bruttomünzgewinn ergab von .... 8190325,09 „ . 

Der Prägegebührenantheil des Reichs an dem für private Rech- 
nung geprägten Golde betrug bis Ende März 1898 353 915,35 Mk. 

Insgesammt wurden bis zu dem angegebenen Zeitpunkte aus- 
geprägt 3 272 092 260 Mk. Reichsgoldmünzen, davon 1 952940910 Mk. 
für Privatrechnung. 

An Reichssilbermünzen (5, 2, 1 Mk., 50 u. 20 Pf.-Stücken) 
sind bis Ende März 1898 zusammen 508 231 233,30 Mk. geprägt 
worden, von denen 13 606 245,20 Mk. wieder eingezogen sind, so dass 
494 624 988,10 Mk. bleiben. 

Zur Ausprägung dieser Mengen waren den Münzstätten an 
Landessilbermünzen und Barren aus solchen Münzen 5 024 084,3oo8Pfd. 



1) s. Wagner, Beichsfinanzwesen, in HoltzendorflTs Jahrb. 1874 S. 164. 

2) Uebersicht der Reichs- Ausgaben und -Einnahmen 1897/98 S. 424, Kap. 24 Tit. 2 der 
Kinnahme. 

») ibid S 530. 



— 117 — 

Feinsilber überwiesen worden, die bei einem Ausmünzungssoll von 

100 Mk. für das Pfund fein ergeben haben . . 502408 472,18 Mk. 

Der Anschaffungswerth des Silbers betrug ^ 454180 716,42 „ 

es ist somit ein Bruttomünzgewinn von . . . 



48 227 755,76 Mk. 



entstanden, der sich nach Abzug des Verlustes 
bei Umprägung von 438513,30 Mk. nicht mehr 
umlaufsfähigen Reichssilbermünzen und von 
13 Mill. Mark 20-Pfennigstüeken von zusammen 



163046,80 Mk. 



ermässigt auf 48064708,96 Mk. 

Der Bruttomünzgewinn bei Prägung der 

Niekelmünzen betrug bis Ende März 1898 . . 38 067 838,06 Mk. 

und aus der Prägung von Kupfermünzen ... 7 216 441,05 Mk. 

Hält man die Ergebnisse der Durchführung der Münzreform und 
der Erhaltung des Münzwesens zusammen, so ergiebt sich für das 
Reich ein Verlust. 

Die Münzreform hatte im wesentlichen bis März 1880 ihren Ab- 
schluss gefunden und nachstehende. Ergebnisse gebracht :0 
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Jahr 
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Zus. 


81 728 134,76 


96 670 748,07 


125 797 574,41 


— 


44 069 439,65 





Münzreform und Erhaltung des Münzwesens zusammen ergaben 
bis 31. März 1898 nachstehendes Resultat: 

A. Einnahmen.^) 
Stand am 31. März 1898. 

I. Bruttomünzgewinn aus der Prägung: 

a) von Reichsgoldmünzen 9806115,33 Mk. 

b) von Reichssilbermünzen 48 227 755,76 „ 

c) von Reichsnickelmünzen 38067 838,06 „ 

d) von Reichskupfermünzen .... 7 216 441,05 „ 

zusammen 103 318 150,20 Mk. 

«) Drucks, des Eeichst. 1881 Nr. 18. 

') Berechnet auf Grund des Aktenstückes Nr. 6 der Drucks, der Silberkommission 
und der Uebersichten über die Eeichs-Ausgaben und -Einnahmen. 
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II. Reichsantheil an den Prägegebühren 
für das auf Privatrechnung ausge- 
prägte Gold (1415 661,2625 Pfund fein 

III. Vergütung für das aus älteren Landes- 
silbermünzen ausgeschiedene Gold und 
Kupfer 

IV. Sonstige Einnahmen 

Summa der Einnahmen 



353 915,35 Mk. 



2 052 228,64 
426 773,30 



« 



106 151 067,49 Mk. 



98814717,28 Mk. 



4226179,13 Mk. 
103040896,41 Mk. 



B. Ausgaben. 

Die gesammten Ausgaben für Durchführung der 
Münzreform und die Erhaltung des Münz- 
wesens beliefen sich bis zum 31. März 1898 auf 132 294042,14 Mk. 

Von diesen Ausgaben kommen auf die beim Ver- 
kauf des Silbers erlittenen Verluste . . . 

Ferner auf die bei der Abschiebung von 
26 Millionen österreichischer Thaler an 
Oesterreich erlittenen Verluste^) 

so dass sich der Gesammtverlust beläuft auf 

Von diesem Verlust fällt auf die Abnutzung 
und die minderwerthige Ausprägung der ein- 
geschmolzenen Stück ein Betrag von . . . 

so dass der eigentliche Verkauf sverlust, der durch 
die Silberentwerthung in Verbindung mit den 
Kosten und Spesen der Silberveräusserung 
und der GoldbeschaflFung entstand, sich auf 

beläuft. 

C. Bilanz. 

Ausgaben . . , 

Einnahmen 

Ueberschuss der Ausgaben 



24399456,80 Mk. 



78641439,61 Mk. 



132 294042,14 Mk. 
106151067,49 „ 



26142 974,65 Mk. 



1) Reichsgesetzbl. 1892 S. 315; Drucks, des Beichst. 1890—1892 Nr. 503; s. auch 
Helfferich, Geschichte der deutschen Geldreform II. S. 378. 

Ablieferung österreichischer Thaler. 
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) 4 333 333V2 A- 


7434 030,65 
7 266 872,75 
7 072 918,47 


1232 636,3 5 
1399 794,25 
1593 748,53 


1,7155 
1,6770 
1,6322 


Zusammen . . 


26 000 000 JC 


21 773 821 87 


4 226179,13 


1,6749 
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3. Bankwesen. 

Ueber die Erträge aus dem Bankwesens. Anhang S. 202—205 , 
Kap. 5 der Einnahmen. Der Gewinnantheil des Reiches berechnete 
sich bis 1890 nach folgendem Grundsätze:^) Von dem sich ergeben- 
den Reingewinn der Reichsbank wurde zunächst den Antheilseignern 
eine ordentliche Dividende von 4Va Prozent des Grundkapitals be- 
rechnet, sodann von dem Mehrertrage eine Quote von 20 Prozent 
dem Reservefonds zugeschrieben, bis ein Viertel des Grundkapitals 
erreicht war. Der alsdann verbleibende Ueberrest wurde zur Hälfte 
an die Antheilseigner und zur Hälfte an die Reichskasse gezahlt, 
soweit die Gesammtdividende der Antheilseigner nicht 8 Prozent 
überstieg. Von dem weiter verbleibenden Reste erhielten die An- 
theilseigner ein Viertel, die Reichskasse drei Viertel. Soweit der 
Reingewinn nicht volle 4'/2 Prozent erreichte, war das Fehlende 
aus dem Reservefonds zu ergänzen. 

Von 1891 ab erhalten die Antheilseigner zunächst nur 3V2 Pro- 
zent des Grundkapitals. Der nach Dotirung des Reservefonds ver- 
bleibende Gewinnrest wird zur Hälfte an die Antheilseigner, zur 
Hälfte an die Reichskasse gezahlt, soweit die Gesammtdividende 
der Antheilseigner nicht sechs Prozent übersteigt. Von dem weiter 
verbleibenden Reste erhalten die Antheilseigner ein Viertel, die 
Reichskasse drei Viertel.^) Bleibt der Reingewinn unter 3V2 Prozent 
des Grundkapitals, so ist er bis zu dieser Höhe aus dem Reserve- 
fonds zu ergänzen. . 

Durch Gesetz vom 7. Juni 1899 ist das Bankgesetz geändert und 
der Antheil des Reichs am Reingewinn der Reichsbank erhöht.^) 

Aus dem beim Jahresabschlüsse sich ergebenden Reingewinn 
der Reichsbank wird vom 1. Januar 1901 ab 

1. zunächst den Antheilseignern eine ordentliche Dividende von 
3V2 Prozent des Grundkapitals berechnet, sodann 

2. von dem Mehrbetrage eine Quote von 20 Prozent dem Reserve- 
fonds zugeschrieben, so lange dieser nicht den Betrag von 
60 Millionen Mark erreicht hat; 

3. von dem weiter verbleibenden Reste soll den Antheilseignern 
ein Viertel, dem Reiche drei Viertel zufliessen. 

Erreicht der Reingewinn nicht volle 3V2 Prozent des Grund- 
kapitals, so ist das Fehlende aus dem Reservefonds zu ergänzen. 

Das Grundkapital, das von Anfang an aus 120 Millionen Mark 
besteht, wird auf 180 Millionen Mark erhöht, indem dreissig Tausend 

1) Bankges. § 24, Beichsgeseszbl. 1875 S. 183. 

2) Reichsgesetzbl. 1889 S. 201. 

3) Reichsgesetzbl. 1899^8. 311. 
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Antheile von je ein Tausend Mark bis 31. Dezember 1900 und die 
restlichen dreissig Tausend bis zum 31. Dezember 1905 zu begeben 
sind. 

Eine weitere Einnahme aus dem Bankwesen ergiebt sich gemäss 
§9 des Gesetzes über das Bankwesen aus der Noten st euer, deren 
Ertrag in dem Kapitel 5 der Einnahme mit einbegriffen ist. 

Der Ertrag dieser Steuer wird sich wohl für die nächste Zeit 
etwas mindern, da nach Art. 5 der Bankgesetznovelle das Reich 
eine Notensteuer erst erhält, wenn die Reichsbank mehr als 450 Mil- 
lionen Mark^) über die vorgeschriebene Deckung hinaus ausgiebt, 
während sie jetzt nur 293,4 Millionen Mark ausgeben darf. 

Nachstehend sei der Gewinn der Reichsbank in den letzten 
8 Jahren gegeben.^) 

Gewinn der Reichsbank in den Jahren 1891 bis 1898. 
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11989 871 


88 


10- 


7 656 000 


— 


0,38 


— 




4 342 403 


91 


1893. . . . 


17 584 397 


32 


14,65 


9 036 000 


— 


7,53 






8 538 297 


99 


1894. . . . 


11404426 


92 


0,50 


7 512 000 


— 


6,26 


— 


— 


3 903 320 


19 


1895 . . . . 


9 919 433 


96 


8,27 


7 056 000 




5,88 




— 


2 859 716 


98 


1896 . . . . 


17 409 232 


30 


14,51 


9 000 000 


— 


7,50 


— 


— 


8 406 924 


23 


1897 . . . . 


19 396 831 


90 


10,16 


9 504 000 




7,92 


— 


— 


9 897 623 


93 


1898 . . . . 


22 277 945 


87 


18,56 


10 212 000 




8,51 


— 


— 


12 058 459 


40 


Summe 


128 647 956 


35 


— 


69 036 000 


— 




9S7 090 


56 


58 608 290| 86 


Im Durchschnitt 


16 080 994 


54 


13,40 


8 629 500 


— 


7,19 




— 


7 326 036 


136 



1. Zölle. 

Art. 70 der Reichs Verfassung giebt die Grundlagen für die 
Einnahmen des Reichs (s. oben S. 3). 

Danach kommen in erster Reihe für die Deckung der Bedürfnisse 
des Reichs die Zölle und gemeinschaftlichen Verbrauchssteuern in 
Betracht. Das Reich als eine Zollgemeinschaft hat als solches das 
Erbe des vormaligen Zollvereins angetreten. Der Tarif vom 
17. Mai 1870, welcher am 1. Okt. 1870 ins Leben trat, war der erste, 
der vom Bundesrathe und dem Zollparlament berathen und in 



') ibid. S. 312. 

2) Drucks, des Reichst. 1898/99 Nr. 209 S. 2. 
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Gesetzesform nach dem Zollvereinsantrage vom 8. Juli 1867 und den 
Bestimmungen der Norddeutschen Verfassung publizirt worden war. 

Zweck dieses ersten, schon zum Theil bundesstaatlichen Tarifs 
war, den Eingang und den Verbrauch nothwendiger Lebensmittel 
zu erleichtern, den Eingang und den Verbrauch von Hilfsstoffen 
und Materialien für die Fabrikation und den Landbau zu fördern 
und schliesslich den Tarif zu vereinfachen. ^ 

Demgemäss wurden eine grosse Anzahl Halbfabrikate vom Ein- 
gangszoll theils befreit, theils im Zollsatz ermässigt, Getreide, 
Mühlenfabrikate, Thiere und Fleisch, wie überhaupt landwirthschaft- 
liche Produkte, vom Zoll ganz befreit. Erhöht wurde nur der Zoll 
auf rohen Kaffee, während die geplante Erhöhung des Petroleum- 
zolles abgelehnt wurde. Im Jahre 1873 wurde der Tarif weiter im frei- 
händlerischen Sinne geändert, die Eisenzölle ermässigt, schliesslich 
für den 1. Jan. 1877 ganz aufgehoben und der einzige Ausfuhrzoll 
auf Lumpen beseitigt.^) 

Erst durch den Zolltarif von 1879 wurde der Zolltarif vollkommen 
umgestaltet ^) und erhielt im Wesentlichen seinen schutzzöllnerischen 
Charakter, namentlich wurden die Getreidezölle und sonstige Agrar- 
zölle wieder eingeführt, neue Zölle auf Eisen und Eisenwaaren, 
Nutzholz, Petroleunj, Branntwein und Eier gelegt. Die Finanzzölle 
wurden beträchtlich erhöht, so dass das Gesammtergebniss eine be- 
deutende Vermehrung der eigenen Einnahmen des Reiches war. 
Indessen wurden davon direkt nur ein Theil, 130 Millionen Mark, 
dem Reich überlassen, da § 8 des Zollgesetzes bestimmte, dass die 
Erträge der Zölle und Tabaksteuer, die zusammen 130 Millionen 
Mark überstiegen, den Einzelstaaten zu überweisen seien (Francken- 
stein'sche Klausel). Die Einzelstaaten mussten also nach wie vor 
Matrikularbeiträge zahlen. Nur standen ihnen jetzt die Mittel dafür 
in den Ueberweisungen des Reichs theilweise oder ganz zur Ver- 
fügung, wenn die Ueberweisungen den Matrikularbeiträgen gleich- 
kamen, oder sie übertrafen.*) 

In den späteren Zollgesetzen von 1885 und 1887 fanden weitere 
Erhöhungen der Getreidezölle auf 3 resp. 5 Mk. pro 100 kg. statt; 
ferner wurden die Vieh-, Fleisch-, Holzzölle erhöht. Ueberhaupt 
hatten diese Gesetze einen agrarschutzzöllnerischen Charakter, den 
erst die Handelsverträge von 1892 wieder milderten, indem der 
Zollsatz für Getreide auf 3,50 Mk. ermässigt wurde. 



«) Verhandl. des Zollparlaments 1870, 6. Sitzung, S. 39. 

») V. Aufsess 1. c. S. 215. 

3) Es würde eine Darstellang der ganzen Zollgesetzgebung and Zollpolitik wohl 
hierher gehören, aber in den Grenzen, die sich diese Arbeit gesteckt hat, kann eine solche 
nicht gegeben werden. 

*) 8. Seite 167. 
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Nachstehend sei der Ertrag der drei wichtigsten Zölle aufgeführt: 





Getreide, 
Mchte, 


Hülsen- 
Malz 


Kaffee «) 


Petrolenm 


Jahr 


Betrag 
in 1000 JC 


o/o vom 

Gesammt- 

zoll- 

ertrage 


Betrag 

in 1000 •Ä 


o/o vom 

Gesammt- 

zoll- 

ertrage 


Betrag 
in 1000 Jt 


o/o vom 
Qesammt* 

soll- 
' ertrage 


1880. . . . 


14 555 


8,7 


37 716 


22,6 




• 


1881 ... . 


16 575 


8,6 


41708 


21,7 




• 


1882 


19 029 


9,4 


42873 


21,1 




• 


1883 


18825 


9,0 


45892 


21,» 




• 


1884. . . . 


23816 


10,8 


44 692 


20,2 




• 


1885 


30137 


12,5 


47 624 


19,7 


31014 


12,8 


1886 


30194 


12,2 


49 904 


20,1 


28 709 


11,6 


1887 


46479 


17,2 


41063 


15,2 


33978 


12,6 


1888 


57167 


19,7 


46 246 


15,» 


37 621 


13,0 


1889 . . . . 


98 740 


27,4 


45 348 


12,6 


42409 


11,8 


1890. . . . 


111440 


28,2 


47 310 


12,0 


44617 


11,8 


1891 . . . . 


107140 


27,2 


50 301 


12,8 


47314 


12,0 


1892 


103 668 


26,4 


48871 


12,4 


51748 


13,8 


1893 . . . . 


70 691 


19,8 


48896 


13,7 


53467 


15,0 


1894 


99 648 


25,5 


49 013 


12,6 


54107 


13,9 


1895. . . . 


108 951 


26,6 


49 028 


12,0 


56552 


13,8 


1896 


146 021 


31,5 


52 080 


11,2 


59 263 


12,8 


1897. . . . 


134 861 


28,4 


54507 


11.5 


63809 


13,4 


1898 


148170 


28,8 


61270 


11,» 


66192 


12,8 



Das Streben nach möglichst hohen Zollerträgen hatte auch ein 
eigenes Erzeugniss der Zollverwaltung herbeigeführt, die sogenannter 
„Zollkuriosa". Eines der ersten dieser war seiner Zeit die Verzollung vor 
Anchovis als feiner Blechwaaren, weil die Anchovis in Blechbüchse! 
eingeführt wurden. Eine andere Art der Zollbehandlung war die vor 
eichenen Fassdauben. Diese wurden mit dem niedrigeren Zollsatze be- 
legt, weil das ausdrücklich im Zolltarife vorgeschrieben war, für Boden- 
theile dagegen wurde ein höherer Zoll verlangt, weil sie angeblicl 
nicht unter die Dauben zu rechnen seien. Hier hat es erst jahre- 
langer Kämpfe im Reichstage bedurft, um die Verwaltung von dei 
ärgerlichen Art der Verzollung abzubringen. 



Von 1871—1879 brachte Kaffee folgenden Ertrag: 



Betraff 
in l(m M 

1871 30 212 

1872 32494 

1873 34427 

1874 31 540 

1875 35 300 



o/o vom 
GeBammtKollertrage 

31,5 

26,5 

25,6 

27,4 

29,2 



Betrag^ % vom 

in 1000 o^ Gesammtzollertrage 



1876 37 282 

1877 33570 

1878 34820 

1879 40 846 



30,8 

31,4 

31,2 
27,7 



— 123 — 

Eine ernstere Art von Schwierigkeiten ergab die oft plötzliche 
Aenderung in der Tarifirung und die auf Grund solcher Aenderungen 
erhobene Nachforderung von Zöllen. Die Importeure hatten die 
Waaren meist schon zu dem auf Grund des niedrigeren Zollsatzes 
berechneten Preise verkauft und wurden dann mit Nachforderungen 
überrascht, die sie naturgemäss von ihren Abnehmern nicht wieder 
einziehen konnten» 

Wieder eine dritte Art von Schwierigkeit boten die gemischten 
Transitläger. Auch in der Zollbehandlung der hier niedergelegten 
und von dort wieder ausgeführten Waaren kam es zu erheblichen 
Streitigkeiten zwischen den Interessenten und den Zollbehörden. 
Das Ergebniss aller dieser, hier nur ganz dürftig zu skizzirenden 
Massregeln war das immer stärker werdende Verlangen nach Ein- 
führung eines Rechtswegs für Entscheidung streitiger Zollsachen. 

Nach langem Widerstände wurde zwar nicht der Rechtsweg 
zugelassen, aber wenigstens ein Zustand geschaffen, der der Geschäfts- 
welt einige Sicherheit bietet. 

Durch Beschluss des Bundesraths ist angeordnet worden, dass 
vom 1. April 1898 ab amtliche Auskunft in Zolltarif angelegenheiten 
ertheilt wird, und zwar sollen die Direktivbehörden sowohl über 
die Zolltarifirung, als über die in Betracht kommenden Tarabestim- 
mungen und Tarasätze eine Antwort gegeben werden. 

Der Anfragende hat anzugeben: 

a) ob er die gleiche Anfrage bereits an eine andere Direktiv- 
behörde gerichtet und welche Auskunft er dabei erhalten 
habe; 

b) ob und über welche Zollstelle die Waare bereits von ihm 
oder seines Wissens von anderen eingeführt worden sei und 
welcher Zollbehandlung sie dabei unterlegen habe; 

c) bei welcher Zollstelle des Direktivbezirks er die Schluss- 
abfertigung der Waare beantragen wolle. 

Der Fragesteller hat über die Beschaffenheit und den Ursprung 
der Waare die von der Direktivbehörde etwa geforderten Angaben 
wahrheitsgetreu zu machen und ihr so viel Waarenproben zur Ver- 
fügung zu stellen, dass die erforderlichen technischen Untersuchungen 
ausgeführt werden können, ausserdem eine Waarenprobe bei der 
Direktivbehörde verbleiben, eine zweite nach erfolgter Identifizirung 
dem Fragesteller zurückgegeben und eine, ebenfalls amtlich identifizii'te 
dritte Probe derjenigen Zollstelle überwiesen werden kann, bei 
welcher die Schlussabfertigung erfolgen soll. Ist die Vorlegung von 
Proben nicht möglich, so sind der Anfrage entweder Abbildungen 
oder eine so genaue Beschreibung beizufügen, dass die verlangte 

«} Centralbl. des Deutschen Eeiches 1898 S. 84, Bekanntm. v. 3. Febr. 1898. 
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Auskunft ertheilt werden kann und auch ohne die Waare verständ- 
lieh bleibt. Ist weder die Vorlegung von Proben, noch eine aus- 
reichend deutliche und anschauliche Beschreibung der Waare möglich, 
so ist die Auskunft abzulehnen. 

Die Direktivbehörde kann von der Vorlegung von Proben ab- 
sehen, soweit sie diese für entbehrlich erachtet. 

Eine Beschwerde über die Auskunft steht dem Fragesteller nicht 
zu, dagegen bleibt demselben eine Beschwerde gegen eine auf Grund 
der Auskunft erfolgte Waarenabfertigung unbenommen. 

Die Kosten der Untersuchungen und des etwa erforderlichen 
Transports fallen dem Fragesteller zur Last. 

Eine Mittheilung über die ertheilte Auskunft ist, soweit thunlich 
unter Beifügung einer identifizirten Waarenprobe der Zollstelle des 
Direktivbezirks, bei welcher die Schlussabfertigung erfolgen soll, zu 
machen. Den anderen Zollstellen ebenfalls Kenntniss zu geben, 
bleibt dem Ermessen der Direktivstelle überlassen. 

Die der Ertheilung der Auskunft zu Grunde liegende Entschei- 
dung ist für die der Direktivbehörde unterstellten Zollbehörden 
massgebend. 

Wird nach Ertheilung der Auskunft die derselben zu Grunde 
liegende Entscheidung von der Direktivbehörde selbst oder von der 
obersten Landesfinanzbehörde oder vom Bundesrathe dahin abge- 
ändert, dass die Waare einem höheren Zollsatz unterliegt oder dass 
ein geringerer Taraabzug einzutreten hat, so ist von der Nach- 
erhebung der Zolldifferenz für diejenigen Waarensendungen des 
Fragestellers abzusehen, welche vor Bekanntgabe der Aenderung 
an die Abfertigungsstelle in Gemässheit der ertheilten Auskunft zur 
Schlussabfertigung gelangt sind. Hat jedoch der Fragesteller wider 
besseres Wissen die oben erforderten Angaben unterlassen oder 
unrichtig gemacht, so ist die Differenz, soweit nicht Verjährung ein- 
getreten ist, einzuziehen. 

Die obersten Landesfinanzbehörden sind ermächtigt, die der 
Auskunft zu Grunde liegende Entscheidung nach ihrer Abänderung 
auf die vom Fragesteller auf Grund der Auskunft eihgeführten 
Waaren noch 3 Monate weiter anwenden zu lassen, wenn der Frage- 
steller nachweist, dass die Einfuhr infolge von Verträgen statt- 
gefunden hat, welche er vor Bekanntgabe der Aenderung an die 
Abfertigungsstelle in gutem Glauben abgeschlossen hat. Diese Be- 
stimmungen finden keine Anwendung, wenn die ursprüngliche Ent- 
scheidung durch Aenderungen der Gesetzgebung oder des amtlichen 
Waarenverzeichnisses oder anderer öffentlich bekannt gemachter 
Ausführungsvorschriften ihre Giltigkeit verloren hat. 

Von jeder Aenderung in der der Auskunft zu Grunde liegenden 
Entscheidung, sofern sie nicht auf Aenderungen der Gesetzgebung 
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oder des amtlichen Waarenverzeichnisses oder anderer öffentlich 
bekannt gemachter Ausführungsvorschriften beruht, ist dem Frage- 
steller innerhalb eines Jahres von der Ertheilung der Auskunft ab 
von Amtswegen, später nur auf Anfrage Mittheilung zu machen. 

Die Reichsbevollmächtigten (ür Zölle und Steuern haben von 
den ertheilten Auskünften fortlaufend Kenntniss zu nehmen und von 
denselben mit thunlichster Beschleunigung dem Reichsschatzamt in 
möglichst abgekürzter (tabellarischer) Form Mittheilung zu machen. 
Fälle, die so einfach liegen, dass Meinungsverschiedenheiten aus- 
geschlossen erscheinen, können ausgenommen werden. Das Reichs- 
schatzamt hat dafür Sorge zu tragen, dass Verschiedenheiten in den 
von mehreren Direktivbehörden über dieselbe Waare ertheilten Aus- 
künften mit grösster Beschleunigung durch Vermittlung der be- 
theiligten obersten Landesfinanzbehörden oder des Bundesraths be- 
seitigt werden. 

5. Die Yerbrauchssteuern. 

a) Tabacjtsteuer. 

Bis zum 1. April 1880 wurde der Taback auf Grund des Gesetzes 
vom 26. Mai 1868 als Flächen st euer erhoben, d. h. die Steuer be- 
trug 60 Pf. für eine preussische Quadratruthe oder 85 Quadratmeter 
mit Tabak bebauter Fläche. Die Erträge waren indessen sehr 
gering, und durch Gesetz vom 16. Juli 1879^) wurde bestimmt, dass 
für je 100 kg inländischen Tabacks in fermentirtem oder getrocknetem, 
fabrikationsreifen Zustande folgende Steuersätze gelten sollten: für 
das Jahr 1880 20 Mk., 1881 30 Mk., 1882 und folgende Jahre 45 Mk. 

Gleichzeitig wurden auch die Eingangszölle wesentlich erhöht '^) 
und zwar betrug der Zoll für 100 kg Tabackblätter, unbearbeitete 
und Stengel und für Tabacksaucen 85 Mk., für 100 kg fabrizirten 
Taback, für Zigarren und Zigarretten 270 Mk., für andere Tabaek- 
fabrikate 180 Mk. 

Verbrauchssteuer und Eingangszölle vom Taback betrugen in 
1000 Mk.:^) 



1871/72 


14 204,6 


1880/81 


21 724,8 


1889/90 


53 330,3 


1872/73 


21 448,0 


1881/82 


36 699,1 


1890/91 


55 270,2 


1873/74 


11 489,9 


1882/83 


32 784,6 


1891/92 


54 851,1 


1874/75 


13 104,7 


1883/84 


37 293,2 


1892/93 


56 665,3 


1875/76 


14 019,9 


1884/85 


43 253,7 


1893/94 


56 413,8 


1876/77 


14 623,7 


1885/86 


44 910,8 


1894/95 


58 039,6 


1877/78 


20848,7 


1886/87 


48 085,0 


1895/96 


60 534,6 


1878/79 


26 602,6 


1887/88 


48 147,8 


1896/97 


63 833,9 


1879/80 


9 251,2 


1888/89 


49 732,0 

• 


1897/98 


64 987,1 



») Eeichsgesetzbl. 1879 S. 245. ») y. Aufsess 1. c. S. 279. 

3) Statist. Jahrbuch des Deutschen Reichs, verschiedene Jahrgänge. 
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Die Steuererträge vom Taback, als einem sehr geeigneten Objekte 
der Aufwandbesteuerung, wurden wiederholt zu erhöhen versucht, 
so 1882 durch ein Tabackmonopol, 1893 und 1894 durch eine 
Taback fabrikatsteuer.') Die Versuche scheiterten aber an dem 
Widerstände des Reichstags. 

b) Zuckersteuer. 

Die Zuckersteuer ist von allen Steuern diejenige, die im 
Laufe der hier behandelten Finanzperiode die meiste gesetzgeberische 
Arbeit erfordert hat, ohne dass es indessen bis jetzt geglückt wäre, 
sie zur Zufriedenheit der Betheiligten zu gestalten. 

Die Form, in welcher die Steuer zuerst durch das Reich erhoben 
wurde, war die Rohmaterialsteuer, die Rübensteuer. In der An- 
nahme, dass 12'/a Zentner zur Herstellung eines Zentners Zucker 
genügen, wurde pro Zentner Rüben 0,80 Mk. erhoben, also sollte 
für einen Zentner Zucker die Steuer 10 Mk. betragen. Thatsächlich 
brauchten aber die Fabriken nicht I2V2, sondern nur zwischen 
8 V2 — 9 '/a Zentner, so dass die thatsächlich für einen Zentner Zucker 
gezahlte Steuer in Wirklichkeit niedriger war, als die im Gesetz 
normirte. Andrerseits wurden, da Zucker ein internationaler Handels- 
artikel geworden war, Ausfuhrvergütungen gewährt und zwar für 
Rohzucker von mindestens 88 Prozent Polarisation 9,40 Mk. für den 
Zentner.'*) Hierbei wurde die Ausfuhrvergütung so bemessen, als ob 
in jedem Zentner Zucker irV'4 Zentner Rüben verarbeitet seien. 
Da nun thatsächlich immer weniger Rüben zu einem Zentner Zucker 
gebraucht wurden, so überstieg die Ausfuhrvergütung die gezahlte 
Steuer bei weitem und brachte sie schliesslich ganz zum Verfall. 

Durch Gesetz vom 1. Juni 1886®) wurde die Rübenzuckersteuer 
für 100 kg rohe Rüben um 10 Pfennig, auf 1,70 Mk. erhöht, während 
die Ausfuhrvergütung für Rohzucker von mindestens 90 Prozent 
Polarisation vom 1. Aug. 1886 bis 30. Sept. 1887 auf 18 Mk. füi- 
100 kg und vom 1. Okt. 1887 ab auf 17,25 Mk. herabgesetzt wurde. 
Trotzdem ging der Ertrag der Materialsteuer 1888/89 bis auf 
8,88 Millionen Mark herunter, weil man bei allen Versuchen, Abhülfe 
zu schaffen, die Ausfuhrvergütung nicht beseitigte. Infolgedessen 
wurde der Export immer stärker und der Gewinn der Fabriken an 
der Exportprämie immer grösser. 

Vom 1. Aug. 1888 ab wurde neben der Materialsteuer eine 
Fabrikatsteuer erhoben.*) Die Materialsteuer wurde auf 0,80 Mk. für 
den Doppelzentner roher Rüben und auf 12 Mk. für den Doppelzentner 

«) Drucks, d. Reichst. 1882 Nr. 7, 1893/94 Nr. 53, 1894/95 Nr. 116. 
«) Bundesgesetzbl. 1869 S. 283. 3) Beichsgesetzbl. 1886 S. 181. 

*) Reichsgesetzbl. 1887 S. 308 ff.; 9. die Einzelheiten bei Schönberg, Handbuch 
der politischen Oekonoraie III, 1, 4. Aufl. Art. Zuckersteuer S. 678; v. Aufsess Lc. S. 270. 



•j.M, 
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Zucker als Verbrauchsabgabe festgesetzt. Gleichzeitig wurde auch 
die Ausfuhrvergütung um mehr als die Hälfte, auf 8,50 Mk. für 
den Doppelzentner Rohzucker von mindestens 90 Prozent 'Zucker- 
gehalt, ermässigt. Da die Zuckersteuer immer ungünstigere Resultate 
ergab — die Prämie berechnete sich 1888/89 für Rohzucker auf etwa 
2,27 Mk., für Kochzucker auf 3,73 Mk. und für gemahlenen Zucker 
auf 3,08 Mk. für je 100 kg — so wurde durch Gesetz vom 31. Mai 1891 
mit Giltigkeit vom 1. Aug. 1892 ab die Materialsteuer gänzlich auf- 
gehoben. Die Fabrikatsteuer wurde auf 18 Mk. für 100 kg, der Zoll 
auf 36 Mk. und die Ausfuhrvergütung unter dem Namen Ausfuhr- 
zuschüsse für eine Uebergangsperiode vom 1. Aug. 1892 bis 1895 auf 
1,25 Mk. für 100 kg der Klasse a (Rohzucker), 2 Mk. für 100 kg 
der Klasse b (Kandis und weisse, harte Brote), 1,65 Mk. für 1(X) kg 
der Klasse c (für sonstigen Zucker in Mehl, Krümelform) und vom 
1. Aug. 1895 bis 31. Juli 1897 auf 1,00, 1,75, und 1,40 Mk. fest- 
gesetzt. Diese Sätze traten aber nicht in Kraft, sondern durch 
Nothgesetz vom 3. Juni 1895 wurden die ersteren Sätze zunächst 
bis 31. Juli 1897 ausgedehnt, jedoch sollte der Bundesrath die Zu- 
schüsse aufheben dürfen, sobald in anderen Ländern die Prämien 
beseitigt würden. 

Am 1. Aug. 1896 erhielt indessen bereits das jetzige Gesetz 
Giltigkeit, wonach erhoben werden: 

1. a) von dem in den freien Verkehr gebrachten Zucker 20 Mk. 

pro 1(X) kg; b) von dem in einer Fabrik zur Abfertigung 
gelangenden Zucker für die innerhalb eines Betriebsjahrs 
abgefertigten Mengen bis zu 4 Millionen Kilogramm ein- 
schliesslich 10 Pfennig für je 100 kg, und für jede weitere 
Million noch 2V2 Pfennig mehr von je 100 kg Rohzucker; 
c) von derjenigen Menge, welche die für die einzelne Fabrik 
festgesetzte Menge, das sogenannte Kontingent, überschreitet, 
ein, weiterer Zuschlag in Höhe des Ausfuhrzuschusses für 
Rohzucker (2,50 Mk. für 100 kg.)^) 

2. von dem über die Zollgrenze eingehenden festen oder flüssigen 
Zucker 40 Mk. für 100 kg; 

3. bei der Ausfuhr oder der Niederlegung in eine steuerfreie 
Niederlage wird ein Ausfuhrzuschuss gewährt; derselbe be- 
trägt für je 100 kg: 

a) für Rohzucker 2,50 Mk. ; b) für Kandis und Zucker in weissen 
harten Broten S^S^^Di. ; c) für alle übrigen Zucker 3 Mk. 

Die Gesammtsijii^^BEller Kontingente ist auf 1 700 Millionen 
Kilogranmi festi 




1) Beichs^i^^pr 1896 S. 109, § ßo des Ges.; über das Verfahren bei der Kontin* 
SCBtimng, ^H^76 des Ges. 
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Wiederholte Versuche einer internationalenJRegelung und Ab- 
schaffung der Ausfuhi'vergütungen sind gescheitert, so auch die 
Konferenz in Brüssel, die im Juni 1898 zusammengetreten war. 

c) Salzsteuer. 

Die Salzsteuer beträgt 12 Mk. von 100 kg und ebenso hoch 
ist der Zoll bis 1879 gewesen. Vom 1. Nov. dieses Jahres an wurde 
er auf 12,80 Mk. für 100 kg erhöht für solches Salz, das zu Lande 
in das Zollgebiet hereinkommt. 

d) Brausteuer. 

Die Brausteuer ist nicht für das ganze Reich einheitlich. 
Sie ist zwar Reichssache, aber in Bayern, Wih'ttemberg, Baden und 
Elsass-Lothringen der Landesgesetzgebung noch vorbehalten. Die 
Brausteuer ist eine Besteuerung des Rohstoffs und zwar beträgt der 
Steuersatz im Reichssteuergebiet für 100 kg Getreide (Malz, Schrot) 
Reis, grüne Stärke 4 Mk. ; für Stärke, Dextrin, Syrup 6 Mk. ; Zucker 
und andere Malzsurrogate 8 Mk.') Für den Uebergang von Bier aus 
den erwähnten Staaten in das Reichssteuergebiet muss eine Ueber- 
gangsabgabe gezahlt werden, und zwar 2 Mk. für einen Hektoliter. 
Für die Ausfuhr darf seitens Bayerns und der anderen Staaten mit 
Reservatrecht eine Vergütung gewährt werden, die über den heimischen 
Steuersatz nicht hinausgeht. Im Reichssteuergebiete beträgt die Ver- 
gütung 1 Mk. oder 80 Pfennige für das Hektoliter, je nachdem 
25 oder 20 kg Malzschrot zu einem Hektoliter Bier verbraut sind.^) 

Wiederholte Versuche zu einer Erhöhung der Brausteuer, so 
zuletzt im Jahre 1892,^) sind vom Reichstage stets zurückgewiesen 
worden. 

e) Branntweinsteuer. 

Die Steuergesetzgebung für Branntwein ist im Deutschen Reich 
erst durch das Gesetz vom 24. Juni 1887 eine einheitliche geworden. 
Bis dahin bestanden neben einander ein Reichssteuergebiet, zu dem 
seit 1873 auch Elsass-Lothringen gehörte, und die besonderen Steuer- 
gebiete Bayerns, Württembergs und Badens. 

Im Reichssteuergebiet wurde die Form der Maischbütten- 
und der Materialsteuer auf den Branntwein angewandt.*) Die 
Maischbottichsteuer wurde nach dem Rauminhalte der bei der 
Fabrikation aus Getreide oder anderen mehligen Stoffen zur Ein- 
maischung oder Gährung der Maische benutzten Gefässe berechnet, 
die Materialsteuer nach der Menge der bei der Bereitung des Brannt- 
weins aus nicht mehligen Stoffen verwendeten Materialien erhoben. 



*) üeber das Weitere s. Art. Biersteuer im Handw. der Staats Wissenschaft II S. 561. 
2) Reichsgesetzbl. 1897 S. 598. ^) Drucks, des Reichst. 1892/93 Nr. 51. 

*) von Aufsess, Zölle und Steuern des Deutschen Reichs, Hirth, Ann. 1880 S.719. 
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Als Normalsteuer sollte für das preussische Quart oder 1,145 Liter 
zu 50 Prozent Alkoholstärke l^ie Silbergroschen bezahlt werdend) 

Danach wurde erhoben für je 22,9 Liter Maischraum der Bot- 
tiche und für jede Einmaischung 30 Pfennige. Die sogenannten 
landwirthschaft liehen Brennereien, welche nur vom 1. Nov. 
bis 16. Mai im Betriebe waren, in dem vorangegangenen Sommer- 
halbjahr ganz geruht haben und pro Tag nicht mehr als 1030,5 Liter 
Bottichraum bemaischten^ zahlten für den gleichen Raum 5 Pfennige 
weniger. 

Die Branntweinmaterialsteuer ^) wurde entrichtet von einge- 
stampften Weintrebern, Kernobst, Trebern von Kernobst und Beeren- 
früchten für je 68,7 Liter mit 40 Pfennigen, von Trauben- oder 
Obstwein, Weinhefe und Steinobst 80 Pfennige für denselben Raum, 
für ein Oxhoft Zuckerwasser 1,50 Mk., vom Eimer eingestampfter 
Wachholderbeeren 80 Pfennige. Für Runkelrüben und andere Rüben, 
sowie Melasse waren 30 Pfennige Steuer für 22,9 Liter Maischbottich- 
raum zu entrichten. Die Ausfuhrvergütung war auf 8,58 Mk. pro 
Hektoliter Branntwein zu 50 Prozent angesetzt.^) Dieselbe Rück- 
zahlung fand auch bei Verwendung des Branntweins für gewerb- 
hche Zwecke statt, wenn die Denaturirung unter Steueraufsicht vor- 
genommen oder sonst der Branntwein unter Steuerkontrolle ver- 
wendet war. 

In Bayern wurde derselbe Steuersatz 1880 eingeführt (1,31 Mk. 
pro Hektoliter), ebenso wurde Materialsteuer für Treber, Obst er- 
hoben, ausserdem auch für Melasse 1,31 Mk. und für Rüben 0,90 Mk. 
pro Hektoliter. Die landwirthschaftlichen Brennereien mit Betrieb 
vom 11. Okt. bis 31. Mai und 10 V2 Hektoliter Tageseinmaischung 
zahlten nur Ve der Steuer. Die kleinen Brennereien hatten Steuer- 
abfindung, wenn sie nicht mehr als 50 Hektoliter Kernobst und 
Beerenfrüchte und als 25 Hektoliter an Steinobst, Wein und Wein- 
trebern im Betriebsjahre verwendeten. Neben diesen Besteuerungs- 
formen wurde 1880 auch eine Fabrikatsteuer von 13,10 Mk. für den 
Hektoliter Alkohol zu 50 Prozent zugelassen, wenn für sie der Sie- 
mens'sche Kontrollapparat verwendet wurde. Hierbei wurden 5 Pro- 
zent als Schwund in Abzug gebracht. 

In Württemberg bestand eine Malzsteuer, hauptsächlich aber 
eine Lizenzabgabe von 2 — 400 Mk. vom Klein verkauf, Baden hatte 
eine Pauschalirungssteuer nach dem Blaseninhalt. 

Die Regierung versuchte es 1886 mit einem Monopol,*) höhere 
Erträge aus dem Branntwein zu schaffen, wurde aber damit abge- 

t) Bundesgesetzbl. 1868 S. 384 ff. 

») Conrad, Jahrb. N. F. XV., 1887 S. 2 und Schubert im Finanzarchi? XIV 
(1897) S. 599. 

3) Reichsgesetzbl. 1877 S. 11. *) Drucks, des Reichst. 1885/86 Nr. 294. 

Cohn, Finanzen des Deutschen Reichs. 9 
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wiesen, ebenso mit dem Versuche, eine reine Fabrikatsteuer von 
1,20 Mk. für das Liter reinen Alkohols*) einzuführen. 

Das neue Branntweinsteuergesetz vom Jahre 1887 erhielt Giltig- 
keit für das ganze Reichsgebiet, nachdem die süddeutschen Staaten 
auf ihr Reservatrecht verzichtet hatten.^) 

Nach dem Gesetze von 1887 zusammen mit der Novelle vom 
16. Juni 1895 giebt es drei Arten von Brennereien: 

1. Landwirthschaftliche Brennereien. Als solche gelten 
jetzt diejenigen Brennereien, die während des ganzen Betriebsjahres 
ausschliesslich Getreide oder Kartoffeln verarbeiten, wenn aus ihrem 
Betrieb die sämmtlichen Rückstände in einer oder mehreren den 
Eigenthümern oder Besitzern der Brennerei gehörenden oder von 
denselben betriebenen Wirthschaften verfüttert werden und der er- 
zeugte Dünger vollständig auf dem den Eigenthümern oder Besitzern 
der Brennerei gehörigen oder von denselben bewirthschafteten Grund 
und Boden verwendet wird. Nach näherer Bestimmung des Bundes- 
raths kann der Brennereibetrieb als landwirthschaftlicher auch dann 
behandelt werden, wenn eine vorübergehende Veräusserung von 
Schlempe oder Dünger stattfindet, oder wenn neben Kartoffeln und 
Getreide im Zwischenbetriebe selbst gewonnene nicht mehlige Stoffe 
allein verwendet werden. 

Für die landwirthschaftlichen Brennereien gelten noch besondere 
Unterscheidungen, je nachdem sie dickmaischen, Hefe bereiten oder 
gemischt betrieben werden, oder je nachdem sie Kartoffeln oder Ge- 
treide verarbeiten. 

2. Materialbrennereien.^) Als solche gelten diejenigen 
Brennereien, die während des ganzen Betriebsjahres lediglich nicht 
mehlige Stoffe, mit Ausnahme von Melasse, Rüben und Rübensaft 
verarbeiten. 

3. Gewerbliche Brennereien.*) Es gehören dazu alle 
Brennereien, welche weder zu den landwirthschaftlichen, noch zu 
den Materialbrennereien gehören. Ausserdem gehören noch dazu: 

a) diejenigen Brennereien, welche ausschliesslich mehlige Stoffe 
verarbeiten, aber die sonstigen für den Charakter der land- 
wirthschaftlichen Brennereien gegebenen Bedingungen nicht 
erfüllen; 

b) diejenigen Brennereien, welche zeitweise mehlige, zeitweise 
nicht mehlige Stoffe verarbeiten, soweit es sich nicht um 



«) Drucks, des Keichst. 1885/86 Nr. 294. 

*) S. Art. Branntweinsteuer im Handwörterb. der Staatsw. II. 726, Finanzarchiv 
XIV (1897) S. 567 flf.; hier sind die einzelnen Stadien in der Behandlung der verschiedenen 
Arten von Brennereien zu finden. 

3)^) Finanzarchiv XIV S. 57L 
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einen landwirthschaftlichen Zwischenbetrieb mit selbstge- 
wonnenen nicht mehligen Stoffen handelt; 
c) diejenigen Brennereien, welche Mischungen aus mehligen 
und nicht mehligen Stoffen oder beide Stoffarten nebenein- 
ander verarbeiten. 
Die Hauptabgabe vom Branntwein ist die Verbrauchs- 
abgabe. Sie beträgt von einer Gesammtjahresmenge Branntwein, 
welche 4,5 Liter reinen Alkohols auf den Köpf der bei der jedes- 
maligen letzten Volkszählung ermittelten Bevölkerung der Brannt- 
weinsteuergemeinschaft gleichkommt, 0,50 Mk. für das Liter reinen 
Alkohols, von der darüber hinaus hergestellten Menge 0,70 Mk. für 
das Liter reinen Alkohols (§ 1 Abs. 2 des Ges. vom 24. Juni 1887; 
16. Juni 1895).0 

In den 1887 der Branntweinsteuergemeinschaft neu beitretenden 
Staaten ist die Gesammtjahresmenge Branntwein, welche zu dem nie- 
drigeren Abgabensatze hergestellt werden darf, auf 3 Liter reinen Al- 
kohols für den Kopf der bei der jedesmahgen letzten Volkszählung 
ermittelten Bevölkerung bemessen. 

Eigenthümlich ist aber die Art, wie das Gesammtkontingent 
berechnet wird. Nach dem Wortlaut des Gesetzes müsste für die 
alte vor dem 1. Okt. 1887 bestandene Branntweinsteuergemeinschaft 
die Bevölkerungszahl festgesetzt und das Kontingent als das Produkt 
dieser Ziffer mit 4,5 festgestellt werden. Es wird vielmehr die Be- 
völkerungszahl der neuen, durch Eintritt der süddeutschen Staaten 
vergrösserten Steuergemeinschaft mit 4,5 multiplizirt, das Kontingent 
der süddeutschen Staaten — die entsprechende Bevölkerungszahl 
mit 3 multiplizirt — von dem Gesammtkontingent abgezogen und 
diese Differenz den Staaten der früheren norddeutschen Branntwein- 
steuergemeinschaft bewilligt.'*) Diese Art der Berechnung stimmt 
mit dem Wortlaut des Gesetzes keineswegs überein und giebt der 
norddeutschen Gemeinschaft ein zu grosses Gesammtkontingent. 

Da die Verhältnisse sich rasch ändern können, sollte die Jahi*es- 
menge des Kontingents alle 3 Jahre einer Aenderung unterzogen 
werden. Durch das Gesetz von 1895 wurde die Frist für die Re- 
vision des Gesammtkontingents, wie für dessen Vertheilung auf 
die einzelnen Brennereien von 3 auf 5 Jahr verlängert, einmal weil 
die Vertheilung wegen des umständlichen Verfahrens zu lästig ist, 
dann um eine grossere Stabilität der Kontingente aufrecht zu halten 
und die Kontingentsperioden mit den Volkszählungsperioden in 
Uebereinstimmung zu halten. 

Die Bestimmung des Kontingents von 3 Liter pro Kopf der Bevöl- 
kerung der süddeutschen Staaten, sowie die Austheilung des Ge- 

») Reichsgesetzbl. 1895 S. 277. 

2) Ueber das Verfahren bei der Eontingentirong im einzelnen s. Finanzarchiy XIV 
S. 587. ^% 
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sammtkontingents auf die einzelnen Brennereien durch die Landes- 
verwaltungsbehörden sind Reservatreeht, das nur mit Zustimmung 
der süddeutschen Staaten wieder aufgehoben werden kann.O 

Von besonderer Wichtigkeit ist es, dass nach der Aenderung des 
Gesetzes vom Jahre 1895 für das Neukontingent nicht mehr der 
Durchschnitt der während der ganzen Kontingentsperiode zum nie- 
drigeren Abgabensatze hergestellten Branntweinmenge als Massstab 
dient. Damit war bewirkt worden, dass alle Brenner, auch auf die 
Gefahr einer Ueberproduktion hin, um jeden Preis, selbst mit Ver- 
lust ihr Kontingent abbrannten, um mit der grösstmöglichen Zahl 
bei der Neuvertheilung der Kontingente bedacht zu werden. Es 
wurde deshalb den Brennereien, die innerhalb der Kontingentirungs- 
periode wenigstens 3 von den 5 Jahren ihr Kontingent vollständig 
hergestellt haben, gleichwohl das bisherige Kontingent voll an- 
gerechnet. 

Für den Betriebswechsel in den landwirthschaftüchen und Ma- 
terialbrennereien ist auch ein Wechsel in der Höhe des Kontingents 
vorgesehen. Neu betheiligt können am Kontingent nur diejenigen 
landwüthschaftlichen und Materialbrennereien werden, welche bis 
zum Beginn des letzten Jahres der jeweiligen Kontingentirungs- 
periode neu entstanden und betriebsfertig hergerichtet sind. 

Neu entstehende landwirthschaftliche und Materialbrennereien 
sollen künftig höchstens 800 resp. 80 Hektoliter Kontingent erhalten 
und die 1500 Hektoliter übersteigenden Kontingente sollen um 
V20 so lange herabgedrückt werden, bis sie nur noch 1500 Hektoliter 
haben.2) 

Zweck der Kontingentirung war, jedem Brenner von Kontingent- 
branntwein 20 Mk. mehr als für Branntwein mit höherer Verbrauchs- 
abgabe gezahlt wurde, zu sichern.^) 

Mit der Zutheilung des Kontingents hatte jeder Brenner das 
Recht, das ihm zugewiesene Branntweinkontingent zum niedrigeren 
Verbrauchsabgabensatze herzustellen und in den freien Verkehr zu 
bringen. Infolge dessen brachte jeder Brenner zunächst 50er Brannt- 
wein auf den Markt und produzirte erst, wenn sein Kontingent er- 
schöpft war, den billigeren 70er für den Export. Aus diesem Grunde 
fehlte es zuerst an Exportwaare und der Brenner konnte unter Um- 
ständen sein Kontingent nicht voll ausnutzen. Zuerst wurden Be- 
rechtigungsscheine eingeführt,*) welche den Inhaber ermächtigen, an 
Stelle der unter Anrechnung auf das Kontingent zum höheren 



1) Reichsgesetzbl. 1895 S. 299, § 47. 

2) § 2 des Ges. v. 16. Juni 1895 (Reichsgesetzbl. 1895 S. 279). 

3) 8. Drucks, des Reichst. 1897/98 Nr. 81 S. 4. 
*) ibid. 
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Verbrauchsabgabensatze abgefertigten Branntweinmenge ein belie- 
biges, gleich grosses mit 70 Mk. belastetes Branntweinquantum gegen 
Erlegung des Steuersatzes von 50 Mk. in den freien Verkehr zu 
nehmen. Diese Berechtigungsscheine waren nur in beschränktem 
Maasse verwendbar. Denn, wenn ein Brennereiinhaber weniger 
Branntwein zu 50 Pf. abfertigen liess, als sein Kontingent betrug, 
so blieben ihm Berechtigungsscheine übrig, die er, sollten die Scheine 
nicht ihren Werth verlieren, verkaufen musste — natürlich zu einem 
niedrigeren Preise, als zu 20 Mk. Die Scheine wurden nämlich 
nicht in Geld eiogelöst. Es wurden daher neue Berechtigungsscheine 
eingeführt, nach welchen auf Antrag jedem Brennereiinhaber die 
Verbrauchsabgabe zu dem höheren Verbrauchsabgabensatze be- 
rechnet und gleichzeitig die zur Abfertigung kommende Branntwein- 
menge auf das Kontingent des Brenners in Anrechnung kommen 
sollte. Der Brenner erhielt dann einen über den Differenzbetrag 
zwischen den beiden Steuersätzen in Geld lautenden Berechtigungs- 
schein, welcher von jedem Inhaber desselben für Branntweinver- 
brauchsabgabe, Maischbottichsteuer, Materialsteuer in Zahlung gegeben 
werden konnte. Es wurden ausgestellt') 

im Betriebsjahr Berechtignngsscheine über einen Betrag von 

1888/89 17 655 15 425 597 Mk. 

89/90 19172 17 584119 „ 

90/91 20984 18008028 „ 

91/92 33 483 26 679978 „ 

92/93 28817 25 224721 „ 

93/94 31456 26855 485 „ 

94/95 37 914 31327 467 „ 

95/96 nicht angegeben 30700345 „ 

Bei dem vorstehend bezeichneten Verfahren war es möglich, 
dass Berechtigungsscheine für Branntwein ausgefertigt wurden, der 
nachher ausgeführt oder steuerfrei zu gewerblichen Zwecken ver- 
wendet und für den eine Abgabe gar nicht entrichtet wurde. Das 
würde eine Steuervergütung von 20 Mk. pro Hektoliter schaffen und 
die Staatskasse benachtheüigen, wenn bei derselben nicht statt des 
mit Berechtigungsschein abgefertigten, dem Konsum entzogenen 
Branntweins, anderer mit der höheren Verbrauchsabgabe zu belasten- 
der versteuert werden müsste, der dann zum Trinken gebraucht wird. 
Dies ist aber nur möglich, so lange der Verbrauch an Trinkbrannt- 
wein höher ist, als das Kontingent, und auch noch 70 er Branntwein 
zum Trinken herangezogen werden muss. Geht aber der Verbrauch 
zurück, dann muss entweder das System der Berechtigungsscheine 
aufgehoben, oder das Kontingent vermindert werden. 

1) 3. Schubert im Finanzarchiy XIV S. 595. 
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Die Novelle zum Branntweinsteuergesetz von 1898 hat den letz- 
teren Weg gewählt. Ueber das Verhältniss des Verbrauchs zum 
Kontingent giebt nachfolgende Tabelle Aufschluss.^ 





Das 

Gesammt- 
kontingent, 

nach §. 1 

Abs. 2 des 

Gesetzes 

vom 24. Juni 

1887 betrug 

Hektoliter 

reinen 
Alkohols 


In 
Anrech- 
nung auf 
das Kon- 
tingent 
wurden 
abge- 
fertigt 

Hektoliter 

reinen 
Alkohols 


Gegen Entrichtung 
der Verbrauchsabgabe 
sind in den inländi- 
schen Verbrauch 
gelangt: 


Nach Spalte 3 
und 4 sind zur 
Befriedigung 
des steuer- 
pflichtigen 
Verbrauchs an 
Branntwein, 
der mit 70 Mk. 
Verbrauchsab- 
gabe belastet 
war, nothwen- 
dig gewesen 

HektoUter 

reinen 
Alkohols 




Be- 
triebs- 
jahr 


a. 
im Ganzen 

Hektoliter 

reinen 
Alkohols 


b. 

auf den 
Kopf 

der Be- 
völke- 
rung 

Liter 

reinen 

Alkohols 


Bemerkungen. 


1 


2 


3 


4 


5 


6 7 




(Verfüg, 
bares Kon- 
tingent) 


(Abge- 
branntes 
Konting.) 


(Steuerpflichtiger 
Verbrauch an inländi- 
schem Branntweine) 


(Menge d. ver- 
steuerten 70 er 
Branntweins) 


1. die Jahre 1887/88 
und 1888/8», 1890/91 
und 1891/9iS, 1898/94 
und 1894/96 sind in 


1887/88 
1888/89 
1889/90 
1890/91 
1891/92 
1892/93 
1893/94 
1894/95 
1895/96 
1896/97 


j 4 168 105 
2 093 551 

\ 4 216 782 
2 108 391 

1 4 448 142 

2 224 071 
2 224 071 


3 863 832 

1 957 375 

3 967 878 

2 025 823 

4 316 409 

2159 260 
2 160 000 


( 1 683 733 
\ 2173840 

2 260 349 
( 2150 387 
{ 2159 616 

2 212 338 
j 2 223 464 
\ 2 182 044 

2 248 422 

2 242 478 


3,56 
4,48 
4,60 
4,33 
4,31 
4,37 
4,34 
4,21 
4,28 
4,22 


i — 6 259 
302 974 

\ 342 125 
186 515 

\ 89 099 

89162 
82 478 


Spalte 2, 8 und 6 
zusammengesogen, 
weil innerhalb der 
beiden Jahre jedes- 
mal eine Verschie- 
bung des Kontin- 
gents stattgefun- 
den hat 

2. Für 1896/97 Hegen 
liegen die endgül- 
tigen Ziffern noch 
nicht vollständig 
vor. Die Angabei 
beruhen zum Thei 
auf vorläufigen Er 
mittelungen un( 
Schätzungen. 



Am 4. Januar 1898 legte der Reichskanzler dem Reichstage dej 
Entwm'f eines Gesetzes^)] vor, nach welchem die festzusetzen! 
Jahresmenge (Gesammtkontingent) zuerst im Brennereibetriebsji 
1897/98 und demnächst in jedem fünften Jahre für die folgendf 
fünf Betriebsjahre (Kontingentsperiode) nach dem Durchschnitt d< 
jenigen Branntweinmenge bemessen werden sollte, welche innerhf 
der vorhergegangenen fünf Jahre in den verbrauchsabgabepflichtij 
Inlandsverbrauch übergegangen sei. Uebersteige in einem Bj 



1) Drucks, des Reichst. 1897/98 Nr. 81 S. 8. Die Zahlen stimmen nicht voUsi 
mit dem Statistischen Jahrbuch üherein, die Differenz aufzuklären, ist mir nicht 
lungen. 

3) Im Jahre 1894 ist in der Bndgetkommission eine Uebersicht über die Verthei 
des Gesammtkontingents an die einzelnen Brennereien gegeben worden, leider ist 
interessante Uebersicht nicht in den allgemein zugänglichen Drucksachen enthalten. 

3) Drucks, des Reichst. 1897/98 Nr. 81. 
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triebsjahre die Menge des in Anrechnung auf das Kontin- 
gent zur Abfertigung gelangten Branntweins die Menge 
des gegen Verbrauchsabgabe in den Inlandsverbrauch 
gelangten Branntweins, so sei das Gesammtkontingent 
für das nächstfolgende Betriebsjahr auf die zuletzt be- 
zeichnete Gesammtmenge herabzusetzen. 

Der niedrigere Abgabensatz solle alle fünf Jahre einer Revision 
unterliegen. 

Entsprechend der vorstehenden Bestimmung sollten dann an 
[ Bayern, Württemberg, Baden und die Hohenzollernschen Lande auf 
[ den Kopf ihrer Bevölkerung zwei Drittel derjenigen Litermenge reinen 
i; Alkohols zuertheilt werden, welche sich auf den Kopf der Brannt- 
■: Weinsteuergemeinschaft ergeben, wenn das Gesammtkontingent nach der 
■;^; Zahl der letzteren vertheilt würde. Den Berechnungen sei die letzte 
i; Volkszählung zu Grunde zu legen. Diese Bestimmung behält für 
!; Bayern, Württemberg und Baden den Charakter eines nur mit ihrer 
j; Zustimmung zu ändernden Reservatrechts. 

t Begründet wurde die Aenderung damit, dass die Absicht des 

h Gesetzes gewesen sei, die Gesammtjahresmenge Branntwein so zu 

K -bemessen, dass die zum niedrigeren Abgabensatze zugelassene 

^;. Alkoholmenge hinter dem abgabenpflichtigen Branntweinverbrauch 

?;'. zurückbleibe. Es sollte so eine überwiegende Nachfrage nach dem 

V- niedriger belasteten Kontingentsbranntwein geschaffen werden, welche 

vfür diesen Theil der heimischen Branntweinerzeugung eine lohnen- 

V'dere Verwerthung ermöglichte, um dem durch andauerndes Sinken 

■ der Spirituspreise schwer bedrohten Brennereigewerbe die Lage er- 

- träghcher zu machen. Es sei den Brennereien gelungen, ihren Be- 
trieb weiter zu führen, und das Brennereigewerbe habe seine Ver- 
bindung mit der Landwirthschaft behalten. Die mit der Kontin- 
gentirung verbundene Abstufung der Verbrauchsabgabensätze bilde 

- die Grundlage aller Massnahmen zur Erhaltung des landwirthschaft- 
. Heben Brennereibetriebes, aber diese Grundlage würde nicht mehr 

bestehen bleiben, wenn die Gesammtmenge des Kontingents ebenso 
gross oder grösser werden sollte, als der steuerpflichtige Verbrauch 
yon Branntwein. 

Die nothwendige Folge würde die Aufhebung der sogenannten 
Berechtigungsscheine sein. Anfänglich habe sich das beabsichtigte 
Verhältniss zwischen den Preisen des 50 er und 70 er Branntweins 
nicht sofort eingestellt. Die' Brenner hätten ursprünglich über- 
wiegend 50er Branntwein produzirt, so dass dieser im Ueberflusse vor- 
handen war, während 70 er fehlte. Infolge dessen habe der mit 50 Mk. 
steuerpflichtige Branntwein nur mit 14 — 15 Mk. höher notirt, als der 
mit 70 Mk. zu versteuernde. Dadurch seien nicht nur die Brenner, 
sondern auch die Händler geschädigt worden, die gehindert wurden, 



.ti . .' 
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über den 50 er Branntwein frei zu verfügen. Um diese Beschwerden 
zu beseitigen, habe der Bundesrath die „Branntweinbereehtigungs- 
scheine" eingeführt,^ nach denen jeder Brenner beantragen könne, dass 
ihm bei der Abfertigung von Branntwein aus seiner Brennerei die 
abgefertigte Alkoholmenge zwar auf das Kontingent angerechnet, 
aber gleichwohl mit 70 Mk. Verbrauchsabgabe belastet würde. Der 
hierbei ausgegebene „Berechtigungsschein" sollte dann von 
jedem Inhaber bei den Steuerkassen für den Betrag, um den der 
abgefertigte Branntwein zufolge Abfertigung mit dem 20 Mk. höheren 
Satze belastet sei, auf Branntweinsteuer in Zahlung gegeben werden 
können. So erhalte er neben dem Preise des 70 er Branntweins in 
der That 20 Mk. Die Steuerkasse, welche die Berechtigungsscheine 
annehme, sei bisher schadlos gehalten, weil die zum niedrigeren 
Abgabensatze zu versteuernde Menge sich um das abgefertigte 
Quantum verringert und weil an ihre Stelle eine gleich grosse Menge 
zum Satze von 70 Mk. trete. Diese Versteuerung werde jedoch nur 
wirksam, wenn der steuerpflichtige Branntweinverbrauch mindestens 
ebenso gross sei, als das Kontingent. Bleibe der Verbrauch hiergegen 
zurück, so werde weniger Branntwein zu 70 Mk. versteuert, als auf 
Berechtigungsscheine abgefertigt sei; die Reichskasse nehme dann 
mehr Scheine für je 20 Mk. in Zahlung, als sie nachher wieder durch 
Höherbesteuerung von 50 er Branntwein zurück erhalte. 

Kehre die Regierung zur ersten Form der Berechtigungsscheine 
zurück, so würde eine gewisse Menge von Berechtigungsscheinen 
über den Bedarf vorhanden sein und den Preis der Berechtigungs- 
scheine drücken. Blieben aber die bisherigen Bestimmungen über 
die Bemessung des Gesammtkontingents in Geltung, so werde schon 
bei der am 1. Okt. 1898 in Kraft tretenden Neubemessung das Kon- 
tingent den steuerpflichtigen Verbrauch überschreiten und um 
243 995 Hektoliter gegenüber der ersten Bemessung zunehmen. 

Die vorgeschlagene Novelle wurde vom Reichstage mit der 
Aenderung angenommen, dass die Herabsetzung des Gesammtkon- 
tingents erfolgen könne, nicht müsse, wenn das Kontingent in 
einem Jahre den Branntweinverbrauch übersteige. 

Neben der Verbrauchsabgabe besteht noch die Maischbottich- 
steuer fort, welche aber nur noch in den landwirthschaftlichen 
Brennereien erhoben wird. Sie beträgt 1,31 Mk. für ein Hektoliter 
des Rauminhalts der Maischbottiche und für jede Einmaischung. 
Dieser Satz wird ermässigt für solche landwirthschaftlichen Brenne- 
reien, welche nur während der Zeit vom 16. Sept. bis 15. Juni, im 
Ganzen 8V2 Monate, im Betriebe stehen und zwar wird die Maisch- 
bottichsteuer ^) 

1) Centralbl. des Deutschen Reichs 1887 S. 527, 1888 S. 456. 

2) Schubert im Pinanzarchiv XIV S. 601. 
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b) wenn an einem Tage durchschnittlicli nicht mehr als 1050 Liter 
Bottichraum bemaischt werden, nur zu sechs Zehnteln 
(= 78,6 Pf.), 

.b) wenn an einem Tage durchschnittUch mehr als 1050 Liter, 
aber nicht mehr als 1 050 Liter Bottichraum bemaischt werden, 
nur zu acht Zehnteln (= 1,048 Mk.), 

c) wenn an einem Tage durchschnittlich mehr als 1050 Liter, 
aber nicht mehr als 3 000 Liter Bottichraum bemaischt 
werden, nur zu neun Zehnteln (= 1,179 Mk.) 

des normalen Satzes erhoben. 

Der Zuschlag zur Verbrauchsabgabe, der 20 Mk. pro Hekto- 
liter reinen Alkohols beträgt, wird von gewerblichen und Melasse- 
brennereien erhoben. 

Eine Ermässigung vorstehenden Satzes tritt nur für solche ge- 
werblichen Brennereien ein, welche vor dem I.April 1887 bereits 
bestanden haben, jedoch fällt die Ermässigung für die Monate 
fort, in denen Hefe erzeugt wird. Bemaischt eine solche Brennerei 
nicht mehr als 10000 Liter Bottichraum an einem Tage, so beträgt 
der Zuschlag nur 16 Pf., bemaischt sie aber mehr als 10000 Liter, 
jedoch nicht über 20 ÜOÜ Liter Bottichraum, so beträgt der Zuschlag 
nur 18 Pf. 

An Stelle der Maischbottichsteuer können landwirthschaftliche 
Brennereien auch den Zuschlag zur Verbrauchsabgabe zahlen und 

zwar entrichten sie in den Monaten, in welchen sie 

ohne mit 

Hefenerzeugung betrieben werden 

wenn sie in 1 Jahr nicht mehr als 
100 Hektoliter reinen Alkohols erzeugen 12 Pf. 16 Pf. 

wenn sie in 1 Jahr mehr als 100 Hekto- 
liter, jedoch nicht mehr als 150 Hekto- 
liter reinen Alkohols erzeugen ... 14 „ 18 „ 

Erzeugen diese landwirthschaftlichen Brennereien mehr als 
150 Hektoliter im Jahr, so werden sie wie gewerbliche Brennereien 
behandelt. 

Die nicht mehlige Stoffe verarbeitenden Brennereien haben eine 
Materialsteuer zu zahlen, welche beträgt für eingestampfte Wein- 
treber und Treber von Kernobst 25 Pf., für Kernobst 35 Pf., für 
Beerenfrüchte aller Art 45 Pf.; für Brauereiabfälle und Hefenbrühe, 
gepresste Weinhefe und Wurzeln aller Art 50 Pf., für Wein, flüssige 
Weinhefe und Steinobst 85 Pf. 

Die Materialsteuer wird von denjenigen Brennereien, welche in 
1 Jahr nicht mehr als 50 Liter reinen Alkohols erzeugen, nur zu 
vier Zehnteln, von denjenigen Brennern, welche in 1 Jahr mehr als 
50 Liter, jedoch nicht über 1 Hektoliter reinen Alkohols erzeugen, 
nur zu acht Zehnteln der vollen Steuersätze erhoben. 
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Die gleichen Ermässigungen gemessen diese Materialbrennereien, 
wenn sie anstatt der Materialsteuer den Zuschlag zur Verbrauchs- 
abgabe zahlen. 

Ausser den vorstehend bezeichneten Steuern ist 1895 noch eine 
Brennsteuer eingeführt worden. Sie hat den Zweck, der Ueber- 
legenheit der Grossbetriebe wirksamere Schranken als bisher zu 
ziehen und damit die über eine gewisse Grenze hinausgehende 
Branntweinerzeugung zu erschweren. 

Die Bestimmungen über die Brennsteuer sind folgende: 

§ 43 a.') Neben den bestehenden Branntweinsteuern wird in 
denjenigen Brennereien, welche in einem Jahre mehr als 300 Hekto- 
liter reinen Alkohols erzeugen, von der mehr erzeugten Alkohol- 
menge ein besonderer Zuschlag zur Verbrauchsabgabe (Brennsteuer) 
erhoben: 

a) in landwirthschaftlichen und gewerbUchen Brennereien, die 
während des ganzen Betriebsjahres weder Hefe erzeugen, 
noch Melasse oder Rüben oder Rübensaft verarbeiten: 

für die Erzeugung über 300 bis zu 600 Hektoliter je 0,5 Mk. 
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b) in sämmtlichen Brennereien, die im Laufe des Betriebsjahres 
Hefe erzeugen, in denjenigen gewerblichen Brennereien, welche 
im Laufe des Betriebsjahres Melasse, Rüben oder Rübensaft 
verarbeiten, und in den Materialbrennereien: 

für die Erzeugung über 300 bis zu 500 Hektoliter je 0,5 Mk. 
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Landwirthschaftliclie Genossenschäftsbrennereien, die als solche 
bereits am 1. April 1895 bestanden haben, zahlen für den Umfang 
des damals vorhandenen Betriebes nur drei Viertel der vor- 
stehenden Sätze. In landwirthschaftlichen Brennereien, die im 
Betriebsjahre Maischbottichsteuer bezahlt haben, wird für jedes 
in der Zeit vom 16. Juni bis 15. Sept. erzeugte Hektoliter reinen 
Alkohols als Brennsteuer erhoben 1—2 — 3 Mk., je nachdem an 
einem Tage mehr als 1050—1500, mehr als 1500 — 3000 und mehr als 
3000 Liter Bottichraum bemaischt werden. Dieselbe Abgabe wird 
auch erhoben, wenn der Betrieb einer derartigen Brennerei in der 
Zeit vom 16. Sept. bis 15. Juni 8V2 Monate überschreitet. 

Melassebrennereien, welche ihr Kontingent um mehr als ein 
Fünftel überschreiten, zahlen für jedes weitere Hektoliter reinen Alko- 
hols 15 Mk. Brennsteuer mehr. Desgleichen zahlen die nichtkontin- 
gentirten Melassebrennereien, sofern sie zusammen mehr als 20000 
Hektoliter erzeugen, ebenfalls 15 Mk. von jedem weiteren Hektoliter.*) 

Die Bestimmimgen über die Brennsteuer gelten bis zum 30. Sep- 
tember 1901. 

Steuerfrei bleibt Branntwein, welcher ausgeführt wird, und 
Branntwein, welcher zu gewerblichen Zwecken, einschliesslich der 
Essigbereitung, zu Heil-, zu wissenschaftlichen, oder Putz-, Heizungs-, 
Koch- oder Beleuchtungszwecken verwendet wird, nach näherer 
Bestimmung des Bundesraths. 

Bei der Ausfuhr wird vergütet: die Maischbottich- und Material- 
steuer mit 0,16 Pfennig, die Verbrauchsabgabe bei Ausfuhr von 
Trinkbranntwein und Branntweinfabrikaten mit 70 Pfennig (obwohl 
doch auch der 50 er mit berücksichtigt werden müsste), ausserdem 
werden bei der Ausfuhr noch 6 Pfennige für jedes Liter reinen 
Alkohols gezahlt, wenn dieser auch gar keiner Brennsteuer unter- 
legen hat. Bei der Essigbereitung und bei der Denaturirung werden 
3 Pfennige vergütet. 

Die Motive zu der letzten Branntweinsteuernovelle sind insofern 
von Bedeutung, als darin zum ersten Male das Vorhandensein der 
„Liebesgabe" offiziell zugestanden wurde. 

6. Beichsstempelabgaben. 

Die Wechselstempelsteuer ist vom Norddeutschen Bunde 
übernommen und beträgt von einer Summe von 

200 Mk. und weniger 0,10 Mk. 
über 200 „ bis 400 Mk. 0,20 „ 
„ 400 „ „ 600 „ 0,30 „ 
, 600 „ „ 800 „ 0,40 „ 
„ 800 „ „ 1000 „ 0,50 „ und von jedem 

1) Ueber die Anslegungsschwierigkeiten s. Schubert 1. c. S. 618. 
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ferneren Tausend der Summe 0,50 Mk. mehr, in der Weise, dass 
jedes angefangene Tausend für voll gerechnet wird. 

Die Abgabe vom Spielkartenstempel besteht als Reichs- 
abgabe seit dem 1. Jan. 1879 und beträgt für jedes Kartenspiel 
von 36 oder weniger Blättern 30 Pfennige, für jedes andere Spiel 
50 Pfennige. 

Die statistische Gebühr behufs Feststellung des Waaren- 
verkehrs des deutschen Zollgebiets mit dem Auslande besteht seit 
dem 1. Januar 1880. 

Die anderen Stempelabgaben haben seit ihrer Einführung im 
Jahre 1881 wiederholt, 1885 und 1894, Aenderungen erfahren und 
sich immer mehr zu starken Verkehrssteuern ausgebildet. So wurde 
1881 ein Fixstempel für Schlussnoten eingeführt, im Jahre 1885 aber 
eine prozentuale Abgabe, zugleich für Börsengeschäfte der Schluss- 
notenzwang^) eingeführt und die Sätze der einzelnen Positionen im 
Jahre 1894 3) stark erhöht. Demgemäss haben sich in den letzten 
Jahren, seit 1894, die Einnahmen gegen die Jahre vorher mehr als 
verdoppelt, wozu allerdings das mit dem allgemeinen Aufschwung 
sehr lebhaft gewordene Börsengeschäft nicht imwesentlich beitrug. 

Zoll- und Steuerkredite. 

Wie sich aus dem Anhang S. 202 ergiebt, finden sich stets als aus- 
stehende Einnahmen noch aufgeführt kreditirte Zoll- und Steuer- 
beträge. Die Vorschriften über die Höhe imd Dauer der Kredite 
sind aus dem Zollverein in die Verwaltungspraxis des Reiches über- 
gegangen. Nach diesen Vorschriften dürfen 

1. angesessenen Kauf leuten, Fabrikanten und Gewerbetreibenden, 
welche kaufmännische Bücher führen, Geschäfte von Be- 
deutung machen, in gutem Rufe stehen und sonst die Prä- 
sumtion hinreichender Sicherheit für sich haben, die schul- 
digen Eingangszölle, Rübenzucker-, Salz- und Branntwein- 
steuer von den Zoll- und Steuerbehörden auf gewisse Zeit 
kreditirt werden;*) 

2. die Gewährung des Kredits ist in der Regel von einer be- 
stimmten jährlichen Abgabensumme abhängig, wobei die 
einzelnen Staaten eine verschiedene Höhe festgesetzt haben. 

Die Dauer des Kredits für Eingangszölle soll im allgemeinen 
3 Monate nicht überschreiten. Die Rübenzuckersteuer wird gegen 
volle Sicherheit auf 6 Monate, ohne Sicherheit bis zu 3 Monaten 
gestundet, wenn der Eingang der Steuer nicht gefährdet erscheint; 

>) s. Beichsgesetzbl. 1881, S. 185 ff. 
») Reichsgesetzbl. 1885, S. 171 § 6. 
3) Reichsgesetzbl. 1894, S. 369, 393. 
*) s. V. Aufsess 1. c. 391 ff. 
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fiir die Branntweinsteuer kann die Frist ebenfalls bis zu 6 Monaten 
ausgedehnt werden. Die Salzsteuer wird nur bis zu 3 Monaten ge- 
stundet ; die Zahlung der Tabacksteuer kann, wenn sie bei der erst- 
maligen Veräusserung oder spätestens bis 15. Juli des auf das Ernte- 
jahr folgenden Jahres fällig ist, bis 15. Okt. dieses Jahres hinaus- 
geschoben werden; bei Entnahme von Tabak aus Niederlagen kann 
gestattet werden, die fällige Steuer erst am 25. des dritten, auf den 
Fälligkeitstag folgenden Monats zu entrichten. 

Die Höhe des Kredits richtet sich bei der Rübenzucker- und 
Branntweinsteuer in der Regel nach der Höhe der Jahresproduktion 
oder der Sicherheitsleistung. Bezüglich der Zölle gilt ausser der 
Sicherheit auch noch die Zollzahlung des Vorjahres als Massstab. 
Für die Salz- und Tabacksteuer ist nur die Höhe der Sicherheits- 
leistung massgebend. 

Nach Art. 38 Abs. 3 tragen die ausserhalb der Zollgrenze 
liegenden Gebiete zu den Ausgaben des Reichs durch Aversa bei. 



7. Gebfiliren und Yerwaltangseinnalimen. 

Neben den hier nur skizzirten Zöllen und Verbrauchssteuern hat 
das Reich eigene Einnahmen aus den Gebühren, die es für einzelne 
Verwaltungsakte von denen einnimmt, zu deren Gunsten sie solche 
vornimmt. Dieselben sind in der Rubrik „Verschiedene Verwaltungs- 
einnahmen" mit enthalten, stammen namentlich aus folgenden 
Quellen und betrugen in lüüO Mark: 
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Nur derjenige Theil der Verwaltungs-Einnahmen, der nicht aus 
Gebühren besteht, darf mit vollem Recht Verwaltungseinnahme ge- 
nannt werden. Es sind das theils Miethen für Benutzung von Grund- 



ij Vom auswärtigen Amte erhobene Gebühren. 
') Gerichtskosten. 



>) Beichs-Oberhandelsgericht. 
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stücken des Reichs, theils sind es sonstige Nutzungen oder auch 
Einnahmen aus Publikationen. Der Theil der Einnahmen, welcher 
sich aus der Militärverwaltung ergiebt, kommt Bayern nicht mit zu 
Gute, sondern steht nm* den Bundesstaaten mit Ausschluss von 
Bayern zu, weil dieses seine eigene Militärverwaltung hat. 



8. Matriknlarbeiträge. 

Soweit die Ausgaben durch Einnahmen nicht gedeckt werden, 
sind sie gemäss Art 70 der Verfassung (s. oben S. 3) durch Beiträge 
der Bundesstaaten nach Massgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, 
welche bis zur Höhe des budgetmässigen Betrages durch den Reichs- 
kanzler ausgeschrieben werden. Diese Beiträge haben stets einen 
beweglichen Charakter, weil der Ausgabebedarf schwankend ist und 
auch die dem Reiche zu Gebote stehenden Einnahmequellen keine 
gleichmässigen Erträge liefern. Seit der grossen Zolltarifanderung 
vom Jahre 1879 haben indessen die Matrikularbeiträge materiell 
eine andere Bedeutung erhalten, als sie bis zu diesem Jahi-e hatten. 
Bis zu diesem Jahre waren sie das bewegliche Ausgleichsmittel, 
das das Gleichgewicht zwischen Ausgabe und Einnahme herzustellen 
hatte und deren Höhe der Reichstag kraft seines Bewilligungsrechtes 
festsetzte. Durch die Zolltarifreform und die sogenannte Francken- 
stein'sche Klausel (s. oben S. 121) und die Ueberweisung der Stempel- 
abgaben, sowie des Ertrages der Branntweinverbrauchsabgabe an 
die Einzelstaaten, sollten diese der Nothwendigkeit überhoben werden, 
aus den Steuerleistungen ihrer eigenen Finanzwirthschaft die Matri- 
kularbeiträge aufzubringen. Sie sollten vielmehr von dem ihnen über- 
wiesenen Ertrage der Zölle, der Tabaksteuer, nebst den Stempel- 
abgaben und der Branntweinverbrauchssteuer die vom Reichstage 
bestimmte Summe, zuzüghch von vornherein an die Reichskasse 
gelangender 130 Millionen Mark, an das Reich zahlen. Thatsächlich 
haben die Einzelstaaten nur von 1879/80 bis 83/84 und dann 1893/94 
und 94/95 über die ihnen vom Reiche zugewiesenen Beträge hinaus 
effektive Beiträge zu zahlen gehabt (s. S. 167). Aber ganz so 
bedeutungslos, wie das von Laband und Kittel^) behauptet wird, 
sind die Matrikularbeiträge für das Einnahmebewilligungsrecht doch 
nicht, sie sind immerhin ein Surrogat desselben. Der Reichstag 
bestimmt, wieviel von den den Einzelstaaten zu überweisenden Ein- 
nahmen des Reichs für Reichszwecke verwendet werden dürfen. 
Ueber diesen Betrag hinaus stehen der Reichsregierung Mittel nicht 
zur Verfügung, auch wenn (üe Erträge der Zölle und Steuern noch 



1) Staatsrecht II S. 934; Kittel, Franckenstein 'sehe Klausel und die Finanzreform, 
Würzbarg 1894 S. 20. 
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so reichlich fliessen. Der Reichstag kann damit nicht* vor die 
Zwangslage gestellt werden, Verwendungen, die nur deshalb ge- 
macht sind, weil die Mittel verfügbar waren, gut zu heissen^ 
sondern die Regierung hat sich einzurichten und kann unbedingt 
nothwendige, ausseretatsmässige Ausgaben nur aus den immerhin 
beschränkteren eigenen Einnahmen des Reiches leisten. Dem Reichs- 
tage bleibt damit die freie Entschliessung gewahrt, ob er die sich 
als nothwendig ergebenden Ausgaben aus den laufenden Einnahmen, 
aus den Matrikularbeiträgen decken will, oder ob er die Deckung auf 
Anleihen überweisen will. Thatsächlich werden Matrikularbeiträge 
und Ueberweisungen auch nicht lediglich verrechnet, sondern es 
werden Matrikularbeiträge noch in natura erhoben (s. S. 162), und 
erst wenn die Erhöhung der Betriebsfonds durch Entnahme von 
Mitteln aus dem Reichsinvalidenfonds') genehmigt worden wäre, 
wäre thatsächlich ein blosses Abrechnungs- und Ausgleichssystem 
möglich geworden. 

Die thatsächliche Bewilligung der Summe ist übrigens nicht 
das wichtige, wichtiger sind noch die Folgerungen, die aus der Höhe 
der Matrikularumlagen auf die allgemeine Finanzlage gezogen werden 
können, also mehr die rein politische Seite der Sache. Eine zu 
niedrige Schätzung der Erträge der Reichseinnahmen seitens der 
Regierung giebt leicht die Veranlassung, neue Steuern oder Er- 
höhung der alten Steuern zu fordern, während der Reichstag durch 
eine Aenderung in der Schätzung, dadurch, dass er die Einnahmen 
höher schätzt, die Matrikularbeiträge ermässigen kann. So sind im 
Jahre 1895/96 lediglich durch die Initiative des Reichstags die Ma- 
trikularbeiträge von 413 567 385 Mk. auf 392 000 955 Mk. herabgesetzt, 
die durch Nachtragsetat dann allerdings auf 396 Millionen Mark erhöht 
wurden. Diese Herabsetzung erfolgte, indem der Reichstag die Ein- 
nahmen um 9,3 Millionen Mark günstiger schätzte, so dass das 
damals von der Regierung auf 40 Millionen geschätzte Ueberwiegen 
der Matrikularbeiträge über die Ueberweisungen, also die Belastung 
der Einzelstaaten um diese 40 Millionen, im Voranschlage bereits 
um 17 Millionen vermindert wurde. Dass der Reichstag Recht 
behalten, ergiebt sich aus dem Abschluss des Jahres 1895/96. 
Dieser hat statt 373 775 000 Mk. Ueberweisungen, den Einzelstaaten 
400126019 Mk. gebracht. Nicht eingerechnet sind hierbei die 
13 Mülionen Mark, die noch zur Schuldentilgung ausserdem ver- 



1) s. Drucks, des Reichst 1893/94 Nr. 10. Leider ist über die thatsächliche Eassen- 
gebahniDg und die Abrechnung zwischen Eeich und Einzelstaaten recht wenig bekannt; 
ausser den weiter unten besprochenen Stellen ist m. W. nichts darüber veröffentlicht 
worden. Ein Versuch, näheres darüber aus den Bundesrathsprotokollen zu erfahren, ist 
missglückt, da dem Verfasser die Einsichtnahme der darauf bezüglichen Protokolle nicht 
gestattet wurde. 



- 144 - 

wandt werden konnten, indem die Ueberweisungen an die Einzel- 
staaten um diesen Betrag gekürzt wiu'den, so dass die Einzelstaaten 
schliesslich noch 17 Millionen über ihre Matrikularbeiträge hinaus 
erhielten. Die sich hier dokumentirende günstigere Auffassung von 
der Finanzlage hat denn auch den Reichstag in den Stand gesetzt, 
den ihm im Jahre 1895') vorgelegten Entwurf zur Erhöhung der 
Tabacksteuer abzulehnen, ohne dass dadm^ch die Reichsfinanzen in 
Verwirrung gerathen wären. 



II. Vermögen des Reichs. 

An Vermögen besitzt das Reich zunächst die Anlagen, welche 
den Betriebsverwaltungen dienen, also die Eisenbahnen Elsass- 
Lothringensim Werthe von ungefähr 494 Millionen Mark. Ferner ge- 
hört zum Reichs vermögen der Reichsinvaliden fonds, dessen Bestand 
am Schlüsse des Jahres 1895/96 430 827 300 Mk. und 3 110 250 Gulden 
süddeutscher Währung gleich 5 331 857,14 Mk. und 173,45 Mk. baar, 
zusammen 436 159 330,59 Mk.,'^) Ende März 1897 419 070 100 Mk., 
3 045 950 Gulden süddeutscher Währung gleich 5 221 628,57 Mk. und 
321 950,35 Mk. baar, zusammen 424 613 678,92 Mk. war.^) Den Werth 
der auf dem Fonds lastenden Verbindlichkeiten berechnete die Regie- 
rung am 1. April 1893 auf ungefähr 397 Millionen Mark, so dass- 
damals ein Aktivüberschuss von 8372 Millionen Mark vorhanden— 



war bei einem gleichzeitigen Aktivbestand von 463 Millionen Mark^ 

Bis zum 30. Juni 1897 hatte sich dieser Ueberschuss um 14444032 Mk 

vermindert. 

Der Reichsinvalidenfonds*) war begründet, um alle die Lastei 
zu übernehmen, welche das Reich auf Grund des Militärpensions- 
gesetzes für die Kriegstheilnehmer von 1870 zu tragen hatte. Zu dei 
Zwecke waren 561 Millionen Mark aus der Kriegskostenentschä^ — 
digung abgesondert und so angelegt, dass zur Leistung der Pensions^ — 
Zahlungen die aus dem Fonds erwachsenen Zinsen und ein Kapital- — 
zuschuss dienten. Damit sollte der Fonds mit dem Absterben de»-'' 
Pensionsberechtigten immer mehr vermindert und schliesslich gan^^ 
aufgezehrt werden. Da jedoch der Betrag der Fonds für die ur- — 
sprünglich in Aussicht genommenen Zahlungen zu gross war, wurdecB- 
durch eine Reihe von Gesetzen ihm weitere Leistungen für da^ 
Reich auferlegt.^) 

1) Drucks, des Reichst. 1894/95 Nr. 116. 
«J Drucks, des Reichst. 1897/98 Nr. 17 S. 3. 
3) Drucks, des Reichst. 1897/98 Nr. 287 S. 7. 
*) S. 155; s. die einzelnen Gesetze bei Laband II S. 823 ff. 
B) Wagner in Holtzendorff Jahrb. III S. 131 ff. über die Streitfrage, ob es zweck--^ 
massig war, einen solchen Fonds anzulegen. 



— 145 — 

Von diesen sind besonders hervorzuheben die durch Gesetz vom 
23. Mai 1895 ausgesprochenen Bewilligungen. Danach sollten dem 
Invalidenfonds entnommen werden, soweit die Zinsen des für die 
Sicherung seiner gesetzlichen Verwendungszwecke entbehrlichen 
Aktivbestandes es erlauben: 

1 . Mittel zur gnadenweisen Bewilligung von Pensionszuschüssen für 
diejenigen Offiziere, Aerzte, Beamten und Mannschaften, welche infolge 
einer im Kriege erlittenen Verwundung nicht weiter dienen und damit 
den Anspruch auf die Anrechnung eines weiteren Kriegsjahres verloren. 

2. Behufs theilweiser Uebernahme der aus Dispositionsfonds zu 
bewilligenden Unterstützungen von nicht anerkannten Invaliden von 
1870/71. 

3. Behufs Gewährung von Beihilfen an solche Personen des 
Unteroffizier- und Mannschaftenstandes, welche den Feldzug 1870/71 
oder an vorhergehenden Kriegen ehrenvollen Antheil genommen 
haben und sich wegen dauernder Erwerbsunfähigkeit in unter- 
stützungsbedürftiger Lage befinden. 

Indessen war auch schon durch Gesetz vom 22. Mai 1893 eine 
bedeutende Erhöhung der Ausgaben dadurch erfolgt, dass für Offi- 
ziere und Mannschaften die Gehaltsgrenze, bis zu welcher sie neben 
ihrem Gehalt aus der Stellung im Reichs- oder Staatsdienste auch 
die Pension beziehen durften, erweitert wnrde, und dass namentlich 
den im Kommunaldienste angestellten Pensionären ihre Pension 
unverkürzt weiter gezahlt wurde. 

Am 4. Mai 1899^) legte die Regierung dem Reichstage einen 
Gesetzentwurf vor, nach welchem aus dem Reichsinvalidenfonds für 
nicht anerkannte Invalide 1 100 UOO Mk., zu Beihilfen für bedürftige 
Kriegs theilnehmer 4 080 000 Mk., und zu Zuschüssen für Wittwen und 
Kinder im Kriege gefallener oder an den Folgen des Krieges gestor- 
bener Militärpersonen 600 000 Mk. entnommen werden sollen. Dieser 
Entwurf wurde dann angenommen und die Beschränkung auf die 
Zinsen des entbehrlichen Aktivbestandes aufgehoben.^) 

Der Werth der dem Reich gehörigen Grundstücke ist bisher 
nirgends angegeben. Es hat auch wohl insofern kein Interesse, als 
diese Grundstücke als Werthe, die den Schulden gegenüberständen, 
erst bei einer Auflösung des Reichs, ein Ereigniss, das man wohl 
nicht ernsthaft in Erwägung zu ziehen braucht, in Betracht kämen. 
Immerhin berechnete der Abg. Müller-Fulda') den Werth der der 
Heeresverwaltung dienenden Gmndstücke auf 900 Millionen Mark, 



1) Drucks, des Eeichst. 1898/99 Nr. 269. 

«) Beichsgesetzbl. 1899 S. 339. 

3) Derselbe Abgeordnete berechnet den Werth der Reich seisenbahnen aitf 700 Millio- 
nen Mark, wobei allerdings wohl die für strategische Zwecke gebauten, keinen besonderen 
Ertrag abwerfenden mitgerechnet sind. 

Colin, Finanzen des Deutschen ReioliB. '\v^ 
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den Werth der Postgebäude und Telegraphenanlagen auf 300 Millio- 
nen Mark. 

Der Reichskriegssohatz wurde ebenfalls aus der französi- 
schen Kriegskostenentschädigung gebildet. Es wurden 40 Millionen 
Thaler in gemünztem Golde zu dem Zwecke ausgesondert, lediglich 
zu Ausgaben der Mobilmachung verwendet zu werden.^) 

Aus der französischen Kriegskostenentschädigung war auch 
für den Reichstagsbau ein besonderes Kapital reservirt worden. 
Dasselbe war durcl} Verzinsung gewachsen und ist in nachstehender 
Weise zur Bestreitung der Ausgaben für den Bau des Reichstags- 
gebäudes der Reichshauptkasse auf Grund des Reichshaushaltsetats 
überwiesen worden:^) 

im Etatsjahre 1882/83 6413644,16 Mk. 

1883/84 863415,11 „ 

1884/85 813179,77 „ 

1885/86 802271,63 „ 

1886/87 1267536,84 „ 

1887/88 957 573,82 , 

1888/89 1092186y34 ^ 

1889/90 1973169,23 „ 

1890/91 3128573,46 „ 

1891/92 2766888,39 , 

1892/93 — 

1893/94 6509410,06 „ 

1894/95 2400309,84 „ 

1895/96 915891,36 „ 

1896/97 403 921,61 „ 

1897/98 .... 85981,00 „ 

zusammen .... 30393953,31 Mk. 

Der Bestand des Reichstagsgebäudefonds betrug am Schlüsse 
des Rechnungsjahres 1897/98, an Schuldverschreibungen des Reichs 
und deutscher Bundesstaaten 637400,00 Mk. und an Baarwerthen 
42 010,07 Mk., zusammen 679 410,07 Mk. 

Der Zinsenertrag der Bestände des Reichsinvalidenfonds und 
des Reichstagsgebäudefonds, wie dieselben nach den oben erwähnten 
Uebersichten Ende April d. J. in den verschiedenen Werthpapieren 
und haaren Depots bei den Bankhäusern sich gestellt haben, be- 
zifferte sich zu diesem Zeitpunkte: 

a) bei dem Reichsinvalidenfonds auf 3,60 Prozent, 

b) bei dem Reichstagsgebäudefonds auf 3,50 Prozent. 

Der aus der Kriegsentschädigung ebenfalls ausgesonderte R ei chs- 
festungsbaufonds ist inzwischen vollkommen aufgebraucht worden. 
Die Gesammtsumme desselben hatte 104595 900 Mk. betragen. 

1) Ueber die Verwaltaog des Eriegsschatzes und des Invalidenfonds s. Lab and II) 
S. 818 ff. 

2) Drucks, des Reichst. 1897/98 Nr. 287. 
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An Guthaben und flüssigen Mitteln, die dem Reiche ge- 
hören, waren am 1. April 1898 vorhanden: 

120 000 000 Mk. ßeichskriegssehatz, 
50011000 r> Betriebsmittel und eiserne Foilds, 
202872302 „ Zoll- und Steuerkredite. 

III. Einnahmen aus den Anleihen. 

Das Bedürfniss nach Anleihen trat im Deutschen Reiche nicht 
lange nach der Tilgung der Kriegsschuld wieder hervor. Das erste 
Anleihegesetz erging am 27. Jan. 1875.^) Danach wurde dem Reichs- 
kanzler die Ermächtigung ertheilt, die für die einmaligen Ausgaben 
der Marine und Telegraphenverwaltung für 1875 erforderlichen 
Mittel bis zur Höhe von 16 187 553 Mk. im Wege des Ki*edits 
flüssig zu machen. Die Schulden, die so aufgenommen sind, sind 
Rentenschulden, d.h. solche, deren Inhabern dem Reiche gegen- 
über ein Kündigungsrecht nicht zusteht. 

Seit diesem ersten Anleihegesetz sind fast Jahr für Jahr An- 
leihegesetze ergangen, die sich bis 1891 bei Sattler^) aufgezählt 
finden. Der nominelle Zinsfuss, zu dem die einzelnen Anleihen be- 
geben wurden, war 4 Prozent bis 1886, von da ab 3V2 Prozent bis 
zum Jahre 1891 und seitdem 3 Prozent. 

Auf den folgenden Seiten ist eine Uebersicht über die Entwick- 
lung der Reichsschuld nach den Hauptausgaben aufgestellt und die 
Verwendung der Anleihebeträge bis zum 1. April 1898 angegeben, 
ebenso der Antheil, den die einzelnen Finanzgemeinschaften ^) an 
den Anleihen und ihrer Verzinsung haben. 



1) Keichsgesetzbl. 1875 S. 18. 

3) Das Schulden Wesen des Prenss. Staats und des Deutschen Beichs. Stuttgart. 
1893; s. auch Schanz, Finanzarchiy XIY (1897) S. 424. , 

3) Ueber die Finanzgemeinschaft ist nachstehendes im Zusammenhange zu bemerken : 
An den Einnahmen nehmen nicht alle Staaten des Beiches theil. Bayern hat keinen 
Antheil an den eigenen Einnahmen des Beichsheeres und des allgemeinen Militär- 
pensionsfonds, da Bayern sein Militärwesen selbständig verwaltet. 

Bayern .und Württemberg nehmen nicht theil an den üeberschüssen der Post- 
und Telegraphenverwaltung, weil sie hierin selbständig sind. Bayern, Württemberg, 
Baden, Elsass-Loth ringen haben keinen Antheil an der Brausteuer, den Ueber- 
gangsabgaben für Bier und den an Stelle dieser Steuer zu entrichtenden Abfindungen 
der Zollausschlüsse. 

Ueberschüsse werden deshalb ebenfalls nicht an alle Bundesstaaten vertheilt. 
Bayern und Württemberg sind von den üeberschüssen der Postverwaltnng aus- 
geschlossen, und ebenso die nicht zur Brausteuergemeinschaft gehörigen Staaten von den 
üeberschüssen der Brausteuer. 

Bei Anleihen kann Bayern an solchen für die Militärverwaltung unbetheiligt 
bleiben, Bayern und Württemberg bleiben an solchen für die Postverwaltung un- 
betheiligt. 
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a. Nominalschiild, 

b. Jfthrliche Zinsen 



am 1. April 



1878 . . . a. 4 Prozent . . . 



1879 . . 


. a. 

b. 

. a. 
b. 

. a. 
b. 

. a. 
b. 

. a. 

b. 

. a. 
b 

. a. 
b. 

. a. 
b. 


4 Prozent . 




1880 . . 


4 Prozent . 




1881 . . 


4 Prozent . 




1882 . . 


4 Prozent . 




1883 . . 


4 Prozent . 




1884 . . 


4 Prozent . 




1885 . . 


4 Prozent . 




1886 . . 


4 Prozent . 





1887 . . . a. 



1888 . . . a. 



' 4 Prozent . . 
SVa Prozent 

im Ganzen . 

4 Prozent . . 
3V2 Prozent 

im Ganzen . 



1889 . 



r4P 

. a. 3V, 



4 Prozent . . 
Prozent 



im Ganzen . 



JC 



72 203 600,00 
2 888 144,00 

138860700,00 
5 554 428,00 

218 057 600,00 
8 722 304,00 

267 786 500,00 
10 711460,00 

319 239 000,00 

12 769 560,00 

348 951 500,00 

13 958 060,00 

373 125 200,00 

14 925 008,00 

410 000 000,00 

16 400 000,00 

440 000 000,00 

17 600 000,00 

450 000 000,00 
36 201 000,00 



486 201 000,00 
19 267 035,00 

450 000 000,00 
271000 000,00 



721 000 000,00 
27 485 000,00 

450 000 000,00 
433 755 900,00 



883 755 900,00 
33 181 456,60 



Davon 



die Verwaltang 

des 

Beichsheeres 

JC 



3 894 700,00 
155788,00 

15 069 100,00 
602 764,00 

28 169 300,00 
1 126 772,00 

43 681 900,00 

1 747 276,00 

71 537 000,00 

2 861480,00 

83 550 400,00 

3 342 016,00 

92 904 300,00 

3 716 172,00 

108 142 200,00 

4 325 688,00 

123 107 600,00 
4 924 304,00 

127 572 200,00 
23 377 000,00 



150 949 200,00 
5 921 083,00 

127 572 200,00 
223875 200,00 



351 447 400,00 
12 938 520,00 

127 572 200,00 
364 664 100,00 



492 236 300,00 
17 866131,50 



die Verwaltang 

der Kaiserlichen 

Marine 

JC 



40 287 300,00 
1611492,00 

57 014 600,00 

2 280 584,00 

85 458 100,00 

3 418 324,00 

100 917 100,00 

4 036 684,00 

107 833 600,00 
4 313 344,00 

112 582100,00 
4 503 284,00 

121 711 400.00 

4 868 456,00 

138 000 100,00 

5 520 004,00 

146 536 500,00 
5 861 460,00 

147 886 800,00 
7 628 500,00 



155 465 300^00 
6 180 469,50 

147 836 800,00 
28 474 100,00 



176 310 900,00 
6 910 065,50 

147 836 800,00 
32 900 900,00 



180 737 700,00 
7 065003,50 
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sind za rechnen anf 



die Beichs- 

Post- nnd 

Telegraphen- 

Yerwaltnng 


die Beichs- 
drnckerei 


die 

Eiienbahn- 

Ye^waltnng 


das 
Münzwesen 


den 
Nord-Ostsee- 
Kanal 


sonstige 
Zwecke 


JC 


ja 


JC 


JC 


JC 


JC 


4 


5 


6 


7 


8 


9 


18 259 000,00 




1 934 700,00 






7 827 900,00 


730 360,00 


— 


77 388,00 


— 


— 


313 116,00 


28 193 900,00 


— 


4 434 200,00 


26 321 000,00 


— 


7 827 900,00 


1 127 756,00 


— 


177 368,00 


1 052 840,00 


— 


313116,00 


38 274 200,00 


4 465 000,00 


7 710 700,00 


45 864 600,00 


— 


8 015 700,00 


1 530 968,00 


182 600,00 


308 428,00 


1 834 584,00 


— 


320 628,00 


44791600,00 


4 705 300,00 


19 810 000,00 


45 864 900,00 


— 


8 015 700,00 


1 791 664,00 


188212,00 


792 400,00 


1 834 596,00 


— 


320 628,00 


50 570 800,00 


4 920 200,00 


30 495 800,00 


45 865 900,00 


— 


8 015 700,00 


2 022 832,00 


196 808,00 


1 219 832,00 


1 834 636,00 


— 


320 628,00 


59 219 700,00 


5 369 100,00 


34 348600,00 


45 865 900,00 


— 


8 015 700,00 


2 368 788,00 


214 764,00 


1 373 944,00 


1 834 636,00 


— 


320 628,00 


59 230 200,00 


5 372 700,00 


36 102 300,00 


45 866 200,00 


— 


11938100,00 


2 369 208,00 


214 908,00 


1 444 092,00 


1 834 648,00 


— 


477 524,00 


59 231 600,00 


5 372 700,00 


37 574 300,00 


45 866 200,00 


— 


15812 900,00 


2 369 264,00 


214 908,00 


1 502 972,00 


1834 648,00 


— 


632 516,00 


59 231 600,00 


5 372 700,00 


38 905 400,00 


47 200 800,00 


— 


19 645 400,00 


2 369 264,00 


214 908,00 


1 556 216,00 


1 888 032,00 


— 


785 816,00 


59 231 600,00 


5 372 700,00 


39 434 100,00 


48 076 000,00 


— 


22 476 500,00 


— 


— 


1 195 000,00 


1 500,00 


— 


3 999 000,00 


59 231 600,00 


5 372 700,00 


40 629 100,00 


48 077 500,00 


— 


26 475 500,00 


2 369 264,00 


214 908,00 


1 619 189,00 


1 923 096,50 


— 


1 039 025,00 


59 231 600,00 


5 372 700,00 


39 434 100,00 


48076100,00 


— 


22 476 500,00 


— 


— 


5 875 000,00 


1 500,00 


1 735 300,00 


11038900,00 


59 231 600,00 


5 372 700,00 


45 309 100,00 


48077 600,00 


1 735 300,00 


33 515 400,00 


2 369 264,00 


214 908,00 


1 782 989,00 


1923096,50 


60 735,50 


1285421,50 


59 231 600,00 


5 372 700,00 


39 434 100,00 


48076100,00 


— 


22 476 500,00 


6 672 200,00 


— 


6 029 700,00 


1 500,00 


5 625 300,00 


17 862 200,00 


65 903800,00 


5 372 700,00 


45 463 800,00 


48 077 600,00 


5 625 300,00 


40 338 700,00 


2 602 791,00 


214 908,00 


1788403,50 


1 923 096,50 


196 885,50 


1 524 237,00 
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a« Nominalschnld, 
b. Jährliche Zinsen 



am 1. April 



JL 



Davon 



die Verwaltung 

des 

Beichsheeres 



die Verwaltung 

der Kaiserlichen 

Marine 



1890 . . a. 



1891 . . a. 



1892 . . a. 



1893 . . a. 



1894 . . a. 



1895 . . a. 



1896 . . a. 



4 Prozent 
3V2 Prozent 
im Ganzen 



4 Prozent 
3Va Prozent 
3 Prozent 

im Ganzen 



4 Prozent 
3V2 Prozent 
3 Prozent 

im Ganzen 



4 Prozent 
3Va Prozent 
3 Prozent 

im Ganzen 



4 Prozent 
3Va Prozent 
3 Prozent 

im Ganzen 



4 Prozent 
3V2 Prozent 
3 Prozent 

im Ganzen 



4 Prozent 
3V2 Prozent 
3 Prozent 

im Ganzen 



450 000 000,00 
667 981 800,00 



1117 981800,00 
41 379 363,00 

450 000 000,00 
697 797 700,00 
170 000 000,00 



1 317 797 700,00 
47 522 919,50 

450 000 000,00 
706 030 100,00 
529 537 300,00 



1 685 567 400,00 
58597172,50 

450 000 000,00 
760 842 500,00 
530 000 000,00 



1 740 842 500,00 
60 529487,50 

450 000 000,00 
775 714 500,00 
690 000 000,00 



1 915 714 500,00 
65 850 007,50 

450 000 000,00 
780 619 800,00 
850 600 000,00 



2 081 219 800,00 
70 839 693,00 

450 000 000,00 
790 000 000,00 
885 255100,00 



2 125 255 100,00 
72 207 653,00 



127 572 200,00 
559 750 800,00 



687 323 000,00 
24 694 166,00 

127 572 200,00 
584 713 800,00 
138 029 600,00 



850 315 600,00 
29 708 759,00 

127 572 200,00 
590 553 000,00 
389 794 800.00 



1 107 920 000,00 
37 466 087,00 

127 572 200,00 
628 783 800,00 
390 144 200,00 



1 146 500 200,00 
38 814 647,00 

127 572 200,00 
640 460 000,00 
508 745 000,00 



1276 777 200,00 
42 781 338,00 

127 572 200,00 
644 210 400,00 
631 351 100,00 



1 403 133 700,00 
46 590 785,00 

127 572 200,00 
651 093 900,00 
656 843800,00 



1 435 509 900,00 
47 596 488,50 



147 836 800,00 
40 935 200,00 



188 772 000,00 
7 346 204,00 

147 836 800,00 
43 150 400,00 
12169 900,00 



203 157 100,00 
7 788 833,00 

147 836 800,00 
44 262 200,00 
60 351 700,00 



252 450 700,00 
9 273 200,00 

147 836 800,00 
51 277 600,00 
60 414 900,00 



259 529 300,00 
9 520 635,00 

147 836 800,00 
52 309 600,00 
72 288 200,00^ 



272 434 600,00 
9 912 954,00 

147 836 800,00 
52 564 300,00 
80 666 900,oo_ 



281 068 000,00 
10 173 229,50 

147 836 800,00 
53 279 000,00 
83 289 500,ojL 



284 405 300,00 
10 276 922,00 
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sind za rechnen auf 



die Beichs- 

Post- nnd 

Telegraphen« 

Verwaltang 


die Beichs- 
drackerei 

JL 


die 
Eisenbahn- 
Verwaltung 


das 
Münz Wesen 


den 
Nord-Ostsee- 
Kanal 

JC 


sonstige 
Zwecke 

JC 


4 


5 


6 


7 


8 


9 


59 231 600,00 
8 333 300,00 


5 372 700,00 


39434100,00 
10 137 100,00 


48 076 100,00 
1 500,00 


24146 000,00 


22 476 500,00 
24 677 900,00 


67 564 900,00 
2 660 929,50 

59 231 600,00 
8 652 300,00 
2 432 300,00 


5 372 700,00 
214 908,00 

5 372 700,00 


49 571 200,00 

1 932 162,50 

39 434 100,00 
10 640 000,00 

2 762 700,00 


48 077 600,00 
1923 096,50 

48 076100,00 
1 500,00 


24 146 000,00 
845 110,00 

25 961 800,00 
9 975400,00 


47 154 400,00 
1762 786,50 

22 476 500,00 

24 677 900,00 

4 630 100,00 


70316 200,00 
2 745 063,50 

59 231 600,00 
8 740 200,00 
5 526 600,00 


5 372 700,00 
214 908,00 

5 372 700,00 


52 836 800,00 
2 032 645,00 

39 434 100,00 
10 928 300,00 
15 257 800,00 


48077 600,00 
1923096,50 

•48076100,00 
1 500,00 


35 937 200,00 
1 207 925,00 

26 867 000,00 
49 203 500,00 


51 784 500,00 
1901689,50 

22 476 500,00 

24 677 900,00 

9 402 900,00 


73498400,00 
2 840 969,00 

59 231 600,00 
8 740 200,00 
5 526 600,00 


5 372 700,00 
214 908,00 

5 372 700,00 


65 620 200,00 
2417 588,60 

39 434 100,00 
15 900 500,00 
15 302 600,00 


48 077 600,00 
1 923 096,50 

48 076 100,00 
1 500,00 


76 070 500,00 
2 416 450,00 

27 450 400,00 
49 208 800,00 


56 557 300,00 
2 044873,60 

22 476 500,00 

28 688 500,00 

9 402 900,00 


73 498 400,00 
2 840 969,00 

59 231 600,00 

8 740 200,00 

10 155 200,00 


5 372 700,00 
214 908,00 

5 372 700,00 


70 637 200,00 
2 592 959,50 

39 434 100,00 
16 968 200,00 
27 587 900,00 


48 077 600,00 
1 923 096,50 

48 076 100,00 
1 500,00 


76 659 200,00 
2 437 028,00 

28 546 500,00 
61820800,00 


60 567 900,00 
2 185 244,60 

22 476 500,00 

28 688 500,00 

9 402 900,00 


78 127 000,00 
2 979 827,00 

59 231 600,00 

8 740 200,00 

10155200,00 


5 372 700,00 
214 908,00 

5 372 700,00 


83 990 200,00 
2 998 888,00 

39 434 100,00 
17414 500,00 
42 270 600,00 


48077 600,00 
1 923 096,50 

48 076 100,00 
1 500,00 


90 367 300,00 
2 853 751,50 

29 000 400,00 
76 753 300,00 


60 567 900,00 
2 185 244,50 

22 476 500,00 

28 688 500,00 

9402 900,00 


78 127 000,00 
2 979 827,00 

59 231 600,00 

8 740 200,00 

10155 200,00 


5 372 700,00 
214 908,00 

5 372 700,00 


99119 200,00 
3454 989,50 

39 434 100,00 
18 435 400,00 
46 017 200,00 


48 077 600,00 
1923096,50 

48 076 100,00 
1 500,00 


105 753 700,00 
3 317 613,00 

29 761 500,00 
79 546 500,00 


60 567 900,00 
2 185 244,50 

22 476 500,00 

28 688500,00 

9 402 90Q,oo 


78 127 000,00 
2 979 827,00 


5 372 700,00 
214 908,00 


103 886 700,00 
3 603119,00 


48 077 600,00 
1923096,50 


109 308 000,00 
3 428 047,50 


60 567 900,00 
2185 244,50 
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Yerwendang der Anleihemittel bis zum Schlüsse des Jahres 1897/9S') 

(in 1000 Mark). 



Es sind 



aasgegeben 



Best 
geblieben 



I. Ffir Beehnimg der Ckfiammtheit aller Bundesstaaten. 

A. Verwaltung des Beichsheeres. 

1) Fü^ HeeresTerstärknngen, Steigerang der Operations- 
and Schlagfertigkeit des Heeres, Trappendislokationen, 
Eotnpletirang des Waffenmaterials, Aenderung der 
Wehrpflicht etc 

2) Thorerweiternngsbanten 

3) Garnisoneinrichtnngen in Elsass-Lothringen 

4) Zn Festangsanlagen 

5) VervoUständigang des deutschen Eisenbahnnetzes im 
Interesse der Landesvertheidigung 

6) Zu eisernen Vorschüssen f&r die Verwaltung des 
Beichsheeres 

Summa A 

B. Marineverwaltung 

G. Eisenbahnverwaltung 

D. Zur Erwerbung zweier Grundstücke in Berlin 

E. Münzwesen 

F. Beichsdruckerei 

G. Zur Beschaffung eines Betriebsfonds für die 
Beichsdruckerei 

H. Beitrag des Beichs zu den Kosten des Zoll- 
anschlusses in Hamburg 

J. Beitrag des Beichs zu den Kosten des Zoll- 
anschlusses in Bremen 

K. Zu den Ausgaben für den Nordostseekanal. . 

L, Für das auswärtige Amt 

Summe 1 

Von diesen Ausgaben sind durch Bückerstattungen auf 
die aus dem Keichsfestangsbaufonds geleisteten Vor- 
schüsse und aus Kaufgeldem der Stadt Köln gedeckt 

bleibt Snmme I 

II. Für Rechnung der Bundesstaaten mit Ausschluss 

Ton Bayern. 

Verwaltung des Beichsheeres. 

1) Kasemenbauten 

2) Vermehrung des Schanzzeugs der Infanterie 

3) Erweiterung oder Neuerwerb von Artillerie-Schiess- 
plätzen 

Summe II 

III. Fftr Rechnung der Bundesstaaten mit Ausschluss 

Ton Bayern und Württemberg. 

V\ Post- und Telegraphenverwaltung 

2) Zur Verstärkung der Betriebsmi^el 

Summe m 
Gesammtsumme 

V Drucks, des Beichst. 1898/99 Nr. 8. 



929 250 158 

1 517 688 

51 173 546 

190 782 389 

164 591 305 

6 801 631 
1 S44 116 719 

317 796 483 
106 286 874 

7 564 380 
46 392 947 

4 872 476 

400 000 

40 000 000 

12 000 000 
104 902 235 

1 984 332 116 



1 851 663 042 



105 573 268 
1 075 662 

14 750 175 
121 300 105 



62 604 760 
12 750 000 

75 354 760 
2048416000 



27 267 066 

1 078 342 

12 448 095 

13 008 938 



53 802 442 

1 073 188 
9 275 121 

1 760 272 



1 097 764 
67 008 790 



67008790 



196 403 
106403 



67 205 103 



2115 622102 



„ „ „3 „ „ 86,91157 „ 



— 153 — 

Die gesammten Anleihekredite beliefen sich bis zum Schluss 
des Rechnungsjahres 1897/98 auf 2 171 252 093,70 Mk. Davon waren 
bis Ende Oktober 1898 realisirt worden durch Begebung: 

Schuldverschreibungen nominell mit einem Erlös von 

47o (jetzt 3 V27o) 450 000 000 Mk. 445 705 020,05 Mk. 

3V27o 790000000 „ 798708641,53 „ 

37o .... . 968853800 . 842044935,92 ,, 
insgesammt 2 208 853 800 Mk. 2 086 458 597,50 Mk. 

Der Kurs, zu welchem diese Schuldverschreibungen im Durch- 
schnitt begeben sind, beträgt 

für die bisherige 4prozentige Reichsschuld 99,0455 Prozent^ 

372 „ „ 101,10236 

3 „ „ 86,91157 

so dass der Zinsfuss, zu welchem die Reichskasse den aufgenommenen 
Erlös zu verzinsen hat, sich für die 

frühere 4proz. Reichsschuld auf 4,0386 Proz. vor der Convertirung und 

„ 3,5337 „ nach der Convertirung 

3 2 n n n 3,461838 „ 

3 „ „ ^ 3,451789 „ 

stellt. 

Von dem gesammten am 1, April 1898 vorhandenen nominellen 
Schuldkapital von 2182 246800 Mk. entfielen in 1000 Mk. 

zn 40/0 
(in 3V2% zn 3V2°/o zn 3% 

konvertirt) 

A. Auf die Finanzgemeinschaft 

sämmtlicher Bundesstaaten . 311616,0 753364,1 915972,6 Mk. 

B. Auf die Finanzgemeinschaft 
der Bundesstaaten mit Aus- 
schluss von Bayern . . . . 79152,4 27895,7 16119,0 „ 

0. Auf die Finanzgemeinschaft 
der Bundesstaaten mit Aus- 
schluss von Bayern und 
Württemberg 59231,6 8740,2 10155,2 „ 

Mithin im ganzen . . 450 000,0 790 000,0 942 246,8 Mk. 

Diese 2182 246 800 Mk. Schuldverschreibungen haben einen 
Erlös von 2 061 726 975 Mk, gebracht.^) 

Durch Reichsgesetz vom 8. März 1897^) erfolgte die Umwand- 
lung der 4prozentigen Reichsschulden in 3V2prozentige und zwar 



>) Drucks, des Eeichst. 1898/99 Nr. 339 S. 17. 
2) BeichsgesetzbL 1897 S. 21. 
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in dwr Weise, dass nach § 2 des Gesetzes den Inhabern der Schuld- 
verschreibungen der 4prozentigen Reichsanleihe die Umwandlung 
in solche der 3V2prozentigen und den im Reichsschuldbuch einge- 
tragenen Gläubigern die Umschreibung in 3V2prozentige Buchschulden 
durch öffentliche Bekanntmachung angeboten wurde. Das Angebot 
galt als angenommen, wenn nicht von den Gläubigern die Baar- 
zahlung des Kapitalbetrages der 4prozentigen Schuld binnen 3 Wochen 
beantragt wurde. Den Besitzern solcher 4prozentiger Schuldver- 
schreibungen und den Inhabern derartiger Buchschulden wm-de im 
§ 10 desselben Gesetzes ausserdem garantirt, dass ihre umgewandelten 
3V2prozentigen Reichsschuldverschreibungen, sowie die Buchschulden 
vor dem 1. Aprü 1905 zur haaren Rückzahlung nicht gekündigt 
werden dürften. 

Eine andere Art der Schulden, die das Reich aufnehmen kann, 
sind die Schatzanweisungen. Sie dienen dazu, den Ausgabedienst 
aufrecht zu erhalten, und dem Reiche Mittel in der Zeit des Jahres 
zur Verfügung zu stellen, in der die Einnahmen nicht in genügender 
Weise eingehen und die Ausgaben nicht decken. Diese Schatzanwei- 
sungen werden, je nachdem es dem Reichskanzler zweckmässig 
erscheint, als verzinsliche oder unverzinsliche kurzfristige Schuld- 
scheine des Reichs ausgegeben und die Höhe der zulässigen An- 
weisungen wird im Etatsgesetz mitbestimmt. Für das Etatsjahr 
1897/98 stand dem Reichskanzler die Ausgabe von Schatzanweisungen 
bis zum Betrage von 175 Millionen Mark zu. Auf Grund der Er- 
mächtigung hat der Reichskanzler in diesem Jahre nur 56 Millionen 
Mark ausgegeben, davon 30 Millionen zu einem Diskont von 
5 Prozent und 26 Millionen Mark zu einem Diskont von 3 Prozent. 

Eine dritte Kategorie von Reichsschülden bilden die Reichs- 
kassenscheine, deren Betrag sich auf 120 Milhonen Mark be- 
läuft, und die in Abschnitte von 5 Mk., 20 Mk. und 50 Mk. ein- 
getheüt sind. Davon sind 4 Millionen Abschnitte zu 5 Mk., 
1 500 000 Abschnitte zu 20 Mk. und 1 400 000 Abschnitte zu 50 Mk. 

ausgegeben. 

Die Kosten für die Verwaltung der Reichsschuld haben 1897/98 
322 120 Mk. betragen. 



IV. Ausserordentliche Einnahmen. 

Eine ganz ausserordentliche Einnahme hatte das Deutsche Reich 
aber gleich im Beginn der hier behandelten Periode in der französischen 
Kriegskostenentschädigung, den bekannten 5 Milliarden Francs.') 

1) Statist Jahrb. des Deutschen Eeiohs 1879 S. (80. 
2J Drucks, des Reichst. 1880 Nr. 115. 
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1. Die Einnahmen aus der vertragsmässigen Kriegskostenent- 
schädigung nebst den von Frankreich vertragsmässig gezahlten 
Zinsen haben rechnungsmässig betragen: 

1871 . . 400 003 521 Thl. 7 Sgr. 2 Pf. 

1872 . . 436030008 „ 18 „ 2 „ 

1873 . . 577752491 „ 17 „ 11 „ 

1874 minv^ 8228390 ,, 17 ^ — ,, 

zusammen 1 413 557 630 Thl. 26 Sgr. 3 Pf. 

oder 4 240 681 911,13 Mk. 
Dazu kamen 1874 — 1878/79 an Rückeinnahmen 
auf die aus der Kriegskostenentschädigung 
bestrittenen Ausgaben . 1905 842,24 ^ 

sind 4 242 587 753,37 Mk. 

2. Der Ertrag der Kontribution der Stadt Paris 

53 505 864 Thl. 18 Sgr. oder ....... 160 517 593,80 „ 

3. Die Einnahmen aus den in Frankreich er- 
hobenen Steuern und den nicht für besondere 
militärische Zwecke verwendeten örtlichen 
Kontributionen von 1871—1879 . . . . . . 55 926022,53 . 

Von den hiernach sich ergebenden Einnahmen 

. von . . . 4 459 031 369,70 Mk. 

gehen ab die auf die ersten drei halben 
Milliarden an Frankreich für die abgetre- 
tenen Eisenbahnen in Elsass - Lothringen 
überwiesenen 325000000 Franks oder . . 260000000,00 „ 

bleiben 4 199 031 369,70 Mk. 

Von den einstweilen angelegten Kriegskosten- 
entschädigungsgeldern sind an Zinsen von 
1872 bis 1876/77 aufgekommen . . . . . 8065032,56 „ 

ergiebt eine Gesammteinnahme von ... 4 207 096 402,26 Mk. 
Diese Einnahme ist in nachstehender Weise verwendet worden : 

A. Ausgaben für gemeinschaftliche Rechnung aller bei 

der Kriegsführung betheiligt gewesenen Staaten. 

Mk. 

1. Für den Reichsinvalidenfonds 560676 976,900 

2. Für die Umgestaltung und Ausrüstung deut- 
scher Festungen 216 000 000,00 

3. Für Eisenbahnen in Elsass-Lothringen . . . 171 617 603,61 

4. Für Wiederherstellung, Vervollständigung und 
Ausrüstung der Festungen in Elsass-Lothringen 129 907 614,42 

5. Für den Reichskriegssehatz 120 000 000,00 

ij Dazu 323023,10 Mk., die zu den Ausgaben fdr 1873 verwendet wurden. 
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6. Zum Ersatz der Ausfälle an den Einnahmen Mk. 
infolge Abbürdung der Zoll- und Steuerkredite 59 378 157,00 

7. Nach Kap. 7 der Einnahmen in den Reichs- 
haushaltsetats 1872 und 1873 

a) zum Betriebsfonds der Reichskasse . . . 6000000,00 

b) für die Marineverwaltung 9714000,00 

c) zu eisernen Vorschüssen für die Verwaltung 

des Reichsheeres 18810000,00 

8. Zu Dotationen für hervorragende Verdienste . 12000000,00 

9. Zu Beihilfen an die aus Frankreich ausge- 
wiesenen Deutschen 6 000 000,00 

10. Für den Schiessplatz der Artillerieprüfungs- 
kommission 4 854 799,00 

11. Nach Art. V des Gesetzes vom 8. Juli 1872 

a) die Kosten des grossen Hauptquartiers . . 3028837,77 

b) der von der Reichshauptkasse 1870 und 1871 
für gemeinsame Zwecke bestrittene Kosten- 
aufwand 619 017,70 

c) Mehrbedarf gegen den Friedensetats für 
die in Elsass - Lothringen garnisonirenden 

Truppen bis Ende 1872 10 452 970,21 

12. Nach dem Gesetze vom 8. Juli 1873 betreffend 
den einstweilen reservirten Theil der Kriegs- 
kostenentschädigung 

a) zu den einmaligen Ausgaben der Marine- 
verwaltung 1873 und 1874 54058170,00 

b) zur Deckung der vorschussweise bereits er- 
folgten Einlösung von Schatzanweisungen . 32 077 500,00 

c) für Errichtung des Reichstagsgebäudes . . 24000000,00 

d) für das Retablissement des für die Verwal- 
tung des Reichsheeres erforderlichen Kriegs- 
kartenbestandes 783000,00 

e) zur Entschädigung an Eisenbahnen für re- 
gulativwidrige Verwendung der Eisenbahn- 
transportmittel zu Kriegszwecken .... 1745964,00 

f) für die durch Benutzung der französischen 
Eisenbahnen beim Abzüge der deutschen 
Truppen aus Frankreich entstandenen ge- 
meinsamen Fuhr- und Transportkosten . . 4 932 355,71 

g) zur vollständigen Einrichtung der Artillerie- 
werkstatt in Strassburg 900000,00 

h) für die Kosten, welche durch Bewilligung 
von Zulagen bezw. extraordinären Kompe- 
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tenzen an die in Elsass - Lothringen dislo- Mk. 
cirten Kommandobehörden, Administrationen 
und Truppentheile für das Jahr 1873 er- 
wachsen sind 4350069,00 

i) zur Deckung der von der Reichshauptkasse 
vom Jahre 1872 ab für gemeinsame Kriegs- 
zwecke bestrittenen Kosten 513882,24 

13. Zum Ersatz von Kriegsschäden und Küegs- 

leistungen 115723886,43 

14. Zur Entschädigung der deutschen Rhederei . . 16 753 655,06 

15. Für die Kriegsdenkmünze 878 816,72 

16. Die Invalidenpensionen bis Ende 1872 ... 30 172 494,80 

17. Zuschuss zur Deckung der aus dem Reichsinva- 
lidenfonds zu bestreitenden Pensionen in der 
Zeit, in welcher der Invalidenfonds noch nicht 

angelegt war 18 643 722,62 

18. Die gemeinsamen Kriegsausgaben 

a) für die Armirung und Desarmirung der 

Festungen 29445 258,06 

b) für Belagerungsmaterial 33 556833,35 

c) bei der Marineverwaltung 26 967 286,15 

d) für vorübergehende Einrichtungen zur 
Küstenvertheidigung 2881299,95 

e) für Anlegung und Wiederherstellung von 
Eisenbahnen im Interesse der Kriagsführung 14 120 787,14 

f) für die nicht in den Bereich der Feldtele- 
graphie fallenden Telegraphenanlagen und 

deren Betrieb 591 988,07 

g) für die einstweilige Civilverwaltung in 
Frankreich bezw. bis Ende 1871, Kosten der 
Eisenbahnverwaltung in Elsass-Lothringen 13499 253,11 

h) für die Leistungen der Postverwaltung . . 669589,25 

i) der Telegraphenverwaltung 1 772 032,37 

k) bei der Verwaltung des Landesheeres den 

Mehrbedarf gegen die Friedensverwaltung 60 778842,34 

1) Abfindung an Bayern 450 000,00 

19. Zur Deckung der femer der Reichshauptkasse 

für Kriegszwecke erwachsenen Kosten .... 828 533,40 

20. Zur Erwerbung zweier Grundstücke in B erlin . 6 033 985,00 

1 826 289 182,23 

21. An den Etat überwiesene Beträge . . . . . 127 465,51 

1 826 416 647,74 
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B. Ausgaben für gemeinsame Rechnung des ehemaligen 
Norddeutschen Bundes, Württembergs, Badens und Kur- 
hessens. 

Mk. 

1. Zur Abtragung der Reichsschuld 10 500 000,00 

2. Zur Erweiterung der Dienstgebäude des Kriegs- 
ministeriums, Generalstabs- und Militärerzie- 
hungsanstalten 7857 000,00 

3. Zur Erweiterung des Dienstgebäudes des Ge- 
neralstabs . . 1575 000,00 

19 932 000,00 

C. Ausgaben für gemeinsame Rechnung des vormaligen 

Norddeutschen Bundes, Badens und Kurhessens. 

Mk. 

1. Zum Betriebsfond der Postverwaltung .... 5250000,00 

2. Nachträgliche Bewilligung für Retablissement 

des Heeres 4 868 258,13 

3. Erspart . . 2 435,87 

10 120 694,00 

D. Ausgaben für Rechnung des vormaligen Norddeutschen 

Bundes. 

Mk. 

1. Kriegskosten 1 126 533 813,20 

2. Kosten des Heeresretablissements 320 522 550,86 

3. Zu militärischen Bauten und Einrichtungen . . 40 921 127,91 

4. An die etatsmässige Verwaltung überwie sen . 1 513 853,67 

1 489 491 345,64 
Gesammtsumme . . 3345 960687,38 

Mk. 
Aus der Kriegskostenentschädigung von . . • . 4207096 402,26 
wurden bestritten: 

1. Ausgaben der ganzen Kriegsgemeinschaft . . 1826416 047,74 

2. Der Gemeinschaft von Württemberg, Baden, 
Südhessen und dem Norddeutschen Bunde (ab- 
züglich 557536 Mk. Zinsen) 19374464,00 

3. Der Gemeinschaft von Baden, Südhessen und dem 
Norddeutschen Bunde (abzüglich 7362555,06 Mk. 

Zinsen) 2758138,94 

4. Des Norddeutschen Bundes (abzügl. 21 313 385,51 

Mark Einnahmen) 1468177 960,13 
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Die Antheile Mk. 

1. Bayerns 270792297,67 

2. Würrtembergs 85 414 733,76 

3. Badens 61360828,82 

4. Kurhessens 28893184,52 

5. des Norddeutschen Bundes . . 443 908146,68 

Summe 890 369 191,45 

Demnach blieb zur Vertheilung an die Einzelstaaten und 
zu deren Verwendung, die für die Staaten des Norddeutschen Bundes 
jedoch auch durch Reichsgesetz vorgeschrieben war, ein Betrag von 

890 369191,45 Mk. 
Der Vertheilungsmassstab wurde in der Weise festgesetzt,^) dass 
drei Viertheile der verfügbaren Summe nach den militärischen 
Leistungen, ein Viertheil nach dem Verhältniss der Matrikular- 
umlagen von 1871 an die Staaten vertheilt wurden. 

Nach dem Massstab der militärischen Leistungen ergaben sich 
dabei für 

den vormaligen Norddeutschen Bund . 107 679 125 Theile 

Bayern 14538825 „ 

Württemberg 4345450 „ 

Baden 3768450 „ 

Kurhessen 1869975 „ 



1 



) Reichsgesetzbl. 1872 S. 292. 
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C. Formelle Ordnnng des Beichsiinanzwesens. 

I. Abrechnungs- und Kassenwesen. 

Die Ueberweisung der von den Bundesstaaten für Rechnung 
des Reichs zu erhebenden Abgaben, der Aversen für die Zölle und 
Verbrauchssteuern und der Matrikularbeiträge und sonstigen Schuld- 
beträge an die Reichshauptkasse erfolgt durch monatliche Ab- 
rechnungen. 

Von den Landeshauptkassen sind als Einnahme (bezw. Schuld 
an die Reichshauptkasse) nachzuweisen: 

1. die Zölle und Verbrauchssteuern, welche im abgelaufenen 
Monate nach den Gesetzen und den zwischen den Bundes- 
staaten über die Fristen der Zoll- und Steuerkredite ge- 
troffenen Vereinbarungen fällig geworden sind, abzüglich 
der nach Art. 38 der Reichsverfassung darauf in Anrechnung 
kommenden Verwaltungs- und Erhebungskosten; 

2. die Aversen für die ausserhalb der Zollgrenze liegenden 
Reichsgebiete, und zwar zunächst provisorisch ein Monats- 
betrag (Vi 2) des etatsmässigen Jahressolls; 

3. die Aversen, welche anstatt der Branntwein- und Biersteuer 
aus einzelnen Gebieten innerhalb der Zollgrenze der Reichs- 
kasse zu überweisen sind, und ^war zunächst provisorisch 
ein Monatsbetrag (V12) des etatsmässigen Jahressolls; 

4. die im abgelaufenen Monat aufgekommene Wechselstempel- 
steuer , soweit dieselbe nicht durch die Reichs -Po st Ver- 
waltung erhoben wird; 

5. ein Monatsbetrag (Vi 2) der von dem betreffenden Bundes- 
staat nach dem Reichshaushaltsetat für das Etatsjahr zu 
entrichtenden Matrikularbeiträge; 

G. die Verwaltungseinnahmen bei den einzelnen Kontingenten 
des Reichsheeres, welche an die Reichskasse abzuführen 
sind; 
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7. sonstige Einnahmen für die Reichshauptkasse und Erstattungen ; 

8. der aus der Reiehshauptkasse zur Deckung der Ausgaben 
im abgelaufenen Monat etwa bezogene Zuschuss und eventuell 

9. der aus der vorigen Rechnung etwa verbliebene Bestand. 

Als Ausgabe (bezw. Forderung an die Reichskasse) werden 
)n den Landeshauptkassen nachgewiesen: 

a) die für das Reichsheer gezahlten resp. der Militärverwaltung 
im letzten Monat überwiesenen Beträge seitens derjenigen 
Bundesstaaten, welche ihr Kontingent selbst verwalten, bezw. 
die Verwaltung der Kontingente anderer Bundesstaaten mit 
wahrnehmen, jedoch nur innerhalb der vom Bundesrath hier- 
für bestimmten Maximalgrenze; 

b) die zu Lasten des Kaiserlichen Dispositionsfonds zu Gnaden- 
bewilligungen aller Art, des allgemeinen Pensionsfonds und 
des Reichsinvalidenfonds bestrittenen Ausgaben; 

c) die Zahlungen an die Reichsbevollmächtigten und Stations- 
kontroleure ; 

d) sonstige, für Rechnung der Reichshauptkasse geleistete 
ständige Zahlungen, sowie die auf reichsgesetzlichen Be- 
stimmungen beruhenden Ausgaben, welche von den Landes- 
regierungen für Reichsrechnung bestritten, beim Reichs- 
kanzleramte liquidirt und von dieser Behörde zur Erstattung 
auf die Reichshauptkasse angewiesen sind; 

e) einmalige Zahlungen, welche von den Landesregierungen 
auf Ersuchen des Reichskanzleramts, oder von den Landes- 
kassen auf Ersuchen der Reichshauptkasse für Rechnung 
der letzteren geleistet sind; 

f) nach jeweilig erfolgter Feststellung dey Antheile an der 
Wechselstempelsteuer der aus der Reichshauptkasse einzu- 
ziehende Betrag des Antheils der betreffenden Landes- 
regierung ; 

g) die im abgelaufenen Monat pränumerando baar an die 
Reichshauptkasse etwa gezahlte Quote der Matrikularbeiträge 
und sonstige an die Reichshauptkasse baar abgelieferte 
Beträge und eventuell 

h) das aus der vorigen Abrechnung etwa verbliebene Guthaben. 

Der aus dieser Art der Abrechnung sich ergebende Ueberschuss 
5t vor oder bei der Abrechnung an die Reichshauptkasse baar ab- 



1) Zentralbl. der Abgaben-, Gewerbe- und Handels -Gesetzgebung und Verwaltung 
I Preussen 1878 S. 121. Wie mir vom Beichsschatzamt mitgetheilt wurde, ist diese 
erordnung über die Abrechnung zwischen den einzelnen Landeshauptkassen und der 
teiehskasse noch jetzt massgebend. Eine ausführliche Darstellung des gesammten 
Rechnungswesens des Eeichs fehlt m. W. noch. 

Cohn, Finanzen des Deutsohen Reichs. \.\. 



— 162 — 

zuliefern, ausgenommen wenn er für Zahlungen für Reichsrechnung 
innerhalb der nächsten 10 Tage unentbehrlich ist. 

Wie hieraus ersichtlich, nimmt diese Verordnung, als vor dem 
Jahre 1879 erlassen, auf die durch die Franckenstein'sche IQausel 
bedingte Art der Abrechnung keine Rücksicht. Diese vollzieht sich 
nun in der Weise, dass Preussen seinen Beitrag in Monatsdritteln 
am 1., 9. und 19. jedes Monats pränumerando baar einzahlt, während 
die übrigen Bundesstaaten ein Drittel der Monatsraten pränumerando 
entrichten und — abgesehen von Bayern, mit welchem die Abrech- 
nung und der finanzielle Ausgleich vierteljährlich erfolgt — den 
Rest im Laufe des Monats dem Reiche zur Verfügung halten.^) 

Nach den Angaben der Regierung stellen sich diese Zahlungen 
der Matrikularbeiträge als Vorschüsse an das Reich seitens der 
Bundesstaaten dar, deren Erstattung dann durch Ueberweisung der 
bezüglichen Antheile aus dem Ertrage der Zölle etc. erfolgt. Die 
an die Bundesstaaten abzuführenden Einnahmen aus dem Ertrage 
der Zölle, der Tabacksteuer, der Verbrauchsabgabe für Branntwein 
und der Reichsstempelabgaben werden postnumerando auf Grund 
vierteljährlicher Feststellung — etwa 6 — 8 Wochen nach dem Schlüsse 
des Quartals, in welchem sie aufkommen — den Bundesstaaten über- 
wiesen. Die Regierung hatte aber die Absicht, die bisherige monats- 
weise Entrichtung und theilweise Vorauszahlung der Matrikular- 
umlagen in Fortfall zu bringen und letztere gegen die den Bundes- 
staaten zu überweisenden Zoll- und Steuerbeträge aufzurechnen. Zu 
diesem Zwecke verlangte sie zweimal, 1892 und 1893, die Verstärkung 
des Betriebsfonds der Reichskasse von 20400000 Mk. auf 67 Mil- 
lionen Mark, welche aus dem Kapitalüberschusse des Reichsinvaliden- 
fonds über dessen Verbindlichkeit hinaus entnommen werden sollten. 
Es erhoben sich jedoch gegen diesen Vorschlag konstitutionelle Be- 
denken und die Entwürfe blieben im Reichstage unerledigt. 

Im Uebrigen sind die Verwaltungen jetzt immer mehr bestrebt, 
Auszahlungen aus Reichsmitteln durch die Reichsbank vorzunehmen. 
Die einzelnen Kassen führen ihre Bestände an die in ihrem 
Orte befindlichen Reichsbankstellen auf Girokonto ab und verfügen 
darüber durch Checks. Der ganze Verkehr erfolgt in kaufmännischen 
Formen. Die Reichshauptkasse ist lediglich eine Buchhalterei zur 
Uobertragung der einzelnen Posten auf die entsprechenden Etatstitel. 
In neuerer Zeit ist auch die Marinekasse aufgelöst und ihr Zahlungs- 
dienst der Reichsbank übertragen worden. Immerhin ist die Reichs- 
bank noch weit entfernt davon, für alle Zweige des Reichsdienstes 
als ausschliessliche Zahlungsstelle zu dienen.^) 

») Drucks, des Reichst. 1893/94 No. 10 S. 2. 

2) s. auch Philippovich, Die deutsche Eeichsbank im Dienste der FinanZTer« 
waltuDg des Eeichs, im Finanzarchiy III S. 108. 
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II. Etatswesen und Kontrole. 



Das Etatsjahr resp. das Wirthschaftsjahr des Reichs läuft vom 
1. April bis 31. März, während es bis 1876 sich pait dem Kalender- 
jahr deckte. Die Wirthschaftsperioden sind einjährige. Die Behörden 
theilen die Erfordernisse der einzelnen Ausgaben ihres Ressorts dem 
Reichsschatzamte mit, das den ganzen Etat vorzubereiten hat und 
nach Genehmigung der Voranschläge durch den Bundesrath den 
Etat dem Reichstage vorlegt. 

Der dem Reichstage vorgelegte Hauptetat enthält zunächst nach 
Kapiteln die Summen der einzelnen Ausgabetitel. In Spezialetats 
werden dann auch die Ausgaben der einzelnen Titel gesondert auf- 
geführt. Diese Eintheilung ist besonders wichtig, weil die einzelnen 
Titel vom Reichstage bewilligt werden und eine Uebertragung der 
Ausgaben des einen Titels auf einen anderen Titel nur da zulässig 
ist, wo dies ausdrücklich neben dem Titel ausgesprochen ist. Das 
Schema für den Etat ist aus der untenstehenden Anmerkung er- 
sichtlich. 

Der Etat ist ein Bruttoetat, jedoch nicht als solcher vollkommen 
durchgeführt. Es fehlt die Aufführung der Einnahmekosten. Ferner 
sind die sogenannten Betriebsverwaltungen nur mit ihren Ueber- 
schüssen unter den Einnahmen aufgeführt, doch geben die Spezial- 
etats derselben auch die einzelnen Ausgabeposten an, die ebenfalls 
der Bewilligung des Reichstages unterliegen. 

Die einzelnen Titel der laufenden Ausgabeverwaltung werden 
vom Reichstag meist genehmigt, die sich daran knüpfenden Be- 
sprechungen dienen hauptsächlich dazu, die ganze Art der Ver- 
waltung zu besprechen, Uebelstände bekannt zu geben und Wünsche 
und Beschwerden vorzubringen. In dieser Beziehung erfolgt die 



Anmerkung: Schema für den Etat: 
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1 

EH 


Ausgabe 
resp. Einnahme 


Betrag für 

das Kech- 

nungsjahr 

1899 


Darunter 

künftig 

wegfallend 

JC 


Im Etat für 
das Jahr 
1898 sind 
angesetzt 


Mithin für 
1899 


Erläute- 


•pH 

p. 


mehr 
JC 


we- 
niger 

JC 


rungen 






Angabe des spe- 
ziellen Ausgabe- 
resp. Einnahme- 
Titels. 















w 
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Bewilligung nur nominell, denn es herrseht dabei kaum die Absicht, 
einen Titel der Ausgabe zu verweigern. 

Den Charakter einer wirkliehen Bewilligung hat die Grenehmi- 
gung einer Ausgabe resp. Einnahme erst dann, wenn es sich lun 
Einführung einer neuen Ausgabe resp. Einnahme handelt. 

Ist ein Etatsjahr abgeschlossen, so legt die Regierung dem 
Reichstage eine „Uebersicht der Reichs -Ausgaben und -Einnahmen" 
vor, in welcher die Ueberschreitungen der Ausgaben und Ein- 
nahmen in einer besonderen Zusammenstellung einzeln aufgeführt 
werden, und in welcher eine Begründung der Eltatsüberschreitungen 
enthalten ist. Diese Ueberschreitungen unterliegen dann der Ge- 
nehmigung des Reichstages, der sie vorbehaltlich der Nachprüfung 
durch den Rechnungshof des Reiches ertheilt. Aenderungen des 
wirklich abgeschlossenen Etats gegen den Voranschlag liegen in 
der Natur der Sache, und es wird bei den üblichen, sich in massigen 
Grenzen haltenden Etatsüberschreitungen kaum die Entlastung 
seitens des Reichstages verweigert. Aber bis jetzt ist das Ent- 
lastungsrecht des Reichstages von keiner praktischen Bedeutung 
geworden. Sind dem Reichstage die Etatsüberschreitungen oder die 
ausseretatsmässigen Ausgaben zu gross erschienen und verweigert 
er die Entlastung, so hat das praktisch keine Folgen. Die Ueber- 
sicht wird im nächsten Jahre wieder vorgelegt und wird sie auch 
dann nicht vom Reichstage genehmigt, so wiederholt sich das Spiel, 
bis schliesslich der Reichstag mürbe wird und nachgiebt. 

Vorbereitet wird die Rechnungslegung und Abnahme der Rech- 
nungen durch den Rechnungshof des Deutschen Reichs. Dieser 
hat in der Allgemeinen Rechnung über den Reichshaushalt seine 
Bemerkungen nach drei Richtungen hin zu erstrecken:*) auf die 
kalkulatorische Uebereinstimmung der allgemeinen Rechnung mit 
den vom Rechnungshofe revidierten Kassenrechnungen; auf die 
etwaigen Abweichungen der Verwaltungsbehörden in Finanzsachen 
von gesetzlichen Vorschriften, und auf die Abweichungen der that- 
sächlich erfolgten Einnahmen und Ausgaben zu den Ansätzen und 
Bewilligungen des Budgets, insbesondere zu welchen Etatsüber- 
schreitungen und ausseretatsmässigen Ausgaben die Genehmigung 
dos Reichstages noch nicht beigebracht ist. Bis zur Ertheilung der 
Entlastung trägt der Reichskanzler die Verantwortlichkeit. Doch 
ist diese, wie Laband mit Recht bemerkt, bis jetzt nur ein politisches 
Prinzip, das aber nicht einmal politische Wirkung hat, weil unter 



1) Laband, II 987; hier auch die staatsrechtlichen Einzelheiten über die Stellang 
des Eechnungshofes. 
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den jetzigen konstitutionellen Verhältnissen die Verweigerung der 
Entlastung nicht die Beseitigung des Reichskanzlers zur Folge hätte J) 



*) Nachstehend das Schema für die Eechnungslegung: 
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NB. Diese Spalte nur 
in den Uebersichten. 
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D. Ergebnisse der Fmanzwirthschaft; des Reichs 

nnd Schlnssbemerknngeii. 

Der Reichshaushalt hatte in den Jahren 1871 — 1897/98 nach- 
stehendes Ergebniss:') 





+ (Ueberschüsse) 




+ (Ueberschüsse) 




+ (Ueberschüsse) 


Jahr 


— (Defizits) 


Jahr 


— (Defizits) 


Jahr 


— (Defizits) 




in \ 000 JC 




in 1 000 JC 




in 1 000 JC 


1871 


+ 15 806 


1880/81 


— 12 228 


1889/90 


+ 2 640 


187^ 


+ 38 878 


1881/82 


+ 25077 


1890y91 


+ 15 428 


1873 


+ 37 747 


1882/83 


+ 16 201 


1891/92 


+ 4 210 


1874 


+ 49 010 


1883/84 


— 1706 


1892/93 


+ 1420 


1875 


+ 18738 


1884/85 


— 5 525 


1893/94 


+ 14 375 


1876/77 


+ 1894 


1885/86 


— 17 258 


1894/95 


+ 7 392 


1877/78 


+ 1873 


1886/87 


— 22 165 


1895/96 


+ 11 967 


1878/79 


5 979 


1887/88 


— 22 716 


1896/97 


+ 28 467 


1879/80 


+ 22 898 


1888/89 


- 20 260 


, 1897/98 


+ 25 357 



Die Zölle und Verbrauchssteuern, sowie die Reichsstempelabgaben 
brachten gegen den Voranschlag mehr (+) weniger ( — ) in 1 000 Mk. 





ZöUe und Ver- 


Reichsstempel- 




ZöUe und Ver- 


Eeichsstempel- 


Jahr 


braachssteuern 


abgaben 


Jahr 


brauchssteuern 


abgaben 




in 1( 


300 JC 




in 1( 


)00 JC 


1872 


— 19 467 


+ 1241 


1885/86 


— 1011 


+ 2 565 


1873 


+ 61 201 


+ 1770 


1886/87 


— 30 725 


2 964 


1874 


+ 37 880 


+ 1031 


1887/88 


— 1935 


— 535 


1875 


+ 17 595 


+ 290 


1888/89 


— \21 521 


+ 7 891 


1876/77 


— 1914 


516 


1889/90 


+ 58825 . 


+ 14479 


1877/78 


— 15 654 


— 463 


1890/91 


+ 87 824 


+ 5105 


1878/79 


— 14 792 


— 469 


1891/92 


+ 62 490 


— 724 


1879/80 


+ 23 233 


491 


1892/93 


+ 16 170 


— 5806 


1880/81 


— 20 716 


+ 6 


1893/94 


+ 4160 


— 5 311 


1881/82 


+ 18 347 


+ 6 473 


1894/95 


+ 20 071 


+ 14 948 


1882/83 


+ 3 907 


— 466 


1895/96 


+ 34 635 


+ 10117 


1883/84 


— 11 140 


+ 1293 


1896/97 


+ 96 852 


— 2 264 


1884/85 


— 495 


+ 1681 


1897/98 


+ 80 285 


— 2 809 



1) Die endgiltig festgestellten Ueberschüsse resp. Fehlbeträge finden sich in den 
allgemeinen Bechnnngen des anf das bezeichnete Jahr zweitfolgenden Jahres entweder 
unter den Einnahmen oder unter den Ausgaben. Die Ziffern für 1896/97 und 1897/98 
sind den „Ueber sichten" entnommen. 
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In den Jahren 1872 bis 18970 Jiaben an das Reich zu zahlen 
resp. von ihm empfangen 



Jahr 


Gesammt- 

betrag 

der 

Matrikular- 
beiträge 


Darunter an 
Aequivalenten 
für die nicht 
allen Staaten 
gemeinsamen 
Einnahmen 
an Brau- und 
Branntwein- 
steuer 2), Post- 
überschüssen 

und Ein- 
nahmen der 
Verwaltung 
des Beichs- 
heeres 


Nach Abzug 

dieser 

Aequivalente 

bleiben 

wirkliche 

Matrikular- 

beiträge 


-• — ■ 

Die üeber- 
weisungen an 
die Bundes- 
staaten aus 
dem Ertrage 
der Zölle und 
der Taback- 
steuer3) und 
4er Eeichs- 

stempel- 
abgaben be- 
tragen 


In Summa 

haben 
die Bundes- 
staaten 
an das Eeich 
zu zahlen 

(vom Reich zu 
empfangen) 

JfV 


1872 

1873 

1874 

1875 

1876/77 . . . . 

1877/78 

1878/79 . . . . 
1879/80 . . . . 
1880/81 . . . . 
1881/82 . . . . 
1882/83 . . . . 
1883/84 . . . . 
1884/85. . . . 

1885/86 

1886/87 

1887/88 , . . . 

1888/89 

1889/90 

1890/91 . . . . 
1891/92 . . . . 
1892/93. . . . 
1893/94. . . . 
1894/95. . . . 
1895/96 . . . . 
1896/97 . . . . 
1897/98. . . . 
1898/99*). . . 
1899*). . . 


94 072 749 
73 943 601 

67 144 251 

68 969 549 
71 376 217 
81108 516 
87 345 516 
89 445 950 
81 670 950 

103 288 523 
103 684 369 
92 719 354 
84 445 084 
122 436 712 
139 218 399 
186 937 315 
219 375 459 
228 132 691 
312 414 927 

326 733 620 

327 359 733 
380 064 145 
397 497 420 
396 000 067 
413 149 710 
435 452 747 
475 726 568 


11 805 950 

14 855 417 

15 744 718 
17 257 296 

15 617 065 

16 937 251 

17 136 771 
17 369 390 

17 524 171 

18 084 633 
18 857 055 

18 764 034 
20 404 876 

19 658 852 

20 040 241 
16 000 650 
11595 262 

12 865 604 
11312 727 
10 234 368 
11057 955 
11027 554 

12 064 086 

13 262 852 

13 775 205 
15 553 832 

14 129 027 


82 266 799 
59 088 184 
51 399 533 
51 712 253 
55 759 152 
64 171 265 
70 208 745 

72 076 560 
64 146 779 
85 203 890 
84 827 314 

73 955 320 
64 040 208 

102 777 860 
119178158 
170 936 665 
207 780 197 
215 267 087 
301 102 200 
316499 252 
316 301 778 
369 036 591 
385 433 334 
382 737 215 
399 374 505 
419 898 915 
461 597 541 
»)489 953 828 


8 022 056 

38 243 072 

68 023 580 

83 456110 

85 503 271 

105 027 318 

115 792 301 

137 056 661 

176 323 997 

277 801 194 

355 033 901 

378 914 522 

383 377 288 

358 925 091 

338 758 801 

382 859 618 

400 126 019 

414 567 875 

433114 742 

»)441 328 000 

476 738 000 


82 266 799 
59 088 184 
51 399 533 
51 712 253 
55 759 152 
64 171 265 
70 208 745 
64 054 504 
25 903 707 
17 180 310 

1 371 204 
11 547 951 
40 987 110 
13014 441 
17 878 503 

5 387 332 
70 020 997 
139 766 814 
77 812 322 
66 878 036 
42 623 313 
30 277 790 

2 573 716 
17 388 804 
15193370 
13215 827 
20 269 541 
13 215 828 



Obige Zahlen stellen für die Zeit bis 1897/98 einschliesslich die wirklichen 
Ergebnisse dar. — *) Branntweinsteuer nur bis 1. Oktober 1887. 

3) Vom 1. Oktober 1887 ab auch der Branntweinsteuer. — *) Nach dem Etat. 

*) Nach den bekannt gewordenen Ergebnissen sind die üeberweisungen für 1898/99 
um mehr als 26 Millionen höher. 

«) Von 1899 ab reine Matrikularbeiträge ohne Aequivalente (14063 204 Mk.). 
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Die Abweichungen des rechnungsmässigen Betrages der Ueber- 
weisungen von den veranschlagten ergeben sich aus folgender Zu- 
sammenstellung d.. h. die Bundesstaaten haben mehr (+) oder 
weniger (— ) aus den Zöllen, Verbrauchssteuern und Stempel- 
abgaben erhalten : ') 



Im Etatsjahre 



Nach dem 
Etat 



Nach der 
Bechnang 



Mithin nach der 

Bechnong gegen den 

Etat 



1879/80 . . 

1880/81 . . 

1881/82 . . 

1882/83 . . 

1883/84 . . 

1884/85 . . 

1885/86 . . 

1886/87 . . 

1887/88 . . 

1888/89 . . 

1889/90 . . 

1890/91 . . 

1891/92 . . 

1892/93 . . 

1893/94 . . 

1894/95 . . 

1895/96 . . 

1896/97 . . 

1897/98 . . 



40 624 500 
66 657 000 
83 471 000 
91 526 180 

96 967 880 

97 410 000 
150 975 000 
148 767 000 
266 355 000 
281 440 000 
298 510 000 
331 353 000 
351 096 000 
349 218 000 
355 450 000 
373 775 000 
387 472 000 
404 056 000 



8 022 056 

38 243 072 

68 023 580 

83 654 891 

85 503 271 

105 027 318 

115 792 301 

137 056 661 

176 323 997 

277 801 194 

355 033 901 

378 914 522 

383 377 288 

358 925 091 

338 758 801 

382 859 618 

400 126 019 

414 567 875 

433 114 742 



+ 8 022 056 

— 2 381428 
+ 1366 580 

— 183 891 

— 6 022 909 
+ 8 059 438 
+ 18 382 301 

— 13 918 339 
+ 27 556 997 
+ 11 446 194 
+ 73 593 901 
+ 80 404 522 
+ 52 024 288 
+ 7 829 091 

— 10 459 198 
+ 27 409 618 
+ 26 351 019 
+ 27 095 875 
+ 29 058 742 



Es sind seit 1872 gestiegen die Gesammtausgaben von 
303 938 232 Mk.^) auf 966 200 831 Mk. im Jahr 1897/98, mithin um 
192,6 Prozent, während die Bevölkerung zugenommen hat um 
26,8 Prozent (von 41 010 150 auf 52 246 589 Personen). An gewöhn- 
lichen, eigenen Einnahmen des Reichs sind aufgekommen (an Zöllen 
und Verbrauchssteuern, Stempelabgaben, Ueberschüssen der Be- 
triebsverwaltungen und sonstigen Einnahmen) 1872 : 265 873 403 Mk., 



1) Ans Kap. 68 a der aUgemeinen Bechnungen resp. der üebersichten entnommen. 

») 8. Dmcks. des Reichst. 1893/94 Nr. 51 und 1894/95 Nr. 115 S.5. Es enthält 
diese Ziffer die wirklichen Ausgaben und Einnahmen unter Nichtberücksichtigung der 
Einnahmen aus der Xriegskostenentschädigung und aus Anleihen, sowie der durch 
ausserordentliche Zuschüsse bestrittenen Ausgaben. Die Zahlen in Anlage II weichen 
etwas davon ab, weil sie anders berechnet sind. Im Uebrigen enthalten die Angaben 
der vorigen Seite über die Matrikularbeiträge eine Differenz gegen die in diesem Gitat 
aufgeführten Matrikularbeiträge, eine Differenz, deren Aufklärung dem Verfasser noch 
nicht gelungen ist 
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1897/98: 931924970 Mk. Demnach sind die Einnahmen . in diesem 
Zeiträume gestiegen um 213,6 Prozent. Freilieh ist das Ergebniss 
nicht durch ein allmähliches Wachsthum der Einnahmen erzielt, 
sondern es hat die oben erwähnte Zolltarifreform mit ihren starken 
Zollsätzen und ebenso eine starke Erhöhung der Verbrauchssteuern 
sowie der Reichsstempelabgaben stattgefunden. 

Ausserdem hat das Reich seit 1877 bis 1. April 1898 nominell 
2 182 246 000 Mk. Schulden aufgenommen, für die 72 432 208 Mk. 
Zinsen aufzubringen waren.^ 

Diese stark ansteigende Schuldaufnahme hat ganz naturgemäss 
Bedenken erregt, und man sagte sich allgemein, dass man für un- 
produktive Zwecke nicht femer in dem bisherigen Massstabe An- 
leihen aufnehmen dürfte. Ganz besonders war damit zu rechnen, 
dass bei den schnellen Fortschritten der Waffen- und Schiffsbau- 
technik vollständige Erneuerung des gesammten Materials in immer 
kürzeren Zwischenräumen nothwendig wurde. Aus diesen Erwä- 
gungen heraus stellte der Abg. Lieber am 12. März 1896 den Antrag, 
von den Ueberschüssen der Ueberweisungen des Etatsjahres 1896/97 
über die Matrikularbeiträge nach Absetzung von Ausgleichungsbei- 
trägen der einzelnen Staaten und von weiteren 12 683 130 Mk., die 
Hälfte zur Schuldentilgung zu verwenden, ausserdem aber den nach 
§ 8 des Zolltarifgesetzes vom 15. Juli 1879 der Reichskasse ver- 
bleibenden Betrag von 130 Millionen auf 143 Millionen Mark zu er- 
höhen. 

Die Regierung nahm indessen den Antrag in dieser Form, als 
Zusatz zum Etatsgesetz, nicht an, weil sie einer Aenderung der 
Franckenstein'schen Klausel lediglich beim Etatsgesetz, also durch 
einseitige Festsetzung des Reichstags nicht zustimmen wollte. Es 
wurde vielmehr von der Regierung folgender Gesetzentwurf dem 
Reichstage vorgelegt und von diesem auch genehmigt. 

Uebersteigen im Etatsjahr 1896/97 die den Bundesstaaten zu- 
stehenden Ueberweisungen aus den Erträgen an Zöllen, Tabacksteuer, 
Branntweinverbrauchsabgabe und Zuschlag zu derselben, sowie an 
Reichsstempelabgaben für Werthpapiere die aufzubringenden Matri- 
kularbeiträge, so ist die Hälfte des Ueberschusses zur Verminderung 
der Reichsschuld zurückzuhalten. Bei Ermittelung des Unterschiedes 
zwischen dem zu Ueberweisungen verfügbaren Betrage aus den 
Matrikularumlagen werden von dem letzteren die von den einzelnen 
Bundesstaaten zur Reichskasse zu zahlenden Ausgleichungsbeiträge 
abgesetzt. 



1) Uebersicht der Eeichs-AusgabQn und -Einnahmen 1897/98 S. 240. 
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Die Verminderung der Reiehsanleihe erfolgt durch entsprechende 
Absetzung vom AnleihesolL Soweit geeignete Anleihekredite nicht 
mehr offen stehen, wird über die Art der Schuldentilgung durch 
den Reichshaushaltsetat Bestimmung getroffen. 

Ausserdem wird die Summe, welche gemäss § 8 des Zolltarif- 
gesetzes vom 15. Juli 1879 r der Reichskasse von dem Ertrage der 
Zölle und der Tabaksteuer verbleibt, für das Etatsjahr 1895/96 behufs 
Verminderung der Reichsschuld von 130 000 000 auf 143 000 000 Mk. 
erhöht. 

Unter dem 24. März 18970 wurde dann die für das Etatsjahr 
1896/97 der Reichskasse zur Verminderung der Schulden über- 
wiesene Summe auf 50 Millionen Mark festgesetzt, so dass also 
180 Millionen Mark von vornherein der Reichskasse verblieben. 

Für das Jahr 1897/98 wurde gleichzeitig bestimmt, dass, wenn die in 
diesem Jahre den Bundesstaaten zu überweisenden Erträge an Zöllen, 
Tabaksteuer, Branntweinverbrauchssteuer und Zuschlag zu derselben, 
sowie an Reichsstempelabgaben die aufzubringenden Matrikularbei- 
träge übersteigen, drei Viertel des Ueberschusses an den den Bundes- 
staaten aus den Erträgen der Zölle und Tabaksteuer zu überweisen- 
den Beträgen zu kürzen und zur Verminderung der Reichsschuld 
zurückzuhalten sind. 

Die Verminderung der Reichsschuld soll durch entsprechende 
Absetzung vom Anleihesoll erfolgen. Soweit etwa geeignete An- 
leihekredite nicht mehr offen stehen, soll über die Art der Schulden- 
tilgung durch den Reichshaushalt Bestimmung getroffen werden. 

Damit ist aber diesmal nicht unbedingt die Schuldentilgung 
fortgeführt. Wenn jedoch im Jahre 1899/1900 die Matrikularbeiträge 
das Etatssoll der Ueberweisungen für die gleiche Periode um mehr 
als den Betrag der für das Rechnungsjahr 1897/98 über die Matrikular- 
beiträge hinaus erfolgenden Ueberweisungen übersteigen, dann sollte 
im Jahre 1899/1900 der ausserordentliche Etat soweit belastet werden 
können, als auf Grund der vorstehenden Bestimmung Mittel zur 
Schuldentilgung verfügbar geworden sind, und der Mehrbetrag in 
Höhe der zur Schuldentilgung vorwendeten Beträge unerhoben 
bleiben. Immerhin sollte jedoch der ausserordentliche Etat nur 
soweit belastet werden, als nicht die Ueberweisungssteuem in ihren 
Mehrerträgen Deckungsmittel liefern. 

Bei der Ermittelung des Unterschiedes zwischen den Ueber- 
weisungen und den Matrikularbeiträgen werden von den letzteren 



') Reichsgesetzbl. 1897 S. 95. 
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die von den einzelnen Bundesstaaten zur Reichskasse zu zahlenden 
Ausgleichungsbeträge abgesetzt. 

In dem Reichsgesetz vom 31. März 1898') wurde die Summe, 
welche für die Reichskasse entsprechend dem § 2 des vorstehenden 
Schuldentilgungsgesetzes von 1897 für das Rechnungsjahr 1897 vor- 
weg von den Ueb erweisungen zurückgehalten werden sollte, auf 
37 V2 Millionen Mark festgesetzt. Da nach dem Reichshaushaltsetat 
fiir das Rechnungsjahr 1898 die von den Bundesstaaten zu erhebenden 
Matrikularbeiträge um 27458362 Mk. höher veranschlagt sind, als 
die ihnen zustehenden Ueberweisungen aus den Zöllen, Verbrauchs- 
und Stempelsteuern, so kann in Höhe dieses Betrages die Ueber- 
weisungssumme füi* 1897 — die 37 V2 Millionen Mark — wieder 
gekürzt werden, das heisst um so viel mehr kann der ausserordent- 
liche Bedarf wieder in Anleihen seine Deckung finden.^) 

Für das Rechnungsjahr 1898 ist die vorweg für die Reichs- 
kasse aus den Ueberweisungssteuern zurückzuhaltende Summe auf 
42 400 000 Mk. festgesetzt.^) Im Uebrigen ist für die Ueberweisungen 
des Rechnungsjahres 1899 dieselbe Bestimmung, mit demselben Vor- 
behalt, wie für 1898 getroffen. 

Damit ist eine wirkliche Schuldentilgung nicht vorgenommen, 
sondern nur der Vorsatz ausgedrückt, neue Anleihen möglichst zu 
vermeiden. Aber ein weiterer Fortschritt steht noch aus, nämlich 
eine reinliche Scheidung zwischen Reichs- und Einzelstaatsfinanzen. 
Durch die Franckenstein'sche Klausel ist dafür gesorgt, dass die 
Einzelstaaten aus Reichsmitteln Ueberweisungen erhalten, aus denen 
sie die vom Reiche festgesetzten Matrikularumlagen zahlen. Bleiben 
nun einmal die Ueberweisungen hinter den Matrikularbeiträgen 
zurück, oder erfolgt eine plötzliche Ausgabesteigerung, so haben die 
Einzelstaaten, wie bis 1879, wieder eine Kopfsteuer für das Reich 
aufzubringen. Dass solche Schwankungen für die Einzelstaaten 
empfindlich werden können, ist klar und namentlich die kleineren 
Bundesstaaten werden sehr davon berührt.*) Die Matrikularbeiträge 
werden aber nicht abzuschaffen sein, so lange das Reich lediglich 
auf die Verbrauchsabgaben allein angewiesen ist, denn die Matrikular- 
beiträge sind vorläufig der einzig bewegliche Faktor unter den Ein- 
nahmen. 

Dass ein solcher nothwendig ist, wird allgemein jetzt zugegeben 



>) Keichsgesetzbl. 1898 S. 138. 
2) Keichshanshaltsetat (Hauptetat) für 1899 S. 29. 
a) Keichsgesetzbl. 1899 S. 189 § 1. 

*) 8. Philippovicb, Der badische Staatshaushalt in den Jahren 1868 — 1889, 
Freiburg 1889 S. 155 und 233. 
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und erkannte sogar gewissormasson die Regierung in itiren Ent- 
würfen zur anderweiten Ordnung der Reichsfinanzen an.^ Schanz 
möchte freilich vorschlagen, andere Steuern, die Zuckersteuer und die 
Reichssternpelabgaben der jährlichen Bewilligung des Reichstages 
zu unterstellen und eventuell Zuschläge zu machen.^) Aber es geht 
schwerlich an, dass indirekte Steuern beweglich gemacht werden, 
denn damit wird entweder die Spekulation gereizt oder aber die 
Beweglichkeit versagt in dem Momente, indem von ihr ein Gebrauch 
gemacht werden soll. Der Hinweis von Schanz auf die jährliche 
Bewilligung der Biersteuer in Bayern dürfte doch wohl nicht über- 
zeugen, denn es hat damals trotz der Bewilligung für nur ein Jahr 
kein ernsthafter Politiker geglaubt, dass nach einem Jahre der nie- 
drige Satz wieder hergestellt werden würde. 

Eine jede wirkliche Reform zur Scheidung der Reichs- und 
Landesfinanzen und zur Beseitigung der Matrikularbeiträge wird 
davon ausgehen müssen, dass das Reich die Mittel zur Deckung 
seines Finanzbedarfs nicht mehr so ausschliesslich aus dem Ertrag 
der Zölle und Verbrauchsabgaben gewinnen darf. Denn, wie 
Philippovich sehr richtig hervorhebt/) haben die Verbrauchs- 
abgaben da, wo sie eine so glänzende Rolle gespielt haben, 
wie in den Vereinigten Staaten von Nordamerika und England, 
die Gefahr, durch welche sie und die Reichsfinanzen wie die 
Landesfinanzen am härtesten bedroht sind, einen Krieg, der die 
produktive Bevölkerung vom wirthschaftlichen Erwerbe fort zum 
Kampf ruft, niemals zu bestehen gehabt. In Deutschland wäre die 
in einem solchen Falle unvermeidliche Steigerung der Matrikular- 
beiträge deshalb so empfindlich, weil noch nicht überall, namenüich 
auch in Preussen, trotz seiner Steuerreform, ein elastisches Steuer- 
system existiil;. Hier hat das Abgeordnetenhaus 1891 bei der Neu- 
regelung ja davon abgesehen, eine Quotisirung einzuführen. Darum 
würden die üblen Wirkungen, welche eine Erschütterung auf die 
preussischen Finanzen ausüben würde, sich auch für die anderen 
Bundesstaaten fühlbar machen, wie denn auch oft genug preussische 
Bedürfnisse zu Steuergesetzen im Reiche geführt haben. 

Ferner erscheint es wohl nicht angängig, die unteren Klassen 
auf die Dauer mit Verbrauchssteuern zu belasten, die deren Ein- 
kommen bis zu 7 Prozent in Anspruch nehmen.*) Dass auch die 



1) Drucks, des Reichst. 1893/94 Nr. 51 und 1894/95 Nr. 115. 

2) Schanz, Der Reich sh aushalt und das Finanzwesen der Einzelstaaten im Finanz- 
archiv 1896 S. 99. 

3) Philippovich, 1. c. S. 233. 

^) Das scheint nach den Berechnungen von Fr. J. Neu mann, Zur Gemeindesteuer- 
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Getreidezölle nicht auf die Dauer ihre gegenwärtige Höhe werden 
behalten können, steht gleichfalls fest.') Es wäre daher eine wirk- 



refonn in Deutschland, Tübingen 1895 S. 15—19, 256—262, jetzt zahlenmässig erwiesen. 
Nenmann giebt hier nachstehende Tabelle: 



Es belasten die Yerbranchsstenern: 



die Einkommen 
von 



Ton 



Salz 



Zucker 

und 

Kaffee 



Petro- 
leum 



Taback 



geisti- 
gen Ge- 
tränken 



Brot, 
Mehl etc. 



Fett, 
Schmalz, 
Speck etc. 



Zu- 
sammen 



mit Prozent 



I. über 10000 Mk. 
II. 4—10000 „ 

III. 2-4000 „ 

IV. 1200—2000 „ 
V. 800-1200,, 

VI. unter 800 



9» 



0,02 


0,20 


0,07 


0,12 


0,59 


0,05 


0,42 


0,21 


0,18 


0,41 


0,12 


0,52 


0,19 


0,18 . 


0,23 


0,1» 


0,62 


0,28 


0,12 


0,49 


0,29 


0,73 


0,27 


0,23 


0,74 


0,56 


0,3 7 


0,38 


0,02 


0,40 



0,12—0,24 
0,31—0,62 
0,39—0,7 7 
0,95—1,89 
1,29—2,58 
2,70—5,39 



0,01—0,02 
0,02—0,05 
0,06—0,12 
0,08—0,17 
0,15—0,28 
0,08 — 0,16 



1,13—1,26 
1,60—1,94 
1,69 — 2,13 
2,73—3,76 
3,70—5,12 
4,51 — 7,28 



Das Eesultat ist mithin, dass die Gesammtheit der hier in Betracht kommenden Ver- 
brauchssteuern nach besonders niedriger Schätzung den Eeichen und Wohlhabenden ca. 
l'/s resp. P/3% ihres Einkommens entzieht, dagegen den unbemittelten und Armen 3*/ 
bis 4V2%i während bei höherer Schätzung (für andere Orte) diese Beträge sich sogar 
auf etwa IV4 bis 2% für Eeiche und Wohlhabende und 5 bis 1*U% lür Unbemittelte 
und Arme stellen. Und doch ist bei alledem noch ganz abgesehen 

1) davon, dass auch das Fleisch und manche andere animalische Produkte ausser 
Fett, Schmalz, Speck etc. durch unsere Vieh- und Fleischzölle zum Theil erheblich 
Tertheuert werden, sodann 

2) davon, dass das Bier nicht überall durch jene niedrige Beichsbiersteuer von 2 Mark 
per Zentner Malz, sondern im Süden sehr viel höher belastet ist (z. B. in Württem- 
berg und Bayern mit Malzschrotabgaben von 5 resp. 5 bis 6 Mark) und 

3) auch davon, dass viele gerade für die unteren Klassen besonders wichtige Kon- 
sum tionsobjekte, wie Brot, Fett, Fleisch, Bier etc. durch kommunale Abgaben 
nochmals und zum Theil sogar noch erheblich höher belastet werden als durch 
die hier allein in Betracht gezogenen Staatssteuern und Keichszölle. 

Es wird also eine ungerecht regressive oder umgekehrt progressive Be- 
lastung der unteren Klassen durch Verbrauchssteuern in der That nicht bestritten 
werden können. 

Nach oberschlesischen Budgets erweisen sich, bei Zugrundelegung der hier immer 
festgehaltenen Voraussetzungen Einkommen von 1 200 bis 2 000 Mark als durch die Ver- 
brauchsabgaben des Beichs durchschnittlich mit 3,6 bis 5,2%, dagegen 202 Einkommen 
von 800 bis 1 200 Mark, und 27 von unter 800 Mark als durchschnittlich mit 4,2 bis 6,1 
resp. 4,3 bis 6,0% belastet, Zahlen, die von den für andere Haushaltungen oben mit- 
getheilten : 

2,7 bis 3,8% bei Einkommen von 1200 bis 2 000 Mark, 
resp. 3,7 „ 5,1 „ „ „ „ 800 « 1 200 „ , 

und 4,5 » 7,3 „ „ „ „ unter 800 „ 

nicht sehr erheblich abweichen und jedenfalls ähnliche Missverhältnisse wie die oben 
dargelegten erweisen. 

1) s. Conrad in Schönbergs Handbuch der politischen Oekonomie 4. Aufl. 1896 II, 
1 S. 255 ff. 
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liehe Reform von dauerndem Nutzen zu erwarten, wenn unter all- 
mählicher Verminderung der Getreidezölle, des Kaffee- und Petro- 
leumzolls, sowie der Salzsteuer unter gleichzeitiger Neuordnung der 
Zuckersteuer bei Fortfall der Ausfuhrvergütung eine Reichsein- 
kommensteuer eingeführt werden könnte, die sich an die preussisehe, 
sächsische etc. anlehnte und die dann die noch mit der Ausbildung 
ihrer direkten Steuern rückständigen wenigen Staaten ebenfalls zu 
einer Reform zwänge. 

Aber es ist nicht zu verkennen, dass einer solchen sich vor- 
läufig noch zu viel politische Schwierigkeiten entgegenstellen. Es ist 
besonders die Gefahr nicht zu unterschätzen, dass dann die Einzel- 
staaten zu grossen Kommunalverbänden herabsinken könnten und 
sich auf Zuschlägen zu der Reichseinkommensteuer beschränken 
müssten. Daneben sind auch technische Schwierigkeiten zu be- 
rücksichtigen, — erforderlich wäre besonders die Einführung eines 
besonderen Beamtenthums für die Erhebung der Reichsstenern, — 
über die nicht so leicht hinweg zu kommen. Es könnte daher bei 
Fortfall der die unteren Klassen hauptsächlich belastenden Zölle 
und Verbrauchsabgaben, wenn es nothwondig wäre, wohl auch an 
eine Erhöhung der Biersteuer zu denken sein. 

Die Frage einer Aenderung in der Form der Besteuerung ist 
bei Berathung des Flottengesetzes wieder akut geworden. Nach 
dem Berichte des Abg. Lieber ') war in der Kommission für die Be- 
rathung der Flottenvorlage auch beantragt, eine Reichseinkommen- 
steuer oder eine Reichsvermögenssteuer einzuführen. Ausserdem 
war ein Antrag eingebracht, die Erhöhung oder Vermehrung in- 
direkter Reichsabgaben, soweit sie den Massenverbrauch belasten, 
zu verbieten und zu gleicher Zeit reichsgesetzliche Vorsorge dagegen 
zu treffen, dass auch in den Einzelstaaten füi* die Leistungen an 
das Reich zur Befriedigung von Marinebedürfnissen nur stärkere 
Steuerkräfte herangezogen werden sollten. 

In der Kommission erklärte der Staatssekretär des Innern,^) dass 
die Regierung als den Massenverbrauch belastende indirekte Reichs- 
steuern nur Bier, Branntwein, Tabak, Salz, Zucker ansehe (s. o. S. 77). 
Es fehlt hier also der wichtigste Gegenstand des Massenverbrauchs, 
das Getreide. Eine weitere Belastung des Getreides mit höheren 
Zöllen ist demnach nicht ausgeschlossen. Weiter gab dann der 
Staatssekretär noch die allgemeine Zusicherung, die Einzelregierun- 
gen würden bei erhöhten Anforderungen des Reichs für Marine- 
zwecke darauf Bedacht nehmen, nm' die stärkeren Steuerkräfte 
heranzuziehen. 



») Stenogr. Ber. des Eeichst. Sitzung vom 23. März 1898 S. 1702 D. 
2J Drucks, des Reichst. 1897/98 ad Nr. 193. 
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Bei der zweiten Berathung des Flottengesetzes stellten die So- 
zialdemokraten den Antrag,') wenn die Summe der fortlaufenden 
und einmaligen Ausgaben der Marineverwaltung für ein Rechnungs- 
jahr den Betrag von 117 525 494 Mk. überstiege, solle der Mehr- 
betrag vom 1. April 1899 an im Wege einer Reichseinkommensteuer 
aufgebracht werden, welcher alle unterworfen sein sollen, die ein 
jährliches Einkommen von mehr als 6000 Mk. beziehen. 

Einen anderen Vorschlag machten die liberalen Parteien.^) Es 
sollte eine Vermögenssteuer eingeführt werden, die bei 100000 bis 
120000 Mk. Vermögen nach Abzug der Schulden 50 Mk. und von 
je weiteren 20000 Mk. 10 Mk. betragen sollte. Bis zum Erlass 
eines Spezialgesetzes sollte für die Veranlagung das preussische 
Vermögenssteuergesetz gelten und der Reichstag im Etat alljährlich 
feststellen, wieviel Monatsraten der Steuer zu erheben seien. Damit 
würde dann allerdings die lang gesuchte Beweghchkeit und Elasti- 
zität der Reichssteuer hergestellt sein, üer Reichstag lehnte aber 
alle diese Anträge ab, und so bleibt es vorläufig bei dem gegen- 
wärtigen Zustande. 



') Drucks, des Reichst. 1897/98 ad Nr. 212. 
») Drucks, des Reichst. 1897/98 ad Nr. 215. 



Anhang: 



Die Ausgaben und Einnahmen 



des 



Deutschen Reichs 

in den Rechnungsjahren 1872 — 1899- 



Cohn, Finanzen des Deutschen Reichs. Y>. 
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Ka- 
pitel 



Bezeichnung der £tatsposten 



Ausgab 



1872 



1873 



1874 



187S 



187« 



Fortdauernde Ausgaben. 

1. I. Bnndesratli. 

2. n. Reichstag 

3. m. Reichskanzler n. Reichskanzlei 

IT. Answärtiges Amt. 

4. Auswärtiges Amt 

5. Gesandtschaften, Konsulate und Schutz- 
gebiete 

6. Allgemeine Fonds 

6 a. Kolonial-Yerwaltnng 

Snmme IT . . 

y. Reiclisamt des Innern. 

7. Beichsamt des Innern 
va. Allgemeine Fonds 

7 b. Reich skommissariate 
7 c. Bundesamt für das Heimath wesen . . . 
7 d. Schiffsvermessungsamt 

8. Entscheidende Disziplinarbehörden . . 

9. Behörden für die Untersuchung von 
Seeunfallen 

10. Statistisches Amt 

11. Normal -Aichungs -Kommission 

12. Gesundheitsamt 

13. Patentamt 
13 a. Reichs -Versicherungsamt 
13b. Physikalisch-technische Reichsanstalt . 
13 c. Kanalamt 

Summe Y . . 



13S,8 



782,4 

3 358,9 
242,9 



4384,2 



530,0 
196,3 

15,2 
14,8 



39,2 
30,7 



826,2 



238,3 



853,8 

3 629,2 
280,8 



4 763,8 



671,3 

259,6 

33,8 

20,2 

• 

0,5 



131,9 

37,4 



1 1S4,7 



371,1 



934,3 

4 159,5 
310,5 



S 404,8 



757,3 

563,5 

32,6 

25,4 

• 

3,5 



189,4 
39,2 



1 610,9 



391,8 



1 005,0 

4 385. 3 
238,3 

5 628,6 



905,8 

107,8 

32,3 

28,6 

• 

4,7 



191,9 

43,3 



1 314,4 



13 

56 
4 



74 



12 
2 



2< 



114 
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ia 1000 M a r k 



Ea- 
pitel 



wnm 



« 



1898/79 



1879/80 



lO 



1880/81 



II 



1881/82 



12 



1882/83 



13 



1883/84 



14 



1884/8S 



15 



188S/86 



16 



336,3 



1084,7 

4637,3 
413,4 



I13M 



863,8 

1S05,9 

40,6 

29,6 

• 

5,7 



213,9 
76,3 
85,7 

135,8 



2797,3 



466,0 
113,1 



1 098,8 

4 568,1 
591,2 



6 237,6 



802,4 

897,7 

44,6 

29,7 

• 

5,6 

25,0 

259,7 

78,3 

101,8 

348,a 



2363,0 



318,7 

117,7 



1 103,9 

4 710,2 
535,1 



6349,2 



570,9 

1270,9 

39,1 

29,7 

• 

6,0 



3639,1 



320,4 

112,6 



1 104,7 

4 776,7 
450,2 



6331,6 



606,7 

1 571,8 

46,7 

29,7 

« 

6,0 



29,7 


31,9 


329,6 


487,1 


87,2 


84,0 


121,7 


123,0 


574,3 


622,2 



3669,1 



311,6 

127,4 



1084,0 

4 851,5 
496,3 



6431,8 



706,2 

824,1 

45,8 

29,7 

« 

4,6 

35,0 
513,1 

92,3 
127,2 
648,2 



3026,2 



335,4 
132,2 



1 192,8 

4 904,6 
- 555,5 



6 632,9 



683,0 

567.2 

47,8 

29,6 

• 

5,2 

35,3 
530,1 

97,5 
122,8 
637,7 



2736,2 



441,9 
126,6 



1.212,a 

5 179,4 
778,3 



7 170,5 



695,6 
582,4 

25,5 

• 

5,6 

40,9 
567,1 
104,1 
123,4 
670,1 



4^,0 
129,3 



1 255,6 

5276,7 
647,7 



7180,0 



668,8 

557,6 

44,8 

28,2 

• 

4,3 

32,5 
595,5 

119,4 

130,9 

649,8 

94,4 



2857,3 



2925,7 



452,4 
133,8 



1 376,1 

5571,4 
843,6 



7 791,1 



677,4 

552,5 

48,1 

28,5 

• 

5,8 

29,7 
627,2 
111,2 
122,5 
651,9 
178,4 



3033,2 



1. 



2. 



3. 



4. 
5. 

6a. 



7. 
7 a. 
7 b. 
7c. 
7d. 

^ 

9. 

10. 

11. 

12. 

13. 

13a. 

13b. 

13c. 



12* 
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Ka- 
pitel 



BezeichnuDg der £tatsposten 



Ausgabe] 



1886/87 



17 



1887/88 



i& 



1888/89 



»9 



1889/90 



20 



2t 



1. 



2. 



3. 



4. 
5. 

6. 
6 a. 



7. 
7 a. 
7 b. 
7 c. 
7d. 
8. 
9. 

10. 
11. 
12. 
13. 
13 a. 
13 b. 
13 c. 



Fortdauernde Ausgaben. 

I. Bundesrath. 

n. Beichstag 

in. Beichskanzler u. Beichskanzlei 

IT. Answftrtiges Amt. 

Auswärtiges Amt 

Gesandtschaften, Konsulate und Schatz- 
gebiete 

Allgemeine Fonds 

Kolonial -Verwaltung 

Summe IT . . 

y. Beichsamt des Innern. 

Beichsamt des Innern 

Allgemeine Fonds 

Eeichskommissariate 

Bundesamt für das Heimathwesen . . . 

Scbiffsvermessungsamt . 

Entscheidende Disziplinarbehörden . . 

Behörden f&r die üntersuchong von 
Seeunfällen 

Statistisches Amt 

Normal -Aichnngs- Kommission 

Gesundheitsamt 

Patentamt 

Eeichs- Versicherungsamt 

Physikalisch-technische Beichsanstalt . 

Kanalamt ^ - > 

Summe V . . 



419,1 
144,1 



1496,7 

5 790,9 
616,8 



7904,4 



711,1 

3 907,2 

42,5 

28,7 

• 

2,3 

26,9 
665,7 
107,1 
128,2 
656,1 
225,4 



6 501,2 



400,1 
142,9 



1 533,8 

5 901,5 
690,8 



8 120,1 



738,7 

5041,5 

39,0 

29,1 

• 

4,1 

34,0 
660,0 

97,6 
143,5 
700,7 
313,1 

71,7 

• 

7 873,0 



303,8 
132,8 



1583,5 

6 197,2 
778,5 



8 SS9,2 



734,5 

5 089,4 

43,4 

29,2 

17,8 
3,5 

36,8 
652,1 

97,6 
154,6 
726,2 
347,8 
120,9 

• 

8053,8 



357,8 

141,5 



1 635,4 

6 587,6 
707,0 



8930,0 



749,2 

5 147,5 

44,8 

28,9 

20,6 

5,2 

35,0 
688,4 

110,8 

177,5 
783,4 
414,1 
168,5 

• 

8 373,8 



.27,3 
731,« 
114,8 
179,8 
804,8 
565,) 

211,5 

« • 
900S,( 



1) Kap. 6a. bis 1895/96 inkl. unter Kap. 4 u. 5. — >) Vom 1. April 1899 ab werden die Etati-, 
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In 1000 Mar 


k 














Kar 
pitel 


1891/92 


1892/93 


1893/94 


1894/95 


1895/96 


1896/97 


1897/98 


1898/99 


1899') 


22 


23 


24 


*5 


26 


27 


28 


29 


30 




• 

451,9 


402,5 


462,9 


579,4 


716,6 


i. 
794,7 


723,5 


689,4 


693,3 


1. 
2. 


144,7 


143,8 


146,7 


181,8 


162,0 


164,4 


173,5 


228,4 


236,6 


3. 


' 1860,5 


1848,7 


1 942,5 


2 075,2 


2 162,1 


1 996,1 


• 

2158,8 


2 049,2 


2 152,2 


4. 
5. 


6907,8 


6 792,4 


6 940,5 


7 127,8 


7 399,6 


7 330,1 


7 559,1 


7 523,0 


7889,4 


' 719,3 


1 361,7 


1309,9 


1 369,1 


1 378,1 


1 311,4 


1540,5 


1 498,6 


1 659,1 


6. 


• • 


• 


• 


« 


. 


205,9 


231,8 


289,9 


299,2 


6 a. 


' 9487,6 

1 


10002,8 


10 192,9 


10 572,1 


10939,8 


10843,5 


11489,7 


11 360,7 


11999,9 


■ t " 


1 

827,8 


841,8 


859,4 


865,7 


895,8 


915,1 


1 030,8 


1084,0 


1 110,8 


7. 


12 195,6 


15 526,5 


18 844,2 


21 265,7 


24 142,0 


26 474,1 


29 119,5 


32 216,7 


35 192,5 


7 a. 


50,1 


46,0 


73,7 


74,5 


56,0 


68,8 


63,4 


112,9 


112,9 


7b. 


29,9 


29,7 


29,7 


29,7 


29,7 


29,7 


30,7 


30,7 


30,7 


7c. 


24,9 


24,9 


26,5 


28,3 


32,8 


• 36,9 


37,4 


37,8 


39,0 


7d. 


2,5 


1,7 


2,6 


2,8 


6,2 


4,0 


5,2 


6,0 


6,0 


8. 


; 28,9 


31,8 


32,9 


31,3 


28,4 


32,2 


31,4 


34,8 


32,8 


9. 


815,9 


856,1 


887,7 


904,9 


910,1 


928,1 


983,0 


990,3 


1 028,2 


10. 


111,3 


115,3 


123,4 


125,8 


137,1 


138,6 


143,7 


152,5 


158,1 


11. 


194,4 


224,0 


252,3 


263,3 


273,0 


282,3 


325,5 


324,1 


423,8 


12. 


1 071,9 


1 219,4 


1 318,2 


1 392,8 


1542,7 


1 592.0 


1723,6 


1 909,1 


2 155,3 


13. 


975,5 


1 143,3 


1 222,0 


1 272,6 


1 278,7 


1 356,0 


1 471,4 


1 511,7 


1 651,1 


13a. 


. 273,3 


284,9 


282,1 


259,2 


279,2 


275,9 


306,7 


321,4 


324,3 


13 b. 


• 


• 


• 


• 


1247,8 


1 954,8 


2 278,3 


2 023,7 


2 083,0 


13 c. 


1^602,0 

• 


20344,9 


23954,7 


26515,4 


30 859,5 


34088,5 

r 


37 550,7 


40 755,6 


44348,0 





Ire nach dem grösseren ersten Theil eines jeden Jahres benannt 
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Ka- 
pitel 



Bezeichnnng der Etatsposten 



2 

YI. Yerwaltnng des Beichsheeres. 

Kriegiministeriam 

Militär-Eassenwesen 

Militär- lotendantaren 

MilitSr-GeistUchkeit 

Militftr-JnstizYerwaltang 

Höhere Tmppenbefehlshaber 

GoüTemeure, Kommandanten n. Platz- 
majore 

Adjutantur- Offiziere and Offiziere in 
besonderen Stellungen 

Generalstab, Landesvermessungswesen 

Ingenieur- und Pionierkorps 

Geldverpflegnng der Trappen 

Natoralverpflegang 

Bekleidung u. Ausrüstung der Truppen 

Garnisonverwaltungs- und Serviswesen 

Gamilonbauwesen 

Militar-Medizinalwesen 

Verwaltung der Traindepots u. Instand- 
haltung der Feldger&the 

Verpflegung der Ersatz- und Beserve- 
mannschaften u. s. w. 

Ankauf der Bemontepferde 

Verwaltung der Bemontedepots .... 

Beisekosten und Tagegelder, Vorspann- 
und Transportkosten 

Militär-Erziehungs- u. Bildungswesen . 

Militär -GefSngnisswesen 

Artillerie- und Waffenwesen 

Technische Institute der Artillerie . . 

Bau und Unterhaltung der Festungen . 

Wohnungsgeldzuschüsse 

Unterstützungen 

Zuschuss zur Militär- Wittwenkasse . . 

Verschiedene Ausgaben 

J^umme . . 
Dazu: 
Militär oertoaUung von Bayern 

Summe VI . . 

Für Aenderungen in der Organisation 
des Beichsheeres . . ; 

Militärverwaltung Yon Bayern 

Summe Via . . 



1872 



1873 



1874 



Ausgab 



1871 



14. 
15. 
16. 
17. 
18. 
19. 
20. 

21. 

22. 
33. 
24. 
25. 
26. 
27. 
28. 
29. 
30. 

31. 

32. 
33. 
34. 

35. 
36. 
37. 
38. 
39. 
40. 
41. 
42. 
43. 

44. 
44 a. 



! 



1 568,0 
213,1 

1 416,9 
495,9 
636,4 

2 513,6 

677,6 

898,9 

1 326,7 

1438,1 

90 476,7 

60 777,5 

13300,2 

32 355,0 
5 618,8 

273,4 

981,4 

3 628,3 
1 612,6 



1 530,4 
218,8 

1 417,7 
425,2 
604,6 

2 461,5 

672,7 

861,6 

1 148,1 

1 351,7 

77 955,1 

61 885,9 

17 207,3 

25 385,1 
5 147,4 

197,1 

1 239,7 
3134,5 
1 426,1 






3 092,4 


3 832,9 


1 711,6 


2 101,6 


• 

5 174,6 


• 

3 997,4 


587,6 


327,3 


2 059,8 


2 522,7 


• 


6 868,9 


103,2 


58,0 


982,9 


856,7 


161,2 


78,0 


234 081,1 


224 914,0 


32 703,Q 


34 219,0 


266 784,7 


259 133,0 


• 


• 


• 


• 



1 576,5 
231,4 

1445,3 
430,0 
626,6 

2 521,8 

696,4 

885,7 

1 136,8 

1 359,4 

81 170,0 

63877,6 

17 564,5 

29 732,6 
5680,0 

149,8 

1 465,8 
4 057,2 

1 511,0 

3 905,0 
2 178,0 

• 

2 923,8 
575,3 

2 629,2 

6 965,4 

63,1 

842,1 

59,2 

2362ö8,i 

34 Ö80,B 
270 839,3 



1 689,5 
257,8 

1 496,1 
430,8 
607,7 

2 553,4 

650,4 

858,3 

1 295,4 
1405,4 

90 012,4 
90 621,0 
21 029,2 

28878,9 
6087,6 

456,8 

1880,1 
4 376,3 
1646,5 

4 531,4 

2 708,5 
795,6 

3 072,6 
727,1 

2 162,9 

7 076,3 

82.7 

924,8 

106,6 

278 421,9 

40 Sil, 1 
318 933,0 
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in 1000 Mar 


k 














Ka- 




















1877/78 


1878/79 


1879/80 


1880/81 


1881/82 


1882/83 


1883/84 


1884/85 


1885/86 


pitel 


8 


9 


IG 


II 


la 


13 


14 


15 


16 




1798,3 


1 812,7 


1866,1 


1864,5 


• 

1849,5 


1883,0 


1887,5 


1906,8 


1890,8 


14. 


260,9 


261,2 


260,5 


260,6 


260,5 


262,8 


265,1 


266,9 


266,2 


15. 


1 598,0 


1 620,1 


1 630,1 


1 637,7 


1 635,3 


1644,2 


1716,3 


1 719,5 


1 726,0 


16. 


470,1 


557,2 


564,4 


558,9 


584,5 


585,7 


585,3 


577,1 


656,0 


17. 


611,9 


613,9 


608,7 


612,9 


658,5 


676,7 


677,9 


679,9 


686,4 


18. 


2 539,6 


2 509,6 


2 501,8 


2 507,1 


2 525,1 


2 527,9 


2 519,9 


2 517,0 


JS 044,5 


19. 


640,7 


642,8 


642,7 


641,4 


632,9 


634,5 


636,9 


633,9 


635,1 


20. 


900,0 


900,8 


907,1 


933,1 


922,9 


931,0 


925,1 


936,1 


947,2 


21. 


1 314,7 


1 414,9 


1 461,0 


1 509,6 


1 479,3 


1 523,8 


1 556,6 


1 591,7 


1 663,7 


22. 


1397,9 


1 435,9 


1 497,8 


1 524,4 


1545,6 


1 559,5 


1 571,1 


1588,8 


1 599,6 


23. 


90 023,5 


90 688,5 


91 113,6 


91 945,9 


97432,1 


97 569,6 


98 114,6 


98 422,3 


99 013,2 


24. 


78640,5 


70417,7 


67 184,8 


74 779,0 


83 394,6 


81 261,4 


75 150,4 


75647,4 


73 214,1 


25. 


20830,5 


21 271,8 


20 904,5 


20 760,5 


22 849,0 


21 977,1 


22 537,1 


22485,9 


21 877,8 


26. 


30 056,1 


29 551,6 


32 356,5 


32 448,0 


133474,4 
1 377,2 


33 186,2 
365,1 


33 825,1 
371,8 


33 864,7 
379,0 


33 943,7 
378,8 


27. 
28. 


5 618,0 


5 798,2 


5381,2 


5 615,3 


5 992,6 


5 833,0 


6 105,6 


6 029,8 


5 960,0 


29. 


580,2 


481,2 


504,9 


465,1 


483,6 


366,6 


402,4 


523,1 


449,2 


30. 


2 577,9 


2 687,4 


2 601,5 


2 535,0 


2447,9 


2 394,8 


2 297,8 


2 386,8 


2404,8 


31. 


5447,1 


5 551,2 


5 570,1 


5601,8 


5849,7 


5851,8 


5 837,8 


6 039,0 


5 976,6 


32. 


1763,4 


1 616,3 


1 699,8 


1 796,1 


2048,8 


1 608,6 


1784,3 


1805,2 


1 912,9 


33. 


4 914,2 


5 298,8 


5 198,6 


5 284,8 


5 494,2 


5 621,2 


6 394,0 


5 832,0 


5 851,2 


34. 


4 123,2 


4 387,0 


4432,3 


4 763,7 


4 782,6 


4 920,6 


4 928,5 


4 792,0 


5 024,6 


35. 


1038,8 


976,5 


916,2 


903,6 


868,2 


869,2 


846,0 


789,5 


693,8 


36. 


9 936,9 


15 469,9 


12 967,0 


14 720,1 


11 977,3 


12 733,5 


11727,6 


12 560,4 


14 319,8 


37. 


540,8 


557,4 


530,6 


518,1 


554,7 


662,6 


655,9 


483,8 


522,7 


38. 


2 723,7 


2 691,7 


2 690,6 


2 753,9 


2 678,9 


2 714,3 


2 657,5 


2 854,5 


2 228,9 


39. 


6 776,9 


6 767,1 


6 969,7 


7 044,3 


7 193,7 


7 248,6 


7 347,5 


7 397,0 


7485,4 


40. 


88,1 


77,1 


78,3 


77,3 


79,5 


81,2 


80,9 


79,1 


112,7 


41. 


918,7 


870,6 


861,3 


870,6 


840,3 


883,0 


950,4 


982,0 


1048,1 


42. 


82,1 


123,4 


60,2 


58,2 


58,8 


80,1 


87,1 


101,2 


101,6 


43. 


278 211,1 


277 001,9 


273961,4, 


284 990,9 


300971,1 


298 456,1 


294 443,9 


295 872,4, 


295 134,2 




42164,t 


41 625,2 


41 271,% 


42 075,0 


42 941,6 


43 128,6 


43015,9 


42953,1 


43299,B 


44. 


3M 37ft,2 


318677,1 


315 233,0 


327 00S,9 


343 913,3 


341 584,7 


337459,8 


338 825,5 


338434,0 




• 


• 


• 
• 


• 


• 


• 


• 


• 


• 


44 a. 


• 


• 


• 


• 


■ 


• 


• 
• 


• 


* 
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Ka- 
pitel 



Bezeichnung der Etatsposten 



A u 8 g a b an 



1886/87 



17 



1887/88 



i8 



1888/89 



19 



1889/90 



Tl. Terwaltnng des Beichäheeres. 

14. Eriegsministeriiim 

15. Militär-Kassenwesen 

16. Militär-Intendantaren 

17. Militär-Geistlichkeit 

18. Militär-Justizverwaltang 

19. Höhere Tmppenbefehlshaber 

20. GoüTemeare, Kommandanten n. Platz- 

majore 

21. AdjutalitQr- Offiziere und Offiziere in 

besonderen Stellungen 

22. Generalstab, Landesvennessungswesen 

23. Ingenieur- und Pionierkorps 

24. Geldvetpflegung der Truppen ..... 

25. Naturalverpflegung 

26. Bekleidung u. Ausrüstung der Truppen 

27. Gamisonverwaltungs- und Serviswesen 
26. Gamisonbauwesen 

29. Militär -Medizinalwesen 

30. Verwaltung der Traindepots u. Instand- 

haltung der Feldgeräthe 

31. Verpflegung der Ersatz- und Beserve- 

mannschaften u. s. w 

32. Ankauf der Kemontepferde 

33. Verwaltung der Bemontedepots .... 

34. Beisekosten und Tagegelder, Vorspann- 

und Transportkosten 

35. Militär-Erziehungs- u. Bildungswesen . 

36. Militär -Gefangnisswesen 

37. Artillerie- und Waffönwesen 

38. Technische Institute der Artillerie . . 

39. Bau and Unterhaltung der Festungen . 

40. Wohnungsgeldzuschüsse 

41. ünterstützuugen 

42. Zuschuss zur Militär- Witt wenkasse . . 

43. Verschiedene Ausgaben 

Summe . . 
Dazu: 

44. Militärverwaltung von Bayern 

Summe VI . . 

44 a. Für Aenderungen in der Organisation 
des Keichsheeres 

Militärrerwaltung von Bayern ..... 

Summe Via . . 



1 950,2 
266,3 

1 729,1 
609,2 
683,s 

2 539,8 

627,3 

941,3 
1 706,5 

1 736,2 
100 642,5 

74 029,2 
21 620,8 
34 287,4 

383,1. 

5 953,1 

719,8 

2 966,5 

6 012,9 
1 698,0 

6 641,4 
5 026,7 

746,1 

13 729,3 

616,1 

1 738,4 

7 533,5 
104,6 

1 069,6 

104,3 

298 412,5 

43969,4. 
342 381,9 



1 965,9 
266,7 

1 764,4 
627,6 
695,7 

2 612,8 

627,3 

946,8 

1 818,9 

1840,1 

107 420,8 

77 738,4 

22 363,0 

35 367,5 

475,0 

6 152,3 

772,8 

2 877,4 

6 186.7 

1 613.8 

6491,1 

4 976,0 

702,1 

13 684,7 

725,1 

2 387,7 

7 796,8 
119,1 

1 372,8 

111,9 

312 501,^ 

46 762,9 
3S9 264,1 



2 027,8 
276,3 

1 770,3 
635,7 
696,7 

2 648,6 

619,2 

924,2 
1 861,2 

1 733,8 
108 541,6 

76 354,4 

23 274,9 

37 386,5 

477,9 

6 157,1 

702,3 

2 592,0 

6 475,2 
1646,7 

7 143,0 
5 243,5 

801,6 

12 959,5 

566,7 

2 770,1 

7 941,7 

115,8 

1840,8 

136,5 

316321,B 

46 617,6 
362 939,2 



20 



1890/91 



2L 



2 030,9 
278,9 

1 789,4 
659,9 
687,6 

2 594,2 

619,7 

979,4 

1 974,7 

1805,0 

109 846,0 

87 020,4 

22 350,1 

38348,5 

492,4 

6 465,2 

853,5 

2 233,3 

7 039,4 
2 197,9 

7 618,0 
5 331,3 

865,5 

16 619,7 

578,6 

2 704,8 

8 071,1 
122,7 

2 125,3 

172,0 

334475,4. 

43 612,5 
378 087,9 



2 214,8 
313,7 

2 089,1 
734,9 
724,6 

2827,7 

612,4 

998,6 

2 266,1 
1831,6 

112983,4 

95429,1 

24 981,t 

40 749,9 

517,4 

7184,7 

939,6 

3 006,6 
7374,1 
1999,9 

7 708,4 
5632,1 

794,7 
15 245,0 

700,8 
3 112,5 
8352,0 

:118,9 

2060,8 

230,4 

3ö373i,i 

46208,9 
3W 943,7 
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n 1000 Mark 



Kapitel 



mi/n 



22 



1892/93 



23 



1803/Öi 



24 



1894/95 



^5 



1895/90 



26 



1896/97 



27 



1897/98 



28 



1898/99 



29 



1899 



30 



2379,7 
318,7 

2091,0 
731,0 
726,0 

2830,0 

596,8 

1 025,3 

2 435,4 

1845,3 

119 380,1 

99 148,8 

SS 840,2 

il 177,7 

580,8 

7 650,1 

1131,2 

! 2581,7 
9382,2 
2350,9 

« 185,6 
5909,7 

873,6 
29 440,3 

800,8 
2823,7 
8603,3 

126,9 
'2200,1 

802,2 

43684,1 
t99 953,2 



2 446,5 
320,2 

2 199,9 
771,2 
734,7 

2 830,5 

603,5 

1 019,7 

2 355,3 
1 941,2 

120 332,9 

102 928,1 

24 029,5 

42 251,4 

716,9 

8 165,0 

1 017,5 

3 254,1 
9 413,6 

2 372,5 



8058,5 
6 281,1 

1 009,7 
24 081,2 

774,2 

2 718,4 
8 919,8 

122,4 : 
2 332,0 
777,9 
384 779,4 

50 910,Q 
435 689,4 



2 493,2 
322,8 

2 237,1 
775,3 
731,6 

2 856,6 

590,2 

1 032,4 

2 401,1 

2 057,5 
127 554,4 
101 527,7 

23 953,2 

44 453,2 

794,2 

7 901,3 

1 060,3 

3 106,4 
9 762,8 

2 960,8 

8834,4 
6 383,9 

907,2 
27 097,6 

889,5 
2 835,6 
9 253,4 

150,3 
2 414,9 

809,8 
398148,1 

32030,0 
450 178,7 



2 581,7 
333,6 

2 269,9 
766,3 
733,7 

2 863,7 

589,9 

1 044,1 

2 545,5 

2 010,5 
138 254,7 
105 284,9 

30 777,7 

46 123,4 

874,8 

8 056,2 

935,6 

3 490,8 
10 018,7 

2 514,3 

8889,1 
6 461,5 

836,5 
33 003,7 

883,8 
2 649,8 

9 554,2 
176,6 

2 471,1 

857,2 

427 853,h 

54 364,3 
482217,8 



2 653,0 
344,7 

2 380,1 
807,5 
745,0 

2 879,2 

604,2 

1 089,5 

2 496,3 

2 160,9 
140 273,3 

94 819,1 

28 759,1 

46 972,2 

874,9 

8 254,8 

931,8 

3 496,6 

9 892,1 
2 576,5 

9 020,2 

6 602,4 

766,2 

32 273,0 

1 006,1 

2 581,0 
9 751,9 

192,2 

2 562,6 

878,8 

418 645,1 

53 455, b 
472 100,6 



2 729,0 
366,7 

2 427,8 
804,4 
735,8 

2 897,4. 

610,3 

1084,5 
2 612,2 

2 177,3 
140 156,0 

92 909,6 
28 571,1 
47 468,2 

1 043,7 
8400,3 

963,3 

3 693,5 
9 973,0 

; 2 473,1 

9 504,2 

6 849,5 

778,2 

32 012,0 

'868,7 

' 2 947,6 

9 931,1 

177,8 

2 042,0 
795,4 

418 603,z 

54 279,b 
472882,8 



2 973,8 
387,2 

2 604,0 
917,6 
813,3 

3 077,0 

645,7 

1 151,8 

2 655,9 

2 318,0 

144 948,1 

. 97 894,1 

28 618,9 

51 984,0 

1 316,2 

8 779,2 



1 474,5 

3 645,2 
9 877,1 

2 813,8 

9 682,8 
7 269,5 

797,8 
35 579,5 

982,2 

3 038,1 
10 188,3 

267,2 

2 747,1 

981,0 

440 429,0 

55 808,9 
496237.8 



2 863,0 
393,0 

2 708,8 
934,2 
812,9 

3 102,6 

652,4 

1 191.7 

2 706,3 

2 336,4 
124 257,1 
135 463,3 

2? 037,8 

51 383,2 

1 413,6 

8 870,1 

1 156.8 

3 826,5 
10 049,0 

2 978,^ 

8 714,0 

7 271,5 

777,1 

32 426,2 

1055,1 

2 987,3 

10 385,7 

262,5 

2 812,8 

1119,4 

453949,2 

57 943,9 
511892,5 



2 836,4 
413,2 

2 745,0 
957,2 
817,0 

3 110,5 

650,0 

1 195,6 

2 709,2 

2 337,3 
124 851,8 
133 349,1 

29 221,4 

52 975,3 

1 451,3 

9 282,3 

1 158,1 

3 826,5 
10 122,9 

3 042,9 

8 764,2 

7 297,3 

878,5 

32 513,6 

1 068,3 
3 008,6 

10 336,8 
804,5 

2 904,5 
1 174,2 

455 803,h 

58 180,0 
513983,5 

5 736,0 

105,0 

5841,0 



14, 
1.5. 
16. 
17. 
18. 
19. 

20. 

21. 
22. 
23. 
24. 
25. 
26. 
27. 
28. 
29. 

30. 

.81. 

.32. 
33. 

34. 
35. 
36. 
37. 
38. 
39. 
40. 
41. 
42. 
43. 

44. 
44 a. 
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1872 



2 

yn. Marfneyerwaltang. 

Marinekabinet nnd Oberkommando . . 

Beichs-Marineamt 

Deutsche Seewarte 

Stationsintendantüren 

Rechtspflege 

Seelsorge nnd GarnisonschnlweseD . . 

Geldverpflegimg der Marinetheile . . . 

Betrieb der Flotte 

Natnralverpflegnng ^) 

Bekleidung 2) 

Gamisonverwaltnngs- nnd Seryiswesen 

Wohnnngsgeldznschuss 

SanitStswesen 

Eeise-, Marsch- nnd Frachtkosten . . . 

Bildnngswesen 

Instandhaltung der Flotte und der Werft- 
anlagen 

Waffenwesen und Befestigungen .... 

Kassen- und Bechnungswesen 

Küsten- und Yermessungswesen .... 

Verschiedene Ausgaben 

Summe VIT . . 

Vni. Beichs-JnstizTerwaltiing. 

Beichs-Justizamt 

Beichsgericht 

Summe Vin . . 

IX. Beichsscliatzamt. 

Beicbsschatzamt 

Allgemeine Fonds 

Ueberweisungen an die Bundesstaaten 

Zur Schuldentilgung aus dem Ertrag 
der Zölle und Tabacksteuer 

Beichskommissariate 

Summe IX . . 

X. Beichs-Eisenbahnamt .... 



1873 


1874 


187S 


4 


5 


6 



Ansgaben 



1876/77 

Vi Jahr 



45. 
46. 
47. 
48. 
49. 
50. 
51. 
52. 
53. 
54. 
55. 
56. 
57. 
58. 
59. 
60. 

61. 
62. 
63. 
64. 



65. 
66. 



67. 
68. 
68 a. 
68b. 

69. 



70. 



} 
} 



368,8 

18,0 
97,1 

38,0 

3165,1 
4 183,9 



279,0 

• 

230,4 

254,4 

37,6 

6 071,3 



67,6 

41,6 

14852,8 



} 



239,0 
230,0 



518,5 
276,1 



380,2 
1 174,8 



365,6 

18,0 
102,4 

41,8 

3 306,1 

802,1 

1 233,1 

• 

316,7 
259,8 
258,2 
250,0 
65,8 

1 215,8 



63,5 

42,9 

8341,2 



277,3 
277,3 



109,2 
694,8 



368,4 
1 172,4 

50,1 



523,0 

18,0 
77,4 

41,7 

3 391,0 
2 257,8 
1 718,1 

• 

315,6 
327,7 
267,9 
271,9 
62,9 

7 244,2 



74,1 

90,2 

16680,8 



313,8 
313,8 



185,9 
1 037,9 



406,8 
1 630,6 

136,6 



{ 



621,1 

61,8 

93,6 

14,5 

27,5 

4 010,2 

2 652,7 

1 998,3 

103,5 

391,8 

344,8 

284,0 

296,1 

84,0 

6 518,4 



110,0 

104,1 

17716,4 



139,4 
344,3 
483,7 



116,5 

1 307,9 



414,9 
1830,3 

222,5 



714,2 

146,1 

134,3 

20,6 

33,9 

5 072,4 

3492,8 

2 706,8 

150,1 

620,8 

463,6 

433,9 

377,0 

109,5 

8647,2 

1024)3 

• 

173,8 

64,5 

24385,3 



227,6 
449,3 
676,9 



150,1 
2082,4 



485,8 
2718,4 

271,7 



5^ /^ 1874 nicht besonders nachgewiesen. — >) f&r 1872—1874 unter Kap, 51 Toraai^gabi 
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in 1000 Mar 


k 


































Ea- 
pitel. 


i 1877/78 


1878/79 


1870/80 


1880/81 


1881/82 


1882/83 


1883/84 


1884/85 


1885/86 


S 


9 


10 


XI 


12 


13 


14 


15 


16 




580,7 


599,8 


600,2 

i 


611,3 


617,6 


606,6 


623,6 


627,6 


693,8 


\ 45. 
1 46. 


169,3 


179,9 


187,0 


217,7 


209,3 


216,3 


218,5 


219,7 


226,8 


47. 


119,4 


130,8 


135,3 


161,2 


163,9 


172,3 


174,3 


175,4 


174,4 


48. 


17,8 


17,8 


19,3 


22,4 


23,9 


23,6 


28,1 


27,4 


26,9 


49. 


30,5 


33,8 


37,1 


37,9 


37,7 


39,6 


39,8 


38,9 


38,4 


50. 


* 4420,2 


4 514,6 


4 808,1 


4 970,6 


5 158,4 


5 322,9 


5 629,7 


5 979,6 


6 954,7 


51. 


3 243,6 


2 942,3 


2 992,9 


2 855,8 


3 145,2 


3 124,3 


3 636,2 


4 924,3 


6 692,3 


52. 


2 188,0 


2 022,8 


1 908,8 


2 043.2 


2 217,8 


2 012,6 


2 269,8 


2451,4 


3 307,0 


53. 


117,1 


107,9 


112,4 


108,2 


104,3 


103,4 


104,2 


103,4 


104,5 


54. 


557,2 


545,8 


639,2 


623,4 


694,3 


678,1 


724,4 


736,8 


743,4 


55. 


379,9 


392,3 


436,9 


462,7 


475,4 


485,7 


504,0 


518,8 


592,6 


56. 


380,3 


422,1 


450,5 


446,5 


473,6 


461,1 


485,8 


487,2 


543,7 


57. 


337,9 


343,1 


286,2 


327,2 


290,9 


270,4 


334,3 


435,6 


517,1 


58. 


101,3 


120,2 


111,1 


110,3 


113,7 


116,2 


119,4 


115,4 


115,7 


59. 


7 514,2 


9 068,6 


9 499,1 


10 282,0 


10 626,7 


10 198,1 


10 482,2 


11 800,1 


. 13 252,5 


60. 


966,4 


1043,4 


1 032,2 


1 254,4 


2 197,3 


1 602,4 


1 831,3 


3 379,1 


2 383,1 


61. 


• 


• 


• 


• 


• 


• 


• 


• 


• 


62. 


115,3 


116,8 


137,9 


140,7 


152,2 


134,7 


159,8 


176,7 


177,7 


63. 


43,6 


84,r 


66,0 


61,3 


108,7 


88,0 


98,2 


86,6 


115,4 


64. 


21282,7 


22 686,1 


23460,2 


24 736,8 


26 810,9 


25 656,3 


27463,6 


32 284,0 


36 660,0 




359,8 


385,1 


386,5 


453,3 


444,8 


424,4 


432,2 


410,8 


405,1 


65. 


384,4 


391,5 


826,3 


1 215,2 


1 242,3 


1 239,1 


1 278,8 


1340,9 


1346,5 


66. 


744,2 


776,6 


1 212,8 


1668,5 


1687,1 


1 663,5 


1711,0 


1 751,7 


1 751,6 




120,0 


120,0 


457,7 


406,2 


422,1 


451,6 


465,0 


418,9 


485,5 


67. 


1 749,1 


1 708,4 


9 608,3 


39 732,3 


69 743,4 


85 503,1 


87 176,6 


106 796,9 


118 614,3 


\ 68. 
j 68 a. 


• 
• 


• 


• 


• 


• 


• 


• 


• 


• 


68b. 


354,3 


385,6 


400,4 


399,0 


401,3 


395,2 


400,1 


400,9 


394,3 


69. 


2223,4 


2 214,0 


10 466,4 


40 537,5 


70 566,8 


86 340,9 


88041,7 


107 616,7 


110404,1 




210,8 


230,6 


213,2 


222,9 


266,1 


202,4 


275,0 


271,7 


206,3 


70. 
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Ka- 
pitel 



Bezeichnung der Etatsposten 



2 

Vn. MarfneTerwaltiiiig. 

Marinekabinet und Oberkommando . . 

Eeichs-Marineamt 

Deutsche Seewarte 

Stations-Intendanturen. • 

Rechtspflege 

Seelsorge und Garnisonschulwesen . . 

Geldverpflegung der Marinetheile . . . 

Betrieb der Flotte 

Naturalverpflegung 

Bekleidung 

Gamisonverwaltungs- und Serriswesen 

Wohnungsgeldzuschuss 

Sanitätswesen 

Reise-, Marsch- und Frachtkosten . . . 

Bildungswesen 

Instandhaltung der Flotte und derWerft- 
anlagen . • 

Waffen Wesen und Befestigungen .... 

Kassen- und Rechnungswesen 

Küsten- und Yermessungswesen .... 

Verschiedene Ausgaben 

Samme TII . . 

yin. Beichs-JustizTerwaltiing. 

Reichs-Justizamt 

Reichsgericht 

Summe Till . . 

IX. Beichsschatzamt. 

Reichsschatzamt 

Allgemeine Fonds 

Ueberweisungen an die Bundesstaaten 

Zur Schuldentilgung aus dem Ertrag 
der Zölle und Tabacksteuer 

Reichskommissariate • 

Summe IX . . 

X. Beichs-Eisenbahn-Amt . . . 



Ausgaben 



1886/87 



17 



1887/88 



i8 



1888/89 


1889/90 


19 


20 



1890/91 



21 



45. 

46. 

47. 

48. 

49. 

50. 

51. 

52. 

53. 

54. 

55. 

56. 

57 

58. 

59. 

60. 

61. 
62. 
63. 
64. 



65. 
66. 



67. 
68. 
68 a. 
68 b. 

69. 



} 



70. 



733,7 

226,8 

187,7 

26,1 

44,0 

7 338,1 

5 897,8 

2 331,5 

105,8 

814,5 

617,1 

584,5 

481,8 

123,9 

14 083,0 

2 334,0 
• 

179,0 
147,2 

36 256,0 

408,7 
1 456,3 
1865,0 

439,4 

3 506,8 
137 056,7 



407,4 
14! 410,3 

266,4 



765,8 

227,8 

187,2 

27,3 

46,9 

7 794,8 

5 869,2 

2 723,6 

99,7 
837,2 
648,2 
570,7 
453,8 
123,0 

15 456,0 

3 034,7 

• 

196,6 

141,4 

39203,9 

422,9 
1 473,4 
1896,3 

489,8 

3 784,4 

176 324,0 



. 396,6 
180994,8 

269,7 



770,6 

230,4 

192,0 

27,6 

46,6 

8 153,1 

7 433,4 

2 797,2 

101,8 

866,2 
655,6 
601,0 
479,0 

141,4 

11 195,9 
2 769,3 

• 

216,8 

179,0 

36856,8 

413,4 
1 471,6 
1885,0 

505,8 

4 579,9 

277 801,2 



{ 



359,4 
283247,5 

271,3 



150,7 

757,6 

238,7 

195,5 

29,9 

47,0 

8 807,3 

8 176,7 

3111,4 
112,8 

929,5 
688,4 
658,5 
515,8 
158,4 

11 038,3 
2 945,8 

• 

200,0 

150,7 

38 913,0 

304,6 
1 477,4 
1782,0 

488,4 

4 622,3 

355 033,9 



439,5 
360 588,4 

278,0 



171,5 

781,8 

240,8 

220,7 

30,1 

49,0 

9128,9 

8 652,8 

3280,4 

119,7 

972,9 
733,0 
681,7 
478,8 

161,8 

11 760,7 
3068,6 

• 

213,4 

213,8 

409SI,s 

328,8 
1481,1 
189>,8 

490,6 

4274,6 

378 914,s 



.432,8 
384112,6 

283,6 



1) Ausserordentl. Schuldentilgungs-Ges. vom 6. April 1896, 24. März 1897, 31. Mfirz 1898 
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in 1000 Mar 


k 










f 




Ka- 




















1891/92 


1892/93 


1893/94 


1894/95 


1895/96 


1896/97 


1897/98 


1898/99 


1899 


pitel 


22 


23 


24 


«5 


26 


27 


28 


29 


30 




62,1 


34,8 


34,8 


35,7 


37,2 


39,6 


37,6 


;38,ii 


38,5 


45. 


892,2 


888,5 


932,8 


927,5 


941,0 


948,0 


1 063,9 


1 063,5 


1 248,3 


46, 


233,6 


286,7 


275,6 


271,7 


283,2 


^280,1 


290,0 


■ 289,9 


298,6 


47, 


236,3 


252,2 


271,3 


267,9 


277,9 


282,2 


285,5 


289,0 


301,6 


48. 


31,4 


31,8 


32,3 


43,7 


33,6 


- 37,2 


34,7 


35,0 


35,6 


49. 


51,9 


57,9 


60,6 


61,0 


64,3 


62,4 


65,2 


66,1 


78,5 


50. 


9 709,0 


10 348,0 


10 716,1 


11 492,5 


12 297,6 


12 668,3 


13 223,5 


14 432,4 


15 521,3 


51, 


9 926,8 


9 866,6 


10 049,6 


11 000,5 


12 676,2 


12 211,1 


13 691,4 


13 461,1 


16 099,8 


52. 


3599,8 


3 719,1 


892,4 


881,2 


880,5. 


820,0 


855.8 


957,1 


941,7 


53. 


124,3 


128,1 


216,0 


228,9- 


253,8 


244,7 


296,7 


266,4 


285,5 


54. 


1 079,5 


1 125,8 


1 162,8 


1 241,6 


1 267,5 


1 286,8 


1 965,8 


2 077,7 


2 235,5 


. 55. 


770,5 


816,2 


893,9 


933,3 


977,6 


1 007,1 


1 076,4 


1 134,2 


1 195,4 


56. 


705,3 


762,2 


872,0 


871,8 


905,8 


928,6 


951,4 


1 035,7 


1 116,6 


57. 


490,3 


533,7 


1 527,8 


1 233,4 


1 456,9 


1981,0 


2 004,3 


2 101,6 


2 321,3 


58. 


162,1 


169,6 


183,1 


199,0 


212,3 


206,1 


209,7 


216,2 


236,7 


59. 


12 390,9 


12 158,5 


14 924,2 


15455,8 


19 389,2 


16 596,2 


16 560,4 


18 090,0 


19 214,7 


60. 


4 494,9 


3 824,8 


3 874,9 


4 439,2 


5 256,2 


5 456,3 


4 755,4 


5 572,9 


6 201,7 


61. 


• 


238,5 


354,4 


357,4 


370,6 


391,6 


387,6 


435,0 


467,4 


62. 


234,4 


263,3 


346,5 


389,0 


344,8 


444,3 


449,7 


484,4 


501,3 


es. 


192,6 


215,2 


489,8 


518,3 


572,9 


630,2 


665,5 


704,2 


763,1 


64, 


45 387,2 


45 721,5 


48110,8 


50848,9 


58 500,2 


56 523,4 


61 941,8 


62 750,9 


69 103,1 




470,8 


454,6 


460,0 


478,7 


448,7 


318,4 


320,8 


355,1 


340,2 


65. 


1 487,2 


1 533,0 


1 547,1 


1 595,6 


1 623,7 


1 625,9 


1 627,4 


1653,1 


1 777,7 


66. 


1 958,0 


1 987,6 


2007,1 


2 074,3 


2072,4 


1944,3 


1948,2 


2008,2 


2117,9 


• 


511,7 


481,6 


507,0 


583,0 


579,7 


581,6 


627,4 


619,9 


627,9 


67. 


3 963,6 


4 106,7 


4429,5 


4469,1 


4 008,4 


4 175.3 


4 081,8 


4 323,6 


4 064,3 


68. 


383 377,3 


358 925,1 


338 758,8 


382 859.6 


400 126,0 


414 567,9 


433114,7 


441 328,0 


476 738,0 


68 a. 


• 


• 


• 


• 


13Q00,o 


50 000,0 


37 500,0 


(42 400,0) 




68b. 


433,3 


434,7 


442,2 


442,2 


445,2 


447,3 


469,8 


479,0 


478,2 


69. 


388 285,9 


363948,1 


344 137,5 


388 353,9 


418 159,3 


469 772,0 


475 793,7 


446750,5 


481908,4 


•^ 


302,3 


296,8 


330,2 


338,9 


340,2 


345,4 


364,2 


373,2 


390,6 


70. 



t^. März 1899. 
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Ka- 
pitel 



Bezeichnung der Etatsposten 



Ausgab 



1872 



1873 



1874 



187S 



71. 
72. 



73. 



74. 
75. 
76. 



77. 

78. 

79. 

80. 

81. 

82. 

83. 
84. 



85. 



XI. Beichssclnild. 

Verwaltung • • 

Verzinsung 

Samme XI . . 
Xn. Bedmnngsliof 

XIII. ülgemeiner Pensionsfonds , 

Verwaltung des Beichsheeres 

Verwaltung der Kaiserlichen Marine . 
Zivilverwaltung 

Summe XIII . . 



XIV. Beichs-InYalidenfoiids. 

Verwaltung des Eeichs- Invalidenfonds 

Zuschuss zu den Kosten der Verwaltung 
des Beichsheeres 

Invalidenpensionen u. s. w. in Folge des 
Krieges von 1870/71 

Invalidenpensionen u. s. w. in Folge der 
Kriege vor 1870 

Ehrenzulagen an die Inhaber des 
eisernen Kreuzes von 1870/71 .... 

Pensionen fQr ehemalige französische 
Militärpersonen 

Gnadenbewilligungen 

Invalideninstitute 

Samme XIV . . 

XV. Zar weiteren Durehfiilinmg 

des Altersstnfensystems bei den 

Beamtenbesoldnngen 



5,1 
583,0 

588,1 
27C,7 



20 714,0 

132,6 

27,2 

20873,8 



27 027,0 



736,1 



515,7 
28 278,8 



5,1 



5,1 



321,0 



20 511,7 

167,4 

• 57,9 

20 737,0 



33,8 



28,6 



25 819,9 



561,3 



1338,7 

469,1 
28251,4 



54 



5,1 



342,7 



20 373,4 
186,5 
186,8 

20 746,7 



96,3 



40,9 



23 916,5 



578,1 



1 110,4 

473,1 
26 215,3 



5,1 



5,1 



381,4 



19 968,0 
212,1 

119,5 

20299,6 



59,8 



48,1 



26 273,4 



765,4 



921,8 

506,7 
28 575,3 
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i n 1000 y a r k 



1877/78 



3 



1878/70 



1879/80 



lO 



1880/81 



II 



1881/82 



iz 



1882/83 



13 



1883/84 



14 



1884/85 



15 



1885/86 
16 



5,1 
2 353,8 

2358,4 
407,2 



15 900,9 
287,2 
200,3 

10388,4 



63,3 



52,0 



26 541,7 



4 983,9 



772,7 

463,2 
32 876,8 



47,9 
4839,8 

4887,7 



453,8 



16 224,2 
339,0 
212,5 

10 775,7 



88,1 
6124,2 

0212,3 
402,7 



16 489,0 
385,0 
251,2 

17 125,2 



62,7 

51,9 

26 181,7 

4 930,2 

40,4 

1 194,9 

439,3 
32001,1 



58,5 

54,9 

25 850,4 

4 798,2 

44,0 

759,8 
323,3 
455,4 

32344,5 



47,5 
8894,3 

8 041,8 



404,2 



17 231,4 
409,8 
309,0 

17050,2 



64,9 

55,6 

25068,9 

4 558,8 

42,7 

702,7 
332,4 
471,9 

31 207,9 



35,8 

11 116,5 

11 152,3 



477,3 



17 901,0 
455,1 
346,3 

18 702,4 



65,9 

55,9 

24 466,2 

4 311,9 

41,6 

655,4 
321,6 
397,5 

30 310,0 



29,9 
12939,8 

12000,7 
534,4 



18378,7 
481,6 
397,5 

10257,8 



66,0 

56,3 

23 893,0 

4 153,6 

42,6 

619,1 
318,3 
414,4 

20 503,8 



• 26,0 
14 172,8 

14 108,8 



524,0 



18 817,1 
521,3 
420,5 

10 758,9 



69,3 

54,3 

23 258,8 

4041,5 

40,5 

578,8 
315,8 
370,0 

28720,0 



49,1 
15781*8 

15 830,4 



527,2 



19 561,4 
559,9 
456,5 

20 577,8 



69,6 

53,3 

22 764,7 

3 895,3 

40,3 

542,8 
325,6 
342,8 

28 034,4 



34,2 
17 358,7 

17302,9 
5^81,7 



20 069,4 
615,8, 
517,1 

21 202,3 



70,7 

56,1 

22 101,1 

3 862,7 

39,4 

511,7 

338,5 
366,7 

27 346,9 
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Elr 




........| 




I88«^7 


1881/88 


l888/8f 


IS8a/H 


ISHÜI 


' 


* 


'7 


iS 


.. 


ao 


21 




















44,0 
18 581,0 


il6,. 
21059,. 


284,7 
28 750,0 


118,5 

34 528,7 


240;. 
48033,1 


n. 


Tereüurang 




Snmm« XI . . 


I8«2S.o 


Sil»,. 


»•«,. 


U«t,o 


dS31^ 


73. 


XII. ItocluiiugBbof 

Xm. Allgemeiner PenBlonBroBÄs. 


S»,. 


128,j 


H8,. 


SS9,o 


Hli. 


74. 
75. 


Veriraltaug de« KcichsheereB 

Verwaltnng der Ealaerlicben Usrine . 


22048,! 
726,7 


24444,0 
864,0 
686,. 


27 069,. 

1 014,4 

733,. 

38811,8 


32 847,. 

1 107,. 

772,1 

U72(,< 


35051,. 

1232,1 

851,. 

JJ13S,, 




Snntme XIII . . 


2318(1,0 




XIT. BelcbB-Innlidenronas. 












77; 

78. 

79. 
80. 


Verwaltnng des Reichs- In validenfond» 

. Zaschass m den Eosten der Veiwaltnng 

dee Rddisheeres. , . .' 

Eri^es von 1870/71 


69,. 

57,. 

22245,1 

8823,. 

38,T 

479,. 
350,0 


70,, 

57,0 

21 898,1 

37,. 

446,. 
350,0 
405,. 

ao»,i 


71,4 

58,4 

21585,0 

3 587,. 

37,0 

420,. 

350.0 

314,. 

Ml»,. 


71,. 

57,0 

21268,8 

3 509,. 

36,5 

390,4 

350,0 

320,5 

»N3,. 


71,. 

57,. 

20 954,. 

3420,. 

36,1 

3(2,1 

350,0 

328,1 

3t)8«,. 


81. 

82. 
83. 


eiBernen Kreuws von 1870/71 

Miiitärpersonen 

Gnadenbflwillignngen 




Summe XIT . . 


»<M,< 


85. 


XT. Zur weiteren Dnrahniinuig 
des Altersstnfeiujatems bei den 










" 
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n 1 000 Mar 


k 


































Ka- 




















1801/02 


1802/03 


1803/04 


1804/05 


1805/06 


1806/07 


1807/08 


1808/00 


1800 


pitel 


22 


*3 


24 


. »S 


26 


27 


28 


29 


30 




203,1 


ä07,7 


254,5 


271,4 


257,4 


233,7 


322,1 


241,8 


280,8 


71. 


55 604,0 


58 403,1 


64 927,8 


68 704,5 


71 435,6 


72 071,4 


72 110,1 


73 617,5 


75 333,0 


72. 


55 807,1 


58 710,8 


65 182,3 


68 075,9 


71 603,0 


72 305,1 


72432,2 


73 858,8 


75 613,3 




617,9 


633,6 


630,3 


681,3 


747,3 


745,5 


868,7 


800,0 


840,1 


73. 


37 332,4 


39 403,4 


42 846,4 


45 331,2 


48 264,6 


51 274,3 


53 659,9 


57 095,4 


60 267,6 


74. 


1 377,7 


1 529,0 


1 768,3 


2 037,5 


2 335,4 


2 541,6 


2 761,5 


3 113,0 


3 375,6 


75. 


926,5 


1 018,7 


1 089,3 


1 156,0 


1 208,1 


1309,3 


1 423,7 


1504,7 


1 652,4 


76. 


39 636,9 


41 057,5 


45 704,0 


48 524,7 


51808,1 


55 125,9 


57845,1 


61 713,1 


65 205,6 




86,4 


73,9 


74,0 


74,8 


75,4 


76,3 


78,8 


80,6 


77,6 


77. . 


60,1 


60,1 


60,1 


61,5 


62,0 


61,1 


65,8 


65,8 


66,4 


78. 


20 668,2 

• 


20 167,1 


21 709,8 


21 490,8 


21 215,4 


20 876,5 


20 296,4 


20441,7 


19851,7 


79. 


3 362,5 


3 298,0 


3 608,1 


5 181,4 


4446,5 


4 281,0 


4 101,2 


3930,7 


3852,8 


80. 


35,3 


34,3 


33,4 


32,4 


31,4 


29,9 


29,2 


30,2 


29,8 


81. 


333,1 


299,7 


269,2 


244,4 


222,1 


203,1 


184,1 


163,5 


146,6 


82. 


350,0 


350,0 


350,0 


350,0 


2 573,6 


2 908,3 


3504,6 


3550,0 


3 550,0 


83. 


335,4 


338,9 


370,2 


348,9 


319,6 


316,6 


325,4 


384,1 


364,6 


84. 


25 231,0 


24 622,0 


26 474,8 


27783,7 


28046,0 


28 752,8 


28585,5 


28646,6 


27038,5 


85. 


• 


• 


• 


321,8 


40,9 


• 


• 


• 


• 





Cobn, Finanzen des Deutschen Reichs. 
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pitel 



Bezeichnung der Etatsposten 



A n 8 g a b d 1 



IS72 



1873 



1874 



1875 



187S/77 
V4 Jahr« 



1. 


I. 


la. 


la. 


2. 


11. 


2a. 




3. 


III. 


4. 


IV. 


4a. 


IV a. 


5. 


V. 


5a. 




6. 


VI. 


6a. 


Via. 


7. 


VII. 


8. 


VIII. 


8a. 


Villa. 




n 




« 


8b. 


• »j 




j» 



10. 

11. 

12. 
12a;! 

13. 
14. 

15. 



Einmalige Ausgaben. 

a) Ordentlieher Etat. 

Beichstag 

Reichskanzler nnd Eeichskanzloi 

Auswärtiges Amt . . 

Eolonialverwaltung 

Reichsamt des Innern . . ; . . . 
Post- u. Telegraphenverwaltung 

Reichsdruckerei 

Verwaltung des Reichsheeres . 
Aenderungen in der Organisation 

des Reichsheeres 

Verwaltung der Kaiserl. Marine 
Zur Verwaltung von Eiautschou 

Reichs-Justizverwaltung 

Reichsschatzamt 

Reichsschuld 

Reichs-Eisenhahn-Amt ..... 

Rechnungshof. , 

Eisenbahnverwaltung ...... 

Müuzwesen 

Samme a) Ordentlicher Etat . . 



b) Ansserordentlicher Etat 
I. Reichsamt des Innern • • • • {v« 



) 



»> 



III. Verwaltung des Reichsheeres 



II. Post u. Telegraphenverwaltung a 

Reichsdruckerei a 

^a 

C3) 

e 

Zuschuss 2VL den einmaligen Aus- 
gaben des ordentlichen Etats. . 

fa 
IV. Verwaltung der Kaiserl. Marine < c 

W) 
V. Reichsschatzamt ......... a 

„ Münzwesen a 

Eisenbahn Verwaltung ^ id^) 

Betriebsfonds a 

Ausgaben in Folge des Krieges gegen 
Frankreich 

Snmine b) Ansserordentlicher Etat. 

a) Ordentlicher Etat 

der einmaligen Ausgaben. . 
9, fortdanemden Ansgaben 



9> 
99 



Summe der Ausgabe . . 



164,2 

* 105,9 

828,1 
2 009,6 

49 412,1 
16 229,3 



10 500,0 

43,8 

* 221,0 



30 060,0 
959 373,8 



1008947,8 
338 414,9 



40,7 

1 975,1 

3119.7 
4 213,5 

48 548,9 

17 627,8 

i 873,4 



65,5 
928,3 
649,6 



966 303,1 



1 045 345,6 
324 454,3 



446,2 
2 615,8 

911,6 

4 224,9 
39 535,0 

22 050,9 



542,6 
200,9 
335,0 
96,8 
192,2 
3 926,1 



253437,9 



328515,4 
344 297,1 



1407302,7 



1 309 799,9 



072 812,5 



118,9 

1 723,8 

386,7 
3 474,6 

45 984,2 
31 493,2 



646,1 
715,2 

*54,4 

18 328,1 

9 052,0 



126 679,9 



2^657,1 
395 791,0 



106,< 

1 550,( 

1424,1 
8 396,j 

50 993,3 

16 624,3 

'l7.9 
768,9 
430,6 

*23,4 
15963,6 
32 820,8 



44 934,4 



174055,3 
505020,0 



034448,1 



079 08U 



1) aus der Reichsanleihe. - ^) aus dem Reichstagsgebäudefonds. — >) ans dem BeichsfestoDgS' 
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n 1000 Mark 


TTsu 


1877/7S 


1878/79 


1879/80 


1880/81 


1881/82 


1882/83 


1883/84 


1884/85 


1885/86 


pitel 


8 


9 


lO 


II 


12 


13 


14 


15 


16 





222,7 

999,4 

8406,8 
13 179,4 

54 874,3 

39 051,9 

6,0 
958,9 

110,2 

* 7,9 
9 935,3 

26 090,1 



9 286,1 



163 129,0 
166 259,5 



71,9 

3,0 
1 148,1 

965,3 
11 927,0 

61 864,7 



39 027,5 

35,0 
1 627,5 



10,8 

18106,1 
23 332,6 



216 900,2 



375 019,7 
409 190,0 



893,0 

856.4 

10 833,5 

4 266,1 

46 152,6 



20 204,5 

» 

220,2 
2 109,9 

180,0 
24,7 

21 233,8 
18 616,2 



7 771,2 



133 362,1 
416 902,7 



300,0 

1 022,4 

8 961,0 

349,0 

42 931,1 



14 990,2 

156,6 
4 087,5 

7,5 
* 16,6 

10 751,4 

0,3 



3 232,0 



86806,3 
463 259,4 



201,4 

887,4 

8 838,6 

248,0 

52 179,3 



11 192,9 

131,6 

3456,7 

141,9 
10,8 

19 532,5 

1,0 



1 694,0 

• 

•4 

98516,1 

513989,2 



226,3 

7 660,7 

3 031,4 

68,3 

29 083,1 



10 725,9 

iOÖ,6 

3 938^0 

223,4 



10 519,4 



9 150,0 
1 920,4 



76647,5 

527 748,7 



149,7 

1 962,1 
3 206,1 

6,1 
26 875,7 



12 342,4 

507,7 
5 640,1 

191,6 



7 611,9 

0,3 



58 493,7 
528 758,1 



• 


217,4 


314,8 
2 601,7 


6 864,4 


2 126,0 


* 25,7 
693,3 

• 


• 

1 727,7 


14 571,0 


813,2 

1,5 


14 762,8 

7 155,1 

86,2 


14 020,9 


4 000,0 


1 470,2 
1 273,3 

• 


• 

43 583,2 


14 571,0 


58 154,2 


556 440,4 



920,6 

592,0 

4 538,8 

55,7 

9 259,9 



3 842,6 



495,7 



87,3 
19 792,6 



802,2 



16 777,5 

6 928,1 

256,1 



11 556,2 



4 000,0 

1 392,9 

1 624,6 

32,0 



1. 

la. 

2. 

2a. 

3. 

4. 

4a. 

o. 

5a. 

6. 

6a. 

7. 

8. 

8a. 



8b. 



|lO. 



11. 

12. 

12a. 

13. 

14. 



|l5. 



43369,6 

19 792,6 

63 162,2 

574 510,3 



^69388,5 784209,7 



550264,8 



550065,7 



612 505,3 



604396,2 



587251,8 



614 594,6 



637 672,5 



infonds. — *) aus der franz. Kriegskostenentschfidigang. *) aus dem Beichseisenbahnbaufonds. 
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Ka- 
pitel 



Bezeichnung der Etatsposten 



Ausgaben 



1886/87 



17 



1887/88 



18 



1888/89 



19 



1880/90 



20 



1800/01 



21 



1. 

la. 

2. 

2 a 

3. 

4. 

4 a. 
5. 

5 a. 

6. 

6 a. 
7. 
8. 
Sa. 



8b. 



10. 
11. 

12. 
12 a. 

13. 
14. 

15. 



Einmalige Ausgaben. 

a) Ordentlicher Etat. 

I. Keichstag 

Ja. Reichskanzler und Eeichskanzlei 

11. Auswärtiges Amt 

Kolonialverwaltung 

III. Beichsamt des Innern 

IV. Post- u. Telegraphenverwaltung 
IV a. Eeichsdruckerei 

V. Verwaltung des Reichsheeres . 
Aenderungen in der Organisation 

des Reichsheeres 

VI. Verwaltung der Kaiserl. Marine 
VI a. Zur Verwaltung von Kiautschou 

VII. Reichs-Justizverwaltung 

VIII. Reichsschatzamt 

Villa. Reichsschuld 

Reichs-Eisen bahn- Amt 

Rechnungshof 

Eisenbahnverwaltung 

Münzwesen 



V 

1» 



n 



Summe a) Ordentlicher Etat 

h) Ansserordentlicher Etat. 

I. Reichsamt des Innern . . . 



fa') 



II. Post- u. Telegraphen Verwaltung a 

„ Reichsdruckerei a 

fa 

III. Verwaltung des Reichsheeres <c^) 

Zuschnss zu den ei„n.aUge„ L 
gaben des ordentlichen Etats . . 

[a 

IV. Verwaltung der Kaiserl. Marinere 

W) 
V. ReichsBchatzamt a 

„ Münzwesen a 

Eisenbahn Verwaltung l^^x 

Betriebsfonds a 

Ausgaben in Folge des Krieges gegen 
Frankreich 

Summe b) Ansserordentlicher Etat . 

a) Ordentlicher Etat 

der einmaligen Ausgaben . . 
yj fortdauernden Ausgaben 



99 
99 



10,6 

370,3 

1 202,5 

4 141,0 

387,8 

9 600,1 



2 012,5 



660,7 
32,7 



3,5 



18421,7 



234,8 
1 267,5 



34 767,1 

9 177,1 

155,2 



12 199,1 



7000^ 

928,9 

2 219^4 

2M 



67 070,2 

1842t7 

86301,9 

607 140,1 



618,2 

556,2 
4 235,5 

1,3 
16 079,0 



2 067,4 

133,4 
189,8 
207,1 



9,1 



24006,9 



2 304,5 
957,6 



137 037,5 

15 854,5 

363,5 



11 085,7 

7 000,0 

2 099,6 

3 195,8 

• 

170808,7 

24 006,9 

203 00S,6 

672 030,1 



I 



1 316,2 

672,4 
5 176,8 

11 286,1 



2 560,0 

433,6 
1 297,3 



1,4 
— 496,2 

22 247,6 



5873,1 
1 092,2 
6 845,0 

171 332,8 

4 856,9 

120,5 



11 632,1 

7 000,0 
2 077,5 



210 830,1 

22247,6 

233 077,7 

787 M3,7 



4 223,6 

690,6 

5 596,7 
404,8 

17 091,9 



5 225,0 

371,5 
1 005,1 



I 



7,9 



34617,1 



14 079,8 
1 973,2 

1 093,4 

143664,6 

2 399,5 

63,1 



10 763,8 

7000,0 
1*631,9 



182 660,3 

34 617,1 

217286,4 

803388,5 



40,0 

5 675,4 

• 

596,5 

6 751,5 
568,7 

42 479,6 



4 461,9 

365,7 
133,8 



Ol 073,1 

17 505,4 
3 128,6 
3 720,4 

277077,6 

' 13,2 

26*306,2 

• • 

4000,0 

2*493,7 

'877,5 

33S 122,6| 

61 073,1 

396 105,7 

057424,9 



Summe der Ausgaben . . 



603 532,0 



876 034,7 



1 020 221,4 



1110674,9 



1 353 620,6 



1-6J Vgl. die Anmerkungen auf Seite 194 und 195. 
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i n 1000 Mark 



Ka- 
pitel 



1891/02 



22 



1802/03 



23 



1803/04 



24 



1804/05 



*5 



1805/96 



26 



1806/07 



27 



1807/08 



28 



1808/99 



29 



1809 



30 



4 293,5 

2*476,7 

6480,1 

415,6 

40 675,4 



15 270,5 

593,5 
359,2 



53,4 



70 617,9 



26 242,3 
2 766,» 
1 987,3 

95185,4 



24 739,2 

4000,0 
4948,9 



159 870,0 
70617,9 
230 487,9 
1 014 565,7 



4 347,4 

2*977,8 

7 038,4 

230,1 

41 854,9 



25 399,9 

1*020,0 
1 341,2 



84209,7 



24 951,1 
3 474,8 



99 077,2 



19 317,7 

4000,0 
4740,0 



155 560,3 

84 200,7 

230 770,0 

1 004 461,3 



6 851,1 

4*368,1 

9 806,8 

259,2 

35 605,4 



21 003,4 

696,8 
1 427,0 

4,0 



80021,8 



26 589,1 
3 035,1 



116 770,6 



12 126,7 



7158,6 
6*728,8 

172 408,4 

80021,8 

252 430,2 

1017521,8 



60,0 
3 848,6 

2*655,5 

8 602,4 

76,0 

42 696,8 



22 641,2 

888,1 
1 670,3 



83138,6 



25 639,4 



92 850,7 



5 042,8 



22 620,7 



146 153,6 

83 138,9 

220 202,5 

1 107 648,1 



6 097,4 

5*542,4 
8 955,1 

43*929,8 



19 721,9 
1*370,7 

11,8 

3,0 



85 631,6 



12 083,8 



46 686,9 



7 671,5 



8 062,0 



74 504,2 
85 631,6 
160 135,8 
1 147 045,0 



28,0 

427,3 

7 569,6 

4 269,9 

9 277,6 

60,0 

48 348,2 



29 656,5 

*377,9 
213,9 

0,5 



3 470,8 



103 600,7 



1846,0 



44 602,8 



5 890,9 



5 435.2 



57 774,9 

103 600,7 

161 474,6 

1204287,7 



161,7 

8 432,2 
4 964,1 
8421,5 

91,9 

41 932,0 



23 754,9 

0,5 

178,3 



3 585,9 



100810,6 



841,0 



76 650,5 



28 329,8 



4 027,3 



100848,6 

100810,6 

210608,2 

1245804,6 



55,0 

10 739,7 

1 763,0 

9 589,6 

101,7 

80 439,8 



29 667,6 
5 000,0 

268,3 

*10,o 

4 680,0 
142314,7 



15 869,8 



29 636,0 



11 921,2 



57427,0 

142314,7 

100741,0 

1241836,9 



183,0 

16 401,1 

4 823,7 

12 649,5 

300,0 
62 811,4 

18 080,6 

30431,5 

8 500,0 

*125,2 
140,0 



8 565,0 



163 011,0 



1. 

la. 

2. 

2a. 

3. 

4. 

4a. 

5. 

5a. 

6. 

6a. 

7. 

8. 

8a. 



8b. 



17 148,3 



24 635,8 
33 879,0 



12 725,5 



88388,6 

163011,0 

251300,6 

1300300,8 



JlO. 
11. 



} 

1 

} 



12. 



12a. 
13. 
14. 



il5. 



1 245 053,6 



1 244 231,3 1 260 052,o 



1 336 040,6 



1 307 180,8 



1 365 762,2 



1456562,8 



1441578,6 



1551700,4 



— 198 — 




Einnahmen 



1872 



1873 


1874 


1875 


1876/77 
•/4 Jahre 


4 


5 


6 


7 



1. 



2. 



Einnahmen. 

I. Zölle und Terbraachssteaem. 

Aas dem Zollgebiete. 
a.>) 1. Zölle 



1» 



tf 



« 



2. Tabacksteuer 

3. Znckerstener: Materialstener . 

Yerbrauchsabgabe 

4. Salzstener 

5. Branntweinsteuer: 

(by) Maischbottich- nnd Materialsteuer 

c. Brennsteuer 

a. Yerbrauchsabgabe und Zuschlag dazu 

b.3) 6. Brausteuer und Uebergangs- 
abgabe von Bier 

Von den ausserhalb der Zoll- 
grenze liegenden Bundes- 
gebieten (Aversa). 

a.i) 7. Zölle und Tabacksteuer 

Zucker- und Salzsteuer 

(b) Maischbottich- und Branntwein- 
materialsteuer 

b.3) 8. Brausteuer •; • • • 

Ausserdem: Nachträgliche Ein- 
nahmen bezw. Eückzahlungen 

Summe I . . 

U. Beichsstempelabgaben. 

1. Spielkartenstempel 

2. Wechsel Stempelsteuer 

3. Stempelabgabe för Werthpapiere, 
Kaufgeschäfte etc. und Lotterie- 
loose 

4. Statistische Gebühr 

Summe n . . 



94 878,0 
1 300,4 
4 121,0 
• 

24 623,4 

23 465,1 



12 692,6 



122 610,0 

1 125.0 

45 453,4 

• 

33 083,9 
36 100,2 



15 039,7 



} 



2 204,8 



757,2 



164042,5 



5 080,4 



104 310,8 

1 182,3 

50 064,2 

• 

33 751,7 
37 077,9 



15 916,4 



110 604,6 

810,2 

40 241,7 

• 

33 247,0 
41 622,1 



134 853,0 

1 137,3 

50 525,4 

43 147,7 

46 731,4 



3 318,9 



1 040,1 



257 771,2 



5745,7 



5 080,4 



5 745,7 



3 208,9 

780,0 
336,7 

19,9 

246648,8 



6 000,7 



15 771,6 


20 203,8 


3 105,7 


4134,8 


866,0 


1069,4 


343,7 


478,1 


• 


634,1 


246 612,6 


302615,0 



6 105,6 



6000,7 



6 105,6 



8 183,4 



8183,4 



*) Einnahmen, an welchen alle Bundesstaaten Theil nehmen. ~ >) seit 1887. — ') Einnahmen, 
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in idoo Mark 



1877/78 


1878/79 


8 


9 



1879/80 



lO 



1880/81 



XI 



1881/82 



12 



1882/83 



13 



1883/84 



14 



1884/85 



15 



1885/86 
16 



100 020,1 

865,4 

45 184,8 

• 

34 986,6 
36 381,5 



15 417,3 



3 352,8 

823,8 
367,5 



101 140,0 

783,9 

40 995,3 

• 
35401,3 

37 501,3 



15 009,1 



237399,8 



6 451,1 



K 451,1 



3 304,9 

854,1 
358,0 

186,8 
235 534,6 



135 318,8 

896,7 

45 893,3 

• 

35 932,4 

36 857,0 



14 859,8 



163 583,7 

1 262,3 

28 046,5 

* 
36644,8 

35 366,8 



181 346,4 

6 581ii 

70 680,9 

• ' 

36 748,9 
35 321,4 



15464,1 



352,2 
5 831,1 



6183,3 



3 988,1 

832,0 
354,2 



274931,8 



1 038,2 
6 009,8 



154,7 
7202,7 



4 806,1 

898,6 
407,1 



15 631,7 



187 277,4 
11 259,1 
46 144,1 

• 

37 782,3 
37 518,4 



16 192,7 



190 805,3 

7 620,4 

37 774,5 

• 
37 933,8 

35511,0 



286480,0 



1 029,9 
6 155,9 



535,8 
7 721,6 



6 179,8 

917,4 
429,8 



353 837,4 



1 028,4 
6 389,4 

6 105,9 
535,2 

14 058,9 



6105,5 

. 961,9 
441,.2 

— 676,9 
343005,7 



17.168,4 



208 506,2 

8 361,1 

32 410,6 

• 

38693,6 
39 693,5 



{ 



988,0 
6 368,9 



11218,7 
534,5 

19 110,1 



4 239,3 
1 671,7 

961,7 
478,0 



— 257,0 
333907,1 



18063,4 



215 676;5 
10 164,6 
18 072,7 

• 

38716,7 
37 572,2 



18 308,4 



4 559,5 
1 572,7 

1 026,4 
491,e 



1 011,7 

6 472,4 

13 094,2 
565,1 

21 143,4 



353 378,6 



1 035,6 
6455,7 

13 600,5 
549,0 

21 640,8 



4 952;4 
1 020,9 

1 031,8 
523,1 

— 66,5 
345 972.8 



1 056,2 
6 302,5 



15 070,5 
543,1 

22 972,3 



an welchen Bayern, Württemberg, Baden und Elsass-Lothringen keinen Theil haben. 
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Kar 
pitel 



BdzeichnaDg der Etatsposten 



Einnahmen 



1885/87 



17 



1887/88 



18 



1888/80 



19 



1889/90 



20 



1890/91 



21 



1. 



2. 



9» 
« 



Einnahmen. 

L Zölle und Yerlnrauchssteiienu 

Aas dem Zollgebiete. 

a.«) 1. Zölle 

2. Tabackstener 

3. Znckerstener: Materiaist ener . 

Verbranchsabgabe 

4. Salztteaer 

Branntweinsteuer 

(b)*) Maischbottich- und Materialsteaer 

c. Brennstener ^ . 

a. Verbranchsabgabe und Zuschlag d^zu 

b.') 6. Branstener nnd Uebergangs- 
abgabe Ton Bier 

Von den ausserhalb der Zoll- 
grenie liegenden Bundes- 
gebieten. 

a.1) 7. Zölle und Tabackstener 

Zucker- und Salzsteuer 

(bj Maischbottich- und Branntwein- 
materialsteuer 

b.') 8. Brausteuer 

Ausserdem: NachtrSgliche Ein- 
nahmen bezw. Bückzahlungen 

Snmme I • . 

U. Beielisstempelabgabeii« 

1. Spielkartenstempel 

2. Wechselstempelsteuer 

3. Stempelabgabe ffir Werthpapiere 
Kaufgeschäfte etc. und Lotterie- 
loose 

4. Statistische Gebühr 

Snmme II . . 



232 454,0 

9 627,8 

15048,8 

• 

39 541,5 
36 158,3 



19 801,8 



5434,7 
1234,9 

963,0 
578,4 

33,4 
360876,6 



251 695,7 
10 466,3 
15 275,9 

39 718,5 

24 660,8 

19 Q05,o 

20 761,8 



1088,1 
6 260,2 

19504,9 
569,6 

27 422,8 



6 113,2 
1 417,7 

360,6 
627,8 

.35,1 
390 137,9 



283 149,4 

10840,8 

8888,6 

618,3 

41 287,3 

18086,8 

♦ 
81 631,6 

22 014,8 



4 977,2 



1 132,7 
6 413,2 



19 008,9 
591,1 

27 150,9 




349 876.1 
10 146,6 
11 170,9 
40 901,4 
40 592,8 

18 082,9 

91 463,6 
24 471,2 



471 839,0 



1 162,1 
6 559,7 



27 202,2 
621,9 

35 545,9 



48,9 

114,6 
0,3 

42,6 
586911,9 



1 225,8 
7 135,4 

33 455,6 
637,3 

42454,1 



368 287,0 

11043,1 

6 364,8 

52 191,7 

41 988,0 

16999,1 

103 381,2 
24838,3 



32,8 

10,2 

0,1 

.87,5 
025 229,8 



1 203,7 
7443,1 

26 082,2 
655,9 

3938^2 



1) s) 3) Yergl. die Anmerkungen auf Seite 198 und 199. 
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in 1000 Mark 



1801/92 



22 



1802/03 



^3 



1803/04 



24 



1804/05 



aS 



1805/06 



26 



180G/07 



27 



1807/08 



28 



1808/00 



29 



1800 

30 



378 470,3 

11481,7 

9 805,7 

55 139,6 

42 866,2 

19 336,8 

99 504,9 
24 772,0 



360 015,2 
11 296,0 
13 237,1 
52 226,1 
42 595,2 

19 801,5 

95 775,6 
24 957,3 



46,9 
11,1 

1,5 

— 192,0 
641 244,2 



1 245,3 
7 784,8 



24 063,4 
687,8 

33 781,3 



46,1 

15,9 
1,5 

36,7 
620004,2 



336 627,3 
10 918,4 

- 1 680,7 
72 745,9 
43 672,0 

19 207,3 

100 128,2 
25 751,5 



362 681,0 
11 330,0 

• 

80 372,2 
44 462,7 

18 024,9 

99 600,6 
25 470,2 



43,1 

16,7 
1,5 

— 351,1 
607080,1 



1 308,1 
7 536,6 



21 767,6 
690,3 

31 302,6 



1301,1 
7 783,3 



21 390,6 
728,2 

31 203,2 



46,4 



17,7 



1,5 



642007,1 



1 279,9 
7 757,6 

39 201,7 
754,6 

48 003,8 



383 242,4 
10 906,2 

• 
80 535,1 
45 466,6 

18 207,5 

1 090,8 

95 140,8 

27 433,7 



49,0 

17,9 
1,6 

— 452,8 
661 638,8 



433 719,3 
U 757,8 

• 

93 223,2 
46 874,0 

15 618,5 

1001,4 

101 532,2 

» • • • 

28 030,9 



1349,4 
8 316,2 



54 248,5 
832,8 

64 746,9 



53,0 

18,8 
1,6 

— 313,4 
731 517,3 



440 968,1 408644,0 
11 667,0 

• 
88 511,0 
46 655,0 

16 527,0 

101 157,0 
28 261,0 



1 422,3 
8 749,6 

47 711,1 
852,5 

58 735,5 



. 12 121,3 


• 

84 255,4 


47 268,7 


18 301,2 


670,1 


100 380,8 


29 697,2 


52,4 


17,5 


1,6 


- 318,3 


733 416,2 


1 446,4 


9 472,5 


47 241,4 


003,6 


50063,7 



442 376,0 
12 025,0 

• 
92 134,0 
47 249,0 

16 803,0 

102 455,0 
29 147,0 



48,0 



18,0 



1,5 



701 480,5 



1 420,0 
8 760,0 



49 812,0 
850,0 

60842,0 



52,0 



18,4 



1,6 



742261,0 



1 456,0 
9 472,0 



49 830,0 
890,0 

61 648,0 
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piiel 



Bezeiehimiig der Etatsposten 



Einnahmen 



isn 



1873 



1874 



.g« , 187i/77 

•/« Jahre 



3. 



3 a. 



4. 



5. 
6.— 17. 

18. 

18a. 



An Krediten, welche ent im nächsten 
Jahre fillig waren, ttanden ans: 

hei Kapitel 1: 
Tit 1. ZöUe 

„ 2. Tahackfltener 

, 3. ZackerBtener: Materiahtener . . 

Verhranehsabgahe 

9 4 Salzsteuer 

« 5. Branntweinsteuer: 

Maischbottich- n. Materialstener 

Verbraachsabgahe 

^ 6. Arersa Ton Sachsen -Weimar 
nnd Sachsen-Cobnrg 

^ 7. Ayersa f&r Zölle nnd Yer- 
branchsstenem 

bei Kapitel 2: 
Tit. 1. Spielkartenstempel 

Zusammen . . . 

EU« Post- nnd Telegraphen- 
yerwaltong« 

Einnahme 

Fortdauernde Ansgabe 

Mithin ist Ueberschnss . . . 

Ff« Beichsdmckerei« 

Einnahme 

Fortdanemde Ausgaben 

Mithin ist Ueberschnss . . . 

T« Eisenbahnyerwaltnng« 

Einnahme 

Fortdauernde Ausgaben 

Mithin ist Ueberschnss . . . 

TL Bankwesen 

TU. Terschiedene Terwaltnngsein- 
nahmen 



Till. Ans dem Reichs - Inyaliden- 

fonds 



(Tllla.) Münzwesen 1) 



15899,7 



30 333,9 



8198,6 



11 716,0 



621,7 



833.6 



67 603,h 



99 967,0 
85 913,3 
i40S3,7 



25 197,9 

19 672,9 

5 S2S,o 



1204,1 



220,9 



15 976,1 15 015,9 



31384,4: 32 649,7 



8359,7 8539,5 



11 256,3 



2,1 



911,8 



67 890,A 



105 029,6 

96 070,4 

8959,2 



31 476,1 

29 916,2 

i SS0,9 



12 222,4 



2,3 



933,8 



69363^^ 



109 039,2 

103882,7 

5 150,5 



34 260,7 

29 156,8 

S 103,9 



2 722,5 

25 908,3 
949,6 



2272,6 

20 943,6 
3 920,1 





13 278,6 


• 

39909,9 


• 

8422,9 


12 588,6 

• 


2.4 


1006,> 


• 

7ö208,B 


114 941,1 


109 497,9 


5 443,9 

• 


• 

35 004,1 


26 045,0 


8959,1 

• 


2255,0 


26381,3 


9052,0 



10 098,3 



52 128,9 



6 351,1 



18 556,4 



3,4 



1292,5 



88 429,9 



146 818,7 

138 557,7 

8 261,0 



43 815,3 
33 387,4 
10 427,9 

1 957,9 
7490,2 

33 721,0 

32884,0 



') Von 1891 ab bei Kap. VII yerrechnet. 
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in 1000 Mar 


k 
































Ka- 
pitel 


1877/78 


1878/70 


1870/80 


1880/81 


1881/82 


1882/83 


1883/84 


1884/85 


1885/80 


8 


9 


lO 


II 


12 


13 


H 


15 


16 




13 745,2 


15 863,2 


10 695,1 


16 620,5 


18 550,1 


2^1 662,1 


20111,2 


23 543,8 


23416,3 




• 


• 


• 


5 247,8 


9 354,9 


5 986,8 


5 520,7 


5 847,7 


4 916,4 




57 501,6 


64 542,5 


68 714,0 


84831,0 


86 083,S 


114 278,1 


121 258,8 


134 504,1 


101 374,3 




• 

6 655,8 


• 

6 773,7 


• 

6 985,9 


• 

7 130,7 


7 498,8 


• 

7 642,3 


• 

7865,0 


• 

7 892,2 


• 
7 987,7 




17 816,4 

« 


17 839,3 

• 


16 574,0 

• 


17 863,2 

• 


19 472,4 

V 


17 062,1 

• 


19114,9 

• 


18 251,3 

• 


18 849,2 

• 




3,2 


. 3,2 


- 3,0 


• 3,2 


3,4 


3,0 


3,3 


3,2 


3,8 




1411,5 


1 542,5 


1 509,8 


1 919,0 


. 2 209,6 


2 574,5 


2 690,9 


2 925,8 


2 422,3 




• 


311,2 


220,0 


238,4 


215,3 


231,1 


225,9 


233,8 


247,6 




97133,1 


106 873,ß 


104 701,z 


133 853,% 


143387,^ 


169 440,0 


176 790,1 


193 20U 


159217,1 


3. 


123 619,5 


126 233,2 


131 528,8 


136 647,2 


145 860,7 


151453,8 


158 190,4 


166 207,1 


172 242,2 


V* 


113 603.3 


112148,9 


114 026,1 


117 899,6 


121 781,4 


127 112,9 


133 822,7 


139 563,8 


146 201,0 




10010,2 


14084,3 


17 502,7 


18 747,6 


24070,3 


24340,9 


24 307,7 


20 043,8 


20 041,2 


€\ — 


• 


1 342,5 


3 255,3 


3187,1 


3 352,8 


3884,8 


3 845,4 


4 014,8 


4 174,0 


3a 


• 


1 112,0 


2 219,3 


2 272,8 


2 288,3 


2 831,5 


2 760,6 


2 965,7 


3 024,7 




• 


230,5 


1 030,0 


014,8 


1004,0 


1 053,8 


1084,8 


1040,1 


1 140,3 


j 


35 263,8 


36 504,6 


37 519,2 


40 102,9 


44 274,0 


44 662,1 


45 901,2 


46 731,4 


45 124,8 


4. 


25 009,6 


25 955,5 


25 233,6 


25 921,5 


27 505,4 


28 255,4 


29 47M 


28986,8 


28 199,0 




10 254,2 


10540,1 


12285,6 


14 181,4 


10 708,6 


10400,7 


10 420,8 


17 745,1 


10025,3 




2 153,0 


2100,5 


010,8 


1800,4 


2031,1 


3 102,8 


2 108,5 


2 130,0 


2 004,4 


5. 


11 438,6 


707,4 


7277,6 


5 587,4 


7 324,0 


707,7 


0400,5 


8 508,8 


8725,1 


6.— 1 


31041,0 


31 200,9 


32 344,5 


31 207,9 


30 310,0 


20 503,3 


28 720,0 


28 034,4 


27 340,9 


18. 


27 834,0 


303,0 


IV 


• 


• 


• 


« 


« 


• 
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Ka- 


Bezeichnung der Etatsposten 


Einnahmen 


pitel 


1886/87 


1887/88 


1888/89 


1889/90 


1890/91 


I 


2 


17 


i8 


19 


20 


21 



3. 



3 a. 



4. 



D. 



6.— 17. 



18. 



An Krediten, weiche erst im nächsten 
Jahre f&llig waren, standen aus: 

bei Kapitel 1: 
Tit. 1. Zölle 

„ 2. Tabackstener 

„ 3. Zuckersteuer: Materialstener . . 

Verbranchsabgabe 

„ 4. Salzstener 

„ 5. Branntweinsteaer: 

Maischbottich- u. Materialsteuer 

Verbrauchsabgabe 

„ 6. Aversa yon Sachsen -Weimar 
und Sachsen-Goburg 

„ 7. Aversa f&r Zölle und Ver- 
brauchssteuern 

bei Kapitel 2: 
Tit. 1. Spielkartenstempel 

Zusammen . . . 

in. Post- nnd Telegraphen- 
yerwaltmig« 

Einnahme 

Fortdauernde Ausgaben 

Mithin Ist Uel)erschnss . . . 

IT. Beichsdrackerei« 

Einnahme 

Fortdauernde Ausgaben 

Mithin ist Ueberschnss . . . 

T. EisenhahnTerwaltnng. 

Einnahme 

Fortdauernde Ausgaben 

Mithin ist Ueberschuss . . . 

VI. Bankwesen 

YII. Terschiedene Terwaitnngsein- 
nahmen 

Till. Ans dem Beiehs - Inraiiden- 

fonds 



25064,8 

5 153,7 

124 933,5 

• 

8 048,4 
16 449,1 



2,7 

3004,7 

245,6 
182 902, h 



179 854,0 

152 167,2 

27686,8 

4 285,1 
2 956,3 
1328,8 

47 184,1 
28 142,8 
10041,3 

001,3 

8 303,6 
27 450,4 



23 899,4 

5 011,4 

106 270,2 

» 

8 250,4 

13 004,4 
37 808,8 



2 560,9 

264,1 
197 069,6 



189 931,1 

159 364,9 

30 566,2 

4 776,3 
3 282,7 
1 403,6 

49 565,7 
29 026,6 
20 530,1 

2063,8 
10 650,3 
26 016,6 



31 787,6 

4 333,0 

59 695,8 

20 776,8 

8 242,0 

11 009,3 
48 785,6 



133,5 

294,9 
18Ö 008,5 



201 122,4 

169 403,6 

31 718,8 

4 658,2 
3 283,5 
1374,7 

50 066,4 
29 728,8 
20 337,6 

1088,2 
11767,0 
26424,5 



38474,5 

4 970,1 

70 456,3 

27 466,3 

8 089,5 

11 663,2 
56 191,1 



13,9 

282,5 
217 607,4 



214 070,2 

181 106,4 

32963,8 

4 871,9 
3 464,4 
1407,5 

53 914,5 
31 559,7 
22 354,8 

3 248,4 
11 482,7 



36 223,4 

5 172,5 

76 756,4 

27 564,1 

8 500,9 

10 739,3 
57 777,2 



14,3 

290,6 
223038,1 



224 722,3 

200 252,2 

24470,1 

5 461,5 
3 919,1 
1 542,4 

54 670,1 
34053,8 
20 616,3 

7458,1 
12862,8 
25 580,9 
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in 1000 Mar 


k 


































Kar 
pitel 


1891/tK2 


1802/03 


1803/04 


1804/05 


1805/06 


1806/07 


1807/08 


1808/00 


1800 


22 


«3 


^ 


»5 


26 


27 


28 


29 


30 




40 688,6 


34 667,1 


r 

38 477,5 


39 350,4 


46 656,7 


51 574,3 


56 783,3 








4 478,4 


4 392,4 


4 671,9 


4 460,6 


5184,7 


4 676,4 


4 676,4 








70 238,0 


• 


• 


• 


• 


• 


• 








25 947,9 


44 394,6 


47 290,8 


47 813,3 


49 087,3 


52 883,2 


59 049,9 








8 632,6 


8 863,6 


8 908,8 


9 198,0 


9 636,4 


9491,2 


9 560,2 








10 069,5 


9491,5 


9 679,2 


8866,5 


8445,1 


8 159,5 


8184,3 


' 






56 730,7 


57 625,0 


57 495,0 


58 095,2 


60 729,7 


61 454,9 


64 635,2 








• 

19,9 


12,7 


• 

13,6 


• 

13,6 


• 

14,8 


• 
15,0 


• 

15,9 








303,2 


292,4 


299,4 


349,2 


365,7 


• 


• 








2n 108,% 


159 739,z 


161 S3ö,i 


168 146,s 


180120,4 


1882ö4,i 


202 872,2 






3. 


234 997,9 


246 586,4 


256466,7 


269 778,0 


287 049,6 


299 789,2 


324 783,3 


331 471,0 


360 448,6 


213 165,1 


221 988,3 


229 969,5 


240 758,3 


252 825,9 


263 732,5 


282 535,? 


291 699,8 


313 383,3 




21 832,8 


24 508,1 


26 407,2 


20 010,7 


34223,7 


36<N)6,7 


42248,1 


30 771,2 


47065,3 




5 768,3 


5 897,2 


5 691,5 


5 904,9 


6 019,1 


6 227,6 


7 068,0 


6 496,0 


7 046,0 


3a 


4 063,8 


4 462,0 


4 281,4 


4450,6 


4 544,3 


4 603,2 


4 892,0 


4 856,7 


5 172,1 




1 704,5 


1435,2 


1 410,1 


1454,3 


1 474,8 


1624,4 


2 176,0 


1 630,3 


1 873,9 




57 469,5 


59 201>4 


62 352,6 


62 758,0 


68 546,0 


71 883,6 


75 515,2 


75 440,0 


80 351,3 


4. 


36 124,2 


36 840,9 


37 662,5 


40 327,0 


43 293,2 


44 784,5 


48 894,5 


49119,1 


53 767,7 




21 345,3 


22 360,5 


24 600,1 


22431,0 


25 252,8 


27000,1 


26 620,7 


26 320,9 


26 583,6 




8607,3 


4348,6 


8 502,7 


3 016,0 


3088,3 


8880,1 


10600,7 


5 088^3 


780,6 


5. 


0986,3 


11 106,0 


10608,7 


11 031,1 


13 765,9 


14810,9 


16 567,1 


14 470,2 


14 075,5 


6.—r 


25 231,0 


24622,0 


26474,8 


21 783,7 


28 767,5 


28 752,9 


28763,9 


28646,5 


27038,5 


18. 
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Bezeichnang der Etatsposten 



Einnahmen 



1872 



1873 


1874 


4 


5 



1875 



187«/77 
•/# Jahre 



IX. Zinsen ans heleg^ten Beiehs- 

geldem 

X. Aus der YerSnssemng yon Par- 
zellen des ehemaligen Stettiner 

Festnngsterndns 

XI. Matriknlarheiträgre. 

1. Preassen 

2. Bayern 

3. Sachsen 

4. Württemberg 

5. Baden 

6. Hessen . . ■ 

7. Mecklenburg-Schwerin 

8. Sachsen-Weimar 

9. Mecklenburg-Strelitz . 

10. Oldenburg 

11. Braunschweig 

12. Sachsen-Meiningen 

13. Sachsen -Alten bürg 

14. Sachsen-Coburg-Gotha 

15. Anhalt. . *. 

16. Schwarzburg-Sondershausen 

17. Schwarzburg-Rudolstadt 

18. Waldeck 

19. Reuss ältere Linie 

20. Beuss jüngere Linie 

21. Schaumburg-Lippe 

22. Lippe 

23. Lübeck 

24. Bremen 

25. Hamburg 

26. Elsass-Lothringen 

Summe XI . . . 

XII. Ausserordentliche Deckungs- 

mittel. 

Ans dem Keichstagsgebäudefonds . . . 

Aus Anleihen 

Sonstige ausserordentliche Deckungs- 
mittel 

Aus der französischen Eriegskosten-Ent- 
schädigung und den yon derselben 
aufgekommenen Zinsen 

Aus dem Reichs-Festungsbaufonds . . 

Aus dem Reichs-Eisenbahn baufonds^) . 

Summe XII . . . 



51 716,4 

15 656,4 

5 330.4 

5 867,8 

4 522,7 

1838,5 

1 257,2 

419,7 

218,4 

627,0 

615,0 

266,7 

217,8 

123,9 

269,5 

99,4 

111,1 

87,1 

67,3 

129,9 

47,8 

178,2 

68,1 

196,9 

541,1 

3649,0 

94123,3 



90,4 



1134621,7 



1134712,1 



33 383,4 

16 683,5 

3748,1 

6 223,8 

4 690,0 

1 601,3 

880,5 

318,6 

•161,1 

495,4 

408,1 

203,1 

177,1 

177,8 

199,3: 

75,2 
85,5 
66,6 
55,5 

102,1 
37,6 

145,0 

51,2 
141,4 

386,3 
3446,1 

73943,6 



1,1 



1055677,9 



105S 079,0 



9967,4 



32 949,7 

14 713,3 

3 094,5 

5 592,o! 

3 763,3 

1 398,7 

636,7 

375,5 

137.3 

442,8 

321,3 

263,7 

187,0 

239,1 

277,8 

85,2 

105,2 

76,2 

65,1 

107,9 

40,0 

167,7 

40,9 

124,2 

279,7 

1 659,5 

67 144,3 



0,4 



305 106,7 



305 107,1 



11964,3 



32 113,9 
15 319,6 

3 240,0 
5 784,1 

4 249,8 

1 368,3 
639,1 
427,3 
137,4 
457,8 
387,6 
298,2 
214,5 
271,4 
332,4 

100,5 
117,5 

82,8 

73,3 
135,3 

46,9 
170,4 

68,2 
193,8 
538,8 

2 200,6 

68969,5 



185 782,6 

(18 123,6) 
18S 782,6 



15 957,2 



39 754,4 
20 098,7 

4 596,0 
7483,9 

5 809,3 
1 453,4 

947,7 
501,7 
165,5 
547,8 
606,4 
332,9 
255,9 
307,4 
381,7 

119,9 

130,9 
92,6 

81,5 

170,2 

58,4 

176,6 

116,3 

298,8 

889,8 

3 842,6 

89220,3 



16 300,0 



100 075,5 

11 563,6 

(15 701,4) 

127 939,1 



Gesammtsnmme der Einnahmen . . . 



1418962,0 



1432939,0 



675 271,0 



571 525,9 



638 957,0 ! 



1} Die für 1875 bis 1882/83 unter Reichseisenbahnbaufonds aufgeführten Zahlen sind bereits 
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in 1000 Mar 


k 














Ka- 
pitel 


1877/78 


1878/70 


1870/80 


1880/81 


1881/82 


1882/83 


1883/84 


1884/85 


1885/86 


S 


9 


lO 


XI 


12 


13 


14 


15 


16 




9 122,5 


8150,6 


7 050,2 


5 127,2 


4656,2 


3 876,9 


3002,0 


2 626,3 


2447,6 


19. 


• 
36 414,0 


• 
41 615,1 


• 
43 641,8 


• 
38 808,2 


• 
52 501,4 


• 
52 249,7 


• 

44 865.5 


• 
40^99,8 


• 

62 633,0 


20. 
22. 


19 724,9 


19 706,2 


18 906,8 


18403,8 


20 149,6 


20 278,8 


19 842,8 


18414,3 


23 283,5 




4 013,0 


4 588,6 


4 679,8 


4 156,6 


5 625,0 


5 598,p 


4 981,8 


4 336,5 


6 820,3 




6 877,8 


6 815,4 


6 736,6 


6 226,9 


7 281,4 


7 670,0 


7 351,8 


6 881,8 


8 677,5 




5 050,8 


4 843,6 


4 831,9 


4491,9 


5 185,5 


5 359,9 


4 836,7 


4 641,0 


6 053,4 




1211,6 


1 426,6 


1 498,5 


1 366,6 


1 806,7 


1 794,7 


1 541,5 


1 383,8 


2 149,8 




791,8 


814,6 


937,1 


834,9 


1 129,4 


1 124,0 


928,9 


852,5 


1 324,9 




403,7 


450,9 


496,3 


441,6 


597,4 


594,6 


507,4 


457,4 


710,8 




131,3 


139,0 


161,9 


144,2 


195,1 


194,2 


162,6 


148,1 


230,2 




440,2 


489,6 


540,9 


481,4 


651.2 


648,1 


553,2 


498,6 


774,9 




475,1 


511,8 


554,6 


493,1 


667,3 


664,1 


578,8 


515,5 


801,5 




266,8 


304,1 


329,6 


293,2 


396,7 


394,8 


342,6 


305,9 


475,4 




201,3 


224,1 


247,1 


219,9 


297,5 


296,0 


256,0 


229.0 


356,0 




252,3 


291,4 


309,6 


275,3 


372,4 


370,6 


322,8 


287,7 


447,1 




294,1 


337,4 


362,1 


322,0 


435,6 


433,5 


395,5 


343,6 


534,0 




91,9 


100,1 


114,2 


101,7 


137,6 


137,0 


116,1 


105,1 


163,3 




. 104,4 


116,7 


129,9 


115,6 


156,4 


155,6 


130,1 


118,6 


184,4 




73,7 


78,3 


92,6 


82,5 


111,6 


111,1 


89,9 


83,5 


129,8 




64,4 


74,0 


79,6 


70,8 


95,8 


, 95,4 


85,6 


75,0 


116,6 




127,6 


142,6 


156,6 


139,3 


188,4 


187,5 


173,7 


149,7 


232,7 




46,2 


51,4 


56,2 


50,0 


67,6 


67,3 


58,7 


52,3 


81,2 




152,8 


173,4 


190,4 


169,5 


229,3 


228,2 


, 200,0 


177,7 


276,1 




83,9 


91,7 


96,6 


85,8 


116,1 


115,5 


111,3 


93,9 


146,0 




208,4 


245,4 


241.9 


214,4 


200,0 


288,6 


270,2 


231,5 


359,8 




563,1 


645,9 


660,9 


585,9 


792,6 


788,8 


833,2 


670,5 


1 042,1 




3 043,4 


3 067,6 


3 392,4 


3 095,9 


3 810,9 


3 838,4 


3 182,7 


3 042,3 


4 432,4 




81 108,5 


87345,5 


80 445,9 


81 671,0 


103 288,5 


103 684,4 


02 710,4 


84445,1 


122436,7 




• 


• 


• 


• 


• 


6 413,6 


863,4 


813,2 


802,2 




51 812,6 


63 344,4 


77 337,0 


49 925,2 


52 205,8 


30 154,9 


24 651,8 


38 065,9 


31 311,5 


23. 


• 


237 575,1 


4 345,4 


25,0 


200,5 


• 


1 302,8 


2 614,7 


1 006,0 


24. 


32 640,4 


33 882,8 


30894,1 


14 150,1 


8 442,6 


5 453,4 


992,4 


91,4 


186,6 


»» 


23 248,4 


35 219,7 


21 791,6 


12 757,9 


15 168,6 


9 199,4 


4 655,2 


4 540,4 


5 922,1 


•1 


(9 536,2) 


(17 122,8) 


(17 102,0) 


(5 406.7) 


(3 575,2) 


(2 733,2) 


4 606,7 


1 273,3 


32,0 


n 


107 701,4 


370 022,0 


134368,1 


76858,2 


76017.0 


51 221,3 


37 073,0 


47 308,9 


30 260,4 




535 120,3 


772 036,7 


584083,3 


530387,5 


634041,0 


602073,1 


566065,^ 


503 606,4 


615 372,0 





in den Zahlen „ans der firanzosischen EriegsentschSdignng** mitenthalten. 
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Kar 
pitel 



Bezeichnung der Etatsposten 



Einnahmen 



1886/87 



17 



1887/88 


1888/89 


1880/00 


18 


19 


20 


im,7 


Wo, 8 


« 
707,0 


111,7 


287,2 


440,1 


100 882,0 


127 162,9 


134 260,0 


31 470,9 


29 577,9 


29 294,5 


11297,3 


14 518,8 


15 080,6 


11488,4 


10 856,8 


10 708,7 


8318,1 


7 999,4 


7 716,9 


3 413,2 


4 258,0 


4 536,4 


2 057,1 


2 524,2 


2 726,8 


1 120,9 


1 391,6 


1488,4 


352,4 


427,7 


466,4 


1 219,7 


1 512,0 


1 619,2 


1 323,5 


1 696,4 


1 765,8 


765,5 


964,7 


1 018,8 


575,0 


726,3 


765,5 


709,4 


884,7 


942,7 


881,8 


1 130,8 


1 176,6 


262,3 


330,0 


349,0 


298,5 


377,6 


397,5 


202,3 


248,9 


268,2 


198,1 


258.9 


265,0 


392,1 


509,9 


524,3 


132,4 


168,3 


176,4 


439,5 


549,8 


584,2 


240,5 


307,9 


320,8 


589,0 


750,9 


785,2 


1 831,3 


2 445,1 


2 458,8 


6 476,1 


7 797,0 


8 436,0 


186 937,3 


21037S,5 


228 132,7 


957,6 


1 092,2 


1 973,2 


233 109,0 


166 970,5 


240 561,0 


1 375,1 


2 639,8 


5 145,1 


363,5 


120,6 


63,1 


15 218,0 


4 099,5 


2 399.5 


• 
2S1 023,2 


• 

174022,6 


• 
250 141,9 



1800/01 



21 



19. 



20. 



22. 



23. 
24. 



.» 






IX. Zinsen ans belegten Beichs- 

geldem 

X« Ans der Ter&ussemng yon Par- 
zellen des ehemaligen Stettiner 
Festnngsterrains 

XI. Matrikularbeitrftge. 

1. Prenssen 

2. Bayern 

3. Sachsen 

4. Württemberg 

5. Baden 

6. Hessen 

7. MecUenbnr^- Schwerin 

8. Sachsen- Weunar 

9 Mecklenbnrg-Strelitz 

10. Oldenburg 

11. Braanschweig 

12. Sachsen-Meiningeu 

13. Sachsen-Altenburg 

14. Sachsen-Coburg-Gotha 

15. Anhalt 

16. Schwarzburg-Sondershansen .... 

17. Scnwarzburg-Rndolstadt 

18. Waldeck 

19. Eenss filtere Linie 

20. Eenss jüngere Linie 

21. Schaum bnrg-Lippe 

22. Lippe 

23. Lübeck 

24. Bremen 

25. Hamburg 

26. Elsass-Lothringen 

Snmme XI . . . 

XII. Ansserordentliche Decknngs- 

mittel. 

Aus dem Eeichstagsgebäudefonds . . . 

Aus Anleihen 

Sonstige ausserordentliche Deckungs- 
mittel 

Aus der französischen Eriegskosten-Ent- 
scbädigung und den von derselben 
aufgekommenen Zinsen 

Aus dem Beichs-Festungsbaufonds. . . 

Aus dem Beichs-Eisenbahnbaufonds . 

Snmme XII . . . 



1085,4 



70 738,3 

26 972,6 

7 781,9 

9 968,4 

6 855,7 

2 433,4 

1 480,2 

801,4 

258,2 

873,7 

909,2 

538,6 

402,8 

506,9 

613,5 

183,7 

206,6 

144,1 

133,3 

268,4 

92,2 

313,6 

170,2 

416,4 

1 246,3 

4 908,8 

130 218,4 



1 267,5 
46 806,7 

1411,0 



155,2 

7 841,4 

21,1 

57 502,9 



522,8 



400,5 



182 993,3 

40 501,4 

20 556,6 

14 964,3 

11 369,1 

6 181,8 

3 716,6 

2 028,7 

635,7 

2 206,9 

2 406,8 
1388,6 
1043,4 
1284,8 
1 603,6 

475,6 
541,7 
365,6 
361,3 
714,7 
240,4 
796,2 
437,2 
1 070,3 

3 351,3 
11 179,0 

312 414,9 



3 128,6 
176 258,2 

7 333,8 



13,2 



180 733,8 



Gesammtsnmme der Einnahmen . . . 



071 808,8 



040203,8 



005 070,3 



1200400,9 1253210,6 



